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Vorwort. 



Das vorliegende Buch verdankt seine Entstehung 
einer Reihe von Aufsätzen über die Justizreformen in 
Oesterreich, welche ich in den Jahrgängen 1865 und 
1867 der österreichischen Revue mitgetheilt habe. 

Indem ich die Arbeit nunmehr gesammelt und mit 
den nöthigen üebersichten versehen als ein Ganzes der 
Oeffentlichkeit übergebe, sei es mir gestattet, dieselbe 
mit wenigen Worten zu begleiten. 

Es ist über den Zweck und Nutzen der Rechtsge- 
schichte zum Verständniss der gegenwärtigen Rechts- 
zustände so Vieles und Ausgezeichnetes von massgebender 
Seite gesagt und geschrieben worden, dass ich darüber 
mich zu verbreiten füglich unterlassen mag. Gleichwol 
hat gerade die österreichische Rechtsgeschichte eine 
umfassende Bearbeitung bisher nicht gefunden. 

Die deutsche Reichs- und Rechtsgeschichte ist aller- 
dings eine reiche Quelle der Erkenntniss und trägt zum 
Verständniss des östen-eichischen Rechtes im Ganzen 
und in manchen seiner Theile wesentlich bei. Allein 
nicht in allen Zweigen und nicht zu allen Zeiten, nament- 
lich nicht im 18. und 19. Jahrhundert ist die Entwicke- 
lung des österreichischen mit jener des gemeinen deut- 
schen Rechtes Hand in Hand gegangen, und so sehr 
die Geschichte dieses, so wie jene des römischen Rechtes 
zum Verständniss des österreichischen beitragen, die 
specifische, eigenthümliche Entwickelung des letzteren, 
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insbesondere die Entwickelung einzelner österreichi- 
scher Rechtsinstitute und Rechtsorgane, können 
wir daraus nicht lernen. 

Was in dieser Richtung Bedeutendes bisher ge- 
leistet wurde, hat fast ausschliesslich die Rechtszustände 
einer Zeit im Auge, in der es nur Parti culaiTCchte der 
österreichischen Provinzen gab. Die Rechtsgeschichte 
jener Periode, in welcher erst von einem gemeinschaft- 
lichen östciTcichischen Rechte gesprochen werden kann, 
das ist gerade jene des 18. und 19. Jahrhunderts, war 
wie gesagt nicht bearbeitet. 

Gerade diese Epoche hatte aber für mich abge- 
sehen von dem Zwecke eines besseren Verständnisses 
des gegenwärtig giltigen osteireichischen Rechtes ein 
erhöhtes Interesse dadurch, dass 'sie mir in dem Ver- 
schmelzen der verschiedenen Partikularrechte eine Be- 
kräftigimg bot, der in meiner Erstlingsarbeit — Pr(5cis 
d'un Code du droit international — ausgesprochenen 
Ueberzeugung von der Möglichkeit der Codification eines 
allgemein und überall giltigen Rechtes. Ist doch die 
Vereinigung der Provincialrechte zu dem im ganzen 
Staate anerkannten Gesetze nur der Uebergang zu dem 
Jus Universale das in anderem als römisch -rechtlichen 
Sinne aus^ d^n verschiedenen staatlichen Gesetzgebungen 
und aus dem piaktischen Völkerrecht der Gegenwart 
i-esiiltiren wird und muss. 

Indem ich mich zur Bearbeitung der österreichischen 
Eechtsgeschichte des 18. und 19. Jahrhunderts entschloss, 
musste ich bei dem Mangel an Vorarbeiten an die 
Quellen selbst gehen und aus dem Codex austriacus und 
den verschiedenen späteren Gesetzsammlungen zunächst 
zu eigenem Nutz und Frommen eine Skizze der Ent- 
wickelung des österreichischen Rechtes zu entwerfen 
versuchen. 

Ich sah bald ein, dass es bei der Menge des Stoffes 
und bei dem Mangel jeder Vorarbeit unmöglich sein 
würde, meinen Gegenstand erschöpfend zu behandeln. 
Könnte man doch mit der Geschichte eines einzelnen 
Rechtsinstitutes ganze Bände füllen. Wollte ich daher 
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mit meinem Streben nicht aus Rand und Band gerathen, 
so musste ich mich bescheiden, mir den Entwickelungs- 
gang in grossen Linien zu entwerfen und für eigenes 
späteres , oder fremdes Studium die Punkte nur anzu- 
deuten, welche weiter ausgeführt werden konnten, 

Eine solche Arbeit vermag ihrer Natur nach nicht auf 
Vollständigkeit in den einzelnen Theilen Anspruch zu 
machen, und ist schwierig insbesondere desshalb, weil 
der Arbeitende um das für seine Darstellimg wichtige 
und nothwendige zu gewinnen, das ganze umfassende 
Material auch im Detail durchstudieren muss. Sie ist 
aber auch undankbar, weil diese Mühe und dieses Stu- 
dium dem Lesenden, der nur dag Resultat zur Hand 
bekömmt, nicht in die Augen springen. 

Es kamen jedoch zu den in dem Unternehmen selbst 
gelegenen Schwierigkeiten noch andere ausser demselben 
begründete. 

Mein ämtlicher Beruf brachte es mit sich, dass ich 
der Arbeit nicht meine ganze Thätigkeit widmen konnte. 
Letztere gehört zunächst den Berufspflichten und nur in 
so ferne mir die strenge Erfüllung derselben Müsse Hess, 
konnte und durfte ich mich Studien widmen, die mir Er- 
holung und Abwechslung neben den praktischen Ar- 
beiten gewähren sollten. 

Aber auch diese kurz bemessene Zeit konnte nicht 
ganz ' verwendet werden, wollte ich mancherlei socialen 
Pflichten gerecht werden, denen mich zu entziehen, mir 
schwer gefallen sein würde. 

Waren mir diese Schwierigkeiten schon während 
der Arbeit in den Weg getreten, so tiaf mich die Durch- 
sicht und Herausgabe des Buches in einer Zeit, wo ich 
durch die Organisirung der Bezirksgerichte im Sprengel 
des österreichischen Oberlandesgerichtes durch Monate bis 
in die Nacht amtlich in Anspruch genommen war. 

Diese theils in der Art der Arbeit, theils ausser 
derselben gelegenen Umstände mögen bei Beurtheilung 
des Buches freundlich in Erwägung gezogen werden. 
Ich weiss, dass es nicht fehlerlos ist; ich weiss, dass 
ihm manche Lücken und Mängel ankleben, ich glaube 
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aber auch mit einiger Beruhigung sagen zu dürfen, dass 
es so gut ist als es im Hinblick auf die Schwierigkeiten, 
die jedes Unternehmen auf bisher ungebahntem Wege 
begleiten und in Hinblick auf die Verhältnisse des Ver- 
fassers sein konnte. 

Möge die chronologische Uebersicht der im Werke 
bezogenen Gesetze und Verordnungen, welche nur den 
geringsten Theil desjenigen bilden, was, um es zu 
schreiben, durchstudirt werden musste, Zeugniss geben 
von dem redlichen Streben des Verfassers, und möge das 
alfabetische Register das Buch auch dem Praktiker von 
einigem Werth erscheinen lassen und denjenigen die 
Mühe erleichtem, welche auf dem nun einmal betretenen 
Wege die neuere österreichische Rechtsgeschichte nach 
mir bearbeiten werden. 

Schliesslich sei das Bnch auch jenem nicht juristi- 
schen Theile des Publikums freundlich empfohlen, welcher 
in der Rechtsgeschichte mit Grund einen der wichtigsten 
Zweige der Culturgeschichte der Staaten erblickt 

Wien, am 21. Februar 1869. 



Alphons von Domin« 



Inhalt. 



Seite 
Einleitang , 1 

I. Die österreichische Justiz im Jahre 1740 3 

11. Die Theresianischen Reformen 32 

III. Organisation und Legislation unter Kaiser Joseph II. . . .89 

IV. Kaiser Leopold IL und die Restauration in der Gesetzgebung « 197 
y. Die österreichische Justiz unter Kaiser Franz 1 212 

VI. Die letzten dreizehn Jahre der Patrimonialjustiz unter Kaiser 

Ferdinand 1 335 

L Anhang: Chronologische Uebersicht der in der Rechtsgeschichte 

bezogenen österreichischen Gesetze und Verordnungen . 362 
II. Anhang: Alfabetisches Register . '. 369 



Einleitung. 



Her bald unbemerkt sich vollziehende, bald in auffallenden Er- 
scheinungen sich kundgebende Fortschritt im Gesammtleben der 
Menschheit, die Wandlungen und Umgestaltungen der Gesellschaft, 
das Auftauchen neuer, bislier ungekannter Verhältnisse, ^reiche neue 
Normen zur Regelung und Beurtheilung ihrer rechtlichen Existenz 
und Wirkung erfordern, dann die nie ruhende Entwickelung des 
Bechtsbewusstseins an sich, so wie die damit im Zusammenhang 
stehenden Modificationen in der Bechtswissenschaft und der prak- 
tischen Durchführung derselben, bedingen von Zeit zu Zeit eine 
Umänderung der Justizgesetze, welche dem Bechtsbewusstsein der 
Zeit und des Staates, dem sie angehören, Ausdruck zu geben be- 
stimmt sind. Aeussern sich solche Veränderungen schon im ma- 
teriellen Civilrechte, so treten sie noch viel entschiedener auf 
bezüglich der formellen Geltendmachung civilrechtlicher Ansprüche, 
bezüglich der als strafbar erkannten Handlungen, bezüglich der Art 
ihrer Untersuchung, der mit denselben verbundenen gesetzlichen 
Folgen und der staatlichen Organe, welche Becht zu sprechen haben. 

Mehr jedoch als in irgend einem anderen Staate war in Oester- 
reich die Justizgesetzgebung seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
häufigen Wandlungen unterworfen; denn nicht nur war es, wie 
anderwärts, das mit den socialen Verhältnissen sich umwandelnde 
Bechtsbewusstsein, welches Aenderungen erheischte, die Verschieden- 
heit - der unter dem Habsburgischen Scepter vereinigten Nationen, 
die unendliche Mannichfaltigkeit ihrer historischen Entwickelung und 
der Civilisationstufen, auf welchen sie sich befanden, hatte in jeder 
Provinz verschiedene Bechtsgesetze, fast in jeder Stadt divergirende 
Gewohnheiten erzeugt, deren vielfach sich kreuzende Bestimmungen 
unausgesetzte Aenderungen nothwendig machten. 

Domin, Österr. Rechtsgescbichte. 1 



2 Einleitung. 

An eine organische Vereinigung der in gegenseitiger Unabhän- 
gigkeit angesammelten, nicht selten sich widersprechenden Provincial- 
Justizgesetzgebungen dachte man bis zum 18. Jahrhundert nicht, 
und als die Idee sich endlich geltend machte, stellten sich ihrer 
Verwirklichung Sonderinteressen aller Art entgegen. 

Die Idee der Rechtseinheit, welche in neuerer Zeit auf eine 
Unification des Rechtes entlegener Staaten, ja ganzer Welttheile ge- 
richtet ist, hatte im Gebiete der österreichischen Lande einen harten 
Kampf zu bestehen^ und lässt sich auch im Ganzen und Grossen 
der Fortschritt nicht verkennen, so ist doch andererseits nicht zu 
leugnen, dass die angestrebte XJnificirung nicht selten und auch in 
neuester Zeit unerfreulichen Rückfällen ausgesetzt war. 

So gibt uns die Geschichte der österreichischen Jnstizreformen 
e^n eigenthümliches, lebendiges, vielverschlungenes Bild, bunter, be- 
•wegter und vielgestalteter als die der Gesetzentwickelung irgend 
x^ines anderen Staates. Leider, dass sie bei all' ihrem Interesse eine 
genügende Bearbeitung bisher nicht erfahren hat. 

Diese Geschichte in ihren allgemeinsten Umrissen zu kennen, 
mag auch für den Laien nicht ohne Interesse sein, namentlich in 
.ciinem Augenblicke, wo wir in Oesterreich einer neuen, hoffentlich 
bleibenderen Umgestaltung des Rechtslebens entgegensehen, und wo, 
bedingt durch die Natur unserer entwickelteren Verhältnisse, auch 
der Nichtjurist häufiger als ehedem mit Rechtsfragen sich zu be- 
,schäftigen veranlasst ist. 

Die Hauptmomente einer solchen Geschichte seit dem Begie- 
rungsantritte Maria Theresia's dem Leser vor Augen zu führen,^ ist 
die Bestimmung der folgenden Skizzen. Ehe wir jedoeh den Kut- 
wickelungsprocess selbst vor unseren Blicken sich vollziehen lassen 
können, ist es erforderlich, ein Bild von dem Zustande der öster- 
reichischen Justiz in jenem Zeitpuncte zu gewinnen, von welchem 
aus wir ihre Weiterentfaltung verfolgen wollen. 

So denken wir uns denn um 128 Jahre zurück versetzt, be- 
trachten wir das Jahr 1740 als losgelöst aus der Reihe der vorher- 
gehenden und nachfolgenden und sehen wir mehr mit dem Blicke 
des Statistikers als jenem des Historikers, welches der Zustand der 
österreichischen Justizpflege in dem Augenblicke gewesen, aIs Carl's VI. 
.erhabene Tochter den Thron ihrer Väter bestieg. 



I. Die österreichische Justiz im Jahre 1740. 

Wollen wir etwas Klarheit in das verworrene Gemälde der öster- 
reichischen Gerichtszustände vom Jahre 1740 bringen, so ist es 
noth wendig, dieselben nach den verschiedenen Provinzen einzeln zu 
betrachten, denn nicht nur liefen die kaiserliche, landesfürstliche, 
ständische, geistliche, städtische, corporative und Patrimonial - Ge- 
richtsbarkeit bunt durcheinander, nicht nur gab es bei jeder derselben 
wieder zahllose Auswüchse und Exceptiones; in jedem der vielen 
Erblande des Hauses Habsburg hatten sich die Jurisdictionsverhält- 
nisse verschieden entwickelt, in jedem derselben hatten die zaht- 
reichen Arten der Gerichtsbarkeit verschiedene Formen angenommen. 
Hier trat diese, dort jene besonders hervor, hier hatte die eine, 
dort die andere auf Kosten der übrigen bedeutende Privilegien er- 
rungen; und die verschiedensten Gesetze galten nicht nur in den 
verschiedenen Provinzen; sondern auch innerhalb der Grenzen eines 
und desselben Kronlandes hatte jede der zahlreichen Gattungen von 
Gerichten, um nicht zu sagen jedes einzelne Gericht, seine beson- 
deren Normen und Ordnungen. 

Die entscheidenden Gesichtspuncte, auf welche es hier ankommt, 
sind: welches waren die bestehenden Gerichte? welche Personen 
waren denselben unterworfen? nach welchen Gesetzen wurde bei 
denselben Becht gesprochen? 

Wenden wir den Blick zunächst nach Niederösterreich und 
Wien, so ist es mit Rücksicht auf den Umfang und die Wichtigkeit 
seiner Geschäfte vor allem das k. k. Stadt- und Landgericht 
zu Wien, dem wir begegnen. Man nannte es auch das Schrannen« 
gericht, vielleicht — wie ein alter Schriftsteller (Banniza: Von den 
österreichischen Gerichtsstellen) sagt — von den Schrannen (a can- 
cellis), welche sich in der Gerichtsstube befanden. Heute noch heisst 
das Gebäude am hohen Markte, in welchem das Gericht seinen Sitz 

1* 



4 I. Die österreichische Justiz im Jahre 1740. 

aufgeschlagen hatte und das nunmehr die österreichische Finanzpro- 
curatur und die kroatische Hofkanzlei beherhergt, im Yolksmunde 
das Schrannengebäude. Als Stadtgericht übte es Civil-, als Land- 
gericht Strafgerichtsbarkeit. Nannte man doch im allgemeinen Land- 
gerichte alle jene, welchen in „peinlichen^ Sachen das Hecht zu 
sprechen zukam. An der Spitze des Gerichtes stand der Stadtrichter, 
welchem „der Bann und Acht^^ oder das Becht, über Blut und Leben 
der Missethäter zu richten, jährlich bei Erneuerung des Stadtrathes 
durch den Statthalter nach abgelegtem Eidschwur vor der ganzen 
niederösterreichischen Begierung feierlich aufgetragen und verliehen 
wurde. Unter ihm standen die Beisitzer, ürtheilschreiber für die 
summarischen und peinlichen, Schrannenschreiber für die ordent- 
lichen Civilrechtsangelegenheiten, ferner ünterrichter und das Eanz- 
leipersonal. 

Seine Gerichtsbarkeit erstreckte sich in bürgerlichen Bechtsan- 
gelegenheiten auf alle Auszieh- und Wohnungsaufkündigungs-Streitig- 
keiten; auch unterstanden demselben alle Bürger, mochten sie gleich 
eine Hofbedienstung haben oder geadelt sein, rücksichtlich der per- 
söplichen Klagen, und alle Insassen, insoweit sie nicht anderen Ge- 
yicbtsstellen unterworfen waren. 

In Strafsachen erstreckte sich die Jurisdiction des Landgerichtes 
in Wien auf alle Personen , welche nicht der peinlichen Gerichts- 
barkeit der Universität, des obersthofmarschallischen, des landmar- 
schallischen oder der Militärgerichte unterlagen, von denen wir 
später sprechen werden. Auf dem Lande wurde die peinliche Ge- 
richtsbarkeit durch kaiserliche Pfleger und Landgerichtsverwalter, in 
den landesfürstlichen Städten und Märkten durch Bath und Obrigkeit 
ausgeübt. Ausnahmsweise war wohl auch die hohe peinliche Ge- 
richtsbarkdt einzelnen geistlichen und weltlichen Ständen erblich 
mitgetheilt oder aus besonderen Ursachen die freie Ausübung der- 
selben ihren Schlössern und Gütern beigelegt worden, woraus die 
sogenannten „freien Landgerichte^ entstanden. Doch mussten in 
wichtigeren Fällen die Urtheile der niederösterreichischen Begierung 
zur Bestätigung vorgelegt werden. Die Formel, welcher sich die 
Begierung hiebei bediente, war folgende: „Dem kaiserlichen Stadt- 
und Landgericht allhier — rücksichtlich dem Landgerichtsherrn — 
wieder hinaus zu geben, und lässt es Begierung bei inliegendem 
Endurtheile allerdings verbleiben, so an dem Missethäter .schleunigst 
zu vollziehen.^ Ward das Urtheil abgeändert, so lautete der Bescheid: 
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„hinauszugeben, und will Regierung inliegendes Urtheii dahin ge- 
ändert haben, dass . . .^ 

Neben dem Icaiserlichen Stadt- und Landgericht übte der 
Wiener Magistrat die Realgerichtsbarkeit auf allen nicht herr- 
schaftlichen Gründen in Wien, so zwar, dass auch Adelige und selbst 
Militärpersonen in dieser Richtung ihm unterworfen waren; ferner 
das adelige Richteramt in Pupillarsachen bürgerlicher Waisen und 
bei den Verlassenschaftsabhandlungen bürgerlicher Erblasser, endlich 
das contentiose Richteramt bezüglich aller in der Leopoldstadt, Rossau 
(Ober- und Unterwörth), Weissgärber, Windmühle, Spittelberg und 
Josephstadt sesshaften Inwohner, so wie auch bezüglich der in diesen 
Vorstädten wohnhaften Bürger, wenn der Streitgegenstand 50 fl. nicht 
überstieg. Ueberschritt die Schuldsache den bezeichneten Betrag, so 
mussten obige Bürger zwar allerdings bei dem Stadtgerichte verklagt 
werden; doch konnte nach der ersten Sperrverordnung die weitere 
Execution gegen dieselben gleichfalls nur vom Magistrate ertheilt 
werden. Eine besondere Verordnung unterwarf noch die Wiener 
Stadt- und Landesbeamten der Civilgerichtsbarkeit des Magistrates. 

Ausgeübt wurde die magistratische Jurisdiction von dem Bürger- 
meister, welchem Rathsherren, Syndici, Secretarien, Rathsdiener und 
das nöthige Kanzlcipersonal untergeordnet waren. 

Abgesehen von der hohen, peinlichen Gerichtsbarkeit, von 
welcher oben die Rede, stand auf dem Lande und in jenen Theilen 
der Städte, welche ausserhalb des Burgfriedens lagen, die Civiljuris- 
diction im streitigen und nicht streitigen Verfahren, so wie die 
niedrige peinliche Gerichtsbarkeit, das ist die Bestrafung derjenigen 
Uebelthaten, welche keine öffentliche Leibes- oder Lebensstrafe nach 
sich zogen, der Grundobrigkeit zu. 

Das sogenannte Recht der ersten Instanz besassen die öster- 
reichischen Landstände seit uralten Zeiten, und war es denselben 
von Kaiser Maximilian II. ausdrücklich bestätigt worden; ausüben 
Hessen es dieselben durch ihre Justitiare, wobei freilich der Vor- 
schrift der Landesordnung, nach welcher in wichtigeren Streitsachen 
ein Richter und vier Beisitzer entscheiden sollten, nicht immer ent- 
sprochen wurde. Doch half man in besonders schwierigen Fällen 
durch eigens zusammengesetzte Judicia delegata. In Städten und 
Märkten übte der Rath die Rechtspflege meistens durch ein eigenes 
Stadt- oder Marktgericht, in bäuerlichen Gemeinden eiu Dorfrichter 
und Geschworene. 
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Wo der Landesfürst Grundherr war, auf den sogenannten vice- 
domischen Gütern, übte er die Gerichtsbarkeit unmittelbar durch 
den Vicedom, doch wurden die meisten dieser Güter 1750 und 
1751 verkauft. 

Neben diesen ordentlichen Gerichten erster Instanz gab es nun 
eine Menge privilegirter und ausserordentlicher Gerichtsstellen, von 
denen jedoch mehrere, z. B. die Universität und das landmar- 
schallische Gericht von älteren Schriftstellern als ordentliche 
Gerichte bezeichnet werden. 

Das wienerische Consistorium universitatis, bestehend 
aus einem Rector, dem Syndicus und mehreren rechtsgelehrten Bei- 
sitzern, übte die Civilgerichtsbarkeit in contentiosis und officiosis 
über alle Doctoren, Professoren, Magister, Baccalaureen, die üoiver- 
sitätsnotare, Pedelle und Studenten aller vier Facultäten sammt ihren 
Frauen, Kindern und Hausleu teu, so wie über alle übrigen in der 
akademischen Matrikel eingetragenen Personen; und über alle diese 
stand ihm auch die peinliche Gerichtsbarkeit zu, denn schon Al- 
brecht III. hatte ihm das jus gladii verliehen. Die Vollstreckung 
der ausgesprochenen peinlichen Urtheile sollte auf dem Universitäts- 
platz nächst dem Jesuitencollegium erfolgen und sowohl dieser als 
die allgrenzenden Gassen bis nach vollendeter Execution durch den 
Stadtcomraandanten mit der nöthigen Mannschaft besetzt werden. 
Im 17. und 18. Jahrhundert ergaben sich verschiedene Fälle, allein 
zur wirklichen Vollziehung der ausgesprochenen, oft schon öffentlich 
vorgelesenen Urtheile kam es nie, sondern die Missethäter wurden 
auf eingelegte Fürbitte begnadigt und mit ausserordentlichen Strafen 
belegt. So wurde noch am 24. October 1704 der 19jährige Hörer 
der Rhetorik Anton Straub von dem, aus dem Rector, dem Super- 
intendenten, drei Decanen, zwei Senioren, drei Procuratoren und 
mehreren Doctoren bestehenden Universitätsgerichte wegen Diebstahls 
zum Tode verurtheilt, vom Kaiser jedoch unmittelbar vor der Exe- 
cution begnadigt, wie dies in der Matrikel der ungarischen akade- 
mischen Nation ausführlich zu lesen ist. 

Eine kaiserliche Entschliessung vom 25. Mai 1628 hatte dem 
Uuiversitäts- Consistorium anch die Jurisdiction über „Buchführer, 
d. i. Buchhändler, Buchdrucker, Buchbinder, wie auch die mit alten 
Büchern hi^ndeln, jedoch nur in Ansehung des Bücherhandels und 
Verkaufs, und was denen anhängig ist,** überlassen. 

Das landmarschallische Gericht bildete das forum privile- 
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giatum der Landstände, oder Ijandmänner, wie man sie damals vor- 
zugsweise nannte, d. h. nach Suttinger's Definition in den „Oester-' 
reichischen Rechten, Wien 1777* jener, welche die Fähigkeit hatten, 
Unterthanen zu besitzen. Sie zerfielen in vier Ordnungen, nämlich 
jene der Prälaten und Aebte, dann die der Herren oder der Fürsten, 
Grafen und Barone, ferner jene der Ritter und endlich die der 
landesfürstlichen Städte und Märkte. Der nicht landständische Adel 
gehörte zur unmittelbaren Gerichtsbarkeit der Regierung, wie wir 
weiter sehen werden. An der Spitze des landmarschallischen Ge- 
richtes stand im Jahre 1740 der Laudmarschall mit dem Landunter- 
marschall als Vicepräsidenten. Acht ordentliche Beisitzer waren 
Richter, und zwar, vier aus dem Herren-, vier aus dem Ritterstande; 
dazu kamen die Landschreiber, Secretarien, Fürbitter und die übrigen 
Kanzleipersonen, Wenigstens zwei Mal im Jahre traten die Land- 
rechte, wie man das Gericht schon damals nannte, zusammen, und 
zwar jedes Mal zu mindestens sechs Rechtstagen. Bezüglich dw' 
ihrer Gerichtsbarkeit unterworfenen Personen übten sie nicht nur 
die Civilgerichtsbarkeit in und ausser Streitsachen, sondern auch die 
Strafrechtspflege aus. Die Art des Verfahrens vor dem adeligen 
peinlichen Gerichte war schon von Ferdinand HL in dem, den zwei 
oberen politischen Landständen ertheilten Freiheitsbriefe vorgeschrieben 
worden, und man musste hiernach unterscheiden, ob das land- 
marschallische Gericht auf ein todeswürdiges Verbrechen erkannte 
oder nicht. Im ersteren Falle musste der Verbrecher öffentlich aus 
der Gemeinschaft der Landmänner ausgeschlossen und dem kaiser^ 
liehen Landgerichte sammt den abgeführten peinlichen Acten über- 
geben werden, welches sohin nach neuerlicher Untersuchung das von^ 
der Regierung zu bestätigende Urtheil schöpfte; im entgegengesetzten 
Falle sprach das landmarschallische Gericht den Angeklagten ent- 
weder los oder verurtheilte ihn zu einer ausserordentlichen Strafe. 
Doch mussten auch diese Fälle der Regierung zur Bestätigung vor- 
gelegt werden. 

Wir haben im Vorhergehenden öfter Gelegenheit gehabt, das 
Aufsichts- und Beslätigungsrecht der niederösterreichischen Regierung 
bezüglich aller Strafrechtsangelegenheiten hervorzuheben; überhaupt 
aber galt die Regierung, abgesehen von ihrem politischen Wirkungs- 
kreise, im Jahre 1740 noch in Rechtssachen als allgemeine zweite 
Instanz bezüglich aller jener Gerichtsstellen, von deren Erkennt- 
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nissen^ eine Appellation überhaupt stattfand, wenn für dieselben nicht 
ein besonderer Instanzenzug vorgeschrieben war. 

Gleichzeitig aber fungirte die Regierung für eine gewisse Ka- 
tegorie von Personen als erste Instanz, und fand dann selbstver- 
ständlich bezüglich der von der Regierung als erster Instanz ge- 
schöpften Urtheile keine Appellation, sondern höchstens eine Revision 
statt. Zu diesen Personen gehörte der Fiscus, in dessen Angelegen- 
heiten die Regierung im Einverständnisse mit der Hofkammer Amt 
zu handeln hatte, der nicht landständische Adel, mit Ausnahme der 
geadelten. Bürger, die kaiserlichen Beamten im Gegensatze zu den, 
dem obersthofmarschallischen Gerichte unterworfenen Hofbediensteten, 
die Geistlichkeit mit Ausnahme der einfachen Priester in weltlichen 
Sachen, die Grosshändler, die sogenannten Niederläger oder Nieder- 
lagsverwandten, Wechsler und Fabricanten, die Ziergärtner, die 
Mitglieder der damals in Wien bestehenden zwei Schaubühnen sammt 
deren Beamten, die dem Erzherzoge von Oesterreich unmittelbar 
unterworfenen Städte und Märkte, endlich die Fremden und die 
Juden, wenn sie keine Hofprivilegien genossen, in welch' letzterem 
Falle sie der Jurisdiction des Obersthofmarschalls unterstanden. 
Ausnahmsweise mussten auch die Landstände der Regierungsgerichts- 
barkeit sich unterwerfen, wenn sie ' nämlich von dem Erzherzoge von 
Oesterreich belangt wurden. Die Regierung selbst bestand aus dem 
Statthalter, dem Yicestatthalter , dem Regierungskanzler, achtzehn 
Regierungs-, oder wie man sie damals nannte, Regimentsräthen , je 
sechs aus dem Herren-, Ritter- und Gelehrtenstande, welche die 
Herren-, Ritter- und Gelehrtenbank bildeten, ferner aus den Re- 
gierungssecretären , den Untermarschallen , d. h. Rathsdienern und 
nicht zu verwechseln mit dem Landesuntermarschall, der die Vice- 
pTäsidentscbaft des landraarschallischen Gerichtes führte, endlich aus 
den Thürhütern und der Kanzlei. 

Die Candidaten um eine Regieruugssecretärsstelle hatten sich 
nach einer Entschliessung Kaiser Carl's VI. vom 23. October 1733 
dinier Prüfung vor zwei Regimentsräthen zu unterwerfen, wobei ins- 
*J?eßOndere darauf gesehen werden sollte „ob der Supplicant eine 
iinlängliche Kenntniss sowohl in der nachsinnenden, als übenden 
Bechtsgelehrsamkeit sich erworben habe." Das Verfahren bei der 
Regierung war entweder ein ordentliches oder commissionelles. Letz- 
teres war mündlich vor einem Drei- Richter -Collegium, das mit je 
einem Regimentsrathe aus jeder Bank und einem Secretär unter 
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dem Vorsitze des Käthes von der Herrenhank besetzt war. Ueber 
die zu Protokoll genommene Verhandlung referirte gemeiniglich das 
Gommissionsmitglied aus der Gelehrtenbank andern Tages vor dem 
versammelten Begierungsrathe, und nach Stimmenmehrheit ward dann 
entschieden. Auch bei dem landmarschallischen Gerichte kamen 
commissionelle Verhandlungen sogenannte Extraordinarien vor. 

Gesondert von der Regierung und ihr auch im Instanzenzuge 
nicht unterworfen war das obersthofmarschallische Gericht. 
Dieses bestand schon zur Zeit Kaiser Ferdinaud's I. Maximilian IL 
ertheilte ihm im Jahre 1561 eine eigene Instruction, welche von 
Ferdinand III. am 6. April 1637 neu bestätigt wurde. Im Jahre 
1740 bestand es aus dem Obersthofmarschall, dem Hofmarschall- 
Amtsverwalter, dem Kanzleidirector, den hofmarschallischen kaiser- 
lichen, auch k. k. Käthen und Assessoren, welchen schon von Fer- 
dinand III. das Votum decisivum war ertheilt worden, ferner aus 
fünf Secretären und den Kanzleipersonen. Drei Mal wöchentlich, 
am Montag, Mittwoch und Sonnabend wurde Gericht gehalten. Ent- 
scheidungen konnten nur in ganzer Kathsversammlung beschlossen 
und von denselben höchstens an das Obersthofmeisteramt die Revision 
angesucht werden. 

Seiner Gerichtsbarkeit aber unterstanden nicht nur wie heute 
die Mitglieder des kaiserlichen Hauses und exterritoriale Personen, 
sondern sie erstreckte sich viel weiter. Hierher gehörten vor Allen: 
die Hofbediensteten , d. h. welche in Hofdiensten standen und einen 
Theil des Hofstaates ausmachten, als die k. k. geheimen Käthe, 
Kämmerer und Truchsessen, insofern sie nicht Landmänner waren, 
die Schlosshauptleute, Kammerdiener etc., ferner die Hofgeistlichkeit, 
die Mitglieder der Hofcapelle, die Hoförzte, wenn sie nicht der 
üniversitätsgerichtsbarkeit unterstanden , die Hofpensionisten und 
Alle, die eine sogenannte Hoffreiheit genossen, daher auch die als 
Hof befreite bekannten Handelsleute und die Hofjuden; ferner alle 
Angestellten einer Hofstelle, namentlich alle Hofräthe, insbesondere 
die der österreichischen, böhmischen, ungarischen und siebenbürgi- 
schen Hofkanzlei mit dem übrigen Personal dieser Stellen. Auch 
dieses Gericht übte die contentiose und officiose Civil- und die Straf - 
Justiz über die ihm zugewiesenen Personen. 

Das Wiener Wechselgericht bestand seit dem Jahre 1717. 
Bis zu diesem Zeitpuncte waren die Kaufleute auch in Wechselan- 
gelegenheiten ihren gewöhnlichen Instanzen unterworfen, und zwar 
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die sogenannten Niederiagsverwandten der niederösterreichischen Re- 
gierung, die Hofbefreiten dem Hofmarschallamte und die bürgerlichen 
Handelsleute dem Stadtgerichte. Mit Verordnung vom 10. September 
des genannten Jahres erliess nun Carl VI. eine niederösterreichische 
Wechselordnung und errichtete in Wien ein eigenes Wechselgericht, 
das aus einem Richter und sechs Beisitzern aus dem Handelsstande, 
dann den nöthigen Gerichtsnotarien für Protocollirung und Expe- 
dition bestehen und vor welchem alle Wechselstreitigkeiten ausge- 
tragen werden sollten. Der Richter sollte abwechselnd aus einer 
der genannten drei Classen von der gesammten Kaufmannschaft, die 
Beisitzer, je zwei aus jeder Classe in der letzteren selbst gewählt, die 
Namen der Gewählten aber dem Kaiser zur Bestätigung vorgelegt 
werden. Zur Verhandlung wurden die Montage und Donnerstage von 7 
bis 9 Uhr bestimmt, „damit die Partheien und Rechtsfüraprecher bei 
anderen Gerichten auf erfordernden Fall auch erscheinen mögen." 
Als zweite Instanz wurde ein Appellations-Wechselgericht 
eingesetzt, bestehend aus einem Appellationsrichter des Herrenstandes 
und sechs Mercantilräthen, einer von der niederösterreichischen Re-- 
gierung, einer vom obersthofmarschallischen, einer vom Stadtgerichte, 
dann einem Niederläger, einem Hof befreiten und einem bürgerlichen 
Handeismanne. 

Die sehr beschränkte Revision ging an die österreichische 
Hofkanzlei, welche damals überhaupt, als allgemeine Revisions- 
instanz bezüglich aller jener Gerichte galt, welche nicht, wie das 
obersthofmarschallische, ausdrücklich einem besonderen Revisorium 
unterworfen oder von jeder Revision befreit waren. 

' Gesandte, Reichshofräthe und Reichsagenten sollten nach einer 
kaiserlichen EntSchliessung vom 26. Juli 1725 dem Wechselgerichte 
nicht unterstehen. 

Neben diesen wichtigeren Gerichten gab es jedoch noch mehrere 
andere Aemter und Gerichtsstellen, welche gerichtliche Functionen 
in einem bestimmten, engeren Wirkungskreise auszuüben berechtigt 
waren. 

Hierher gehören: das Vicedomamt mit dem Vicedom an der 
Spitze, von welchem wir schon oben sagten, dass ,ihm die Juris- 
diction statt des Landesherrn über jene Güter zustand, welche dieser 
vormals als Grundherr besass; die Miuisterialbancodeputation 
in Abgaben- und Steuerstreitigkeiten; das Handgrafenamt, welches 
die aus Vieh-, namentlich aus Rosshändeln entstandenen Streitig- 
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keiten cum derogatione omnium instantiarum zu entscheiden halte, 
und das Spielgrafenanit, das über die Musikanten oder die 
Nikolaibrüder, wie man sie nannte, gesetzt war, um gewisse Strei- 
tigkeiten derselben zu entscheiden; doch war die Thätigkeit des letz- 
teren eine polizeiliche nicht minder als eine gerichtliche. Hier sind 
ferner zu erwähnen: das kaiserliche Wassergericht und das 
Wassergrafen am t. Ersteres war dem kaiserlichen Maut harnte ein- 
verleibt und war die diesfällige Gerichtsbarkeit den Wassermauthbeamten 
von Carl VI. ausdrücklich bestätigt worden. Räumlich beschränkte sie 
sich zu Wasser auf die Donau von der sogenannten langen Schlag- 
brücke bis zum Eiuiluss des Töttelsbaches, zu Lande einen Steinwurf 
weit vom Ufer und zwar vom kaiserlichen Arsenale oder Zeughause 
bis an das Ende der Bossau. Unterworfen waren diesem Gerichte 
die Schiffer, Krämer, Fischer und Fuhrleute sowohl in civil- als 
strafgerichtlicher Beziehung, in .letzterer namentlich noch alle jene, 
die im Bezirke des Wassergerichtes wegen einer strafgerichtlichen 
Handlung — Mal^fizhandlung sagt das Gesetz —^ vom Gerichte 
betreten wurden. Doch stand dem Gerichte nur die niedere pein- 
liche Gerichtsbarkeit zu; handelte es sich um Leibes- und Lebens- 
strafe, so musste der Missethäter nach dreitägigem Gefängnisse dem 
Landgerichte übergeben werden. Die beim Wassergerichte ver- 
hängten Strafen bestanden gemeiniglich in einigen Tagen Gefängniss 
bei Wasser und Brod oder in Geld; z. B. wer die Hand aufhob, 
um zu schlagen, musste 5 fl. 2 Schill., und wenn er wirklich zu- 
schlug, 32 fl. zahlen. Das Wassergrafenamt hingegen entschied 
in Streitigkeiten, wo das Wasserrecht in Frage kam, insoweit es 
sich nicht auf die Donau bezog. Alle diese Stellen hatten , wie 
schon der Name „Amt** andeutet, einen keineswegs ausschliesslich 
richterlichen Wirkungskreis, vielmehr liefen in allen Instanzen poli- 
tische und Juetizgeschäfte vielfach neben einander. Auch die nicht 
wenigen Berg-, Wald-, Forst- und Jag er am ter des Landes übten 
neben den wirthschaftlichen und politischen Geschäften, auf welche 
ihre Benennung hinweist, vielfach die Justiz nicht nur bezüglich 
der in ihr Bereich einschlagenden Rechtsfragen, sondern auch be- 
züglich der Personen, die innerhalb ihrer Bezirke wohnhaft waren 
oder zu dem Amte in gewissen Beziehungen standen. Auch die 
Jägerzeile in Wien • stand unter einer eigenen Jagdgerichtsbarkeit. 

Erwähnen wir noch, dass Lehensstreitigkeiten zur nieder- 
österreichischen Regierung gehörten und dass für die Israeliten auf 
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dem Laude eigene jüdische Gerichte bestanden, so bleibt uns 
nur noch übrig, in Betreff der geistlichen und militärischen Gerichts- 
barkeit zu berichten. 

Geistliche Gerichte gab es in NiederösteiTcich das wienerisch 
erzbischöfliche und das passaue ri sehe bischöfliche Gonsistorinm 
in Wien, dann das bischöfliche Gericht in Wiener -Neustadt, von 
welch' letzterem an das erzbischöfliche appellirt werden konnte. Sie 
waren mit Consistorialräthen besetzt und entschieden in allen geist- 
lichen und Kirchensachen, so wie in Eheangelegenheiten und Ver- 
lobungsfragen der Katholiken, insoweit es sich um die religiöse Ent- 
scheidung handelte. Vollkommen, sowohl in geistlichen als in 
weltlichen Sachen, waren ihnen nur die einfachen Priester oder die 
sogenannten Votivanten unterworfen; sonst gehörten Geistliche in 
weltlichen Angelegenheiten, insoweit sie nicht vermöge ihrer Land- 
standschaft dem landmarschallischen Gerichte unterlagen, zu der 
niederösterreichischen Regierung. 

In rein geistlichen Angelegenheiten konnte von den geistlichen 
Gerichten an den Nuntius in Wien, sobald es sich aber um Welt- 
liches handelte, nur an die Regierung die Berufung ergriffen werden, 

Militärpersonen, ihre Angehörigen und Dienstleute unterstanden 
den Militärgerichten; hiervon waren nur die Standesherren ausge- 
nommen, welche in nicht rein militärischen Angelegenheiten den 
Landrechten unterworfen blieben, ferner Militärärzte und Feldchirurgen, 
wenn sie einer erbländischen Universität einverleibt waren und sich 
bei einer solchen befanden, oder an dem Orte, wo sie sich auf- 
hielten, Praxis ausübten. Im ersteren Falle unterlagen sie dem 
Gerichtsstaude der Universität, in letzterem dem des Wohnortes. 
Fremde Officiere gehörten zur Regierung. 

Ausgeübt wurde die Militärgerichtsbarkeit bei den Regimentern 
von dem Obersten mit Zuziehung des Regimentsauditors, dann einer, 
je nachdem es sich um einen Civil- oder Straffall handelte, ver- 
schiedenen Anzahl von Beisitzern aus dem Regimentsstande. In 
Civilangelegenheiten genügte der Präses, der einen höheren Rang 
als der Verklagte haben musste, der Auditor und zwei Officiere; in 
peinlichen Sachen mussten zwölf Beisitzer, je zwei aus den verschie- 
denen Kategorien der Regimentsmitglieder, zugezogen werden, und 
es wurde dann mit neun Stimmen entschieden, indem von den sechs 
Paaren der Beisitzer jedem Paare eine, dem Präsidenten zwei und 
dem Auditor eine Stimme zustanden. Die sogenannten Judicia 
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delegata mixta waren damals noch nicht organisirt und zahlreiche 
Competenzconflicte zwischen den Militär- und Civilgerichten waren 
fortwährend in der Schwebe. Ein Appellatorium bestand für die 
militär- und kriegsgerichtlichen Entscheidungen nicht; als Bevisions- 
instanz aber galt der Hofkriegsrath, bei welchem, so wie bei den 
Hofkanzleien administrative und Justizgeschäfbe bunt durcheinander 
liefen. Uebrigens galt der Hofkriegsrath auch als erste Instanz be- 
ztlglich der OfGciere vom Obersten aufwärts, und auch Gegenstände, 
welche gewöhnlich vor die Begimentsgerichte gehörten , konnten 
unter Umstanden vor dem Hofkriegsrathe behandelt werden. 

Ehe wir die Schilderung der in Oesterreich bestandenen Ge- 
richte beenden, müssen wir hier noch den Beichshofrath erwähnen, 
welcher neben dem Beichskammergerichte als oberstes Gericht des 
deutschen Beiches galt, einen mit dem letzteren concurrirenden 
Wirkungskreis und in Wien seinen Sitz hatte. Seine Enstehung 
hängt mit der uralten deutschen Beichsver&ssung zusammen, wonach 
jeder deutsche Kaiser das fttr seine Erblande bestehende Hofgericht 
als Beichsgericht und Staatsrath benutzen konnte. Seit dem Jahre 
1501 behandelte das erbländische HofrathscoUegium Beichsangeiegen- 
heiten und ward am 24. Mai 1518 von Kaiser Maximilian I. aus- 
schliesslich fär Beichssachen als Beichshofrath constituirt. Es bestand 
aus dem Beichshofrathspräsidenten und Yicepräsidenten, welche ge- 
bome Deutsche sein und dem BeichsfOrsten-, Grafen- oder Herren- 
stande angehören mussten, und aus sechzehn Beichshofräthen, welche 
nicht ausschliesslich österreichische Unterthanen und von denen 
sechs evangelischer Beligion sein sollten. Der Beichsvicekanzler 
hatte von Amtswegen Sitz und Stimme im Gollegium. Zunächst 
erstreckte sich seine Gerichtsbarkeit über die reichsunmittelbaren 
Personen, namentlich in Criminalsachen; ferner galt er so wie das 
Beichskammergericht als dritte Instanz bezüglich aller jener Länder, 
welche nicht wie Oesterreich das Privilegium de non appellando 
hatten. Eine nähere Auseinandersetzung der dem Beichshofrathe 
speciell und ausschliesslich zugewiesenen Bechtsgeschäfte wären hier 
jiicht am Platz. 

In ähnlicher Weise wie in Niederösterreich, worunter man in 
der Kanzleisprache auch Oberösterreich visrstand, war in den übrigen 
Erblanden, namentlich in Innerösterreich, d. i. Steiermark, Kärnthen 
und Krain mit Triest und Görz, dann in Oberösterreich, worunter 
man damals Tirol begriff, und in Yorderösterreich die Justizpflege 
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organisirt. Ueberall ward auf dem Lande die Givilgericfatspflege in 
und ausser Streitsachen, so wie die niedere peinliche Justiz von den 
Patrimonialgerichten ausgeübt, welche die verschiedensten Namen, 
als: Grundgericht, Grundbuch, Ortsgericht, Justitiariat, Pflegeamt, 
Herrschaftsamt, Wirthschaftsamt etc. führten, und in freien Dorf- 
gemeinden von dem Dorfrichter. Fehlte bei der Herrschaft ein 
rechts verständiger Richter, so wurde von derselben von Fall zu Fall 
ein Bechtsverständiger, zumeist ein Advocat zum judex delegatus, 
„unparteiischen Richter,** ernannt. In gewissen Fällen ward ein 
unparteiischer Richter auch vom Landrechte bestellt. In jedem Falle 
koB&te VOB seiner Enlselieidiii^ an das Landrecht appellirt werden. 
In Städten und Märkten gab es Magistrats-, daiiir StacH- mtd Msrkfe- 
gerichte, zwischen denen die Gerichtsbarkeit in ganz analoger Weise 
getheilt war, wie wir dies oben bei dem Wiener Stadtgerichte und 
Magistrats- oder Stadtrathe gesehen haben. Die höhere Strafrechts- 
pflege erster Instanz stand auch hier, insoweit nicht gewisse Per- 
sonen eximirt waren, den kaiserlichen Landgerichten, den landes- 
fürstlichen Städten und Märkten, den exponirten Land- oder Baiin- 
richtern und eigenen privilegirten Herrschaftsgerichten, den freien 
liändgerichten zu, WBlche, wie in Niederösterreich, in wichtigeren 
Fällen eigene judicia deiegata mit stärkerer Besetzung einzuberufen 
hatten, indess in Städten und Märkten der Stadt- und Marktrichter 
Bann und Acht hatte. 

Kurze Zeit nach der niederösterreichischen Wechselordnung, 
das ist am 20. Mai 1722, hatte Kaiser Carl VI. auch eine Wechsel- 
ordnung für Innerösterreich erlassen und Wechselgerichte erster 
.und zweiter Instanz in Gratz, St. Veit (Kämthen), Laibach, Triest 
und Fiume eingesetzt, welche zum grösten Theil aus Handelsbei- 
sitzern bestanden. Die gleichfalls sehr beschränkte Revision ging 
an die innefösterreichische geheime Stelle in Wechselstreitigkeiten. 

So wie die Landstände in Niederösterreich ihrem eigenen, dem 
landmarschällischen Gerichte unterworfen wären, so galten auch in 
Ober- und Innerösterreich für deii ständischen Adel die Landrechte 
als privilegirte erste Instanzen. In Tirol, Oberösterreich, Kämthen, 
Krain , Görz , Gradiska und Triest nannte man sie auch Landes- 
Jiauptmannschaften. Die Besetzung des Gerichtes war der des 
Wiener landmarschällischen Gerichtes analog. So bestand das Gratzer 
Landrecht aus einem Präsidenten, dem Landeshauptmann, dann 
einigen Räthen der Herren- und Bitterbank » so wie den nöthigen 
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Secretären und ProtocoUisten. Handelte es sich um peinliche An- 
gelegenheiten, auf welche die Todesstrafe gesezt war, so wurde auch 
hier der Landmann in die allerhöchste Ungnade und Strafe verfallen 
erklärt, an das mit dem Bluthann hetraute Xrratzer Stadtgericht 
übergeben und vor der Execution öffentlich degradirt, damit er nicht 
„zum Despect der Stände als ein Landmann in des Freimanns 
Hände komme.*' Als zweite Instanz stand das Landrecht über dem 
unparteiischen und dem Lehengerichte. Die Landtafel wurde gleich- 
falls wie in Niederösterreich bei dem Landrechte geführt. Diesem 
nebeiigeordnet, jedoch gleichfalls von den Ständen besetzt und von 
dem Landtage auf je sechs Jahre gewählt war die sogenannte „ver- 
ordnete Stelle.^ Sie bestand aus zwei Mitgliedern der Herren- 
oder Grafenbank, deren einer den Vorsitz führte, aus einem Prälaten 
oder Abt und einem Bitter, dann aus einem Ober-, zwei Unter- 
secretären und dem ProtocoUisten. Ihre gerichtlichen Functionen 
waren unbedeutend; zunächst besorgte sie die administrativen Ange- 
legenheiten der Stände, die Landtafel - An - und Umschreibungen, 
concurrirend ttit dem Landrecht, welches Schuldvormerkungen be- 
willigte. 

Die buchhalterischen Sachen standen unter ihrer Aufsicht, 
Feuer-, Wasser- und Wetterschäden konnten bei ihr verhandelt und 
gewisse Klagen über ständische Steuern erledigt werden. 

Auch bezüglich der innerösterreichischen Regierung gilt 
so ziemlich das von der niederösterreichischen Gesagte. Sie bestand 
seit dem Jahre 1565 und hatte von Carl VI. im Jahre 1734 eine 
besondere Instruction erhalten. . An der Spitze derselben stand der 
Begierungspräsident; beigegeben waren ihm ein Kanzler, mehrere 
Bäthe, die gleichfalls in drei Classen nach der Herren-, Bitter- und 
Gelehrtenbank zerfielen, mehrere Secretäre, Bathsprotocollisten, Thür- 
hüter und Untermarschalle. Sie galt als Appellationsinstanz für das 
Landrecht in Gratz, dann die Landeshauptmannschaften in Kämthen, 
Krain, Görz, Gradiska und Triest, ferner für die kaiserlichen Stadt- 
gerichte und Magistrate und die Berggerichte in mere contentlosis. 
In erster Instanz unterstanden ihr dieselben Personen wie in 
. Oesterreich. 

Dasselbe gilt von der Gerichtsbarkeit der Gratzer Universität, 
welche jener der Wiener vollkommen analog war. Diese wie jene 
hatte ihren eigenen E^ecutionsplatz ^n foro academico. 

In einem» Lande, das den Bergbau so emsig trieb, wie dies in 
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Innerösterreich der Fall war, mussten nothwendig auch die Berg- 
gerichte eine nicht unbedeutende Bolle spielen. Doch muss mab 
bei dem Studium unserer älteren Gerichtsordnungen sich in dieser 
Beziehung vor nahe liegenden Verwechselungen hüten. Hier näm- 
lich, so wie in fast allen erbländischeu Provinzen und selbst jen- 
seits der Leitha verstand man unter Bergrecht und Berggerichts- 
barkeit nicht etwa das von montanistisch gebildeten Richtern in 
Bergwerksangelegenheiten gehandhabte Recht und die von denselben 
über die Bergwerks -Interessenten und Angehörigen ausgeübte Ge- 
richtspflege, sondern das dem Eigenthümer gewisser Weinberge gegen 
den auf dem Weinberge ansässigen Bergholden zustehende Recht auf 
einen bestimmten Grundzins in Geld oder Wein und die von dem 
Bergherrn in der angedeuteten Richtung gegen den Bergholden aus- 
geübte Gerichtsbarkeit. 

Naeh dem von Kaiser Ferdinand I. aus dem Jahre 1543 her- 
rührenden, 1633 und später 1760 nachgedruckten Bergrechtsbüchel 
sollte ein jeder Bergterr mit seinen Bergholden jährlich zwischen 
Ostern und Pfingsten sein Bergrecht besitzen und die Bergthädung 
halten. Bei Haltung der Bergthädung wurden den Bergholden die 
Freiheiten des Bergrechtes und Vereinung vorgelesen, und wer wider 
einen Bergholden eine Klage hatte, musste sie daselbst, als der 
ersten Bergrechtsinstanz, anbringen. Doch gehörten nur Weinbergs- 
streitigkeiten im engeren Sinne hierher und konnte von der Berg- 
thädung an das Landrecht appellirt werden. 

Es gab aber auch Berggerichte im heutigen Sinne des Wortes 
in Innerösterreich nicht minder als in Niederösterreich. Wie aber 
im allgemeinen Justizdienst und politische Verwaltung bei allen 
Stellen und in allen Instanzen ungetrennt oder doch kaum geschieden 
untereinander liefen, so waren auch die Berggerichte nebenbei, wenn 
nicht vorzugsweise, administrative Aemter, denen die Verwaltung der 
Bergwerksangelegenheiten in politischer und cameralistischer Beziehung 
oblag. Solche Stellen waren unter anderen das kaiserliche Ober- 
berggericht zu Eisenerz, das Oberkammergrafenamt ebenda und das 
Amt zu Vordernherg. Ersteres bestand aus dem Oberbergrichter, 
dem geschwornen Markscheider, Adjuncten, Amtsschreiber, Oberein- 
fahrer und Frohnboten. Knappen und andere Bergwerksgenossen, 
insofern sie keinem nobiliori foro unterlagen, waren dem Oberberg- 
richter nicht nur in Bergbau-, sondern auch in Personalangelegen- 
heiten, unterworfen. Dieser hielt sich bei den Entscheidungen an 
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Ferdinandeische und Maximilianische Bergwerksordnungen, von seinen 
Erkenntnissen aber konnte an die innerösterreichische Regierung 
appellirt werden. 

Die gerichtlichen Functionen des Oberkammergrafeuamtes, das 
ausser für Steiermark auch für Oesterreich ob und unter der Enns 
autorisirt war, so wie jene des Amtmannes von Vordernberg mochten 
sich früher wohl auch auf das Verfahren in und ausser Streitsachen 
bezüglich der Eisenkammerguts-, Berg-, Schmelz-, Hammer-, Pro- 
viant-, Manufactur-, Eisen- und Waldwesensbeamten erstreckt haben. 
Mehr und mehr jedoch war die Gerichtsbarkeit der Regierung auch 
über diese Kategorie von Beamten in den Vordergrund getreten, 
und nur noch in Streitigkeiten, die sich auf den Bergbau und die 
damit zusammenhängenden Geschäfte bezogen, blieb die Jurisdiction 
der genannten Stellen innerhalb ihrer Bezirke aufrecht. Als zweite 
Instanz in gerichtlichen Angelegenheiten galt bei beiden die ßiegie- 
rung, obwohl der Amtmann von Vordernberg im übrigen dem Eisen- 
oberkammergrafen untergeordnet war. 

Die Bancogefällen- Administration hatte in gewissen Gefällen- 
streitigkeiten zu entscheiden. Streitigkeiten über landesfürstliche 
Lehen gehörten auch in Innerösterreich zur Regierung als Lehen- 
gericht; gemeine Lehen jedoch hatten ihr besonderes Forum, indem 
jeder geistliche und weltliche Lehensherr sein eigenes Lehengericht 
hatte, vor welchem die Lehenstreitigkeiten ausgetragen werden sollten. 
Nach der alten Landeshandfeste musste das Gericht im Lande ge- 
halten und mit paribus curiae besetzt werden. Als pares curiae 
galten die übrigen Lehenleute, convasalli, von welchen der Lehens- 
herr zwei und der Vasall auch zwei zu Richtern wählen korinte. 
Später pflegte jedoch in Lehensstreitigkeiten der Lehensherr einen 
I^ehenspropst zu ernennen, welcher mit einigen Rechtsgelehrten öder 
anderen Räthen zu Gericht sass und nach mündlicher Verhandlung 
das Urtheil fällte. Von diesem mochte an das Landrecht die Ap- 
pellation ergriffen werden. Die Militärgerichte waren in allen Krou- 
ländern gleichmässig eingerichtet. Die geistliche und Ehegerichts- 
barkeit stand in ähnlicher Weise, wie in Niederösterreich, auch 
anderwärts den Gonsistorien zu, welche von Consistorialräthen besetzt 
und von Bischöfen oder, wie in Gratz, von dem Erzpriester und 
Stadtpfarrer präsidirt waren. Neben den Gonsistorien galten auch 
hier Regierung und Landrecht als erste Instanz der Geistlichkeit. 

Lenken wir unsere Aufmerksamkeit auf Böhmens Justizverfassung, 

Domin, österr. Rechtsgeschichte. 2 
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so ist es zunächst das Eammerrecht oder Eammergericht, dem 
wir hier begegnen. Nach des Grafen Joseph von Auersperg^ des 
gelehrten Gommentators von Balbins Liber curialis C. VI YermathuDg 
bestand dasselbe wahrscheinlich schon im 15. Jahrbnndert und erhielt 
von Kaiser Ferdinand I. im Jahre 1531 eine eigene Instruction. 
.Ursprünglich mag der König selbst dem Gerichte voi^gesessen and 
dürften die Beisitzer von den Herren und Yladiken gewählt worden 
sein. ' Später präsidirte der jeweilige Landeshoftneister — im Jahre 
1740 Anton Graf Nostiz — dem Kammergerichte und der König 
ernannte auf Vorschlag desselben ^ dann des Herren- und Ritter- 
standes aus den genannten Ständen die Beisitzer. Anfänglich waren 
zehn, dann vierzehn Beisitzer zur endgültigen Entscheidung einer 
Bechtssache nothwendig. Was die Gegenstände betrifft, welche vor 
das kammerrechtliche Forum gehörten, so zählt Graf Auersperg 
deren sechsundzwanzig auf, von denen jedoch mehrere auch bei dem 
grossen Landrechte angebracht werden konnten. Namentlich gehören 
hierher die actiones depositi, dann Klagen aus einseitig verbind^ 
liehen Verträgen, wenn dieselben bloss mündlich zu Stande gekommen 
waren, so Bürgschafts- und selbst Darlehensklagen, femer gewisse 
Klagen aus dem zwischen der Herrschaft und den Unterthanen be- 
stehenden Verhältnisse über die Benutzung von Flüssen, Bächen, 
Aeckern, Wiesen und Wäldern, dann auf Uebergabe eines aus einem 
Testamente schuldigen Legates oder Fideicommisses, das in beweg- 
lichen Sachen oder in baarem Gelde zu leisten war, und wegen 
bestimmter, nicht als Injurien geltender Schmähungen, Klagen 
höherer Personen wider einen der Prager Magistrate oder eines Bür- 
gers gegen dieselben wegen eines landtäflichen Gutes u. dgl. m. 

Die Urtheile des K&mmergerichtes wurden im Namen des Kö- 
nigs ausgefertigt, konnten jedoch von dem Kammerrecht nicht selbst, 
sondern mussten durch das Landtafelamt exequirt werden. 

Viel älter als das Kammergericht war das Prager Burggrafen- 
recht, das als zweites königliches Gericht galt. Wenigstens erscheint 
schon im Jahre 1048 ein Stiborius als Casteilanus Pragensis. Carl IV., 
welcher sich mit der Justizgesetzgebnng seiner Länder überhaupt viel 
beschäftigte, reorganisirte das Burggrafenamt im Jahre 1356 und 
gab dem damaligen Burggrafen Johann v. Wartenberg einige Käthe 
aus dem Bitterstande bei. Seit der Landesordnung Ferdinand's I. 
vom Jahre 1549 ward deren Zahl auf sechs festgesetzt, und hundert 
Jahre später, am 20. April 1649 erhielten auch die Prager Bürger 
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von Ferdinand III. das Privile^inm, als Beisitzer dem Burggrafen«- 
rechte zugezogen zu werden. Ursprfinglich mochten die Räthe vom 
Obersiburggrafen selbst bestellt worden sein ; später ernannte sie auf 
dessen Vorschlag der König. Die Gerichtsbarkeit des Burggrafen 
erstreckte sich bloss über die Mitglieder des Herren- und Bitter- 
standes, und gehörten vor denselben namentlich Streitigkeiten aus 
Schuldverschreibungen der Letzteren, insbesondere wenn diese vor 
dem Burggrafenamte abgcfasst und in dessen Register eingetragen 
waren, dann gewisse Eiecutionsstreitigkeiten über Steck- und Ge* 
Währlosbriefe. Es waren dies eigenthümliche, von unseren gegen- 
wärtigen wesentlich verschiedene Executionsarten. Die Steckung 
bestand darin, dass der Gläubiger, welcher auf Grundlage eines Ur- 
theiles oder anderweitigen rechtskräftigen Erkenntnisses die Execution 
auf ein unbewegliches Gut des Schuldners nicht führen wollte, gegen 
denselben bei dem Erkenntnissrichter die Erlassung eines Steck- 
briefes erwirkte. Durch diesen Steckbrief wurde der Schuldner bei 
Verlust der Ehre verbunden, entweder zu bezahlen oder sich in's 
Gefängniss zu stellen ; der so Gesteckte musste sich innerhalb zweier 
Wochen auf dem Prager Schloss in des Burggrafen Gewalt selbst 
stellen, worauf ihn der Burggraf in den schwarzen Thurm schickte 
und ihn dort so lange anhielt, bis er demjenigen, weswegen er ge- 
steckt wurde, vollkommen Genüge geleistet. Stellte er sich nicht, 
so konnte der Oberstburggraf einen sogenannten unehrlichen Steck- 
brief gegen ihn erlassen, wodurch er ehrlos wurde, mit Gewalt fest- 
genommen und in die Daliborka gesetzt werden konnte. 

Die Aufgabe dieses Buches gestattet es leider nicht, auf die 
nicht uninteressanten näheren Details einzugehen. Durch den Währ- 
losbrief, welcher dem Exequenten von dem Landtafelamte ertheilt 
wurde, ward der Execut seines Besitzes und seiner Gewähr entsetzt 
und auf Grund desselben der Exequent durch einen zweiten Ge- 
währlosbrief des Oberstburggrafen in den Besitz des Gutes gebracht. 

Auch die Justiz und namentlich die Grundbuchführung auf den 
oberstburggräflichen (eigentlich ständischen) Gütern lag dem Burg- 
^rafenamte ob, und alle Grenzstreitigkeiten hatte der Viceburggraf \ 
An Ort und Steife zu entscheiden. Letzterer führte überhaupt regel- 
mässig den Vorsitz bei dem Burggraf engeriehte, das in dem soge- 
nannten alten Burggrafeahause seine Sitzungen hielt. Das Gesetz, 
nach welchem das Burggrafenrecht erkannte, war die Landesordnung 
des Königreiches, das Verfahren ein summarisches. Die Kundmachung 

2* 
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der Urtheile geschah immer am Schlüsse der jeweiligen Session durch 
den königliehen Oberschreiber, welcher hiezu von dem Viceburg- 
grafen oder den dessen Stelle vertretenden Rath mit den Worten: 
i,,Agd Se c^.te" aufgefordert wurde. Nachdem die anwesenden I^an- 
desadvocaten und Procuratoren ihre Danksagung für die Publication 
abgestattet hatten, ward das gehaltene königliche Recht mit nach- 
folgenden böhmischen Ausdrücken, uraltem Gebrauche gemäss, ge- 
schlossen: „A tak se jeji Cisar^sk6 R^imsky krale, Milosti Saud 
Neywissiho Purgkrabstwj Prazkeho od dnesniho dne a2 zasegiöz do 
ztiho dne Miessicza Uvöra odklada.* 

Von den Entscheidungen des Qberstburggrafen ging ursprüng- 
lich die Revision an das königliche grössere Landrecht, später an 
den König. 

Endlich lag dem Burggrafenrechte auch die Vollziehung der bei 
dem grösseren Landrechte gefällten peinlichen Urtheile an Stand«s- 
personen und überhaupt der, nöthigenfalls militärische, Schutz des 
Executionsprocesses ob. 

Neben dem Prager Burggrafenamte bestand wenigstens schon 
seit dem Jahre 1321 ein solches in Eöniggrätz, das in seinem Be- 
zirke eine gleiche Gerichtsbarkeit ausübte. Nach Auersperg^s ^chon 
erwähntem Commentar waren im Jahre 1740 Oberstburggraf zu 
Prag: Johann Graf Schaffgotsch, Herr auf Eühnast, Viceburggraf: 
Maximilian Bechinie von La^an, Burggraf von Eöniggrät:&. Johann 
^oriek Dohalsky von Dohalitz. 

Für die auf die eigentlich böhmischen Lehen bezüglichen Strei- 
tigkeiten bestand wenigstens schon seit dem 13. Jahrhundert das 
Hoflehengericht^ welchem der oberste Hoflehenrichter (judex 
curiae) vorgesetzt war, der aus dem Herrenstande sein musste. Die 
Beisitzer wurden vom Könige ernannt und waren gewöhnlich acht 
aus dem Herren- und vier aus dem Ritterstande. Niemand sollte 
das ihm vom Könige übertragene Amt eines Beisitzers ausschlagen, 
noch vor Verlauf eines Jahres dasselbe zurücklegen. ^ Die Zahl der 
Beisitzer, welche zur Fällung eines Spruches erforderlich gehalten 
wurde, war zu verschiedenen Zeiten verschieden. Ursprünglich g€t 
nügten zwei Herren und ein Vladike. Später hielt man zehn Bei* 
sitzer für nothwendig^ seit Ferdinand IL genügten «leben. Das 
Gericht sollte vier Mal des Jahres, stets vor Beginn der Kammer- 
rechtssession und die von der Landtafel ganz getrennte Hoflehentafel 
unter Aufsicht des judex curiae gehalten werden« 
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Ausser den Lchenstreitigkeiten ailer Art stand dem Hof lehen* 
rechte im Falle eines Todtschlages auch die Criminalgerichtsharkeit 
über die Lehensleute zu. Seit Ferdinand II. pflegte sich das Hof- 
lehenrecht in zwei Senate, einen böhmischen und einen deutschen, 
zu theilen, deren zweitem der Vicehoflehenricbter vorsass. Die im 
Ellbogner und Egerer Kreise gelegenen deutsch -böhmischen liehen 
aber unterstanden nicht dem Hofiehengerichte, sondern der Appel«- 
lationskammer als deutscher Lehensschranne oder Lehenshaupt- 
roannschaft. Philipp Graf Haller war nach Auersperg^s Commentar 
Obersthof lehenrichter zu Böhmen im Jahre 1740. 

Wichtiger noch als die genannten Gerichtsstellen waren die 
beiden Landrechte, das grössere (Saud zemsky w6tssj) und das 
kleinere (Saud zemsky menssy). Bei dem ersteren, dem eigent« 
liehen Adelsgerichte, das schon im 13. Jahrhundert erwähnt wird, 
lässt sich eine gewisse Analogie mit den in den übrigen deutsch* 
österreichischen Provinzen bestehenden Landrechten und dem land- 
marschallischen Gerichte in Wien nicht verkennen; nur waren sein© 
Geschäfte ausgedehnter, seine Stellung bedeutender, und während 
alle übrigen der genannten böhmischen Gerichte den Josephinischeu 
Beformea erlagen, erhielt sich dieses nach seiner Umwandlung in 
das böhmische Landrecht bis zu den Organisirungsreformen des ver- 
gangenen Decenniüms. 

Dieses vornehmste Gericht sollte in Gegenwart des Königs oder 
seines Ablegaten auf dem Throne gehalten werden. Zu seinen 
Füssen sass der Oberstburggraf, rechts und links die ersten Landes- 
beamten, wie der Landeshofmeister, der Landesmarschall, der Lan- 
deskämmerer und der oberste Landesrichter, welcher den eigentlichen 
Vorsitz führte; ferner der Hofkanzler, Hof lehenrichter, Appellations- 
und Kammerpräsident, so wie der oberste Landschreiber. Ursprüng- 
lich war das Gericht; ausschliesslich aus Reichsbaronen gebildet, die 
dem Herrenstande angehörten; seit König Sigmund wurden aber 
auch einzelne Ritter zu demselben berufen, und Wladislaw setzte im 
Jahre 1487 die Zahl der Beisitzer aus dem Ritterstande auf acht 
fest, während vom Herrenstande zwölf Richter sprachen. Ferdinand II. 
vermehrte die Zahl der letzteren auf sechzehn, die der ersteren 
auf zehn. Fünf Jahre sollte das Amt eines Beisitzers dauern und 
bei Schöpfung eines Erkenntnisses die Gegenwart von neun Personen '" 
ttothwendig sein. 

Sessionen pflegten bis zum Jahre 1543 vier, dann drei; im^ 
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Jahre gehalten zu werden, und wie das Hofiehen- ward auch das 
grössere Landrecht in zwei Senate getheilt. Das bei den Versamm- 
lungen beobachtete Ceremoniell und die Geschäfte des Landrechtes 
hat Auersperg Band L S. 237 u. 240 ff. genau angegeben. Bei 
demselben wurde auch die Ländtafel geführt, welche gleichzeitig als 
Executivorgan des grösseren Landrechtes galt. Im allgemeinen hatte 
es die Criminalgerichtspflege im streitigen und nicht streitigen Ver- 
fahren bezüglich des Adels und der landtäf liehen Güter, so wie die 
Griminaljustiz über die Standesherren und ihre Familien. Von seinen 
Urtheilen konnte die Appellation gar nicht, und erst seit Ferdinand IL 
in seltenen Fällen die Revision an den König ergriffen werden. 
Joseph Franz Graf von Wrbna und Freudenthal war im Jahre 1740 
Oberstlandrichter von Böhmen. 

Das kleinere Landrecht, bei welchem der Vicelandrichter 
den Vorsitz führte, dem der Viceburggraf und der Vicelandkämmerer, 
dann der Vicelandschreiber und mehrere andere Unterbeamte btei- 
wohnten, besorgte verschiedene minder wichtige Angelegenheiten, 
namentlich wo es sich um geringere Summen handelte, und hielt 
seine Sitzungen meist drei Tage vor Eröffnung der Sessionen des 
grösseren Landrechtes. Auch der uralten Landtafel, welche 
unter der Aufsicht des Oberstlandrichters, des Oberstlandkämmerers 
und Oberstlandschreibers stand, und welcher die Vicebeamten der 
genahnten nebst anderen als Beisitzer angehörten, standen gewisse 
richterliche Functionen neben den schon erwähnten Executionspro- 
cessen zu, so namentlich das adelige Bichteramt bezüglich der Pupillen, 
welche landtäfliche Güter oder denselben einverleibte Schuldforder- 
ungen besassen, dann bezüglich der Veriassenschaften, in welche 
solche Güter gehörten, so wie gewisse Partien des contentiosen 
Verfahrens über Landtafelgüter, namentlich Incidenzstreite, wenn auch 
der Hauptprocess bei dem Landrechte abgeführt wurde. 

Im Gegensatze zu den bisher genannten Landgerichten war das 
königliche Landtafelamt ein permanentes Gericht, das nur an Sonn- 
abenden, an Sonn- und Feiertagen nicht fungirte. Carl VI. hatte 
am 18. März 1712 eine neue Instruction für dasselbe erlassen. 

Es ist aus dem bisher Gesagten das Schwankende und Unbestimmte 
der Jurisdictionsnormen in Böhmen, so wie der Mangel eines Principes 
bei deren Feststellung klar ersichtlich. Auch für diese Erscheinung 
liegt der Grund in der ungieichmässigen historischen Entwicklung 
der verschiedenen Gerichtsstellen und den hierdurch hervorgerufenen 
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^hllosen kaiserlichen Verordnungen, über deren Tragweite und An- 
wendbarkeit man nicht einmal zu der Zeit klar war, in welcher sie 
erlassen wurden. Neben den Gerichten übte die königliche Statt- 
halterei eine eigene, von der der Statthaltereien in den übrigen 
Eronländern sehr verschiedene Gerichtsbarkeit, jedoch nur in erster 
Instanz für gewisse streitige Erbschaftssachen und Curatelen, bei 
einzelnen Zank- und Rauf handeln und selbst in bestimmten Gri- 
minalfailen, wenn die Stadtgerichte oder königlichen Landrichter ihr 
Amt lau versahen. 

Die Patrimonial-, Sladt- und Marktgerichtsbarkeit war der in 
den übrigen Eronländern sehr analog. Jeder Kreis hatte seinen 
bestimmten königlichen Justitiar. Poprawioncs nannte man diese 
den österreichischen Landrichtern ziemlich ähnlichen Amtspersonen. 
Die Magistrate bestanden meist aus zwölf Rathsverwandten , deren 
jeder einen Monat lang das Bürgermeisteramt verwaltete, dann aus 
dem seit Ferdinand L eingeführten Kaiserrichter und dem Stadt- 
richter. Der Magistrat der Alt- und Neustadt Prag bestand aus 
achtssehn Räthen, und jed^r der vier Prager Magistrate hatte seine 
eigene Real- und Personalgerichtsbarkeit. Unter dem Magistrate 
übte je nach der Grösse der Städte das Zehn-, Acht- und Sechs- 
männeramt die Stadtjustiz. 

In Prag gab es noch einen Weinbergamtsrichter, ein aus den 
Prager Müllern zusammengesetztes Ufergericht (Saud mlynafsky), das 
Brücken- und Fischamt, das Stadt-, Ross- und Flossgericht; A^mter, 
deren Geschäfte aus ihren Namen ersichtlich sind, und bei denen 
polizeiliche und judicielle Functionen vielfach ineinander flössen. 

Den bischöflichen Consistorien und dem Consistorio academico 
der Prager Universität stand die Consistorialgerichtsbarkeit in ähn- 
licher Weise, wie in Nieder- und Innerösterreich, den Berggerichten die 
Montanjustiz, eigenen Wechselgerichten die Wechselgerichtsbarkeit zu. 

Dadurch aber unterschieden sich Böhmen und Mähren vortheil- 
haft von den übrigen deutschen Provinzen, dass sie schon damals 
eigene zweite Justiz -Instanzen hatten, ersteres die Appellations- 
kammer, letzteres das Appellationstribbnal. Die Revision, insoweit 
sie zulässig war, ging an die böhmische Hofkanzlei, welche nicht 
selten dem Kammerrechte die letzte Entscheidung auftrug. 

Vieles liesse sich noch über die Einrichtung der Gerichtsstellen 
in einzelnen Kroniändern hinzufügen, doch würde uns dies zu weit 
führen und ist für unsere Zwecke das Gesagte genügend. 
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Wa9 die bei den einzelnen Gerichten geltenden Gesetze betrifift, 
so hatten wir Gelegenheit, im Verlaufe dieser Skizzen manche der-» 
selben zu erwähnen. Die Landesordnungen der verschiedenen Kron- 
länder — die Landeshandfeste, wie man sie in Steiermark nannte — , 
die für ganze Provinzen oder einzelne Gerichte ergangenen Gerichts-, 
Process- und Advocaten-Ordnungen mit ihren zahlreichen Nachträgen 
und Erläuterungen enthielten mannichf altige Bestimmungen über das 
Verfahren in und ausser Streitsachen, so wie über das materielle 
Becht, und wo dieselben nicht ausreichten, galt das sogenannte ge- 
meine deutsche Kecht, zu welchem bekanntlich seit seiner Beception 
auch das römische, dann das Kirchen- und Lehenrecht gehörte 
und ein üppig nach allen Bichtungen emporwuchernder und • sich 
breit machender Gerichtsgebrauch, Gerichtsmissbrauch sollte es wohl 
füglich heissen, der überall aushelfen sollte, und dessen Bestand bei 
dem Mangel jeder festen Bestimmung gleichwohl zu den grössten 
Schwankungen und Ungerechtigkeiten Anlass ward. 

Viele Gerichte hatten, ihre eigenen Instructionen sowojil im 
streitigen als nicht streitigen Verfahren, welche beide schleppend 
und verworren über die Massen waren, wie denn beispielsweise in 
Appellationß- und Bevissionssachen der beschwerte Theil immer erst 
um die Bewilligung zur Appellation oder Bevision einschreiten und 
erst nach deren Herablangung . mit derselben wirklich vorgehen 
konnte. Auf einige Eigenthümlichkeiten der Executionen bei böh- 
mischen Gerichten haben wir schon oben aufmerksam gemacht. Eine 
eigene Bestimmung der böhmischen Landesordnung war es auch, 
dass Kläger vor Anbringung der Klage den VerklagtCA durch einen 
sogenannten „ausgeschnittenen Zettel** zur Erfüllung seiner Ver- 
pflichtung verhalten sollte. 

Durch vielfache Privilegien und Exemtionen War das Gerichts- 
verfahren gegen manche Personen mit besonderen Schwierigkeiten 
verbunden, wie denn der Adel von der Personalexecution durchweg 
befreit war. Die Verlassenschafts -Abhandlungen, langsam an sich 
und verwickelt durch zahlreiche Competenzconflicte der verschie- 
densten Stellen, welche bei Sterbefällen gewisse Taxen erhoben, 
wurden noch verworrener durch die in den verschiedensten Formen 
auftretende Erbsteuer. Mag man gleich den Ursprung der landes- 
fürstlichen Erbsteuer erst in die Zeit Maria Theresia's verlegen, 
welche, um die durch den österreichischen Erbfolgekrieg erwachsenen 
Schulden zu tilgen, das Erbsteuerpateut vom 6. Juni 1759 erliesis, 



L Die österreichisißhe Justiz im Jahre 1740. 25 

90 gab es doch zahkeiche Laudemien, Mortuarien and Taxen, welche 
an den Grund- und Gerichtsherrn zu entrichten waren; und selbst 
der Vorgesetzte wollte seinen Theil an der Verlassenschaft der Un- 
tergebenen, wie denn beispielsweise Carl VI. noch am 10. October 
1732 eine Verordnung über das „Sterbepferd** erliess, welches jedem 
Obersten aus der Verlassenschaft der Stabsofficiere seines Begimeuts 
gebtlhrte. Bei dem unbeweglichen Vermögen kamen meist auch 
Lehen- und Unterthänigkeitsverhältnisse hinzu, weiche die Abhand- 
lung noch erschwerten. Am 25. Mai 1720 hatte Carl VI. für 
Niederösterreich, am 16. März 1729 ftlr Oberösterreich ein eigenes 
Gesetz über die Intestaterbfolge erlassen. 

Das Laudemium wurde übrigens von dem Grundherrn bei jeder 
üebertragung des Eigenthums an unbeweglichem Gute eingefordert; 
man nannte es auch das Pfundgeld, ähnlich dem englischen und 
französischen Livre, weil es vor Alters nach dem Pfund, z. B. zwei 
Pfund Pfennige, gezahlt wurde. Eigene Gerhabschafts -Ordnungen 
galten bei den Gerichten in Pupillarangelegenheiten , so z. B. die 
landmarschallische vom 3. April 1727. 

Auch eine eigene Fallitenordnung für Ober- und Niederösterreich 
hatte Carl VI. am 18. August 1734 erlassen, und es macht einen 
eigenthümlichen Eindruck, wenn man liesst, wie sich der Kaiser in 
diesem vor 130 Jahren erlassenen Gesetze beklagt, an den vielen 
Cridafällen sei nur die zu grosse Anzahl, der Schwindel und das 
luxuriöse Leben der Kaufleute Schuld. 

Die Besonderheit der verschiedenen Kronländer, deren jedes 
seine eigene historische Entwickelung hatte und die sich erst nach 
und nach unter den österreichischen Fürsten vereinigten, machte 
sich in den verschiedenen Landesordnungen geltend; aber der Mangel 
an einheitlicher und organischer Leitung, welcher im Mittelalter 
selbst auf kleinen Territorien die Gemeinden und die verschiedenen 
Gcsellschaftsciassen vollkommen unabhängig und gesondert sich ent- 
wickeln liess, machte, dass auch innerhalb desselben Kronlandes von 
Stadt zu Stadt, ja von Gericht zu Gericht verschiedenes Recht galt. 
So hatten in Wien das Stadt- und Landgericht, der Magistrat, die 
Grundgerichte, das Consistorium, die Universität, das landmarschal- 
lische, das hofmarschallische Gericht und die Regierung ihre beson- 
deren Normen und Ordnungen, die Taxordnungen namentlich nicht 
zu vergessen. Bei dem Stadtgerichte galt die alte Ordnung und 
Fi:eiheit der Wienstadt Ferdinand's I. vom Jahre 1526, das Stadt- 
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gerichtsordnuAgsbuch, des k.' Stadt- und Landgerichts neu verfosste 
Kanzieitaxordnung und die Advocatenordnung bei dem wienerischen 
Stadt- und Landgericht, welche sich von der bei dem wienerischen 
Stadtmagistrate vom 12. März 1688 unterschied. Für die Grund- 
gerichte galt die österreichische pragmatische Sanction oder der 
sogenannte Tractat de juribus incorppralibus vom 13. März 1679 
nebst verschiedenen Verordnungen. Die Gerichtsordnung der Uni- 
versität war vom 28. November 1724 und galt nebenbei eine eigene 
Uuiversitätskanzleigebühr und ,Taxordnung, so wie eine Pedellen- 
Taxordnung. Bei dem landmarschallischen Gerichte galt ein eigener 
Geriohtsprocess und Ordnung vam 28. Februar 1557, dann Advo- 
catenordnungen vom 27. März 1638, 21. März 1662 und 28. März 
1681 ) und zwei Executiousordnungen vom 27. Juli 1655 und 
31. December 1671. Die obersthofmarschallische Gerichtsordnung 
war vom 13. Juli 1714 mit Nachträgen aus den Jahren 1729, 1730, 
1731 und 1737. Auch die Regierung hatte ihre eigenen Advocaten- 
uod Executions-, Gerichts- und Taxordnungen. Die Appellations- 
ordnung war vom Jahre 1548, mit vielen nachträglichen Verord- 
nuQgen; eben so gab es eine vielfach ergänzte Kevisionsordnung vom 
Jahre 1637. 

Die gleiche Verschiedenheit galt in allen Ländern. 

Die schwankenden Jurisdictionsverhältnisse hatten fortwährende 
Competenzconflicte zur Folge, und mancher Process ging bloss wegen 
der verfehlten Instanz verloren. Im Codex austriacus, dessen beide 
ersten Bände im Jahre 1740 schon bestanden und als-Bechtsquelle 
galten, finden wir für die kurze Zeit von 1723 bis 1740 nicht 
weniger als dreiunddreissig Jurisdictionsstreite verzeichnet, welche 
der Entscheidung des Kaisers unterbreitet worden waren und Anlass 
zu Jurisdictionserlassen boten. Hieraus mag auf die Menge aller 
Competenzconflicte geschlossen werden. Stadtgericht und Begierung, 
Obersthofmarschallamt und Magistrat, Universität und Landrecht 
lagen sich fortwährend in den Haaren, selbst die Grenze zwischen 
der Civil- und Militärgerichtsbarkeit war schwankend genug und 
durch Carl's VI. Norma jurisdictionis vom 17. August 1740 kaum 
hinreichend festgestellt. 

Zu dem kamen die mangelhaften juridischen Studien und ein 
ziemlich ungebildeter Advocatenstand , dem es im ganzen mehr um 
eigenen Gewinn als um das Recht seiner dienten zu thun war. 
Schon damals suchte man den Uebelstande durch eine Beschränkung 
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der Anzahl der Advocaten zu begegnen, und ein Hofdecret vom 
14. December 1736 befahl ausdrücklich, dass man die Advocaten- 
stellen nicht vermehren, bei Besetzungen aber mit grosser Vorsicht 
zu Werke gehen solle. Der Sorglosigkeit, mit welcher sie ihre 
Parteien Contumacirungen aussetzten, ward durch häufige, im Codex 
austriacus enthaltene Verordnungen der Regierung und der Gerichte, 
dass dieselben zu den Tagsatzungen pünktlich um neun Uhr er** 
scheinen sollten, zu steuern gesucht. 

Die Justizpflege von einem Eronland zum anderen war mit 
Schwierigkeiten verbunden, wie wir sie heute kaum im Verkehre 
der Gerichte fremder Staaten und leider wieder zwischen den anga- 
rischen und deutsch -österreichischenr Provinzen finden. Waren alle 
Ghicanen, Ausflüchte und Verschleppungen einer verworrenen Ge- 
richtspflege erschöpft, dann genügte für den säumigen Schuldner 
nicht selten eine Spazierfahrt von wenigen Stunden, um über den 
dienstfreundlichen Verkehr der Hofkanzleien für den Rest seines 
Lebens vor seinen Gläubigern sicher zu sein. 

Die meiste Einheit war noch in der Strafgesetzgebung. Ijag 
doch allen Landgerichtsordnungen gemeinsam die Carolinische Hals- 
gerichtsordnung zu Grunde. Für Oesterreich unter der Enns hatte 
Ferdinand III., für Oesterreich ob der Enns Leopold I., für Böhmen, 
Mähren und Schlesien Joseph I. eigene Landgerichtsordnungen für 
das peinliche Verfahren erlassen. Doch waren in allen Kronländern 
zu den Landgerichtsordnungen mancherlei Nachträge und Erläu- 
terungen erfolgt. Mehr jedoch als das CivUrecht war das Strafrecht 
des Jahres 1740 von dem heutigen Rechte verschieden. Die Ver- 
handlung war nicht öffentlich, das Verfahren ein inquisitorisches, 
die Beweisherstellung unsicher und willkürlich. Noch stand die 
Folter mit allen ihren grauenhaften Apparaten in vollster Blüte, 
Geständnisse über Handlungen zu erpressen, welche mit den här- 
testen Strafen, ja mit qualificirter Todesstrafe belegt wurden. Doch 
mögen wir immerhin diesen Gegenstand vorläufig verlassen, da wir 
im Verlaufe der Darstellung rücksichtlich der Theresiana, welche 
im wesentlichen auf denselben Grundsätzen beruhte, darauf wieder 
zurückkommen werden. 

Ehe wir jedoch die Schilderung der österreichischen Gerichts- 
zustände im Jahre 1740 schliessen, müssen wir noch einen Blick 
hinüberwerfen in die östliche Hälfte der Monarchie, wo — zu 
unserem Leidwesen, wir gestehen es — nach einer kaum zehnjährigen 
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Unterbrechung heute fast dieselben Justizeinrichtungen und Gesetze 
gelten, wie sie zur Zeit Maria Theresia's bestanden. 

An der Spitze der Geschäfte für die ungarischen Länder stand 
wie bezüglich der übrigen Provinzen eine eigene — die ungarische 
Hofkanzlei; doch fungirte dieselbe nicht, wie dies bei den anderen 
Hofkanzleien der Fall war, gleichzeitig als Revisionshof rücksichtlich 
der von den ungarischen Gerichten gefällten Erkenntnisse, und wenn 
sie sich auch mit Justizangelegenheiten beschäftigte, so geschah dies 
nicht im Sinne eines obersten Gerichtshofes^ sondern weil sie neben 
den politischen auch die Geschäfte eines Justizministeriums der 
ungarischen Krone versah. Das Präsidium füllrte der Kanzler, 
welchem ein Vicckanzler und mehrere Hofräthe unterstanden. Als 
höchste Instanz galt der königliche oberste Gerichtshof, die Curia 
regis, welcher übrigens zwei abgesonderte Justizstellen, die Septem- 
viral- und die königliche Tafel, ziemlich entsprechend einer Revi- 
sions- und Appellationsinstanz, in sich vereinigte. Die Septemviral- 
tafel bestand, wie dies ihr Name andeutet, ursprünglich bloss aus 
sieben Mitgliedern unter dem Präsidium des Palatins oder des 
zweiten Reichsbarons, des Oberstlandrichters (judex curiae). Die 
Zunahme der Geschäfte hatte es aber im Jahre 1723 nothwendig 
gemacht, ihre Anzahl auf fünfzehn zu vermehren. Nur Adelige 
konnten Beisitzer werden. Diese war die eigentliche dritte Jnstanz 5 
ihrer Revision konnten alle Streitsachen unterzogen werden; gegen 
ihre ürtheile gab es aber auch weiter kein Rechtsmittel. 

Die königliche Tafel (tabula regis judiciaria) war allgemeine 
Appellationsinstanz, doch musste sie gewisse Streitigkeiten über 
Eigenthum, Kraft der Urkunden, Güterfall igkeiten, Erbansprüche, 
dann Strafprocesse über Majestätsbeleidigungen und an Edelleuten 
verübte Gewaltthaten auch in erster Instanz entscheiden. Beide 
Tafeln tagten nicht fortwährend, sondern hielten bloss Quartalses- 
sionen. Wesentlich zur Erleichterung der Geschäfte bei der könig- 
lichen Tafel trug die im Jahre 1723 erfolgte Errichtung der vier 
Districtualtafeln bei, welche als Civilgerichtshöfe zu Güns, Tyrnau, 
Eperies und Debreczin über Testamente, Contracte, Erbschaftspro- 
cesse und Schuldforderungen von 1000 fl. an in erster Instanz ent- 
schieden. Civil- und Strafsachen, welche nicht ausdrücklich der 
königlichen Tafel oder den Districtualtafeln vorbehalten waren, wur- 
den von den Stuhlrichtern als Einzelrichtern oder von den Comitats- 
gerichten, Sedrien (sedes judiciaria), welche nebst ihren erstrichter- 
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lichißn Func^tionen in bestimmten Fällen auch die Appellationsjuris- 
diction über die Entscheidungen der Stuhlrichter auszuüben hatten, 
verhandelt. Auch die Comitatsgerichte hielten bloss vier Sessionen 
im Jahre. Ihre Mitglieder wurden von den Edelleuten des Comi- 
tates gewählt. So hielt der Adel, welchem ohnedies die höchsten 
politischen Vorrechte zustanden, im Herren-Stuhl und in den Sedrien 
Gericht im Lande, nicht selten nach Willkür und Laune. War das 
Gomitatsgericht nicht beisammen, so übte wohl auch der Yicegespan, 
welcher bei demselben den Vorsitz führte, Persona] Justiz oft in pa- 
triarchalischer, kurzer, drastischer Weise. In den Städten gab es 
Magistrate und Stadtgerichte, welche gleichfalls durch Wahl besetzt 
wurden. Die geistlichen. Gerichtsstellen, die bischöflichen und erz- 
bischöflichen Gerichte, wo sie nicht als Patrimönialgerichte auf 
eigenem Grund und Boden entschieden, hatten doch jedenfalls zu 
richten in allen Eheprocessen und sobald es sich um Meineid, 
Ketzerei oder Verletzung eines Geistlichen handelte. Aehnliche In- 
stitutionen bestanden in den Kebenländern Ungarns, in Siebenbürgen, 
das seit 1714 seine königliche Gerichtstafel , und in Kroatien, das 
die Banaltafel als zweite Instanz besass. 

Als Rechtsquelle diente das Decretum tripartitum juris consue- 
tudinarii inclyti Regni Hungariae von Verböcz und das Corpus juris 
hungarici. Ersteres wurde im^ Auftrag Wladislaus II. von Stephan 
Verböcz im Jahre 1514 verfasst; aber obwohl ein Reichstagsbeschluss 
«rfolgte, welcher dessen Promulgirung verfügte, kam es wegetf der 
Verwickelung Verböcz's in die Streitigkeiten mit Zapolya doch erst 
iai Jahre 1622 zur öffentlichen Geltung und erhielt dann durch das 
Diploma Leopoldinum 1691 auch in Siebenbürgen Wirksamkeit. 
Der erstö Theil behandelt das Privatrecht, namentlich jenes der 
Edelleute, der zweite und dritte Staats- und strafrechtliche Fragen, 
so wie das Verfahren in Strafsachen. 

Das Corpus juris hungaricl ist eine ursprünglich von Privat- 
personen, namentlich den Bischöfen Zacharias Mossoczy und Nico- 
laus Telegdi veranstaltete Sammlung der königlichen Decrete seit 
Stephan I. und der Reichstagsgesetze; es erhielt gleichfalls für Sieben- 
bürgen durch das Diploma Leopoldinum Wirksamkeit, doch über-- 
wiegen in demselben politische Verordnungen. Auch in Siebenbürgen 
^ab es Sammlungen von Landtagsentscheidungen, so jene Rakoczy's IL 
vom Jahre 1653 und die Ap&fi's L von 1669. Daneben hatten die 
siebenbürger Sachsen ihr eigenes, von Johann Honterus, Thomas 
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Bomel und Matthias Fronius bearbeitetes und von Stephan Bathory 
am 18. Februar 1583 als Gesetzbuch der Sachsen promulgirtes Statut. 

Indessen reichten diese Gesetzsammlungen für alle Fälle durch- 
aus nicht hin. Wo gesetzliehe Bestimmungen fehlten, musste der 
Usus, das sehwankende Gewohnheitsrecht aushelfen, und wo auch 
dieses zweifelhaft schien, wies das Tripartitum auf das Vernunft-, 
' das sächsische Statut auf das römische Hecht als Subsidiar(][uelle hin. 

Ueberblicken wir nun noch einmal den Zustand der österrei- 
chischen Justiz in dem Jahre, da Maria Theresia die Zügel der 
Regierung ergri£f, und vergleichen wir ihn mit dem heutigen, so ist 
wenigstens in den diesseits der Leitha gelegenen Ländern der Fort- 
schritt allerdings in die Augen springend. Damals ein kaum zu 
entwirrendes lieber- und Nebeneinanderbestehen der verschiedensten 
Gerichtsstellen mit schwankenden, unbestimmten, zweifelhaften Grenzen 
der Gerichtsbarkeit, heute eine na(^ leitenden Principien eingerichtete 
Organisirung der Gerichte mit einer gemeinsamen, auf gleichen 
Grundlagen ruhenden, klaren und bestimmten Jurisdictionsnorro; 
damals neben zahlreichen Privilegien bestimmter Gesellschaftsclassen 
zahlreiche privilegirte Gerichte, von denen mit Rücksicht auf diese 
Exemtionen ungleiches Recht gesprochen wurde, heute gleiches Recht 
für Alle, vor Allen gemeinsamen, unparteiischen Gerichten; damals 
neben den kaiserlichea vielfältige Arten ständischer, städtischer, 
geistlicher und grundherrlicher Gerichtsbarkeit, deren letztere über 
den Grundholden oft mit Willkür verfügte, heute das Recht ge^ 
sprechen von Richtern, welche überall der Kaiser ernannt hat, in 
seinem Namen zu richten; damals eine fortwährende Vermengung 
politischer und judicieller Functionen durch alle Instanzen bis hinauf 
zur Hofstelle, heute die Trennung der Justiz von der Administration 
in der zweiten und dritten Instanz ganz, in der ersten zum übei^ 
wiegenden Theile durchgeführt; damals ein unbestimmtes, schlep- 
pendes, auf altem Herkommen beruhendes, zum grossen Theil unge- 
schriebenes Gerichtsverfahren; heute gemeinsame allgemeine Gerichts- 
ordnungen mit bestimmten Vorschriften für die verschiedenen Arten 
des Verfahrens; damals zerstreut in alte Landesordnungen, ergänzt 
durch römisches, canonisches und Kirchenrecht, durch Gebrauch und 
ein sogenanntes Vemunftrecht, ein kaum verstandenes, schlecht an- 
gewendetes und lückenhaftes Civilrecht, heute ein allgemeines, bür- 
gerliches Gesetzbuch, dessen eminente Vorzüge selbst von der 
zersetzenden Kritik nicht weggeleugnet werden können; damals auf 
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Jahrhunderte alten peinlichen Halsgerichtsordnungen basirend ein 
materielles und formelles Strafrecht, das sich durch drakonische 
Strenge, verbunden mit einem inquisitorischen, heimlichen Verfahren, 
mit einer die Folter nicht ausschliessenden Beweislehre, mit Aber- 
glauben und Missverstand auszeichnete, heute ein öffentliches, auf 
dem Anklageprincip beruhendes Verfahren auf Grundlage eines ge- 
meinsamen Strafgesetzes und einer gemeinsamen Strafprocess- Ord- 
nung; damals kaum übersteigliche Hindernisse bei der Justizpflege 
von Land zu Land, heute Gerichte, welche die Anordnungen der 
übrigen kaiserlichen Justizbehörden mit gleicher Schnelligkeit zu 
vollziehen bereit sind wie ihre eigenen; mit einem Worte, damals 
eine mittelalterliche, heute eine den Hauptanforderungen der Zeit 
entsprechende Justiz. 

Und -^ dies dtlrfen wir nicht vergessen — diiBser gewaltige 
Umschwung ist aus der Initiative der Regierung hervorgegangen. 

Wie aber die Thätigkeit derlselben sich kundgab, in welcher 
Weise auf der geschilderten Basis die österreichische Justizgesetz- 
gebung der Gegenwart auferbaut wurde, dies wird der Gegenstand 
der folgenden Abschnitte sein. 



II. Die Theresianischen Reformen. 

Gross war die Aufgabe Maria Theresia^s, wollte sie die öster- 
reichische Justiz, von welcher wir. im vorhergegangenen Theile ein 
Bild zu entwerfen versucht haben, aus dem verkommenen Zustande, 
in dem sie sich befand, erlösen und den täglich sich fühlbarer 
machenden Anforderungen einer geordneten Rechtspflege gemäss 
regeneriren» Es ist kein Zweifel, dass die Kaiserin von dem Be- 
ginne ihrer Regierung an die vorhandenen Uebel erkannt, die Noth* 
wendigkeit einer Verbesserung eingesehen habe und auf die Mittel 
zu deren Herbeiführung bedacht gewesen sei; doch Hessen die 
drückenden Sorgen der äusseren Politik und der gewaltige Kampf 
um die Erhaltung der österreichischen Lande während, der ersten 
Jahre nach der Thronbesteigung ihr wenig Zeit, mit den inneren 
Angelegenheiten der zum Theil vom Feinde besetzten Provinzen 
und mit der Reform der österreichischen Justiz insbesondere sich 
zu beschäftigen. Nachdem aber der Sturm beschworen und die 
grössten Gefahren beseitigt waren, wandte sie sich mit um so 
grösserem Eifer dem in dieser Richtung als nothwendig Erkann- 
ten zu. 

Lagen die Hauptübel der Rechtspflege in der grossen Anzahl, 
in der Verschiedenheit und Unbestimmtheit der Civil- und Strafge- 
setze, so wie der Jurisdictionsnormen, in der gemeinschaftlicken 
Behandlung von Geschäften der Administration und Justiz bei fast 
allen Stellen, in dem Umstände, dass die Justizgewalt, wenigstens 
in den ersten Instanzen, nicht von den Gerichten des Landesfürsten 
allein, sondern von unzähligen Gerichtsherren und jurisdictionsbe- 
rechtigten Gemeinschaften mit geübt wurde, in den ungenügenden 
Studienanstalten und in dem Mangel eines gesetzeskundigen Richter-, 
eines vertrauenswürdigen Advocatenstandes, so konnte denselben nur 
abgeholfen werden durch die Redaction neuer, klarer und gemein- 
schaftlicher Gesetzbücher, durch die möglichste Trennung der Justiz 
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von der Administration, durch allmäliche Vereinigung der Justizge- 
walt in den Händen der Monarchin, durch Hebung der juridischen 
Studien und durch Heranbildung tüchtiger Richter und Anwälte. 

Auf alle diese Zielpuncte war die Thätigkeit der Kaiserin ge- 
richtet; doch Hessen sich dieselben nicht mit einem Schlage erreichen, 
denn in den einmal vorhandenen Privilegien, welche von den Pri- 
vilegirten mit grösstem Eifer vertheidigt wurden, in der Macht der 
Gewohnheit, in der Schwerfälligkeit der Zeit, in der Indolenz der 
Massen und der Einzelnen traten ihr gewaltige Hindernisse entgegen, 
und langsam reift, was unter ungünstigen Verhältnissen gesäet wird. 
Dennoch hat sie vieles vollendet, noch mehr erstrebt, und den Grund 
gelegt zu der heutigen Gestaltung der österreichischen Justiz. 

Am wichtigsten in dieser Beziehung sind die Bestrebungen 
Maria Theresia's für die Codification des österreichischen Hechtes, 
für die Trennung der Justiz von der Administration, für einen ge- 
ordneten Instanzenzug und für Hebung des Personal- und Realcredits 
durch die Erlassung zweckmässiger Handels- und Wechsclgesetze 
und durch die Einführung und Verbesserung der Grundbücher in 
den deutsoh-erbländischen Provinzen. 

Die Idee der Zusammengehörigkeit der östen*eichischen Kron- 
länder, das Princip der Reichseinheit hatte den auf eine Trennung 
des habsburgischen Erbes abzielenden Kämpfen gegenüber an Klar- 
heit, Bestimmtheit und Festigkeit gewonnen; die Centripetalkraft 
begann, wenn es gestattet ist, physikalische Begriffe auf staatliche 
Verhältnisse anzuwenden, im österreichischen Staatsleben über die 
Centrifugalkraft die Oberhand zu gewinnen, und förderalistische 
Tendenzen verstummten vor der Gefahr, gänzlich aus dem gemein- 
schaftlichen Verbände gerissen zu werden. 

Dieser Geist der Centralisation machte sich auch in der Justiz- 
8«Betzgebung Maria Theresia^s geltend, und ihm ist es nieben den 
Mängeln der damals bestandenen Rechtspflege vor allem zuzuschreiben, 
wenn die Kaiserin auf gemeinsame Institutionen, namentlich aber 
auf ein gemeinsames Civil- und Strafgesetz in den deutsch -öster- 
reichischen Provinzen hinwirkte. Diesem «Geiste entstammten die 
Wl^taus wichtigsten beiden Anordnungen Maria Theresia^s im Justiz- 
wesen: die Errichtung der obersten Justizstelle im Jahre 1749 und 
der Befehl zur Abfassung eines einheitlichen, das materielle und 
formelle Civilrecht umfassenden Civilrechtscodex und eines gemein- 
samen Gesetzes für Straf recht und Strafprocess vom Jahre 1753. 

Domln, Österr. Rochlfigcschichre. 3 
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^Lieber Graf Harrach," so beginnt das denkwürdige Handbillet 
der Kaiserin an den damaligen böhmischen Hofkanzler vom 1. Mai 
1749: „Von dem Eintritt meiner schweren Regierung habe ich mir 
nichts mehrers zu Gemüth gezogen, als, wie die mir von Gott 
anvertraute weitschichlige Länder, sowohl in der Rechtspflegung, als 
auch in denen Landes-Angclegenheiten oder sogenannten publicis et 
politicis wohl besorget, mithin wie einem jeden, reich und armen, 
die Gottgefällige Gerechtigkeit schleunig administrirt, als auch der 
Status publicus in meinen Königreichen und Landen zu meinen 
Dienst und der Länder eigenen Sicherheit, in bester Verfassung 
beobachtet werden möge. So oft in den fttrgewesten harten Kriegs- 
Zeiten die Umstände es zugelassen, habe ich allezeit alle Mühe und 
Sorgfalt zu Erreichung des mir vorgesetzten heilsamen Endzweckes 
angewendet, und was hieran von Zeit zu Zeit angewendet worden, 
ist euch vorhin bekannt. Gleichwie aber in Regierungssachen ganzer 
Länder die vorzunehmen gedenkende Einrichtung, durch die erste 
Anordnungen, gar selten in ihre Vollkommenheit gesetzt werden, 
sondern mit dem Lauf der Zeit sich allererst die Würkung derer 
Sachen zeigen muss, so habe ich auch bishero wahrgenommen, dass 
zwar in dem abgewichenen Jahre unter des Kaysers Majestät 
und Licbdcn, und meiner Direction angefangene Besorgung der 
wichtigsten Länder publicorum ihre gute Wirkung gehabt, die bis- 
herig verdriessliche collisiones der Stellen vermindert, alles schleunig 
oxpedii'et und sowol das militare und contributionale , als camerale, 
in eine solche Ordnung gebracht worden, worinnen es in vorigen 
Zeiten noch nie gewesen. Dahingegen wird über die Administrirung 
der Justiz und derselben Verzögerung noch verschiedentliche Klage 
geführet. Und dieweilen die bishero zu der Hofdeputation gezogene 
HauptpoHtica et publica mit denen übrigen provincialibus in einer 
so engen Verknüpfung zuweilen stehen, dass eines ohne dem andern 
sich nicht wohl tractiren lasset; so hat bisheto eine Sache oft in 
zwöien Orten, das ist bei der tlofdeputation und den Canzeleyen 
vorgenommen werden müssen, wodurch einestheils dieRäthe disträ- 
hiret und andemtheils »ur unnöthige Arbeit und Schreibereien ver- 
ursachet worden. Ich finde mich daher bemüssigt, einfe 
gänzliche Separation des Justizwesens von den publicis 
und politicis der Länder vornehmen zu lassen.* 

Diesen Zweck zu erreichen, ward zunächst die oberste Justiz- 
stelle, in Wien errichtet. Durch sie ward die Trennung der Justiz 
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von der Verwaltung wenigstens in der obersten Instanz entschieden 
durchgeführt, durch diese Errichtung ward aber gleichzeitig, der 
Idee der Staatseinheit Rechnung tragend, ein gemeinschaftlicher 
oberster Gerichtshof und ein gemeinschaftliches Ministerium für die 
Justizangelegenheiten aller deutsch-österreichischen Erbländer einge- 
setzt. Denn nicht nur sollte die oberste Justizs'elle alle im In- 
stanzenzuge an den Hof gelangenden Civil- und Straf rech tsangelegen- 
heiten mit Inbegriff der Fiscalklagen und theil weise in das öffentliche 
Recht einschlagenden Privatansprüche in höchster Instanz entscheiden, 
sondern es sollten auch die Entscheidung über die Jurisdictions- 
streitigkeiten der Gerichtsstellen in den verschiedenen Kronländern 
unter sich, die Fideicommissangelegenheiten, die Vergebung gewisser 
Dienste bei den Justizbehörden und andere in das Ressort eines 
Justizministeriums einschlagende Angelegenheiten in den Wirkungs- 
kreis der obersten Justizstelle gehören. 

An der Spitze derselben stand der oberste Präsident; ihm unter- 
geordnet waren zwei Präsidenten, vierzehn Hofräthe, vier Hofsecre- 
täre, drei Rathsprptocollisten und zwei Concipisten; ferner an 
Kanzleipersonal ein Archivar, je ein Registrator und ein Expeditor 
in Austriacis und in Bohemicis, ein Taxator, ein Taxamtscontrolor, 
zwei Registratursadjuncten, ein Registrant, vierzehn Kanzelisten und 
fünf Supernumerär-Kanzelisten. Der obersten Justizstelle unterstanden 
endlich noch achtundvierzig Advocaten und sieben Agenten in 
Austriacis, so wie drei Advocaten und zwölf Agenten in Bohemicis. 
Der österreichische Hoflcanzler Graf v. Seilern ward erster Präsident 
der obersten Justizstelle. 

Gleichzeitig sollte die Trennung der Justiz von der Admini- 
stration auch in zweiter Instanz durchgeführt werden. Die nieder- 
ä|terreichische Regierung ward in einen politischen und einen 
Justizsenat abgetheilt. „Um die vielen Gerichtsstellen und weit- 
schichtige Gerichtsordnung zu vermeiden* wurden einzelne ausser- 
ordentliche Gerichte aufgehoben und deren Agenden gleichfalls dem 
Justizsenate' der Regierung zugewiesen. So erfolgte am 16. Mai 1749 

t Aufhebung des obersthof marschallischen Gerichtes, des Handels- 
Wechselgerichtes, dann des Wassergrafenamtes in Wien. Das 
Vicedömamt war bereits mit Verordnung vom 14. September 1745 
aufgehoben worden. 

Letztere beiden Gerichte lebten auch nicht mehr auf; waren 
doch in Folge Erlasses vom 29. November 1748 die Vicedomischen 
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Güter in Niederösterreich verkauft worden und die Geschäfte des 
Wassergrafen in der That zu unbedeutend, um den Fortbestand einer 
eigenen Gerichtsstelle zu rechtfertigen. 

Hingegen sah man sich veranlasst, die beiden ersteren Gerichte 
in der Folge wieder in's Leben zu rufen, weil rllcksichtlich der bei 
denselben vorkommenden Rechtsangelegenheiten besondere, von den 
gewöhnlichen abweichende Normen zu beobachten waren. Zunächst 
wurde das Wechselgericht mit seinem gesonderten Instanzenzuge im 
Jahre 1762 wieder errichtet und am 2. Mai 1763 hielt auch das 
obersthofmarschallische Gericht wieder seine erste Sitzung. Eine 
ausführliche Jurisdictionsnorm vom 29. August desselben Jahres be- 
stimmte, welche Personen hinfort wieder dem Obersthofmarschalle, 
welche der Regierung unterstehen sollten. Im wesentlichen ward der 
frühere Standpunct wieder hergestellt. 

Auch die Stände sollten hinfort politische und richterliche Ge- 
schäfte nicht cumulativ betreiben. Am 24. September 1764 ernannte 
Maria Theresia den Hofmarschallamtsvei*weser Grafen Cavriani zum 
obersten Landrichter bei dem niederösterreichischen Landrechte. In 
Zukunft sollte stets ein oberster, aus den ältesten Regierungsräthen 
vom Herrenstande zu bestimmender Landrichter das praesidium or- 
dinarium dieses Gerichtes führen, welches an die Stelle des land- 
marschallischen Gerichtes zu treten bestimmt war. Dem niederöster- 
reichischen Landmarschall blieb bloss das praesidium honorarium 
vorbehalten. Unter dem liandrichter standen ein Kanzleidirector, 
die Landräthe, welche nach der Herren- und Ritterbank eingelheilt 
waren, vier Secretäre und das Eanzleipersonal. Die erste Raths- 
session nach der neuen Verfassung ward am 3. November 1764 
gehalten. 

In Gratz ward am 13. Mai 1/46 ein Judicium delegatum cum 
derogatione omnium instantiarum aus fünf theils politischen, theils 
Cameralräthen und einem Actuar unter dem Präsidium eines geheimen 
Rathes errichtet, vor welches alle Streitigkeiten, die auf das Interesse 
des Landesfürsten (causae summi principis) oder des Aerars Bezug 
nahmen, Fiscalklagen u. dgl. gehören sollten. Bereits am 30. Januar 
1751 aber ward das Judicium wieder aufgehoben und der consessus 
in causis summi principis et commissorum unter der Direction der 
damaligen Repräsentation und Kammer nebst einem besonderen Re- 
visionscoUegium au dessen Stelle gesetzt. Der Consess bestand aus 
einem Präsidentenamtsverwalter, sechs Räthen, welche der Präbident 
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zu ernennen hatte, ferner aus einem Rath von Seite des k. k. Tabak- 
gefälles, welcher jedoch nur bei Angelegenheiten, die das Tabak- 
gefälle betrafen, zugezogen wurde, und aus einem Äctuar. Seine 
Wirksamkeit war jener der Justizbancodeputation in Wien analog. 
Am 28. Februar 1761 ward ein eigener modus procedendi för 
denselben erlassen. Seine Jurisdiction blieb auf Steiermark be- 
schränkt; in Eärnthen und Krain besorgten die Landeshauptmann- 
schaften die einschlägigen Geschäfte. Als auch die steierische 
Regierung einer Reorganisation unterworfen wurde, hob die Kaiserin 
am 29. August 1763 den Consess auf und übertrug seine Geschäfte 
an die Regierung, welche von nun an bezüglich der Justizangelegen- 
heiten in drei Sectionen: das Appellatorium , den Consess und das 
Wechselgericht zweiter Instanz zerfiel. 

Weniger consequeut war es, dass, als im Jahre 1763 das Gu- 
bernium an die Stelle der Repräsentation und Kammer als höchste 
Landesstelle errichtet wurde, die Besorgung der politischen und 
Justizgeschäfte für Innerösterreich bei ihr vereinigt blieb. Das 
Gubernium war hiernach dritte Instanz für alle nicht nach Hof ge- 
langenden Rechtsangelegenheiten der innerösterreichischen Provinzen, 
so wie das oberösterreichische Gubernium für jene Tirols und Vor- 
arlbergs. 

In Böhmen ward am 7. Mai 1749 die königliche Statthalterei 
und die königlich böhmische Kanzlei aufgehoben und dafür die Re- 
präsentation und Kammer für die publico-politica und für die Justiz 
der Consess der obersten Landesofficiere eingeführt. Nicht zu ver- 
wechseln mit dem letzteren ist der consessus in causis summi prin- 
cipis et commissorum, welcher in Böhmen schon am 24. Januar 
1749 war errichtet worden und dem steierischen zum Muster gedient 
hatte. Dieser mag als eine Art Gefällsobergericht bezeichnet werden. 
Auch hier unterstand er der Repräsentation und Kammer und 
richtete sich nach dem Verfahren vom 28. Februar 1751. Seine 
erste Sitzung hielt er am 8. März 1751 unter dem Präsidium des 
Grafen Joseph Wilhelm v. Nostitz. Der Consess der Landesofficiere 
hingegen stand unter der Leitung des Oberstburggrafen und besorgte 
die Justizangelegenheiten des Landes nach Art eines exponirten 
Senates der obersten Justizstelle. Als dann am 1. Juli 1763 auch 
in Böhmen das Landesgubernium an die Stelle der Repräseatation 
und Kammer trat und das Präsidium desselben dem Oberstburg- 
grafen zugewiesen wurde, hörte auch der Consess der obersten Lan- 
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desofficiere auf und verwandelte sich am 9. Januar 1764 in eine 
Abtheilung des Guberniums in judicialibus. 

Das Jahr darauf, am 22. Juli 1765, traf die Kaiserin eine 
andere, üamentlich für die Strafrechtspflege Böhmens höchst wich- 
tige Verfügung. 

In diesem Königreiche ward die Criminalgenchtsbarkeit bei 
nicht weniger als 378 Halsgerichten ausgeübt, welche theils in 
königlichen und Freistädten, theils auf herrschaftlichen Dominien 
ihren Sitz hatten und sämmtlich zur Ausübung des jus gladix mit 
dem Blutbanne belehnt waren. Mit dieser Zersplitterung war aber 
der Gerechtigkeitspflege wenig gedient, denn die einzelnen Gerichts- 
herren waren nicht in der Lage, für gehörig befähigte Bichter zu 
sorgen, und sahen sich auch dazu um so weniger veranlasst, da bei 
den meisten dieser Halsgerichte die Ausübung der Gerichtsbarkeit 
in schweren peinlichen Fällen selten nothwendig war. Trat dennoch 
ein Fall ein, so wurde er über die Massen verzögert, verschleppt 
und ohne Rücksicht auf Strafprocess und Strafgesetz erledigt, wenn 
sich der durch den seltenen Casus in Verlegenheit gesetzte Richter 
nicht durch Begünstigung einer sogenannten heimlichen Flucht 
des Inquisiten zu entledigen wusste. Selbst in Städten war man 
nicht abgeneigt, den Verbrecher straflos laufen zu lassen, wenn 
er mit dem Beschädigten über den Schadenersatz sich verglichen 
hatte. Ein Hofdecret der Kaiserin vom 3. Juli 1766 musste 
solches Vorgehen den amtirenden Bürgermeistern nachdrücklichst 
untersagen. 

Zu mehrerer Beschleunigung und ordnungsmässiger Erledigung 
der Criminalprocesse auf dem Lande in Böhmen ordnete nun Maria 
Theresia an, dass ausser den vier Prager Magistraten, der Stadt 
Eger und dem akademischen Consistorium , welche auch in Zu- 
kunft zum Blutbanne sollten berechtigt bleiben, nur vierundzwan- 
zig Gerichtsorte zur Verwaltung des jus gladii beibehalten werden 
sollten. 

Nachstehende Tabelle giebt eine üebersicht von der Verthei- 
lung der Halsgerichte in Böhmen vor und nach der Verordnung 
vom 22. Juli 1765 und die Namen der hinfort allein halsgerichts- 
berechtigten Orte. 
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Von den vierundzwanzig auserwählten Orten waren fünfzehn 
königliche Ereistädte , sieben — Trautenau , Kuttenberg , Brüx, 
Aussig, Pilgram, Mies und Nimburg — königliche Städte, und nur 
zwei Dominien , nämlich die Trautmannsdorff'sche Dominicalstadt 
Neubidschow und die Kokorzowetz'sche Dominicalstadt Luditz. 

So ward die Justizgewalt in Strafsachen wieder mehr unter den 
unmittelbaren Einfluss des Landesfürsten gestellt und durch die 
Ausübung derselben in den Städten, welche über grössere Mittel 
verfügten, für ein regelrechtes Verfahren Sorge getragen. Den 
depossessionirten Orten blieb übrigens ihr jus gladii, welches nicht 
aufgehoben, sondern nur als ruhend betrachtet wurde, — ad graecas 
calendas — vorbehalten. Die vierundzwanzig Halsgerichtsstädte 
sollten jede einen tauglichen, in jure et praxi wohlerfahrenen und 
obergerichtlich geprüften Syndicus bestellen, welchem ein gleichfalls 
obergerichtlich geprüftes Mitglied des Magistrates als Crirainalassistent 
zur Seite zu stehen hatte. Uebrigens mussten auch die anderen 
Mitglieder des Magistrates in der Halsgerichtsordnung erfahren sein 
und bei ihrer Ernennung den Eid zum Blutbann ablegen. Syndicus 
und Assistent sollten neben ihren städtischen Bezügen und den Ge- 
richtskosten aus dem Criminalfonds einen besonderen Gehalt, ersterer 
von 150, letzterer von 50 Gulden jährlich erhalten. Die Kerker^ 
der früheren Halsgerichte mussten in Stand erhalten bleiben, um 
einer UeberfüUung der Gefängnisse bei den neuen Strafgerichten 
vorzubeugen. Letztere sollten die Vorschriften der Halsgerichtsordnung 
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Joseph's I. genau beobachten und waren auch zur Ausübung des 
Standrechtes ermächtigt. Um dieselbe Zeit ward eine Verminderung 
der Halsgeriohte in Mähren und Schlesien vorgenommen. In Mähren 
war bereits im Jahre 1752 das Tribunal in das mährische Appel- 
lationsgericht iimgeschaffen worden. 

Indessen blieben die Jurisdictionsverhältnisse noch immer schwierig 
und verworren. Namentlich war über die Grenzen der Civil- und 
Militärgerichtsbarkeit häufiger Streit. Bereits am 17. August 1740 
und wiederholt am 14. September und ö. November 1745 waren 
Nonnen erschienen, wie es mit der Jurisdiction zwischen den Civil- 
und Militärstellen in den deutschen Erblanden und speciell in Nie- 
derösterreich zu halten sei, ohne dass der Erfolg den Bemühungen 
entsprochen hätte. „Um nun den diessfälligen CoUisioncn gänzlich 
Einhalt zu thun, um der ferneren Zwietracht zwischen den Stellen 
zu steuern und um zur gänzlichen Hintanhaltung aller künftigen 
Irrungen die rechte Mass und Ordnung vorzuschreiben," verfügte 
Maria Theresia mit dem Erlasse vom 24. März 1753 die Errichtung 
eigener judicia delegata mixta in den gesammten deutschen Erblän- 
dern „zur Besorgung und Erörterung des Militärjustizwesens in der 
ersten Instanz." Das Präsidium sollte in jedem Lande dem com- 
mandirendcn General oder in Verhinderungsfällen dessen Substituten 
zustehen; als Votanten fungirten von Seite des Militärs ein Oberst 
und der Stabsauditor, — in Niederösterreich aber der General- 
auditor und Kriegsrichter unter Benennung eines Stabsauditors, — 
von Seiten des Civils zwei Civiljustizräthe. Unter diese Gerichts- 
barkeit gehörten die im Lande liegenden Regimenter, wenn sie in 
corpore belangt wurden, die Generale und Generalstabs- Parteien, 
das Personal der Hausartillerie und des Militärschiffamtes, so wie 
alles, was nicht zu den Regimentern gehörig und der hofkriegsräth- 
lichen Jurisdiction immediat unterworfen war. Auch die Hofkriegs- 
agenten gehörten unter das Judicium delegatum. Seinem Namen 
nach hatte es vorzüglich die Entscheidung von Rechtsangelegenheiten, 
bei welchen Militär- und Civilpersonen betheiiigt waren; in das 
Criminal und sonstige das Militär allein betreffende Vorfallenheiten, 
welche bei dem hofkriegsräthlichen Justizcoliegium blieben, sollte 
^s sich nicht im mindesten einmischen. Eine dem Erlasse ange- 
schlossene Instruction bestimmte das Verfahren in und ausser Streit- 
sachen bei dem Judicium delegatum. Die Rangordnung beim Votiren 
war eine verschiedene, je nachdem ein Militär- oder Civilassessor 
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das Referat führte. Im ersteren Falle hatten die Civil-, im letzteren 
die Miliiärbeisilzer die zweite und vierte Stimme. Von den Ent- 
scheidungen des Judiciums konnte an das hofkriegsräthliche Justiz- 
collegium die Revision ergriflPen werden. Oberst -Feldzeugmeister 
Leopold Graf Daun, damals commandirender General in Oesterreich 
unter und ob d'?r Enns und Stadtobrist von Wien, war der erste 
Präsident des für Oesterreich ob und unter der Enns errichteten 
Judicium delegatum mixtum. 

Auch später erschienen noch einige Militär-Jurisdictionsnormen, 
so das Edict vom 22. Juni 1753; die Norm, wie bei den Regi- 
mentern zu Fuss und zu Pferd in Justizsachen künftighin fürge- 
gangen werden solle, vom 26. Juni 1754; die erneuerte Norma, 
wie es mit der Jurisdiction zwischen den Civil- und Militärstellen 
in den deutscheu Erblanden künftig zu halten ist, vom 31. De- 
cember 1762, endlich noch eine specielle Jurisdictionsnorm vom 
28. Januar 1771 in Ansehung der Feldcapläne und zur Bestimmung 
j«ner Personen, welche ad militiam vagam oder stabilem gehören. 

Ein schönes Zeugniss der Vorsorge Maria Theresiä's auch 
für ihre entferntesten ünterthanen sind die Militärgrenz-Rechte vom 
18. Juni 1754. 

„Weil — so heisst es in dem bezüglichen Erlasse — kein 
Land und kein Volk ohne gute Gesetze und ohne genaue Admini- 
strirung der Gott gefälligen Jjistiz bei einer wahren und dauerhaften 
Glückseligkeit erhalten werden könne und die Erfahrung gezeigt 
habe, dass die Eriegsartikel für die Grenzsoldaten, welche gleich- 
zeitig angesessene Hausväter seien, nicht als alleinige Richtschnur 
ihrer Handlungen dienen können, andererseits aber die Gesetze der 
übrigen Erblande mit Rücksicht auf das in der Grenze bestehende 
Militärsystem nicht vereinbar und daraus in Justizsachen viele 
Zweifel und Irrungen entstanden seien, so habe die Kaiserin eine 
aus Generalen und Civilräthen bestehende, in Militär- und Justiz- 
Sachen, so wie njit den Eigenthümlichkeiten der Grenze vertraute 
Commission beauftragt, eine Justiz -Norma für die Mililärgrenze zu 
entwerfen. Der Entwurf wurde sofort von dem hofkriegsräthlichen 
Justizcollegium approbirt und mit obigem Erlasse kundgemacht. 
Durch denselben sollte den Grenzvölkern eine schleunige, leicht zu 
erhaltende, nicht kostbare Justiz verschafft, die Unschuld geschützt 
und die Lasterthaten bestraft, die Untergebenen vor Bedrückungen 
der Höheren und vor Bekränkung derer ihres gleichen gesichert, 
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jieder bei dem Seinigen ruhig erhalten, Gehorsam und Ordnung be- 
festiget und der Dienst bei allen Vorfallenheiten genau vollzogen 
werden.^ 

Das Gesetz zerfällt in sieben Titel, deren jeder eine Anzahl 
Paragraphe umfasst. Es entspricht den patriarchalischen Sitten jenes 
Gebietes und dem frommen Sinn der Kaiserin, wenn es im ersten, 
von den Gesetzen, nach welchen die Grenztruppen zu leben und die 
Gerichte zu sprechen haben, handelnden Tit«l §. 1 und 2 lautet: 
„§. 1. Kebst dem Naturrecht, welches von Gott in die Herzen aller 
Menschen eingepräget ist, seynd die zehn Gebote Gottes von Unseren 
Gränitzvdlkern beeder Religionen vor allen andern zur Richtschnur 
ihrer Handlungen zu nehmen, als deren Beobachtung nicht allein 
ein nothwendiges Stück zur Seligkeit, sondern auch' zur Ruhe und 
Wohlfahrt eines jeden Landes und gleichsam ein Begriff aller an- 
deren Gesetze und Gerechtigkeit anzusehen, derohalben die Geist- 
lichkeit beeder Religionen das gemeine Volk, sonderlich die Jugend 
vor andern darin unterrichten solle. §. 2. Ist die Christliche 
Gottesfurcht von der Geistlichkeit beeder Religionen bey ihren Un- 
tergebenen einzupflanzen und von denen Commandanteu zu handhaben, 
welche darob sein werden, dass niemand den andern wegen Unter- 
schied der Religionen verfolge, verachte, hasse oder beschimpfe, noch 
weniger mit der That beleydige." 

Im übrigen sollten sich die Grenzgerichte bei Militärverbrechen 
an die Kriegsartikel, in sonstigen Strafsachen an die Halsgerichts- 
ordnungen Carl's V., Ferdinand's III. und Joseph's I., wie sie bei 
der Armee in Uebuug seien, in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten 
nach dem recipirten gemeinen Rechte halten. Gewohnheiten, inso- 
weit sie .mit dem Gesetze in Widerspruch standen, sollten nicht 
geduldet, die Judicatur in ecclesiasticis nach dem canonischen Rechte 
der katholischen Geistlichkeit in jener Weise, wie in den übrigen 
Erblanden überlassen und das Militärreglement beobachtet werden. 

Die Grenze war in zwei von einander unabhängige Generalate, 
das Carlstädter und Warasdiner, getheilt; in jedem derselben sollte 
ein Ober-, rücksichtlich Generalatsg^richt und, da die Generalate in 
Regimenter zerfielen, eine entsprechende Anzahl Regimentsgerichte 
bestehen. Bei jenen übte der commandirende General, bei diesen 
der Oberst die Gerichtsherrlichk^it, jedoch nicht willkürlich, sondern 
im Delegationswege .durch das betreffende Gericht. Die Generalats- 
gerichte wurden durch Generalatsauditore mit dem Range zwischen 
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den Hauptleuten und Majoren , die Regimeatsgerichte von Regi- 
mentsauditoreu mit dem Range zwischen den Unter- und Oberlieu- 
tenants geleitet. Jenen war ein Gerichtsschreiber, diesen ein Syn- 
dicns beigegeben. Zwischen Regimentsauditor und Syndicus sollten 
die Geschäfte gcthcilt werden. 

Die Regimentsgerichte galten als erste Instanz in Civil- und 
Strafsachen für alle zum Regimente gehörigen Soldaten, Ober- und 
Unterofficiere, als auch für alle anderen im Regimentsdistricte wohn- 
haften, nicht besonders ausgenommenen Personen sammt ihren Wei- 
bern, Kindern und Dienstleuten. Yon seinen Entscheidungen ging 
die Appellation an das Generalatsgericht, das gleichzeitig als erste 
Instanz für gewisse Personen und Angelegenheiten galt. Hiehcr 
gehörten namentlich der griechisch - nichtunirte Clerus , türkische 
Unterthanen, durchi eisende Kaufleute und Adelige, Kriegscommissärc, 
Cassa- und Fortificationsbeamte. Auch Oberstlieutenants, Majore, 
Auditore und Syndici konnten nach der Wahl des Klägers bei der 
ersten oder zweiten Instanz belangt werden. Neben diesen ordent- 
lichen Gerichten war noch den Hauptieuten und Compagniecomman- 
danten die Macht ertheilt, gewisse geringere Civilstreitigkeiten ihrer 
Untergebenen unter bestimmten Beschränkungen zu entscheiden. Es 
stand dem Kläger frei, ob er seine Sache vor dem Hauptmanne 
oder vor dem Regimentsgerichte anbringen wollte; that er ersteres, 
so konnte er gegen den Ausspruch des Hauptmanns nicht mehr 
appelliren, hingegen stand es dem Gekli^gten frei, von diesem Er- 
kenntniss an das Regimentsgericht mit der Wirkung zu recurriren, 
dass die Streitsache daselbst von vorne wieder durchgeführt und so 
angesehen werden musste, als ob es eine ganz neue Klage betreffe. 

In Civilsachen war das Regimentsgericht aus dem Auditor oder 
Syndicus, zwei Ober- und zwei Unterofficieren zusammengesetzt. 
Das Ehrenpräsidium hatte der dem Auditor an Charakter und 
Charge vorgehende Oberofficier, doch stand die Leitung dem Auditor 
allein zu, welcher auch, wenn er nach ertheilter Information über 
das Gesetz die im Civilprocesse nach Köpfen, nicht nach Classen 
gezählten vota majora nicht zusammenbringen konnte, die Sentenz 
selbst gegen die Ansicht der Majorität „nach Vorschrift der Rechten** 
verfassen konnte. 

Der Titel lU der Grenzrechte enthält eine förmliche Gerichts- 
ordnung in nuce, auf welche hier einzugehen der Zweck dieser 
Skizzen uns leider verbietet. Dieselbe enthält auch ganz zvyeck? 
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massige Bestimmungen über die Execution. Gewehr, Ackerzeug, 
Zugvieh und Eigenthum der Militärlehen durfte nicht in Execution 
gezogen wetden; hingegen mochte der Execut, wenn er gar nichts 
zur Zahlung zu geben hatte, zur Verrichtung „gewisser Arbeit und 
Tagwerk, so viel er ohne Buin seiner eigenen Wirthschaft^ thun 
konnte, verhalten werden. 

Von den Kegimentsgerichten ging die Appellation an die Ge- 
neralatsgerichte, von diesen die Bevibion, insoweit sie zuläsdg war, 
an das hofkriegsräthliche Justizcollegium. Die Grundstücke in der 
Grenze waren als Militärgrenz 1 eben den Grenzinwohnern zur freien 
Benutzung statt des Soldes mit der Verbindlichkeit verliehen worden, 
dafür die Militärdienste in und ausser lindes zu verrichten. Die 
auf diese Lehen bezüglichen Rechtsverhältnisse sind im vierten Titel 
ausführlich auseinandergesetzt und namentlich bezüglich deren lieber- 
tragbarkeit die genauesten Bestimmungen getroffen. Der fünfte Titel 
normirt nicht nur das Verfahren ausser Streitsachen, sondern auch 
insbesondere das Erbrecht, insoweit es sich nieht auf die Militär- 
lehen bezieht Die Successionsordnung Carl's VI. vom Jahre 1721 
sollte zur Bichtschnur genommen werden, das väterliche Gewehr auf 
die Söhne, die mütterliche Kleidung und Aufputz alleinig auf die 
Töchter fallen. Bezüglich der Pupillen ward auf die Gerhabschafts- 
ordnung Leopold's I. vom 18. Februar 1669 gewiesen und eine 
eigene Fnpillarcommission angeordnet. 

Die im sechsten Titel enthaltene Strafprocessordnung enthielt 
nichts von den Eriegsartikeln und den peinlichen Halsgerichtsord- 
nungen besonders Abweichendes. Eigenthümlich ist es, dass statt 
der gewöhnlichen Tortur unter Umständen auch Stockprügel, als 
weniger entehrend, und zwar bis zu 250, in Anwendung kommen 
konnten. Die Sorge für die persönliche Sicherheit in jenen, damals 
noch ziemlich verwilderten und häufigen Baubanfällcn ausgesetzten 
Grenzdistricten begründete noch andere Besonderheiten. Hieher 
gehört das sogenannte Mustuluck oder der Denunciantenlohn für die 
Entdeckung von Verbrechern, wobei Geheimhaltung des Angebers 
versprochen war, ferner das Gesetz, dass, im Falle der objective 
Thatbestand eines grösseren Verbrechens, z. B. eines Mordes, eines 
Strassenraubcs oder einer Brandlegung vorlag und der Thätcr nicht 
entdeckt werden konnte, die Communitäten und Döifer im Umkreis 
zweier Stunden von dem Thatorte eine nach der Kopfzahl der Ein- 
wohner zu vertheilende Contribution von hundert Ducaten in die 
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Regimentscasse zu nützlicher Verwendung bezahlen mussten, damit 
sowohl Arme als Reiche dadurch aufgemuntert würden, auf die 
Lasterthaten ein wachsames Auge zu haben. 

Der letzte Titel des Gesetzes enthält die Taxordnung für die 
Greuzgerichte. 

Als Galizien an Oesterreich kam, musste auch für eine gehörige 
Gerichtseinrichtung dieses Landes Sorge getragen werden. Die Er- 
richtung eines obersten, die Stelle einer dritten Instanz vertretenden 
Justiztribunals für Galizien ward bereits am 4. Januar 1772 be- 
schlossen und am 20. Juni 1774 erhielt dasselbe eine eigene Ge- 
schäftsordnung. Das Tribunal war gleichzeitig erste Instanz in 
Civil- und Stra&achen der Adeligen, zweite Instanz für Beamte, 
Honoratioren und Städte, welche dem Appellationsgericht als erster 
Instanz unterstanden, und dritte Instanz fQr alle übrigen Recht san- 
gelegenheiten, insoweit nicht die Revision, wie z. B. wo es sich um 
mehr als 4000 rheinische Gulden handelte» unmittelbar nach Hof 
zu richten war. Am 21. Juni 1774 folgte die Errichtung eines 
consessus in causis summi principis nach Art des böhmischen und 
steiermärkischen, und am 8. Juli 1775 ward ein eigenes Appellations- 
gericht für die Königreiche Galizien und Lodomerien eingesetzt. 

In dieser Weise äusserte sich die Thätigkeit der Kaiserin für 
die Trennung der Justiz von der Administration, für die Sicherung 
eines geordneten Instanzenzuges, für genauere Jurisdictionsbestim- 
mungen und für eine gleichmässigere Organisirung der Gerichtsbe- 
hörden in den deutsch - erbläudischen Kronländern, während sie 
gleichzeitig, namentlich in Böhmen und Mähren, darauf hinwirkte, 
die Gerichtsherrlichkeit in Strafsachen unmittelbarer auszuüben. 

Wichtiger noch sind die auf die Codification des Rechtes be- 
züglichen Anordnungen Maria Theresia's. Der Gedanke hiezu ward 
im Jahre 1753 gefasst und der obersten Justizstelle mitgetheilt. 

Was das Civilrecht betrifft, so war es die Absicht der Kaiserin, 
„allen ihren Erbländern ein sicheres, gleiches Recht und eine gleich- 
förmige, rechtliche Verfahrungsart** in einem systematischen Gesetz- 
buche vorzuzeichnen, welches das materielle und formelle bürgerliche 
Recht umfassen sollte. Zu diesem Ende wurde noch in demselben 
Jahre eine Commission der ausgezeichnetsten praktischen Justizmänner 
und Rechtsgelehrten aus Böhmen, Mähren, Schlesien, Ober-, Nieder-, 
Inner- und Yorderösterreich nach Brunn berufen, welche unter dem 
Präsidium des Grafen v. Sinzendorf Männer wie Graf Stambach, 
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V. Holger , v. Azzoni , v. Martini , v. Curti , v. Froideveaux und 
V. Horten umfasste und den Titel Compilationscommissiou fahren 
sollte. Der Zweck der Kaiserin und die Grundsätze, nach denen 
die Commission vorgehen sollte, war in der diesfälligen Instruction 
bestimmt ausgesprochen. Sie sollte sich ^^bei Abfassung des Codex 
einzig auf das Privatrecht beschränken, so viel möglich das bereits 
übliche Hecht beibehalten, die verschiedenen Provincialrechte, inso- 
fern es die Verhältnisse gestatteten, in Uebereinstimmung bringen, 
dabei das gemeine Becht und die besten Ausleger desselben, so wie 
auch die Gesetze anderer Staaten benutzen und zur Berichtigung 
und Ergänzung ste^ auf das allgemeine Becht der Vernunft zurück- 
sehen.'' Am Schlnsse des Allerhöchsten Handschreibens heisst es 
dann noch: „Alle Mitglieder der Commission sind zu ermahnen, 
ausser der Gleichförmigkeit der Gesetze und Beschleunigung der 
Arbeit dafür zu sorgen, dass die in allen Erblanden eingeschlichenen 
Missbräuche, Vorurtheile, der Schlendrian der abusive sogenannten 
Gerichtsordnung und die Verzögerungen abgestellt und die ange- 
fochtene Unschuld wider die gewöhnlichen Advocatenkünste für das 
Künftige geschützt werde. ** 

Vorerst sollte ein Plan des ganzen Gesetzbuches von der Com- 
mission entwoi^fen, sohin die Bearbeitung der einzelnen Materien 
unter ihre Mitglieder verthcilt und über die gelieferten Arbeiten 
gemeinschaftlich berathschlagt werden. Die Compilationscommis ion 
in Brunn sollte den zu Stande gebrachten Entwurf dann weiter einer 
in Wien zusammen zu berufenden Bevisionscommission unterbreiten, 
welche wieder ihre Bemerkungen der ersteren mitzutheilcn und wenn 
keine Vereinigung zu erzielen sein würde, die Allerhöchste Scbluss- 
fassung einzuholen hätte. 

Professor Azzoni aus Prag entwarf sofort den Plan des Civil- 
oftdex, wonach derselbe in drei Theilen die materiellen Bechtsbc- 
stimmungen und zwar in folgender Ordnung 1. das Personenrecht, 
2. das (dingliche) Sachenrecht, 3. das Obligationen- (persönliche 
Sachen-) Becht, im 4. Theile aber in zwei Abtheilungen das Ver- 
fahren in und ausser Streitsachen behandeln sollte. Dieser Plaii 
ward von der Commission bei Hofe überreicht und hiebei der Wunsch 
ausgesprochen, zur Erzielung grösserer Gleichförmigkeit die Bear- 
beitung des Codex dem ursprünglichen Auftrage entgegen, einem 
einzigen Mitgliede zu übertragen. Der Plan wurde nun zwar ge 
nehmigt; allein die Kaiserin bestand mit Bücksicht auf die grössere 
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Besdileimigung darauf, dass die Arbeit unter die Comihissionsmit- 
glieder vertheilt werden sollte. Diese machten sich sofort an^s 
Werk. Allein nun trat eine Verschiedenheit der Ansichten und 
Meinungen hervor, welche die Vollendung mehr verzögerte, als wenn 
die Bewältigung desselben einem Einzelnen wäre aufgetragen worden. 
Fand diese Verschiedenheit ihre Begründung theilweise in der Par- 
ticulargesetzgebung der einzelnen Provinzen, welchen die Commis- 
sionsmitglieder angehörten und an der dieselben mit grösserer oder 
geringerer Zähigkeit festhielten, so lag sie andererseits in der natür- 
liehen Verschiedenheit der Auffassung von Männern der Theorie 
und Praxis, deren erstere ihre breiten, weitschweifigen Commentare. 
letztere die bestehende Gerichtsübung im Auge hatten. 

So vergingen drei Jahre, ohne dass man über den ersten, das 
Personenrecht umfassenden Theil hinausgekommen wäre. Es blieb 
nichts übrig, als die Commission aufzulösen. Die thätigsten Mit- 
glieder derselben, Hofrath v. Holger und Professor Azzoni wurden 
nach Wien berufen, das Werk aliein zu vollenden. Doch war Er- 
sterer mehr mit der Compilation des Strafrechtes beschäftigt, und 
als Azzoni im Jahre 1760 starb, übernahm Hofrath v. Zenker die 
schwierige Aufgabe. Unter dessen Beihülfe kam nun endlich im 
Jahre' 1767 ein Gesetzentwurf in acht Foliobänden zu Stande, 
welcher, zusammengetragen aus alten Kechtsgewohnheiten, geschrie- 
benen Gesetzen, römischen Rechtsgrundsätzen und Commentaren und 
geschrieben in einem breiten, schleppenden Style, der Kaiserin zur 
Allerhöchst genehmigenden Schlussfassung vorgelegt wurde. Diese 
aber erfolgte nicht. Namentlich war es Fürst Kaunitz, welcher die 
Kaiserin aufmerksam machte, ein so umfangreiches, schwerfälliges 
Werk könne kein brauchbares Gesetzbuch sein. Maria Theresia 
gab demnach im Jahre 1772 die Arbeit der neuerlich errichteten 
Compilationscommission mit ein'em Allerhöchsten Handschreiben zu- 
rück, das die Abfassung eines Auszuges aus derselben anordnete 
und für dieselbe folgende Grundsätze vorzeichnete :„ 1 . soll das 
Gesetz- und Lehrbuch nicht mit einander vermengt, mithin alles, 
was nicht in den Mund des Gesetzgebers j sondern ad cathedraöi 
gehört, aus dem Codex weggelassen; 2. alles in möglichster Kurie 
gefasst^ die casus rariores übergangen, die übrigen aber unter allge- 
meinen^ Sätzen begriffen; jedoch 3. alle Zweideutigkeit und Undeut- 
lichkeit' vermieden werden. 4. In den Gesetzen selbst soll •matt isich 
nicht an die römischen Gesetze binden, sondern überall die natürliche 
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Billigkeit zum Grunde legen; endlich 5. die Gesetze, so viel mög- 
lich, simplificiren , daher bei solchen Fällen, welche wesentlich 
einerlei sind, wegen einer etwa unterwaltenden Subtilität nicht ver- 
vielfältigen.** 

Begierungsrath Horten wurde mit der Abfassung des Auszuges 
fttr das materielle Becht und zunächst fttr den ersten Theil beauf- 
tragt. Gleichzeitig aber ward der Gedanke gefasst, die Gerichtsord- 
nung möglichst rasch zu verfassen und für sich allein in Wirksamkeit 
treten zu lassen, da die Vollendung des bürgerlichen Gesetzbuches 
nach den bisherigen Erfahrungen so bald nicht zu erwarten stand 
und die Begelung des Verfahrens mit immer dringenderen Gründen 
als nothwendig sich erwies. Allein weder jenes noch diese sollte 
bei Lebzeiten Maria Theresia's vollendet werden. 

Die Schwerfälligkeit der Compilationscommission machte sich 
auch bezüglich der Gerichtsordnung geltend. Ehe der diesfölüge 
Beferent zur Textirung des Gesetzes selbst schritt, wurden über 
seineu Antrag verschiedene Vorfragen in der Commission erörtert 
und von Zeit zu Zeit mit dem Commissionsgutachten der Kaiserin 
vorgetragen, um deren Allerhöchste Entschliessung einzuholen. So 
beantragte der Beferent' z. B. schon am 22. Juli 1772 „a) nicht 
von der spiuosa mäteria jurisdictionis, sondern von den gerichtlichen 
Verfahrungsarten den Anfang zu machen, und b) dass allfördertst 
die differentia jurium provincialium in Betreff des Gerichtsstandes 
und des modi procedendi erörtert und eine Gleichförmigkeit dies- 
üalls hergestellt werden müsse.** Die Kaiserin scheint mit dieser 
Verschleppung unzufrieden gewesen zu sein; wenigstens heisst es in 
einer Besolution vom 1. März 1773: uUibrigens beschiehet zwar 
an deme ganz wohl, dass der Beferent in denjenigen Sätzen, die 
ihme zweifelhaft vorkommen, die Vorfragen an. die Compilations- 
commission noch vQr der Entwerfung des Textes stelle; es ist jedoch 
hierüber Meine Entschliessung nicht jedesmahlep, sondern nur als- 
dann einzuholen , wenn über eine derlei Frage, die Meinungen der 
Commissionsmitglieder ungleich ausfallen und nicht eminenter majpra 
vorhanden sind» Ich versehe mich auch, dass die Abgebung dieser 
Vorfragen den Beferenten nicht hindern werd6, zugleich mit si^ijiiei- 
Ausarbeitung im Texte fortzufahren/ und ausdrücklich wird in einer 
Besolution vom 17. September 1773 hervorgehoben: .„die Com)[)ila- 
tionscommission sei ganz recht daran, dass die allgemeine Gerichts- 
ordnung als ein separirles Werk anzusehen, sohin mit denen von 
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dem Eeferenten aDgetragenen marginalibas und summariis zu ver- 
sehen sei." 

Die Ausarbeitung des Textes schritt indessen nicht vorwärts, 
und im Jahre 1774 sah sich die Kaiserin veranlasst, die Arbeit 
dem bisherigen Referenten abzunehmen und dieselbe dem Regierungs- 
rath V. Froideveaux zu übertragen. Dieser war in wenigen Monaten 
mit der Ordnung des gerichtlichen Verfahrens in Streitsachen zu 
Ende. Das Referat wurde bei der Compilationscommission im Jahre 
1775 vorgetragen, approbirt und zum Druck bestimmt. 

Gleich darauf jedoch wurde der Druck wieder eingestellt, um 
das Werk neuerlichen Prüfungen zu unterziehen. Eine unter der 
Fertigung des Mitregenten erflossene Resolution vom 19. December 
1775 beanstandete und änderte verschiedene Puncto, trug wegen 
des letzten Capitels von den Gerichtstaxen das vorläufige Einver- 
nehmen mit den Länderstellen auf, und bemerkte endlich , dass es 
im Uebrigen bei dem wohlverfassten Aufsatze lediglich zu verbleiben 
habe; dass es nicht nöthig befunden werde, über den Entwurf selbst 
noch vorläufig die gutachtlichen Aeusserungen der liänderstellen ab- 
zufordern ; dass vielmehr die Publication dieser neuen Gerichtsordnung 
baldmöglichst und ohne die Vollendung des Codicis Theresiani ab- 
zuwarten, zu veranlassen sei. Am Schlüsse der Resolution heisst 
es dann noch: „Nachdeme jedoch in derselben hie und da einige 
dispositiva vorkommen, die mit den dermaligen in den Ländern be- 
stehenden verschiedenen Gesätzen nicht übereinstimmend sind, und 
wodurch die Länderstellen in die Verlegenheit gesetzt werden dürf- 
ten, ob ein derley Gesetz, da die Gerichtsordnung in die Legislation 
nur einen indirecten Einfluss hat, als wirklich aufgehoben anzusehen 
seye oder nicht; so will allerdings nothwendig seyn, das publicum 
und die Stellen von der eigentlichen Gesinnung klar und umständlich 
zu unterrichten, um sowohl alle etwa hieraus entstehen mögende 
Strittigkeiten zu beseitigen, als auch die diesfälligen ^eifel, An- 
fragen^ und Belehrungen in voraus abzuleiten. Um diese Absicht 
zu erreichen, ist erforderlich, dass in allen jenen Fällen, wo die 
Gerichtsordnung auf die Legislation einen Bezug hat, und ein mit 
denen dermaligen Gesetzen ein- oder des andern Erblandes nicht 
gleichförmiges dispositivum* enthält, somit solche eigentlich nur per 
indirectum aufhebet oder ändert, raehrbesagte Gesätze durch eine 
besondere Verordnung unmittelbar nach Massgabe der Gerichtsord- 
nung untereinstens umgestaltet und darmit die Legislation mit ihrer 
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Anwendung bey Gerichte in die vollkommene Jedermann begreifliche 
Uebereinstimmung gesetzet werde." 

„Die Compilationscommission hat also den gegenwärtigen Ent- 
wurf nochmal genau durchzugehen, jene Puncte, welche in die Le- 
gislation einschlagen und ein solches dispositivum enthalten, das mit 
den dermaligen in ein so anderm Erblande bestehenden Gesätzen 
nicht übereinstimmet, besonders zu bemerken und Mir mittelst Vor- 
trags anzuzeigen , um sodann diese Gesätze in den betreffenden 
Ländern durch eine eigends zu publicirende Verordnung directe 
nach Inhalt der Gerichtsordnung aufzuheben oder umzuändern und 
dadurch diese letztere mit den übrigen Theilen der Legislation ausser 
allem auch nur scheinbaren Widerspruche zu setzen. Die Compi- 
lationscommission hat sich dabey untereinstens gutächtlicb zu äussern, 
was für ein Termin in der Publication festzusetzen seyn wolle, von 
welchem die neue Gerichtsordnung in der Ausübung ihren An&ng 
nehmen solle. Da übrigens der Antrag dahin gehet, dass diese Ge- 
richtsordnung fürohin auch dem Wechselgerichte zur Bichtschnur 
dienen solle und eine in dem modo procedendi bei erstbesagtem 
Gerichte ohne weitläufige Einvernehmung des Handelsstandes tre- 
fende Abänderung einen nicht gleichgiltigen Erfolg auf den Credit 
des hiesigen Platzes nach sich ziehen dürfte; so hat die Compila- 
tionscommission, um dem Handelsstande den Vorwand, als ob man 
ihm in Wechselsachen eine Gerichtsordnung ohne dessen vorläufige 
Vernehmung, zugemuthet habe, zu benehmen, Jemanden von dem 
Wechselgerichte 2. Instanz und von dem Commerzienrathe beyzu- 
ziehen und mit solchen die Erinnerungen, welche etwa der neuen 
Gerichtsordnung in Ansehung der Wechselsachen im Wege stehen 
dürften, in Uiberlegung zu ziehen, auch Mir sohin den gemeinschaft- 
lichen Befund zur Entscheidung vorzulegen." 

Die Compilationscommission hielt die Erlassung einer eigenen 
Verordnung bezüglich der durch die Gerichtsordnung aufgehobenen 
und modificirten Landesgesetze nicht für nothwendig, und indem sie 
in einem Allerunterthänigsten Vortrage vom 2. April 1776 einige 
Puncte bezeichnete, worauf die Allerhöchste Entschliessung sich be- 
ziehen konnte, bemerkte sie: „Allein die diessfälligen Verordnungen 
sind so bestimmt, dass man diesen treugehorsamsten Orts glaubt, 
Euere Majestät dürften für überflüssig halten, diessfalls eine beson- 
dere Verordnung kund zu machen. Diese a. u. Meinung wird 
bestärkt, wenn man überlegt, eines Theils, dass diese Verordnung 
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grossentheils nicht die bestehenden Gesätze aufzuheben, als jenes, 
was in diesen zweifelhaft war, und oft von der Einbildung des 
Richters abhing, näh^er bestimmen, anderntheils, dass eben diese 
Verordnungen, weder das Recht der Personen, noch das Recht der 
Güter, noch die Contracte, noch die Verbrechen, sondern nur die 
Verfahrung und den damit wesentlich verknüpften und ausser des 
Processes überflüssigen Beweis oder die Rechte, so aus der Ver- 
fahrung' selbst entspringen, zum Gegenstände haben.** Zugleich 
wurde auf die Weglassung des letzten Capitels — von den Gerichts- 
taxen — wegen des durch die Vernehmung der Länderstellen ein- 
tretenden Verzuges angetragen. 

Drei Jahre nach ihrer ersten Approbation wurde die Gerichts- 
ordnung vier berühmten toscanischen Rechtsgelehrten, jedem insbe- 
sondere, mit dem geheimen Auftrage mitgetheilt, darüber ein Gut- 
achten abzugeben. Nur Einer von ihnen machte über die, aus mehr 
als 400 Seiten bestandene Processordnung 29, die übrigen aber nur 
6 — 12 Bemerkungen zur Erklärung oder Abänderung des Textes. 
Nur zwei Abänderungen waren übereinstimmend vorgeschlagen wor- 
den. Danacli unterzog eine besondere Commission den Entwurf 
einer neuerlichen Berathung, änderte jedoch nur wenig daran. In- 
zwischen starb die Kaiserin. 

Hatte Maria Theresia die Erreichung ihres Zieles, die Codifi- 
cation der Gesammt-Civilgesetzgebung nicht erlebt, so war doch 
während ihrer Regierung neben dieser, auf die Gesammtheit der 
deutlichen Kronländer berechneten Thätigkeit, die Legislation in den 
einzelnen Provinzen nicht still gestanden. Wir erwähnen hier bei- 
spielsweise der Executionsordnungen für Steiermark vom 20. April 
1752 und 1. Mai 1765, der erneuerten Process- und Executions- 
ordnung, wie solche nach der in Sachen ergangeneu Allerhöchsten 
Resolution bei dem k. k. Stadt- und Landgericht der Haupt- und 
Residenzstadt Wien zu Abstellung und Verminderung ." aller Ver- 
längerungen in den Civilverfahrungen künftighin beobachtet werden 
solle, vom 21. Januar 1761, des Statuts der Stadt Triest vom 
18. Mai 1767, der Instruction für das Gratzcr Landrecht vom 
10. August 1776 und der Appellationsordnung vom 8. August 1760. 
Auch für das Tribunal in Galizien wurde am 15. Juni 1774 eine 
eigene Gerichtsordnung provisorisch erlassen. Es war dies im selben 
Jahre, wo Froideveaux die Redaction der allgemeinen Gerichtsord- 
nung übernahm. Jene war in lateinischer Sprache verfasst und 
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bestand aus sieben, kaum sechs Octavblätter einnehmenden Artikeln: 
L de advocatis, procuratoribus, eorumque officio; 2. de processu 
judiciali et scriptis in eo porrigendis; 3. de testibus; 4. de quaesti- 
onibus incidentalibus; 5. de dilationibus ; 6. de expensis, damnis et 
executione sententiae; 7. de revisione. 

So kurz diese Gerichtsordnung ist, so half sie doch dem drin- 
gendsten Bedürfnisse ab, enthielt alle wesentlichen Bestimmungen 
und ist namentlich für damals ein wahres Meisterwerk einer Civil- 
processordnung in nuce, das mit den voluminösen Arbeiten der Com- 
pilationscommission im seltsamen Contraste steht. 

Eigenthümlich ist ihr noch, dass die Verkündigung des Civil- 
urt heiles bei offenen Thtiren erfolgen sollte, dass es den Parteien 
und Advocaten nicht gestattet war, sich willkürlich Fristen zuzuge- 
stehen u. dgl. m. Eine Verordnung vom 2. December 1775 ver- 
fügte, dass die einheimischen Gesetze in Galizien und Lodomerien 
bis zur Erscheinung des neuen Codex in Kraft bleiben sollten, und 
eine Verordnung vom 16. desselben Monats traf Bestimmungen über 
die nothwendig gewordenen Moratorien. 

Glücklicher als im Civilrechte war Maria Theresia mit ihrer 
Anordnung für die Verfassung einer neuen peinlichen Halsgerichts- 
ordnung. 

Ueber die Gründe, welche die Kaiserin zu derselben veran- 
lassten, spricht sich die Einführungsverordnung der Theresiana vom 
31. December 1768 klar aus. Vor allem wird die Verschiedenheit 
des Verfahrens und der Strafen nach der von Carl IL für Steier-<?^^y/ 



mark und Kärnthen erlassenen Halsgerichtsordnung von 1574, ferner 
nach der Ferdinandeischen, Leopoldinischen und JosephinischenJ3ri- 
minalgericKtsordnung hervorgehoben, welche, die eine hier, die andere 
dort, neben^alten Landesgesetzen und sogar neben dem jus Bomanum 
als Stralgesetz bestehend Ursache waren, dass" In den verschiedenen 
Ländern verschiedenes Becht galt und ein und dieselbe Hofstelle 
mit Rücksicht auf die verschiedenen Provinzen, in den nach Hof 
gelangenden Crinlinalprocessen verschiedenes Becht sprechen musste, 
da doch, wie es in der bezogenen Verordnung heisst, „nichts natür- 
licher, billiger und ordentlicher, auch justiz-beförderücher sein kann, 
als dass zwischen verbrüderten Erblanden, unter einem nämlichen 
Laudesfürsten, ein gleiches Becht festgestellet werde." Dadurch wür- 
den auch, heisst es weiter, die Bäthe, Bechtsgelehrten und alle.erb- 
ländischeu Unterthanen in die Lage kommen, in verschiedeneu 
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Kronländern diensttauglich sein zu können, ohne erst neue Gesetze 
sich aneignen zu müssen. 

Es waren überdies die alten Halsgcrlchtsordnung3n hinsichtlich 
des materiellen Strafrechtes und noch mehr mit Bezug auf das 
Strafverfahren mangelhaft. Enapfindliche Lücken zeigten sich be- 
treflTend die rechtlichen Verdachtsgründe — Anzeigungen, Indicien, — 
die Herstellung des Beweises und die Erschwerungs- und Milderungs- 
gründe. Die vielen diesfalls erlassenen Nachträge konnten dem 
Uebel nicht abhelfen, da sie mit Rücksicht auf bestimmte Fälle oder 
doch im Hinblick auf eine der vier Halsgerichtsordnungen ergangen, 
eine allgemeine Anwendung nicht finden konnten, sondern die Ver- 
wirrung nur grösser machten. 

Damit nun die Strafrechtspflege in allen deutschen Erblanden 
nach gemeinschaftlichen Grundsätzen und nach einem gleichen Ver- 
fahren gehandhabt werde, setzte die Kaiserin gleichzeitig mit der 
Constituirung der Brünner Civilrechts-Compilationscommission eine 
eigene Hofcommission zusammen, welche mit Rücksichtnahme auf 
die verschiedenen Criminalordnungen und die diesfälligen Nachtrags- 
bestimmungen das natürlichste und billigste aus denselben erwählen, 
die Abgänge und Gebrechen verbessern~liind~ eine neue, auf die ge- 
meine WohTfahrFder Erblande eingerichtete, gleichförmige, peinliche 
Gerichtsordnung verfassen sollte. ' 

Präses der Commission ward Michael Johann Graf v. Althann, 
Vicepräsident der obersten Justizstelle; ihre Mitglieder waren Graf 
Hartig, Assessor der genannten Stelle, und die Hofräthe bei der- 
^ )j^ selben: v. Müllensdorf, Haan, v. Pelser, Bourguignon v. Baumberg, 
Holger, V. Goldegg und v. Rell, dann die Hofräthe der böhmisch- 
österreichischen Hofkanzlei: Freiherr v. Kaanegiesser, Getto v. Kron- 
storf; V. Zenker und v. Curti. Referent der Compilationscoramission 
war Joseph Ferdinand Holger. 

Die Arbeit ging verbal tnissmässig rasch von statten. Noch vor 
Vollendung derselben legte die Hofcommission den auf Zauberei, 
Hexerei und Wahrsagerei u. dgl. Verbrechen — crimina magiae et 
sortilegii — bezüglichen Artikel des Entwurfes, „als insbesonders 
häcklich und wichtig," der Kaiserin zur Schlussfassung vor. Maria 
Theresia fand den aus sechszehn Paragraphen bestehenden Artikel 
sehr wohl und vorsichtig verfasst und verfügte unterm 5. November 
1766 dessen sogleiche Einführung in vim legis universalis für die 
böhmischen, nieder-, inner- uad vorderösterreichiachen Erbländer 
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noch vor Vollendung des Codex. Sie mochte sich hiezu durch die 
Unsicherheit uud das Schwank«n der gesetzlichen Bestimmungen 
über Hexerei und durch die unglaubliche Art des Vorganges bei 
Hexeaprocessen, so selten dieselben schon wurden, bestimmt gefun- 
den haben. Die Richter waren in solchen Fällen kaum minder 
befangen und abergläubig als die Zeugen und Beschädigten, und der 
der Zauberei Angeklagte mochte in vielen Hexenprocessen , nament- 
lich auf dem Lande, die einzige unbefangene, vom Aberglauben 
freie Person sein. 

Es genügt, sich eine Vorstellung von dem Processe zu macheo, 
wenn man liest, welcher Beweismittel Anwendung Maria Theresia 
im §. 6 ihren Richtern zu untersagen noch für nothwendig hielt. 

„Wir verbiethen aber den Richtern hiemit ernstgemessen — 
hcisst es daselbst — und wollen, dass sich in Nachforschung auf 
dieses Laster von ungewissen und betrüglichen ErkundikungSmitteln, 
als da ist die A ufsuchunf? eines Teufelszeichens oder Hexenmales, 
und derentwegen Besichtigung und Nachsuchung an geheimen Orten 
oder Abscheerung der Haare am ganzen Leibe, oder Eingebung 
eines Getränkes oder Besc hmie rung mit allerlei Salben zur vermeint- 
lichen Auflösung einer vom Teufel verursachten Verstockung, oder 
die Verhinderung, dass der Zauberei-Verdächtige keinen grünen Erd- 
boden betreten möge, oder die Erforschung d urch das kalte Wasse r, 
und was mehr dergleichen nichtige, und theils abergläubische Zauber- 
gegenmittel vormals üblich gewesen sein dürften, allerdings, bei. 
widrigen Falls zu befahren habender schärfester Ahndung enthalten 
werden solle!** 

Der articulus magiae erkannte nun allerdings an, dass es wahre 
und wahrhaftige Zauberer und Hexen geben könne; der Fortschritt 
aber lag neben der Ordnung des Processes hauptsächlich darin, dass 
der Richter angewiesen wurde, auf den Unterschied zu achten, ob 
zauberisch scheinende Handlungen aus Betrug od er auj Wahngina. 
entsprangen, ob nicht bloss der Vorsatz oder Versuch vorliege, mit 
dem Teufel ein Bündniss zu schliessen, oder endlich ob in der That 
eine Zauberei vorhanden sei. Bezüglich letzterer bemerkt Maria 
Theresia ausdrücklich, dass während ihrer Regierung, bei sorgfältiger 
Inquisition noch kein_ wahrer Zauberer und keine wirkliche Hexe 
entdeckt worden^ei. Betrüger sollten nach den allgemeinen "GFe- 
setzen und je nachdem sie dabei todeswflrdige Handlungen unter- 
nahmen, auch mit dem Tode bestraft, Wahn- oder Irrsinnige 
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nach Umständen in's Toll- oder Krankenhaus gebracht werden. Der 
Versuch, mit dem Teufel zu pactiren, war mit Leibesstrafen zu 
belegen, und wenn todeswürdige Handlungen damit verbunden waren, 
mit dem Tode, bei vorkommender Grotteslästerung selbst mit dem 
P'euertodc zu bestrafen. Sollte jedoch der Richter glauben, dass 
eine wirkliche Zauberei oder Hexerei vorliege, dann raussten sämmt* 
lie he Proce ssacten der Kaiserin vorgelegt werdeli , welclie sich das 
Erkenntniss über Schuld und Strafe eines solchen Uebelthäters aus- 
drücklich vorbehielt. 

Zwei Jahre später war der ganze Entwurf des Codex vollendet, 
und bereits am 31. December 1768 publicirte die Kaiserin das 
neue Strafgesetz. Eine Verordnung vom 15. März 1769 befahl 
sämmtlichen Landesgericliten , sich dasselbe anzuschaffen, um mit 
Beginn des Jahres 1770 danach vorgehen zu können, während 
gleichzeitig durch die Kriegsartikel aus demselben Jahre die Mili- 
tärgerichte ebenfalls auf die Theresiana, namentlich auf den ersten, 
den Strafprocess umfassenden Theil derselben angewiesen wurden. 

Fassen wir das Theresianische Strafgesetz näher iu's Auge, so 
zeigt sich uns, dass es im Gegensätze zu den fiüheren nicht nur in 
Bezug auf das Territorium, in welchem es gelten sollte, den Namen 
eines allgemeinen verdient, sondern auch mit Rücksicht darauf, dass 
neben demselben kein anderes Gesetz gelten sollte. Es verdrängte 
die alten Gerichtsordnungen nicht minder als das Gewohnhelts- und 
das gemeine Recht aus den österreichischen Gerichtssälen und eman- 
cipirte sich damit von den im übrigen Deutschland geltenden Cri- 
minalrechten. Doch zeigt sich, wenn man die Theresiana mit den 
älteren österreichischen Crirainalordnungen vergleicht, dass der Un- 
terschied bezüglich der Bestimmungen des materiellen Strafrechtes 
kein wesentlicher und nur in Bezug auf den Strafprocess erheblich 
war. Mit diesem beschäftigt sich der erste Theil der Theresiana 
in 54 Artikeln, mit jenem der zweite in weiteren 50, welche «us 
früheren Landgerichtsordnungen, namentlich aus jener Ferdinand's III. 
nicht selten wörtlich aufgenommen waren. 

Längst war das aus dem canonischen Strafprocesse überkommene 
Inquisitionsprincip in die österreichischen Landesordnungen über- 
gegangen. Die Anerkennung der Nothwendigkeit , dass strafbare 
Handlungen, auch wenn kein Privatkläger wegen derselben aufträte, 
von Amts- und Staatswegen, um der Sicherheit des Gemeinwesens 
willen zu verfolgen seien, worin eben das Inquisitionsprincip besteht, 
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hatte sich ihrer Allgemeinvernünftigkeit wegen Bahn brechen müssen. 
Die Theresiana hob im Art. XV §. 7 dieses Princip ausdrücklich 
hervor, wenn es heisst: „Ein zwischen dem Thäter und dem belei- 
digten Theile eingegangener Vergleich solle dem gemeinen Wesen, 
zu dessen Genugthuung eine öffentliche Strafe ausgesetzet ist, keines- 
wegs zum Abbruche gereichen, noch weniger ist den Obrigkeiten 
erlaubt, mit den Thätern um eines ihnen zur Last gehenden Ver- 
brechens halber ein gütliches Abkommen zu treffen, sondern selbe 
sind allerdings schuldig, die in Erfahrung gebrachte Misshandluug 
rechtlicher Ordnung nach zu untersuchen und den Gesetzen gemäss 
abzustrafen,** eben so wenn Art. XXV §. 2 anordnet, die Nach- 
forschung sei vom Gericht, auch wenn kein Angeber vorkäme, von 
Amtswegen einzuleiten, damit die Frommen in Sicherheit, die Bösen 
in Furcht der Nachstellung und Strafe erhalten, das Land auch 
von schädlichen Leuten gereiniget werde.** 

Während aber neben diesem Princip die Anklageform im Straf- 
processe der älteren österreichischen Halsgerichtsordnungen mehr 
oder minder gewahrt blieb, brach die Theresiana auch mit der Form 
des Anklagevei-fahreus und setzte den Inquisitionsprocess in 
seiner schroffsten Form au dessen Stelle, dem Richter die Functionen 
des Anklägers, des Vertheidigers und des Urtheilsfällers in einer 
Person übertragend. Dies war ein Rückschritt bei allen sonstigen 
Vorzügen der neuen Criminalconstitution. 

Es spricht zwar auch diese im Art. XXIV von einem Anklage- 
verfahren, von einer peinlichen Anklage, welche ausnahmsweise in 
gewissen Fällen statt der Inquisition platzgreifen sollte; allein was 
die Theresiana unter der peinlichen Anklage versteht, ist von der 
strengen Durchführung der Anklageform im ganzen Strafprocesse 
himmelweit verschieden. Dieser Ausnahmsfall trat ein, wenn dem, 
Kammerprocurator oder jemand anderem vermöge seines Amtes vom 
Gerichte aufgetragen wurde, wider einen Uebelthäter die peinliche 
Klage anzustrengen, oder wo gegen gewisse Personen das Anklage- 
verfahren in den bezüglichen Landesfreiheiten begründet war. Die 
Art des Vorganges richtete sich nach den speciellen Landesgesetzen 
und nach den Formen des Civilprocesses. Auf Gnindlage einer 
Privatanklage konnte kein peinlicher Anklageprocess geführt werden, 
sie konnte als Anzeige nur Anlass zum Inquisitions verfahren geben 
und in den augenommenen Fällen verursachen, dass der betreffenden 
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Behörde von dem Gerichte der Auftrag zur Erhebung der peinlichen 
Anklage gegeben ward. 

Die Verbrechen — Misshandlungen nennt sie gemeiniglich die 
Theresiana — werden als ein gesetzwidriges Thun oder Lassen, so 
folgsam durch Thathandlung oder Unterlassung begangen wird, be- 
zeichnet — Art. I. §. 1 — und nach dem beleidigten „Gegen- 
stände** in öfifentliche, Privat- und gemischte Verbrechen eingetheilt. 
Erstcre, wodurch mittel- oder unmittelbar die gemeine Wohlfahrt 
gestört, private, wodurch jemandem insonderheit Schaden und Nach- 
theil zugefügt wird, endlich gemischte, wodurch Verletzungen in 
beiden Richtungen eintreten. Als Privatverbrechen im engeren Sinne 
bezeichnet die Theresiana nur geringere Ehrenhändel, welche dann 
auch nach dem bürgerlichen Rechtsverfahren vor den Civilgerichten 
auszutragen waren. Hingegen umfasste die Theresiana unter öffent- 
lichen im weiteren Sinne auch alle gemischten Verbrechen, wie 
körperliche Misshandlung, Raub, Diebstahl u. dgl., und diese sollten 
alle nach dem peinlichen Gesetze vor den Halsgerichten in Unter- 
suchung gezogen werden. 

Nach dem Grade der Strafe wurden die „Malefizhandlungen* 
oder „Halsgerichtsfälle" in überschwere, welche eine verschärfte 
Todesstrafe nach sich zogen, in schwere, welche mit dem Tode ohne 
Verschärfung oder einer dem Tode gleich zu achtenden Strafe be- 
droht waren , und in gemeine oder geringere , mit minder schweren 
Strafen belegte, eingetheilt. 

Das Verbrechen geschieht aus bösem Vorsatz — dolo — oder 
aus Verschulden — culpa. Ueber ersteren äussert sich die There- 
siana schon ganz entsprechend dem §. 1 des gegenwärtigen Straf- 
gesetzes von 1852, indem sie Art. III §. 2 sagt, derselbe sei nicht 
nur dann vorhanden, wenn man die Uebelthat, welche geschieht, 
eigens auszuüben willens ist, sondern auch dann, „wenn man zwar 
die Uebelthat, so hernach erfolget, eigens zu begehen nicht gesinnet 
ist, jedoch in dem bösen Vorsatze, Schaden zu thun, etwas unter- 
nimmt, woraus solche Uebelthat gemeiniglich zu erfolgen pfleget, 
oder leicht erfolgen kann." Aus dem Context ergiebt sich, dass 
unter dem „unternehmen" auch ein unterlassen zu verstehen 
sei. Schuldbare Handlungen sollten nicht mit den für dolose in der 
Theresiana enthaltenen Strafen, sondern mit Rücksicht auf die Grösse 
der Schuld nach dem Ermessen des Richters bestraft werden. Wo 
weder dolus noch culpa vorliegt, kann von Verbrechen und Strafe 
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nicht die Rede sein. — Art. III §. 3, 4. — lieber Theilnahme, 
Theilnehmung und Mitwirkung au Verbrechen enthält Art. HI Be- 
stimmungen, welche conciser gefasst in den §§. 5 und 6 des gegen- 
wärtigen Strafgesetzes sich wieder finden. 

Als Zweck der Strafe wird bei todeswürdigen Verbrechen ange- 
geben, dass dem beleidigten Staate Genugthuuiig widerfahre uud 
solche Bestrafung bei dem Volke Erspiegelung und Abschreckung 
„vor dergleichen Misshandlungen** erwecke; bei den übrigen ward 
auch die Besserung des Verbrechers aufgeführt und dieser Zweck 
den beiden anderen vorgesetzt. Es war also nicht lediglich die 
Abschreckungstheorie, auf welche das Theresianische Strafrecht sich 
gründete. — - Art. IV §. 2. — Die Strafe sollte die Familie des 
Verbrechers nicht treffen, und nur insoweit es sich um Geldstrafen 
oder die eben nicht häufig verhängte Vermögenseinziehung handelte, 
dessen Verlassenschaft haftbar bleiben. — Art. IV §. 4. — Wohl 
aber konnte die Strafe, wenn es sich um ein überschweres oder ein 
solches Verbrechen handelte, das grosses Aufsehen und Aergerniss 
verursacht hatte oder leicht gefährliche Folgen hätte nach sich ziehen 
können, auch an der Leiche des Verbrechers noch vollzogen, der- 
selben eine „öffentliche Unehre und Spott** angethan und sie „gleich 
einem Viehe unter die Richtstatt, oder einen anderen schmählichen 
Ort verscharret werden, wenn der Thäter vor seinem Ende schon 
verurtheilt, geständig oder überwiesen war. — Art. IV §. 16. — 

Der fünfte Artikel der Theresiana ist ein trauriger, er handelt 
von der Todesstrafe und steht im lebhaftesten Gegensatze zu der 
neueren Gesetzgebung, welche, insoweit sie die Todesstrafe über- 
haupt noch zulässt, doch eine qualificirte nicht mehr kennt. Die 
Theresiana unterscheidet noch zwischen doi* gelinderen und härteren 
Todesstrafe. Beide konnten auch noch verschärft werden. Trat die 
Verschärfung bei der gelinderen ein, so wurde sie dadurch zur här- 
teren. Diese sollte nur bei überschweren Verbrechen stattfinden. 
Die gelindere Todesstrafe ward duich das Schwert oder den Galgen 
vollzogen, letzteres jedoch nur bei Männern. Als härtere Todes- 
strafe galten die lebendige Verbrennung oder Verbrennung nach 
vorheriger Enthauptung, das Viertheilen und das Radebrechen von 
unten hinauf oder von oben herab. Doch sollte, wenn auf lebendige 
Feuerstrafe oder Rädern von unten an erkannt wurde, der Vorfall 
stets dem Obergerichte wegen etwaiger Milderung angezeigt werden. 
Weiber durften weder geviertheilt noch gerädert werden. Bei Auf- 
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ruhr und Landesverrätherei galt auch das Spiessen als härtere 
Todesstrafe; sonst aber sollte sich sowohl dieser, als anderer, nicht 
genannter härterer Todesstrafen, wie des Ertränkens, Schindens, 
lebendig Vergrabens, lebendig Pfählens u. dgl. enthalten werden. 
Nach Mass der erschwerenden Umstände konnte die Todesstrafe 
durch Schleifung zur Bichtstatt, durch Beissen mit glühenden Zangen, 
durch Biemenschueiden, durch „Zungenabschneid- oder zum Nacke^i- 
ausreissung,** ferner durch Verbrennung oder Durchpfählung des 
todtcn Körpers, bei Männern durch Flechtung des Körpers auf das 
Bad mit oder ohne einen hierüber aufgerichteten kleinen Galgen, 
ferner durch Handabschlagung mit oder ohne Aufsteckung des Kopfes, 
der Hand oder beider auf ein Bad oder einen Pfahl oder Anheftung 
der Hand an den Pranger verschärft werden. 

Haarsträubend sind die im Anhange der Theresiana enthalteneu 
Urtheilsformeln^ und ganz unglaublich erscheint es, dass solch' ein 
Gesetz vor noch nicht hundert Jahren in Oesterreich von der milden, 
gütigen Maria Theresia erlassen werden konnte. Da heisst es z. B. 
subNr. 6: „Urtheil auf Viertheilen mit Verschärfung, wenn 
die Umstände des Verbrechens sehr gross waren, wenn es 
sich z. B. um einen Hochverrath und sonderlich um den 
Mörder eines schwangeren Weibes handelte.** »Der N. N. 
solle auf gewöhnliche Bichtstatt geführet, ihm alldorten anfangs wegen 
der begangenen unbarmherzigen That sein lebendiges Herz heraus- 
genommen, um das Maul geschlagen, sodann der Leib in vier Theile 
geschnitten und die vier Theile in vier Strassen, absonderlich aber 
das Haupt, Herz und rechte Hand zusammen männiglich zum Ab- 
scheu aufgehenket und anfgestecket werden.^' Dann sub Nr. 8: 
„Der N. N. solle auf die gewöhnliche Bichtstatt geführet und all- 
dorten mit dem Bad von oben herab, anfangs der Hals, hernach 
das Herz, nachmalen alle Glicdmasseu abgestossen und also vom 
Leben zum Tode hingerichtet, foigends der todte Körper in das Bad 
geflochten werden,** oder sub Nr. 12: „Der N. N. solle wegen seiner 
grausamen, erschrecklichen Thaten auf einen hohen oder Leiterwagen 
gosetzet, darauf in der Stadt herumgeführet, und zwar anfangs an 
dem ersten Orte ihm ein Zwick mit glühenden Zangen in die rechte 
Brust gegeben, alsdann au einem andern Ort ein Biem auf der 
linken Seiten aus dem Bücken geschnitten, an dem dritten Ort 
wiederum ein Zwick an die linke Brust gegeben, letztlichen am 
vierten Ort abermals ein Biem auf der rechten Seiten aus dem Bücken 
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gesclinilteu, hernach auf ein Brett geleget, aus der Stadt bis zur 
Bichtstatt geschleifet und alldorten die rechte Hand sammt dem 
Kopf abgeschlagen, und sodann der Körper in das Rad geflochten 
werden.** 

Der Todesstrafe gleich galt das ewige Gefängniss, das aber nur 
auf kaiserliche Verordnung im Gnadenwege statt der Todesstrafe 
verhängt wurde, und wenn der Verbrecher mit Leib und Leben 
jedermänniglich preisgegeben und vogelfrei erklärt ward. 

Die Leibes-, im Gegensatze zu den Lebensstrafen, theilten sich 
in eigentliche Leibesstrafen, welche unmittelbar an den Leib gingen, 
dann in Arbeits-, Schand- und Freiheitsstrafen. Zur ersteren Ka- 
tegorie gehörte der Staupenschlag oder das Auspeitschen, Ausstreichen 
mit Ruthen, das in der Regel keine erbländischen ünterthanen 
treffen und mit ewiger Landesverweisung verbunden sein sollte. Es 
gab ganze und halbe Schillinge zu dreissig und fünfzehn Streichen. 
Juden konnten, auch wenn sie erbländische Ünterthanen waren, ge- 
stäupt werden. Hieher gehörte ferner die Brandmarkung, welche 
jedoch nur am Rücken vorgenommen werden durfte. Sie bestand 
in der Einbrennung des BuchstabensRun d der zwei Anfangsbuc h- 
staben jenes Krqnlandeg^ in we lcEem die Strafe vollzogen wurde. 
Auch mit ihr war Landesverweisung verbunden. Um die Vertilgung 
der Merkmale zu verhindern, sollte die Brandwunde stets mit Pulver 
eingerieben und der Verwiesene wenigstens acht Tage nach voll- 
zogener Brandmarkung noch im Gefängnisse angehalten werden. 
Die Züchtigung mit Karbatsch- oder Stockstreichen galt mehr als 
Strafverschärfung und Disciplinarstrafe und war zumeist dem Er- 
messen des Richters überlassen. Hingegen sollte die Verstümmelung 
der Gliedmassen ausser bei verschärfter Todesstrafe nicht mehr ver- 
hängt werden, weil, wie sich die Theresiana ausdrückt, der Straf- 
zweck der Besserung dadurch nicht erreicht, vielmehr zu neuen 
Missethaten verleitet würde. 

Die öfifentliche Arbeitsstrafe bestand in Schanzarbeit in einem 
ungarischen Grenzhause oder einer deutschen Festung oder in son- 
stiger Arbeit in Spinn- und Zuchthäusern, im Stadtgraben, Stockhaus 
oder anderen Straforten, auch bei der Herrschaft, welcher die Straf- 
justiz zustand. Gassenkehren und Krankenwarten in Spitälern ward 
gleichfalls als Strafe zuerkannt und sollten die öffentlichen Arbeiten 
stets in Band und Eisen verrichtet werden. Die Strafe der Ruder- 
bank und Bergwerksarbeit hingegen blieb für immer abgeschafft. 
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Als Schandstrafen galt das Stehen an dem Pranger oder in der 
Prechel vor der Kirche, Einsperren in das Narrenhäusel, Vorstellung 
auf einer öflfentlichen Bühne, einem Schrägen oder auf eiuer Schand- 
säule mit oder ohne Anheftung eines Zettels, auf welchem das 
Verbrechen bezeichnet stand, oder auch bei Dieben mit Anhäugung 
der gestohlenen Sache. Freiheitsstrafen waren Gefängniss, Ver- 
weisung aus einem Ort) aus einem Erblande, aus allen Erbländeru 
und Gonfinirung an einen bestimmten Ort. Die Gefängnisstrafe be- 
stand entweder in Arrest, und zwar Schloss-, Stadt-, Festungs- und 
Hausarrest, oder in Kerker, letzterer mit oder ohne Eisen, beide 
möglicherweise verschärft durch Fasttage bei Wasser und Brod u. dgl. 
Verwiesene mussteu allemal Urphede, d. h. eine schriftliche An- 
gelobung leisten und unter Umständen auch beschwören, in das 
Gebiet, aus dem sie verwiesen wurden, nicht wieder zurückzukehren. 
Es gab auch eine Urphede, sich wegen der Inquisition und Strafe 
an niemandem rächen zu wollen, deren Abnahme dem Ermessen des 
Bichters anheimgestellt blieb. Urphedebruch war mit besonderen 
Strafen belegt. 

Als ausserordentliche Strafen galten auch Geldstrafen, deren 
Verhängung nach Massgabe der erschwerenden und mildernden Um- 
stände nicht selten dem Bichter überlassen war. Mit Lebens- oder 
schweren Leibesstrafen sollten sie nicht concurriren und die Straf- 
gelder zur Bestreitung der Strafjurisdictionskosten verwendet werden. 
Auch die Vermögenseinziehung kannte die Theresiana, doch sollte 
sie stets nur das Vermögen des Sc huldi gen nach Abzug der Schulden 
^ treffen . Meist wurde sie politischer Verbrechen wegen verfügt und 
tra f bloss das Allodialv erga.ÖgfiP i während Lehen und Fideicommiss- 
güter von derselben ausgeschlossen blieben, wenn es sich nicht um 
eine Bebellion handelte, zu deren Dämpfung*^ die Aufbietung einer 
Kriegsmacht nothwendig \yar. Im ganzen muss bemerkt werden, dass 
die BestimmuDgen der Theresiana über die Strafen, namentlich was 
deren Anwendung bei den einzelnen Verbrechen betrifft, nicht sehr 
genau waren. Vieles blieb dem Ermessen und somit der Willkür 
des Bichters überlassen, insbesondere wo es sich mit Bücksicht auf 
erschwerende oder mildernde Umstände um die Anwendung ausser- 
ordentlicher Strafen handelte. 

Der zehnte Artikel der Theresiana spricht von der Ehrlosigkeit. 
„Nicht das peinliche Verfahren — heisst es daselbst §. 1, — wie 
weit es immer damit gekommen sein möge, weder die Strafe, noch 
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der Ort der Abbüssung machen Jemanden unehrlich oder ehrlos, 
sondern die Unehrlichkeit entspringt aus der Missethat selbst, als 
ihrer wahren Ursache/ Ehrlosigk eit war eine gesetzliche Folge 
aller überschweren und einiger in der Theresiana besonders hervor- 
gehobenen anderen Verbrechen. In gewissen Fällen war der Aus- 
spruch darüber dem Ermessen des Richters überlassen. Folge der 
Ehrlosigkeit war die Ausschliessung des Verbrechers von allen Ehren- 
stellen, Würden, Diensten, Landsmannschaften, Bürgerrechten, Zünften, 
Bruderschaften und Zusammenkünften ehrlicher Leute. Der Ehrlose 
war unfähig, ein glaubwürdiges Zeugniss abzugeben, ein Testament 
zu errichten, oder zuüi Erben eingesetzt zu werden. Durch kaiser- 
lichen Gnaden- oder Ehrenbrief konnten die Folgen der Ehrlosigkeit 
wieder aufgehoben werden; auch durch Abbüssung der Strafe ward 
der Ehrenmakel gereinigt, jedoch nur in dem Sinne, dass der Ge- 
strafte ohne Vorwurf des abgebüssten Verbrechens im gemeinen Um- 
gang, Handel und Wandel unbeirrt zu dulden und seine ehrliche 
Nahrung zu suchen berechtigt sein sollte. Schon eine Hofentschlies- 
sung vom 21. August 1762 hatte hervorgehoben, dass Zucht- und 
Spinnhäuser als Reinigungs- und öffentliche Arbeitshäuser, keineswegs 
aber als infamireude Orte anzusehen seien, und eine Verordnung 
vom 28. November desselben Jahres fügte hinzu, dass jene Delin- 
quenten, welche nach ausgestandener Strafe in den Erblanden be- 
lassen würden , als vollkommen gereinigt anzusehen seien , jene 
hingegen, welche nach abgeschworener Urphede aus den Erblanden 
relegirt würden, die Infamie mit sich- tragen sollten. Eine Verfügung, 
die, wie sie im Schoosse der Compilationscommission entsprang, auch 
in der Theresiana ihre Bestätigung fand. So äusserte sich die legis- 
latorische Thätigkeit schon während der Compilation. 

Ausdrücklich hob der Artikel hervor, däss niemand wegen an- 
derer, als der im Gesetze für ehrlos erklärten Handlungen, wegen 
seiner Geburt oder seiner Hantirung für unehrlich solle gehalten, 
noch ihm eine solche Unehrlichkeit „vorgerupfet" werden solle, und 
zwar bei Strafe der Verleumdung. Es lag im Geiste der Zeit, und 
auch die Gegenwart' hat sich in dieser Beziehung von früheren An- 
schauungen noch nicht ganz frei gemacht, dass beispielsweise der 
Henker und Abdecker — „Freimann" nannte man ihn damals — 
mit Weib und Kind für unehrlich gehalten wurde. Von dieser Vor- 
stellung war auch die Theresianische Gesetzgebung nicht frei ge- 
blieben. In nicht weniger als vier Hofdecreten aus der Regierungszeit 



II. Die Theresianischen Reformen. 63 

Maria Theresia's vom 17. October 1753, 3. Juli 1766, 26. Juni 
1767 und 25. April 1772 heisst es, dass Scharfrichter, Abdecker, 
Schinder und Hundsschläger, „wenn sie i jiTe_^ve rwerflifi. hft 
Handierung" n iederlegen oder nicht mehr treiben, sammt ihren 
Weibern und Kindern für ehrlich angesehen werden sollen, woraus 
sich ergiebt, dass auch das Gesetz dieselben, so lange sie ihr Ge- 
schäft betrieben, als ehrlos betrachtete. 

Bestimmungen über mildernde und erschwerende Umstände finden 
sieh in den älteren Halsgerichtsordnungen nur höchst unvollständig. 
Die Theresiana hat diese Lücken auszufüllen gestrebt, und indem 
sie namentlich auf erstere ein grosses Gewicht legte, einer milderen 
Strafrechtspflege vorarbeitend den Weg gebahnt. Auch hier fusst 
unser gegenwärtiges Strafgesetz vielfach auf der Codification der 
grossen Kaiserin. Als Milderungsumstände galten im allgemeinen 
bleibende Gemüthsverwirrung, Einüalt und Blödsinn, zufällige Be- 
rauschung oder^innesverwirrung, jugendliches oder gar hohes Alter, 
Krankheit, Leibesschwachheit, heftige Gemüthsbewegung, wie Zorn 
und Furcht, und Befehl der Oberen. Lange Untersuchungshaft und 
Ungesetzlichkeiten im Verfahren, die streng geahndet werden sollten, 
galten gleichfalls als Milderungsumstände, so wie, wenn der Thäter 
noch vor einer fremden Angebung und vor seiner Yerhaftnehmung, 
da er wohl hätte entfliehen können, oder seine Misshandlung sonst 
verdeckt geblieben wäre, sich selbst aus purer Reue freiwillig angiebt 
und die Uebelthat gutwillig bekennt, oder da jemand ein Verbrechen 
auszuüben zwar unternommen, jedoch selbes nicht vollbracht worden 
ist. Eigenthümlich ist der Theresiana der M ilderun gsgrund wegen 
Unzulänglichk eit des Beweises — ex defectu corporis delicti, — 
wenn entweder jemand eine Uebelthat bekennt, der Thatbestand aber 
nicht zu erweisen, oder die That bekannt ist, aber deren wahre 
Beschafifenheit und Umstände zur Ueberweisung des Verdächtigen 
nicht genüglich ausfindig gemacht werden können. Endlich führt 
die Theresiana Art. XI §. 11 einige Milderungsumstände an, auf 
welche zwar der Bichter bei der Urtheilsfällung nicht Bücksicht 
nehmen durfte, die aber im Gnadenwege allerdings sollten geltend 
gemacht werden können, als da sind: ein guter Lebenswandel, Bei- 
hülfe Äur Gefangennahme anderer Verbrecher, an deren Entdeckung 
dem gemeinen Wesen besonders gelegen war, wenn die Eltern ihr 
Kind der Obrigkeit freiwillig tiberlieferten, dann des Thäters Ver- 
dienst um das Vaterland, adelige Geburt, vornehme Freundschaft, 
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besondere Geschick- oder Künstlichkeit, bewegliche Vorbitte, Ver- 
geben des Beschädigten n. dgl. m. 

Als erschwerende Umstände werden in der Theresiana aufge- 
führt: grosses Aergerniss, öftere Wiederholung des Verbrechens, 
vorausgegangene gerichtliche Warnungen, Strafen oder Begnadigung, 
Beförderung des Verbrechens von Seite solcher, die es hätten ver- 
hindern sollen, z. B. von Seite der Eltern, der Herrschaft, der 
Obrigkeit, wenn eine arme, kranke oder sonst erbarmenswerthe Per- 
son, ein Vorgesetzter, das Vaterland oder die Obrigkeit beleidigt 
wurden, wenn das Verbrechen gegen Schutzbefohlene verübt oder 
junge unschuldige Personen dazu verführt wurden, ferner wenn die 
That mit grosser Arglist oder besonderer Gefährlichkeit, wenn sie 
im Vereine Mehrerer, gleichsam handwerksmässig , an einem ge- 
weihten Orte, in Gegenwart vornehmer Personen, wenn sie zur Nacht 
oder in betrübter, gefährlicher Zeit, z. B. zur Zeit der Pest, Fein- 
desgefahr, Hungersnoth, Wasserschaden oder Feuersbrunst begangen 
wurde, endlich wenn der Thäter zur Bewerkstelligung der That viele 
Zeit verwendete oder grosser Schaden hieraus erfolgt ist. 

Die Anordnungen der Theresiana über Erlöschung und Ver- 
jährung der Verbrechen stimmen mit der gegenwärtigen Gesetzgebung 
nicht ganz überein. So konnte ja, wie erwähnt, die Strafe unter 
Umständen noch am Leichnam des Verbrechers vollzogen werden. 
Die Verjährung war, wo sie nicht, wie bei Gotteslästerung, Majestäts- 
beleidigung, Landesverrätherei, bei gewissen Morden, bei Falsch- 
münzerei u. dgl. überhaupt ausgeschlossen war, nur an den Verlauf 
der Zeit von fünf, zehn oder zwanzig Jahren, je nach dem Grade 
des Verbrechens, und wenn die That nicht geheim geblieben war, 
daran gebunden, dass sich der Thäter nicht aus den Erblanden ge- 
flüchtet hatte. Ehebruch, welcher überhaupt von Amtswegen und 
nicht bloss auf Verlangen des beleidigten Theiles zu verfolgen war, 
verjährte in fünf Jahren, eine Bestimmung, die mit der Anordnung 
der §§. 502 und 503 des gegenwärtigen Strafgesetzes, wonach der 
Ehebruch nur auf Verlangen des beleidigten Gatten in Untersuchung 
gezogen werden darf, und dieser zur Klage nicht mehr berechtigt 
sein soll, wenn er sie innerhalb sechs Wochen, nachdem ihm die 
Beleidigung bekannt wurde, nicht anhängig machte, in grellem 
Widerspruch steht. 

Mit dem Art. XVIII beginnt die eigentliche Strafprocessordnung; 
denn obgleich der erste Theil der Theresiana „Von der peinlichen 
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Verfahrung** überschrieben ist, so handeln die eben besprochenen 
Art. I — XVII desselben doch von Gegenständen, welche in das 
Strafgesetz gehören und auch gegenwärtig in demselben behandelt 
werden. 

Als erstes Princip wird hingestellt, dass, da jede Gerichtsbar- 
keit als oberherrliches Vorrecht bei den Landesfürsten beruhe, nur 
denjenigen die peinliche Gerichtsbarkeit zustehen solle, welchen sie 
von den Fürsten oder deren Vorfahren verliehen wurde, entweder 
vollkommen oder beschränkt dadurch, dass die Acten zur Schöpfung 
oder doch vor Verkündigung des ürtheils dem Obergerichte vorge- 
legt werden müssen. Innerhalb ihrer Befugnisse sollten die Halsge- 
richte von Amtswegen vorgehen, auch jeder Landgerichtsherr schuldig 
sein, in seinem Halsgerichtsbezirke die Zeichen des inhabenden hohen 
Gerichtes, als Galgen, Rabenstein, Pranger u. s. w. zu erheben und 
zu schleunigem Vollzuge der gefällten Erkenntnisse bereit zu halten. 
Auch sollte der Gerichtsherr zur Verführung der Malefizhandlungen 
verständige und erfahrene Leute gebrauchen, zu sicherer Verwahrung 
der einkommenden Uebelthäter genügsame und taugliche Gefängnisse 
errichten, zu den Verhören und Gerichtshandlungen eine Gerichts- 
stube und was sonst noch zu gesetzmässiger Verhandlung des Male- 
fizrechtes eiforderlich, herbeischaffen, auch die nöthigen Häscher und 
Frohndiener unterhalten. 

Die im ersten Abschnitt bezeichneten privilegirten Gerichts- 
stände gewisser Peröonen blieben auch nach der Theresiaua aufrecht 
erhalten und wird überdies augeordnet, dass die geistlichen Gerichte 
nicht nur die peinliche Gerichtsbarkeit über die ihnen unterstehenden 
Personen ausüben, sondern auch bei weltlichen Verbrechern, wenn 
es sich um geistliche Fragen, z. B. darum handelte, ob eine gewisse 
Lehre ketzerisch, ob im Falle der aiigeschuldeten Bigamie die erste 
Ehe gültig sei, diese Vorfragen entscheiden sollten. Uebrigens hatten 
sich die geistlichen Gerichte an die Bestimmungen der Theresiana 
zu halten, und wenn ein Geistlicher ein todes würdiges Verbrechen 
begangen hatte, den Verbrecher nach erfolgter Degradirung der 
weltlichen Obrigkeit zur Bestrafung zu übergeben. 

Der Landrichter sollte den Verbrecher auf grundherrlichem 
Boden, wenn nicht gewisse Ausnahmsfälle, wie z. B. Gefahr beim 
Verzug vorlagen, nicht eigenmächtig verhaften, sondern von dem 
Grundherrn die Stellung verlangen, welche dieser binnen drei Tagen 
zu vollziehen hatte. 

Domin, österr. Recbtsgeschichte. 5 
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Die Theresiana unterscheidet genau die zwei Hauptstadien des 
Straf processes ; das Untersuchungs verfahren — die „Nachforschung" 
oder „Inquisition/ und das Erkenntnissvei fahren — die „Urtheils- 
fällung." Ersteres sollte von einem in der peinlichen Gerichtsord- 
nung wohlerfahrenen Richter in Gegenwart zweier bekannter ehrlicher 
und verständiger Männer als Beisitzer und Zeugen, und unter Assi- 
stenz eines Gerichts- oder Amtsschleibers vorgenommen werden. In 
das Protocoll waren, den Grundsätzen des schriftlichen Verfahrens, 
wonach der Erkenntnissrichter den Angeklagten meist gar nicht zu 
Gesichte bekam, entsprechend, nicht nur die Aussagen des Beschul- 
digten und der Zeugen, sondern auch alle „Nebenumstände, Gestalts- 
veränderungen , Gemüthsbewegungen und Geberden" aufzunehmen, 
und sollten ohne Noth die Personen des Inquisitionsgerichtes im 
Laufe der Untersuchung nicht verändert werden. Das Erkenntniss- 
gericht musste mindestens mit sieben Rechtssprechern besetzt sein, 
lauter verständige, in der peinlichen Gerichtsordnung wohlerfahrene 
und landesüblichermassen beeidete Leute. Insbesondere sollte der 
Referent ein Rechtsgelehrter oder sonst rechtsverständiger, vom Ober- 
gerichte geprüfter und zum Blutbanne beeideter Mann sein. In 
Städten sollte der Stadtrichter oder Syndicus obergerichtlich geprüft 
sein. Auch den Landgerichtsherren war aufgetragen, bei der Wahl 
ihrer Verwalter, Pfleger und Amtmänner auf Kenntniss der pein- 
lichen Gerichtsordnung zu sehen, da ihnen selbst die Fehler ihrer 
Beamten beigemessen werden würden. Waren an einem Orte keine 
ständigen Gerichte, so sollte das Erkenntnissgericht nach dem, am 
Gerichtsorte abgeführten Inquisitionsv.erfahren in der Landeshaupt- 
stadt unter dem Vorsitze des Landgerichtsherrn oder seines Verwalters 
und mit Zuziehung von sechs obergerichtlich berechtigten Rechtsge- 
lehrten gehalten werden. 

Bei politischen Verbrechen — Majestätsbeleidigung, Rebellion, 
öffentlicher Aufruhr, Zusammenschwörung, Landes verrätherei, Landes- 
friedensbruch, Zusammenrottungen, Massen emigration — war Inqui- 
sition und ürtheilsfällung unmittelbar vom Obergerichte vorzunehmen, 
das Urtheii zur Bestätigung nach Hof vorzulegen. Handelte es sich 
um Gotteslästerung, Ketzerei, Zauberei, Falschmünzung, Menschen- 
raub, räuberische Zusammenrottung, Meuchelmord, Unzucht wider 
die Natur oder Zweikampf, so waren die Acten vor Vollzug des Ur- 
theils stets dem Obergerichte einzusenden und eben so dann, wenn 
auf Anwendung der Tortur oder Landesverweisung erkannt, wenn 
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das Urtheil per diremta paria gefällt oder der Beweis weder durch 
Geständniss, noch durch Zeugen, sondern nur durch Verdachts- 
gründe — durch Zusammentreffen der umstände, Art. XXXIV — 
hergestellt wurde. 

Schon die Theresiana schied im üntersuchuugsverfahren die 
Voruntersuchung oder die Ei^orschung der That und des Thäters 
im allgemeinen, ^on der, gegen eine bestimmte Person gerichteten 
Specialuntersuchung — Specialinquisition. — Die Voruntersuchung 
selbst wieder war eine inquisitio generalissima oder generalis. Er- 
stere bezweckte lediglich Präveutivmassregeln gegen Zigeuner und 
verdächtige Personen, welche aufgehoben und den Landgerichten 
zur Inquisition nach den diesfalligen politischen Verordnungen 
übergeben werden sollten, l^etztere war ein Stadium des Strafpro- 
cesses und schied sich wieder in den Informativprocess — inquisitio 
generalis im engeren Sinne — und die eigentliche Thatbestands- 
erhebung — locatio corporis delicti. Was wir heute corpus delicti, 
ein Wahrzeichen der That nennen, heisst in der Theresiana Art. XXVI, 
§. 1 corpus delicti materiale, im Gegensatze wozu der Thatbestand 
wohl auch corpus delicti formale genannt wird. Der Informativ- 
process musste eintreten, wenn es ungewiss war, ob ein Verbrechen, 
von welchem die Rede ging, überhaupt begangen wurde. Er be- 
stand in summarischen Vernehmungen solcher Personen, welche von 
demselben Kenntniss haben, und in anderen Vorkehrungen, welche 
zur Erforschung, ob die That begangen wurde, führen konnten. 

War die Wirklichkeit der That von Anfang an zweifellos, so 
konnte mit Umgehung des Informativverfahrens sogleich mit der 
Thatbestandaerhebung begonnen werden. 

Ohne rechtmässige Inzichten sollte wider niemanden die Special- 
untersuehung eingeleitet, noch weniger mit Gefängniss, mit der 
scharfen Frage — Folter — oder mit der Aburtheilung vorgegangen 
werden. Je nachdem sich aus den Verdachtsgründen der Zusammen- 
hang zwischen der strafbaren That und dem Thäter mit mehrerer 
oder minderer Wahrscheinlichkeit zeigt, scheidet auch die Theresiana 
entferntere, nahe und nächste, dann allgemeine, d. h. bei allen, und 
besondere, nur bei einzelnen Verbrechen vorkommende Verdachts- 
gründe. Im allgemeinen galt, dass zur Einleitung der Specialunter- 
suchung auch entferntere Verdächtsgründe genügten , indess zur 
Verhaftnahme nähere, zur Folter ganz nahe, einen halben Beweis 
liefernde erfortlert wurden. Näher hierauf einzugehen, würde zu 
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weit führen; doch mag bemerkt werden, dass die Lehre von dea 
Verdachtsgründen ziemlich schwankend und der Willkür Raum ge- 
bend ist, dass sie viel Unnöthiges enthält und mit der klaren Prä- 
cisirung des gegenwärtigen Gesetzes keinen Vergleich aushält. 

Landesfürsüiche Geiichtsstellen und Aemter waren zur Anzeige 
der ihnen bekannt gewordenen Verbrechen von Amtswegen ver- 
pflichtet. Sonst galt es als Grundsatz, dass «ur Verbrechen, auf 
welche die Todes- oder eine schwere Leibesstrafe gesetzt war, von 
jedermann bei Bestrafung der vorsätzlichen Verschweigung angezeigt 
werden mussten. Blutsverwandte bis zum dritten. Verschwägerte bis 
zum zweiten Grade und Eheleute waren von dieser Verpflichtung 
frei, wenn es sich nicht um politische Verbrechen — Majestätsbe- 
leidigung, Hochverrath, Aufruhr u. dgl. — handelte, — in welchem 
Falle auch diese die Anzeige zu erstatten hatten. 

Ob bei Einleitung der Specialuntersuchung über den Beschul- 
digten die Untersuchungshaft verhängt werden, oder derselbe auf 
freiem Faiss zu belassen sein sollte, hing, wie erwähnt, davon ab, 
ob nähere Verdachtsgründe gegen seine Person vorlagen oder nicht. 
Insbesondere sollte auch auf die persönlichen Eigenschaften des Be- 
schuldigten Rücksicht genommen und die Untersuchungshaft nicht 
leicht gegen Adelige oder sonst sesshafte Personen, bezüglioh deren 
eine Flucht nicht zu befürchten stand, verhängt werden. Nicht an- 
gesessene Personen durften bei geringeren Verbrechen gegen Caution 
auf freiem Fusse untersucht werden. Fand das Letztere statt, so 
konnte nach Ermessen des Richters der Beschuldigte seine Verant- 
wortung über die ihm zuzustellenden Anzeigungen auch schriftlich 
einbringen. Nicht selten stand der Inhaftirung das aus dem Mittel- 
alter stammende Asylrecht, das Recht der Freistätte entgegen. Die 
Theresiana bezog sich diesfalls auf anderweitige Anordnungen. Maria 
Theresia selbst hatte schon am 10. Mai 1752 eine Verordnung er- 
lassen, wodurch mit Bezug auf frühere Ai;iordnungen ihrer Vorgänger 
diese die Criminaljustiz vielfach hemmende Uebung beschränkt wurde. 
Am 15. September 1775 erfulgte dann ein neuer Erlass, wonach 
für alle grösseren Verbrechen das Asylrecht in Zukunft ausgeschlossen, 
die Local -Immunität auf jene Gott geweihten Orte, in denen die 
heiligsten Sacramente ausgespendet werden, oder das hochwürdigste 
Gut verwahrt ist, beschränkt und die Kirchenvorsteher gehalten sein 
sollten, jeden Asylanten der weltlichen Obrigkeit zu dem Behufe 
auszuliefern, damit untersucht werde, ob derselbe vermöge der Natur 
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seines Verbrechens von dem Schutze der Freistätte ausgeschlossen 
sei oder nicht. Nur in letzterem Falle musste der Asylant in den 
Ort des Asyls zurückgestellt werden. 

Sehr ausführlich ist die dem Ricliter üb^r die Vornahme des 
Verhörs mit dem Angeklagten ertheilte Instruction, und warnt schon 
die Theresiana Art. XXXI, §. 23 und Art. XXXIII, §. 19, Abs. 3 
diesfalls vor der Anwendung von Suggestivfragen. 

Mit dem Art. XXXII beginnt die Beweislehre den Grundsatz an 
die Spitze stellend; „Niemand, der nicht entweder einer Uebelthat 
selbst geständig oder derselben überwiesen ist, kann mit der auf die 
That ausgesetzten ordentlichen Strafe belegt werden.* Es zeigt 
sich hier schon ein Unterschied von der heutigen Auffassung, indem 
die Theresiana, anknüpfend an die ältere, schon in der peinlichen 
Halsgerichtsordnung Carl's V. enthaltene Terminologie, das Geständ- 
niss nicht als eine Beweisart, sondern als ein dem Beweis — der 
Ueberweisung des Angeklagten — Nebengeordnetes auffasst. 

Das grösste Gewicht wird auf den Zeugenbeweis gelegt und zur 
Herstellung desselben in der Regel die tibereinstimmende Aussage 
zweier tauglicher, unverdächtiger, mindestens zwanzig Jahre alter 
Zeugen, welche beeidet sein mussten, erfordert. Das bisherige Pri- 
vilegium des Herren- und Ritterstandes, als Zeugen ihre Aussagen 
ohne Eid unter ih -en adeligen Ehren abgeben und auf die an sie 
zu übersendenden Fragestücke schfiftlich antworten zu dürfen, wird 
ausdrücklich aufgehoben und angeordnet, dass im Strafverfahren auch 
Adelige als Zeugen beeidet werden und ihre Aussagen mündlich vor 
Gericht ablegen müssten. Nur Geistliche blieben von der Eidesab- 
iegung frei und durfton unter ihrem priesterlichen Trauen und 
GJauben aussagen. Sachverständige, welche den Zeugen gleich ge- 
halten wurden, sollten an ihren allfälligen Amtseid erinnert werden. 
Neben dem Zeugenbeweise gestattet die Theresiana zur Behebung 
der bisherigen Zweifel ausdrü-klich noch drei Beweisarten: 1. aus 
unfehlbaren Anzeigungen — Beweis durch Zusammentreffen der Um- 
stände; — 2. aus untrüglichen Urkunden; 3. aus der gleichstimmigen 
Aussage der Mitschuldigen — Lastergehülfen. Jedoch sollten die 
beiden ersteren Beweisarten zur Verhängung der Todes- oder einer 
ihr gleich geachteten Leibesstrafe nicht, wohl aber unter Umständen 
zur Anwendung einer ausserordentlichen Strafe, zur Verhängung der 
ordentlichen Strafe bei geringeren Verbrechen oder zur Anordnung 
der peinlichen Frage genügend sein. Eine Beweistheorie bezüglich 



70 II. Die Theresianischen Reformen. 

des zusammengesetzten Beweises findet sich in der Theresiana nicht, 
sondern blieb es dem Ermessen des Richters überlassen, ob er den 
Beweis für hergestellt erachte. Die übereinstimmende Aussage 
zweier Mitschuldigen hingegen konnte unter gewissen, genau nor- 
mirten Modalitäten auch einen für die Todesstrafe hinreichenden Be- 
weis begründen. 

Alle übrigen Beweisarten: angebliche Kundbarkeit, das Privat- 
wissen des Richters, namentlich die Feuer und Wasserprobe u. dgl. 
unechte Beweismittel sollten hinfort ausgeschlossen bleiben. 

Es lag ira Geiste des Inquisitionsverfahrens, dass dem Ange- 
klagten nicht nur während der Untersuchung, sondern auch nach 
derselben ein Vertheidiger nicht beigegeben werden sollte. Hierin 
liegt eines der wesentlichsten Unterscheidungsmerkmale des einstigen 
von dem gegenwärtigen Strafprocesse. Nur in besonders rücksichts- 
würdigien Fällen war es dem Blrmessen des Richters überlassen, ob 
er dem Verlangen des Angeklagten nach einem Rechtsfreunde zur 
Ausführung seiner Vertheidigung und Verfassung einer Schutzschrift 
nach abgeschlossener Inquisition statt geben wollte und nur im Falle 
der Recursergreifung gegen das erstrichterliche Erkenntniss sollte 
dem Angeklagten jedenfalls ein Rechtsfreund beigegeben werden. 

Nach abgeschlossener Inquisition waren die Acten dem Erkennt- 
nissgerichte zu übergeben, welches nach Lage der Sache mit dem 
Endurtheile vorging oder ein Beiurtheil auf Veranlassung der pein- 
lichen Frage schöpfte. Wir sind hier bei der dunkelsten Stelle des 
codex criminalis, bei der Folter angelangt. Diese wird dahin defi- 
nirt, sie sei, ein rechtliches Zwangsmittel, um einen leugnenden 
Uebelthäter, welcher der verübten That halber stark beschwert ist, 
in Abgang eines vollständigen Beweises zum Bekenntnisse zu bringen, 
oder allenfalls denselben von den ihm zur I^ast fallenden Verdachte 
und Inzichten zu reinigen. Nur wenn die erforderlichen Verdachts- 
umstände gehörig erwiesen waren und es sich um ein mit der Todes- 
strafe belegtes Verbrechen handelte, konnte auf die Folter erkannt 
werden. Bei Verbrechen, auf welche schwere Leibesstrafen standen, 
durfte höchstens die Territion, d. i. die Drohung mit der Folter 
durch Vorweisung der Marterwerkzeuge oder durch thätliche Hand- 
anlegung, jedoch ohne wirkliche Ausführung, in allen anderen Fällen 
durfte nicht einmal diese in Anwendung kommen. Wahn- und Blöd- 
sinnige, Taube und Stumme, ^Kinder und Greise, Gebrechliche und 
Kranke, so wie ^ schwangere Frauen sollten stets von der Folter 
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verschont bleiben. Höhere Standespersonen, alle, die in hohen Ehren 
lind Würden standen, landesfürstliche Räthe, Doctoren und geadelte 
Insassen blieben gleichfalls ausgenommen, wenn es sich nicht um 
beleidigte göttliche oder weltliche Majestät, um Ijandesverrätherei 
und andere „überschwere Laster** handelte. 

In Böhmen gab es vier Grade der Folter: die Daumschrauben, 
die Schnürung nach vorwärts, die Folter mit Aufspannung und 
Reckung auf der Leiter, endlich jene mit Anwendung des Feuers. 
Letztere bestand darin, dass der Freim,ann den auf der Leiter aus- 
gespannten Inquisiten mit zwei je aus acht brennenden Unschlitt- 
kerzen bestehenden Bündeln rechts und links an den Seitentheilen 
der Brust, zwischen der Achsel und den Weichen gleichzeitig brannte. 
Eine Peinigungsart, welche zehn bis eilf Mal wiederholt werden konnte. 
In den übrigen österreichischen Landen gab es bloss drei Grade der 
Folter, nämlich nejben den Daumschrauben die Schnürung nach rück- 
wärts und die Folter durch Aufzug in die Luft mit und ohne An- 
hängung von Gewichten an den Füssen. Statt eines der genannten 
Grade konnte bei Männern auch der spanische Stiefel in Anwendung 
kommen. Frauen durften nur durch die beiden ersten Grade tor- 
quirt werden. Eine eigene, mit Abbildungen der Marterwerkzeuge 
und deren Anwendung versehene Instruction war der Theresiana im 
Anhange beigegeben. 

Welcher Grad der Tortur anzuwenden sei, musste im Beiurtherle 
gesagt sein und vor dessen Ausführung der Angeklagte mehrfach 
zum Geständnisse ermahnt werden. Während der Tortur sollten 
ein Richter, zwei Beisitzer, ein Actuar, ein Wundarzt und wo mög- 
lich ein Arzt stets anwesend sein. Der Actuar sollte alles, was 
geschah, genau aufzeichnen. Gestand der Angeklagte, so sollte mit 
d^r Torquirung sogleich innegehalten werden. Eben so, wenn eine 
Gefahr >für das Leben desselben sich herausstellte. Nach der Fol- 
terung mussten dem Delinquenten di^ Glieder wieder eingerichtet 
werden. Das Bekenntniss jedoch sollte nur dann rechtsbeständig 
sein, wenn es von dem Torquirten nach überstandenen Schmerzen 
wiederholt wurde. 

Neben den Straferkenntnissen unterschied auch die Theresiana 
Los- und Freisprechungsurtheile — sententiae absolutoriae ab in- 
stantia. — Die ürtheilsformel war in letzterem Falle verschieden, 
entweder: „Der N. N. sei von der wider ihn verhängten Inquisi- 
tion; ledig gesprochen und solle gegen Ersatz der aufgelaufenen 
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Gerichtskosten des Arrestes entlassen werden/ oder. nur: »Der N. N. 
solle gegen Ersatz der Gerichtskosten des Arrestes entlassen werden/ 
auch: „Der N. N. sei derzeit auf freien Fuss zu setzen, jedoch 
schuldig, auf allemalige Erforderung unweigerlich dieser Sache halber 
sich vor Gericht zu stellen,* oder: „Der N. N. solle dermalen, bis 
allenfalls wider ihn mehrere Anzeigungen vorkommen, von der an- 
gestrengten Untersuchung verschont werden.* Die Lossprechung ab 
instantia trat ein, wenn zur Verurtheilung des Inquisiten nicht hin- 
reichende Beweise vorlagen, dennoch aber Verdachtsgrtlnde gegen 
denselben zurückblieben, welche nicht abgelehnt werden konnten. 
In solchem Falle, insbesondere wenn ein halber Beweis oder sonst 
starke Inzichten vorlagen, mit der Tortur aber nicht vorgegangen 
werden durfte, konnte nach der Theresiana wohl auch noch auf den 
Reinigungseid, das juramentum purgatorium, erkannt werden, in 
dessen Nich*ablegungsfall die That ftir gestanden anzunehmen war. 
Doch sollte wegen des zu besorgen stehenden Meineides schlechten 
und übel berüchtigten Personen, so wie, wenn es sich um die 
Todes- oder eine schwere Leibesstrafe handelte, der Eid nicht leicht 
auferlegt werden. 

Nicht zu verwechseln mit dem Reinigungseide ist der der The- 
resiana gleichfalls als ein ausnahmsweises Strafverfahren eigenthüm- 
liche Reinigungsprocess. Dieser bestand darin, dass Jemandem 
gestattet wurde, von den vorliegenden Verdachtsgründen im schrift- 
lichen Wege durch Satzschriften sich zu reinigen. Ein solches 
Verfahren trat namentlich ein gegen Personen, die auf freiem Fuss 
untersucht wurden oder gegen flüchtige Verbrecher, welche nach 
Massgabe der im Art. L enthaltenen Vorschriften das sichere Geleit 
erwirkt hatten , wonach der Geleitswerber bis zum Ausgange der 
Geleitsfrist, rücksichtlich des Strafprocesses , nicht gefänglich einge- 
zogen werden durfte. Uebrigens konnte der Reinigungsprocess eben 
so durch ein Straf-, Los- oder Freisprechungsurtheil, wie durch ein 
Efkenntniss auf den Reinigungseid geschlossen werden. lieber das 
in der Theresiana gleichfolls nonnirte Edictalverfahren gegen Ab- 
wesende und über das Standrechtsverfahren ist nichts besonderes zu 
bemerken. 

Ein eigener Artikel des ersten Theiles der Theresiana ist dem 
Gefängnisswesen gewidmet. Die humane Behandlung der ünter- 
suchungsgefangenen wird insbesondere aufgetragen. Hatten dieselben 
kein Vermögen, so mussten sie täglich mindestens vier Kreuzer zur 
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Atzung erhalten. Maria Theresia beschäftigte sich auch später noch 
mit dein Gefängnisswesen und hob beispielsweise am 31. August 1771 
die bestandenen Klosterkerker auf. 

Der zweite Theil der allgemeinen peinlichen Gerichtsordnung 
handelt von den halsgerichtsmässigen Verbrechen insonderheit und 
deren Strafen, umfasst sohin das materielle Strafrecht mit Ausschluss 
jener allgemeinen Bestimmungen , welche schon im Anfange des 
ersten Theiles behandelt werden. Weniger als der erste unterscheidet 
sich dieser zweite Theil der Theresiana von den früheren österrei- 
chischen Halsgerichtsordnungen. Hier wie dort finden sich bei 
jedem einzelnen Verbrechen zuerst die Eigenschaft — d* i. die 
Begriffsbestimmung — desselben, dann die besonderen Anzeigungen 
zur Nachforschung, zur Gefangennehm urig und zur scharfen Frage, 
ferner die dem Thäter hauptsächlich vorzuhaltenden Fragesfflcke, 
sohin die gebührende Strafe, und endlich die „beschwerenden und 
lindernden Umstände* angegeben — Art. LV, §. 3. — Die Ver- 
brechen selbst werden in neun Kategorien getheilt, und zwar 1. Ver- 
brechen gegen Gott, die Heiligen und die Religion; 2. gegen den 
Jjandesfflrsten und den gesammten Staat; 3. gegen die landesherr- 
lichen Hoheiten und Tiandesgefäiie ; 4. gegen das gute Regiment und 
gemeine Landesverfassung; 5. gegen gute Sitte und Ehrbarkeit; 
6. gegen Leib und Leben; 7. gegen Vermögen und Rechte; 8. gegen 
Ehre und guten Leumund des Nächsten; 9. endlich alle übrigen 
Frevelthaten. 

Zur ersten Gattung der Verbrechen gehörten Gotteslästerung, 
Abfall vom christlichen Glauben, Zauberei, Hexerei, Wahrsagerei, 
falsches Schwören, Meineid und Urphedebruch — Art. LVI — LX. — 
Ketzer waren nach den besonderen Lindesgesetzen zu behandeln. 
Es wurden drei Grade der Gotteslästerung angenommen, deren erster 
und zweiter mit Todesstrafe durch Feuer und Schwert, beide unter 
Umständen verschärft, der letzte mit Leibesstrafen bedroht war. 
Zu bestimmen, welcher dieser Grade eingetreten sei, blieb mehren- 
theils dem Richter überlassen, in dessen Hand dadurch eine aller- 
dings nicht unbedeutende Gewalt gegeben war. Im allgemeinen 
ward es als Gotteslästerung ersten Grades angesehen, wenn jemand 
unmittelbar durch Worte oder Thaten Gott oder die heiligste Drei- 
faltigkeit lästerte; als zweiten Grades, „da jemand auf die alier- 
reinste Jungfrau oder andere Heilige Gottes schmähet,^ das Crucifiz 
oder andere heilige Bildnisse wissentlich und vorsätzlich zerbricht 
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oder verüiiehrt; als dritter Grad galt jede andere nicht unmittelbar^ 
Lästerung Gottes und der Heiligen, z. B. da jemand bei den Sacra- 
menten, Wunden, Kreuz und Leiden des Erlösers flucht, oder sich 
aus Gewinnsucht mehrmals taufen oder firmen lässt u. dgl. Doch 
sollte letzteres, Vergehen, wenn es nach der Strafe ' wiederholt ward, 
mit dem Schwerte bestraft werden. Von den Verbrechen der Zau- 
berei und Hexerei haben wir schon gesprochen. Abfall vom Chri- 
stenthum und Meineid sollten gleichfalls in der Regel die Todesstrafe 
durch das Schwert nach sich ziehen. 

Unter die Kategorie der Verbrechen gegen den Landesfürsten 
und den gesammten Staat fallen so ziemlich alle jene, welche heut- 
zutage vorzugsweise als „politische Verbrechen** bezeichnet werden. 
Zunächst Majestäts- und Landesverrätherei — Art. LXl, — dann 
Aufruhr und Tumulte — Art. LXIL Eine genaue Begriffsbestim- 
mung mangelte. Nicht nur durch unmittelbar gegen den Lsindes- 
fürsten oder den Staat gerichtete Handlungen , auch durch thätliche 
Vergreifung an den Ministern, durch Lästerung der Hof- und Lan- 
desstellen, durch schwere Beleidigung der landesTürstlichen Räthe und 
Commissarien konnte man sich der Majestätsbeleidigung und Landes- 
verrätherei schuldig machen, welche je nach der Schwere des Ver- 
gehens mit lebendiger Viertheilung, allenfalls mit Verschärfung, oder 
durch Hinrichtung mit dem Schwert, in beiden Fällen mit Ver- 
mögenseinziehung, und nur bei gar erheblichen Milderungsumst änden 
mit einer Leibesstrafe belegt werden sollte. Auch Aufrührer und 
Tumultuanten konnten mit dem Schwerte und Confiscation der Güter 
bestraft werden. Nur bei besonderen Milderungsgründen waren Lei- 
besstrafen zulässig. 

Wahrlich, man kann nicht sagen, dass die Gesetzgebung im 
Puncte der politischen Verbrechen strenger geworden sei. 

Die Bestrafung der Verbrechen gegen landesherrliche Hoheiten 
und Gefälle war in besonderen Landesgesetzen normirt. Nur über 
Münzverfälsohung, die übrigens auch als Landesverrath galt, spricht 
die Theresiana — Art. LXUL — Wer einheimische Münzen nach- 
schlug, ward zum Feuertode mit Verschärfung und Einziehung seines 
Vermögens verurtheilt. Die Nachahmung fremder Münzen sollte mit 
Confiscation der Güter und dem Tod durch das Schwert, waren aber 
die Münzen schon ausgegeben, auch mit nachfolgender Verbrennung 
der liCiche bestraft werden, Auch wegen geringerer Münzvergehen 
verfiel man dem Henker, seltener in eine Leibesstrafe. 
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Aemtörerschleichung, hinterlistige und unehrbare Dienstwerbung 

— Art. LXIV, — Bestechung der Richter und Amtspersonen — 
Art. LXV, — Verrath der Raths- und Amtsgeheimnisse — Art. LXVI, 

— Missbrauch der Amtsgewalt zum Zwecke der Rache oder zu Er- 
pressungen — Art. LXVII, — betrügerische Anmassung eines öffent- 
lichen Amtes oder sonstige. Erpressung durch falsche Angaben — 
Art. LXVIII, — Untreue der Rechtsfreunde — Art. LXIX, — 
widerrechtliche Entziehung der persönlichen Freiheit — Art. LXX, 

— Entweichung von Gefangenen und Beihülfe hiezu — Art. LXXI, 

— beträgliche Fälschung in ihren verschiedenen Zweigen — Art.LXXII, 

— und öflTentliche Gewaltthätigkeit , wozu auch die Beraubung von 
Gräbern gehörte — Art. LXXIII , — bilden die Reihe der Ver- 
brechen gegen da s gute Regiment und gemeine Landesverfassung. 
Wucher und Zweikampf waren durch besondere Gesetze verboten. 
Die Bestrafung aller dieser Verbrechen an Gut, Leib und Leben 
war grösstentheils in die Hand des Richters gegeben, welcher je 
nach Vorhandensein der erschwerenden und mildernden Ums- ände auf 
härtere oder mildere Strafen erkennen konnte. 

Besonders streng strafte die Theresiana die Verbrechen gegen 
gute Sitte und Ehrbarkeit. Unzucht wider die Natur, mit einem 
Thiore begangen, sollte mit dem Feuertode des Verbrechers uiid des 
Thieres gesühnt werden, begangen mit einem Menschen wird sie 
durch Enthauptung und nachfolgende Verbrennung bestraft. Selbst 
Onanie sollte nach Gestalt der Umstände mit schärf6ren oder gelin- 
" deren "Strafen belegt werden — Art. LXXIV. — Auf Blutschande 
in auf- und absteigender Linie, wenngleich die Verwandtschaft von 
unehelicher Geburt herrührte, stand der Tod, in den Seitenlinien 
schwere Leibesstrafe — Art. LXXV. — Auch* Nothzucht, Bigamie 
und gewaltthätige Entführung von Frauen — Art. LXXVI,LXXVri, 
LXXIX — war mit dem Schwerttode zu bestrafen und unter Um- 
ständen selbst der stets von. Amts wegen zu verfolgende Ehebruch — 
Art. LXXVIL — Kuppler und Kupplerinnen sollten mit Ruthen 
gestrichen und aus den Erblanden verwiesen, waren es aber Inländer, 
sonst mit scharfer Leibesstrafe belegt werden. Bei erschwerenden 
Umsänden kjnnten sie enthauptet und jenen Falles, wo die Kuppelei 
mit gotfgeheiligten Personen oder an solchen Orten, oder zwi schen 
Ungläubigen und Gläubigen stattgefunden hatte , mit Verbrennen 
nach der Enthauptung bestraft werden — Art. liXXX. — Auch die 
gemeine Hurerei" sollte liicTit "straf lös ausgehen. Alle genannten 
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Verbrechen aber musslen besonders schwer bestraft werden, wenn 
sie zwischen Christen und NichtChristen begangen wurden — 
Art. LXXXI, IJCXXir 

Was die verschiedenen gegen Leib und Leben begangenen Ver- 
brechen betrifft — Art. LXXXIII — XCIII, so ist nach dem bisher 
Gesagten vorauszusetzen, dass dieselben gleichfalls nicht milde be- 
straft wurden. Aber wegen der grossen Strenge des Gesetzes im 
allgemeinen erscheint es in diesem Theile minder grausam. Die 
Verhältnissmässigkeit der Strafen verschwindet, wo geringere und 
grosse Verbrechen gleichmässig mit dem Tode bestraft werden. Den 
Unterschied zwischen Mord und Todtschlag bezeichnet die Theresiana 
dadurch, dass sie den erstören Todtschlag aus bösem Vorsatz nennt 
und zwischen homicidium dolo, culpa, casu aut necessitate et per- 
missu legis — Nothwehr — commissum unterscheidet. Der Todt- 
schläger sollte mit dem Tode bestraft werden. Eltern-, Kinder- und 
Gatten-, Meuchel-, Raub- und Strassenmörder, so wie alle Mörder 
des Gewinnes halber, wohin auch der Fall gehört, wenn der Mord 
in der Absicht eifolgt, die Wittwe des Erschlagenen zu heirathen, 
gedungene Mörder und solche, die den Mord bestellten, so wie 
Giftmischer waren zu rädern, unter Umständen zu viertheilen und 
konnte die Strafe auch noch verschärft werden. Anf Kindesmord 
stand Enthauptung. Erfolgte aber der Tod des Kindes nicht in 
Folge der Unterlassung pflichtmässiger Vorsorge, sondern durch eine 
vorsätzliche Thathandlung, so sollte der Körper der Kindsmörderin 
nach der Enthauptung in's Grab gelegt, ein Pfahl durch das Herz 
geschlagen und die Leiche verschan't werden. Mehrfache Kindes- 
mörderinnen sollten nach einer schon am 18. October 1743 ergan- 
genen Verordnung vor der Hinrichtung mit glühenden Zangen so 
oftmal gezwickt werden, als sie Kinder umgebracht hatten. Trotz 
"cTe'r Strenge des Gesetzes nahmdie Zahl der Kindesmorde zu. Die 
Ursache hievon mag hauptsächlich in der Furcht vor der Schmach 
und Schande zu suchen sein, mit welcher gefallene Frauenspersonen 
in jener Zeit weit mehr als dies heutzutage der Fall ist, überhäuft 
wurden. Die Kaiserin sah ein, dass es mit der Strenge allein nicht 
genüge und griff zu Präventivmassregeln, die mit der Schärfe der 
auf Sittenverbrechen gesetzten Strafen freilich im seltsamen Contraste 
standen. Ein für Böhmen erlassenes Patent vom 13. October 1755 
befahl, dass gefallene Frauenspersonen, wenn sie ihre Schwanger- 
schaft nicht verheimlichten , schonend behandelt werden sollten. 
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Sub Nr. 3 des diesfälligen Patentes heisst es dann: „Sind auch Ihre 
Majestät geneigt, die geschwängerten Weibspersonen, welche von > 
ihren Buhiern durch Eheiichung nicht wieder zu Ehren gebracht 
worden, sonst aber sich ehrlich verhalten, auch ihre Schwangerschaft 
nicht vertuschet zu haben erweisen können, nebst ihrem Kinde 
durch Ertheilung eines Diplomes wieder in den Stand der Ehre 
herzustellen, wessentwegen dieselben sich bei den Landesstellen an- 
zumelden, und die mittellosen solche unentgeltlich zu erhalten haben 
werden.** Eine eigene Instruction trug auch den Gerichten auf, bei 
vorfallender Kenntniss die Eltern gefallener Töchter von zu harter 
Behandlung abzumahnen und ihnen an die Hand zu gehen,, die Ent- 
bindung auf die möglichste Art zu erleichtem und geheim zu 
halten. (!) Diese Bestimmungen sind in die Teresiana übergegangen. 

Todtschlag bei Raufhändeln, Abtreibung der Leibesfrucht, Un- 
fruchtbarmachung von Weibern und Männern, gefährliche Hinweg- 
legung der Kinder, wenn daraus der Tod erfolgte, waren mit dem 
Schwerte zu bestrafen. Der Art. LXXXIV handelt von der Noth- 
wehr in nicht gentlgender. breiler und verworrener Weise. Konnte 
die Nothwehr erwiesen werden, so sollte der Todtschläger wohl 
straflos bleiben; doch war der Beweis nach der Theresiana kaum zu 
erbringen. Der Angriff musste auf Leib, Leben, Ehre oder guten 
Leumund gerichtet sein, um die Nothwehr zu rechtfertigen. Ein 
Angriff auf das Vermögen wird wenigstens ausdrücklich als ein 
Rechtfertigungsgrund der Nothwehr nicht angeführt. In dieser Partie 
steht der Godex hinter den kurzen Bestimmungen des gegenwärtigen 
Gesetzes weit zurück. 

Auch der Selbstmörder sollte gestraft und sein Körper gleich 
einem unvernüniligen Thiefe vertilgt werden. Der Scharfrichter 
sollte ihn aus dem Hause schleifen, auf einen Karren legen und 
zum Schfndanger oder dem Hochgerichte ziehen, um ihn dort zu ver- 
scharren. Ward der Selbstmord verhindert, so wurde der Thäter 
strafgerichtlich behandelt, doch blieb die Strafe dem Ermessen des 
Richters überlassen. — ^ Art. XCIII. 

Diebstahl und Veruntreuung werden von der Theresiana noch 
in einen Topf geworfen, die Unterschlagung anvertrauten Gutes wird 
sogar ausdrücklich als Diebstahl bezeichnet — Art. XCIV, §.4 — 
und manche Art des Betruges hieher gerechnet, wenn sie nicht als 
Fälschung erschien. Ein- oder zweimaliger Diebstahl, wenn die Ge- 
sammtsumme 10 Gulden nicht überstieg, eben so Diebstahl zwischen 
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den nächsten Angehörigen, wo nicht besonders erschwerende Um- 
stände eintrafen, war nicht landgerichtsmässig. DreiTnali^ yAr HiaK, 
stahl oder auch einmaliger, wenn der Betrag des Gestohlenen 
'25 Gulden effeicfite', war mit dem Galgen zu strafen. Weiber und 
A!3elige soilteii durch das Schwert hingerichtet werden. Die übrigen 
Fälle des gemeinen Diebstahls blieben der willkürlichen Strafe über- 
lassen — Art* XCIV. — Kirchendiebe sollten nach Gestalt der 
Sache lebendig od&r nach erfolgtem Tode durch den Strang ver- 
brannt — Alt. XCV, — Strassenräuber gehenkt oder enthauptet, 
letzteren Falles auch aufs Rad geflochten werden — Art. XCVI. — 
Auf Amtsveruntreuungen unter 10 Gulden stand CivilaiTCSt, über 
10 und unter 150 Gulden Gefängniss bis acht Jahre, von 150 Gul- 
den angefangen der Strang — Art. XCVII. — Menschenraub war 
mit dem Schwerte, erfolgte er aber an Christen durch Juden, oder 
zum Verkauf an solche, an Heiden oder Türken mit Feuer und 
Radbrechen zu strafen — Art. XCVllI. — Brandstifter sollten mit 
glühenden Zangen gezwickt, ihre Glieder durch das Rad zerstossen 
und dann lebendig in das Feuer geworfen werden. Qei Vorhanden- 
sein mildernder Umstände folgte die Verbrennung nach der flin- 
richtung — XCIX. — 

Die Bestrafung von Ehrenbeleidigungen und Verleumdung blieb 
dem Richter überlassen — Art. C. — Pasquillanten konnten unter 
Umständen an den Pranger gestellt und ausgepeitscht, auch wenn 
das Pasquill gegen Minister, Räthe, Landesstellen gerichtet oder zur 
Verkleinerung der landesfürstlichen Hoheit geschrieben war, mit dem 
Schwerte bestraft werden. Der Schandbrief, das Schmachlibell selbst 
war zu verbrennen — Art. GL — Es mag dieser Artikel als Embryo 
des späteren Pressgesetzes angesehen werden. Mit Rücksicht auf 
die Strenge trägt er den Stempel seiner Zeit an sich, üebrigens 
war die Pressgesetzgebung im allgemeinen damals eine sehr unbe- 
deutende. Am 11. Februar 1775 war der Nachdruck inländischer, am 
8. August 1778 der Verkauf uncensurirter Bücher verboten worden. 

Die Theresiana endet mit einigen Anordnungen über das Ver- 
hehlen von Verbrechern — Art. GU — und über die mit gewissen 
Verbrechen verbundene Ehrlosigkeit — Art. C|n — und enthält 
im Schlussartikel — CIV — ein Princip, welches mit dem Grund- 
satze des gegenwärtigen Strafgesetzes, wonach nur dasjenige als 
Verbrechen behandelt und bestraft werden kann, was in dem Straf- 
gesetze ausdrücklich als Verbrechen erklärt wird, im strengsten 
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Gegensatze steht, nämlich' die Anordnung, dass böse Thaten, ttber 
weiche allenfalls in der Theresiana keine Bestimmungen enthalten 
wären, vorkommenden Falls nach Aehnlichkeit der in der Gerichts- 
ordnung vorkommenden Grundsätze zu behandeln, das Urtheil aber 
immer dem Obergerichte vorzulegen sei. 

Wir haben uns etwas länger mit der peinlichen Halsgerichts- 
ordnung Maria Theresia's beschäftigt, als dies bei einer historischen 
Skizze der unter dieser Kaiserin stattgefundeneu Justizreformen viel- 
leicht nothwendig erscheinen möchte; allein einerseits ist gerade die 
constitutio criminalis der einzige Codex, welcher in Folge des be- 
rühmten Compilations- Erlasses der Kaiserin noch unter ihrer Re- 
gierung, vollendet ward, andererseits ist sie uns ein Wegweiser an 
der Grenze zweier Zeiten, welcher zwar noch zurückweiset in eine 
dunkle, von Unwissenheit, Aberglauben und Willkür in der Straf- 
rechtspflege beherrschte Epoche, aber auch vorwärts zeigt in eine 
vom Lichte der Aufklärung und Wissenschaft erhellte Zukunft. 

Gern mag man die Schattenseiten der Theresiana anerkennen. 
Die Starrheit des Inquisitionsprocesses, die uns in ihr entgegentritt, 
die Heimlichkeit des schriftlichen Verfahrens, die Ausschliessung der 
Yertheidigung, die nicht seltene Unklarheit und Unbestimmtheit der 
Begriffe, die der willkürlichsten Auslegung Raum gebende Breite und 
Vieldeutigkeit dör Diction, die Mangelhaftigkeit der Beweislehre, die 
Häufigkeit der Todesstrafe, die furchtbare Strenge, ja die Unmensch- 
lichkeit der Strafen an sich, die Unverhältnissmässigkeit derselben 
unter einander, die Sorglosigkeit, mit welcher die Bemessung der- 
selben, besonders bei culposen Fällen den nicht eben sehr gebildeten 
Richtern überlassen wurde, die Möglichkeit, dass auch Handlungen, 
welche in dem Gesetze gar nicht als Verbrechen bezeichnet waren, 
nach Analogie ähnlicher, in der peinlichen Gerichtsordnung als solche 
angeführter Handlungen konnten strafgerichtlich verfolgt werden, vor 
allem aber die Beibehaltung der Zauber- und Hexenverbrechen und 
der Tortur fallen schwer in's Gewicht. Dennoch aber ist nicht zu 
leugnen, dass dieses Buch einen grossen, einen gewaltigen Fortschriit 
in der österreichischen Strafgesetzgebuug bezeichnet, da es ein Ge- 
setz an die Stelle der verschiedenen Landesordnungen setzte und so 
den Weg zur Verbesserung bahnte, und da es neben sich weder 
Gewohnheit noch gemeines Recht bestehen lassen wollte. Mehr als 
die früheren Gesetze hob es hervor, der Richter solle auf mildernde 
Umstände Bedacht nehmen. Maria Theresia selbst sagt: es habe 
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sich während ihrer Regierung ein Fall wirklicher Hexerei nicht er- 
geben. Die Strenge der Strafen ward durch die Vorschrift gemildert, 
dass in den meisten Fällen, wo es sich um schwere Verbrechen 
handelte, nach Hofe berichtet werden sollte, dass die Gnade in 
reichem Masse walten konnte und die Praxis bei weitem so gransam 
nicht war, als die Theorie des Gesetzes es befürchten Hess. Ueber- 
haupt darf die Güte und Vortrefflichkeit eines Gesetzwerkes nicht 
nach dem Masstabe der nach ihm gekommenen, einer gereifteren 
Zeit angehörigen Legislation, sondern muss mit Rücksicht auf das 
vor ihr Bestandene und auf die Verbesserungen, die es dem Geiste 
seiner Zeit entsprechend in dem Bestehenden bewirkte, bemessen 
werden. 

Auch nach Erlassung der constitutio criminalis hörte Maria 
Theresia nicht auf, mit der Strafrechtspflege sich zu beschäftigen. 
Ein milder Geist hatte sich der Rechtswissenschaft und namentlich 
der Rechtspflege bemächtigt. Männer wie Sonnenfels und Hormayr, 
der tirolische Kanzler, eiferten mächtig gegen die Tortur, welche 
von älteren Rechtsgelehrten, wie von Christian Hacke, August Leyser 
und theilweise von Joseph Banniza nur noch schwach vertheidigt 
wurde. Eine Resolution vom :i. Januar 1776 hob sie gänzlich auf 
und gab gleichzeitig der obersten Justizatelle zur näheren Berathung, 
ob nicht auch die Todesstrafe nach und nach, wo nicht gänzlich, 
doch zum grössten Theile aufzuheben und nur auf die delicta atro- 
cissima zu beschränken wäre. Siebenzehn Tage später, am 19. Januar 
desselben Jahres, ward die Verminderung der Todesstrafe anbefohlen. 
Thatsächlich wurde kein Verbrecher mehr lebendig verbrannt und 
nur selten fand eine Hinrichtung statt. 

Auch in anderen Zweigen der Justizgesetzgebung als in den 
bisher berührten machte die Fürsorge der Kaiserin sich geltend, 
insbesondere aber such:e sie den Handel und den Credit ihrer Un- 
terlhanen durch zweckmässige Anordnungen im Gebiete des Handels- 
und Wechselrechtes und durch Errichtung und Verbesserung der 
Landlafeln und Grundbücher zu fördern. In ersterer Beziehung 
sind . namentlich die schon am 10. October 1743 erlassene Falliten- 
orduung für die niederösterreichische Regierung, die Fallitenordnung 
für Steiermark vom 16. December 1747, welche nach Hofdecret 
vom 6. Februar 1764 auch für die innerösterreichischen Lande 
adaptirt werden sollte, und die Cridarordnung für Böhmen vom 
26. Juni 1751 zu nennen. Mit Rücksicht auf den kräftig sich 
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entwickelnden Handel in Triest und dem Litorale , erliess Maria 
Theresia am 19. Januar 1758 für dieselben eine Handlungs- und 
Fallitenordnung , welche auch in die für die Consulatsgerichte und 
Mercantiltribunaie in dem innerösterrei. hischen Litorale am selben 
Tage erlassene Gerichtsordnung Aufnahme fand. Der erste, für die 
Mercantilgerichte allein bestimmte Theil handelte in sechs Artikeln 
von den Handelsschaften überhaupt, der zweite, für alle Gerichte im 
Litorale geltende, in zehn Artikeln von Fallimenten. Der erste 
Theil enthielt ziemlich ausführliche Bestimmungen über die zur Er- 
richtung einer Handlung erforderlichen Bedingungen, über den Vor- 
gang der Mercantiltribunaie bei Ertheilung des Errichtungsconsenses, 
über die Gattinnen von Handelsleuten und deren Forderungen, über 
Handelsgesellschaften oder, wie es heisst „gesellschaftliche Hand- 
lungen,^ über Führung und Beweiskraft der Handelsbücher und die 
allgemeinen Pflichten der Handelsleute. Der zweite Theil enthält 
vorerst allgemeine Bestimmungen über schuldlose, culpose und dolose 
Criden, namentlich über Bestrafung der Cridatare in den beiden 
letzten Fällen. Leichtsinnige Falliten sollten von dem judex Ordi- 
narius nach Billigkeit, boshafte — betrügerische — nach Ferdi- 
nand^s H. Halsgerichtsordnung vom Criminalrichter mit öffentlicher 
Arbeit in Band und Eisen, Ausstellen auf der Schandbühne, ja unter 
Umständen, namentlich wenn Wittwen, Waisen oder fromme Stif- 
tungen zu Schaden kamen, mit dem Strang« bestraft werden. Was 
wir heute unter Concursordnung verstehen , wird im Art. VII — X 
abgehandelt. Es ist dem derzeit bestehenden Cridaverfahren sehr 
analog. Der Liquidirungsprocess sollte nicht durch schriftliche An- 
meldung eingeleitet, sondern mündlich und protocolariter von Anfang 
bis zu Ende durchgeführt werden. Nur in Streitfällen sollte ein 
ordentliches Verfahren und Urtheil stattfinden. Es gab sechs Classen 
von Gläubigem; in der ersten waren die Concurskosten , die Be- 
lohnungen der Concurscommissäre und Curatoren, die Leichen- und 
Erankheitskosten, so wie der Liedlohn; in die zweite kamen jene 
qui habent hypothecam privilegiatam i. e. cum personal! privilegio 
commixtam, wozu auch die grundherrlichen Forderungen gehörten; 
3" loco kamen die simplices hypothecarii, 4® qui personale Privi- 
legium habent, 5" cambia regularia vera, und erst 6® creditores 
simplices et chirographarii, worauf die Interessen in derselben Ord- 
nung folgten. Nach dem Schlüsse der Verhandlung erstattete die 
Cridacommission ihr Gutachten, und es erfolgte dann ei^n Glassifica- 
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torium, Gridaabschied oder Cridaausschlag, etwa mit der clausula 
reservatoria wegen der Vorrechte. Gßgen den Gridaabschied fand 
keine Appellation statt. Aehnlich ist das Gridainterimale vom 
27. November 1758 für Oesterreich unter der Enns und die för 
Galizien, wenige Monate vor Maria Theresia's Tode, am 28. April 
1780 erlassene ,, Gonstitutio Gridae seu potioritatis pro singulis 
cujuscunque Gonditionis Vasallis in Regnis hereditariis Galiciae et 
Lodomeriae existentibus per regnum Tribunal observanda. ** 

Alle diese Verordnungen bezweckten, den stets mehr überhand 
nehmenden Fallimenten vorzubeugen, den rechtzeitigen Beginn der 
Gridaverhandlung herbeizuführen und das Verfahren möglichst abzu- 
kürzen. Es war aber ausserdem auch der Auftrag zur Abfassung 
einer allgemeinen gemeinschaftlichen Goncursorduung ergangen, die 
jedoch, das Schicksal der allgemeinen Gerichtsordnung theilend, erst 
unter Kaiser Joseph II. zu Stande kam. Ein Hofdecret vom 22. Fe- 
bruar 1770 bestimmte ausdrücklich, dass ein Vergleich zwischen 
sinkenden Handelsleuten und deren Gläubigern wegen Nachlasses an 
der Hauptschuld ausser Gericht geschlossen null und nichtig «ei, 
nur wegen Verlängerung der Zahlungstermine und der Interessen 
mochten auch aussergerichtliche Vergleiche gültig errichtet werden. 

Wir haben schon oben Seite 35 erwähnt, dass das Wiener 
Handelsgericht im Jahre 1749 mit der niederösterreichischen Re- 
gierung vereinigt, jedoch im Jahre 1762 wieder selbständig errichtet 
wurde. Am 31. October 1763 erschien d&un ein erneuertes Wechsel- 
patent für Böhmen, die nieder- und innerösterreichischen Erblande 
und gleichzeitig eine neue Wechselgerichtsordnung für Unter- und 
Oberösterreich. Letztere ist darum besonders wichtig, weil sie den 
in diesen Kronländern bestehenden Wechselgerichten au'ch die Be- 
sorgung der Mercantilrechtsangelegenheiten und damit einen Wir- 
kungskreis einräumte, welcher dem der gegenwärtigen Handelsgericht« 
ziemlich ähnlich war. Das Wechselrecht hat 54 Artikel, die fast 
ausschliesslich das materielle Wechselrecht behandeln. Die Wechsel- 
und Mercantilgerichtsordnung zerfällt nach dem Instanzenzuge in 
drei Titel mit je 9, 4 und 5 Paragraphen. Hiernach gehörten vor 
das Wechsel- und Mercantilgericht ausser den Wechselprocessen alle 
Handelsstreitigkeiten, wenn beide Theile Negocianten waren. Griden 
und Verlassenschaftsabhandlungen der Kaufleute hingegen sollten bei 
den gewöhnlichen Gerichten verbleiben. Das Verfahren ist zunächst 
im Tit. I §. 9 normirt; doch kann hier ohne Weitläufigkeit nicht 
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näher darauf eiogegangen werden. Beschleunigung des Verfahrens 
war zunächst auch durch dieses neue Gesetz herheizu führen hcah- 
sichtigt. Am 2. April 1772 folgte das Wechselpatent für Trlcst 
und das Litorale in italienischer, und am 22. Juli 1775 in latei- 
nischer Sprache eine Uehersetzung des höhmisch -österreichischen 
Wechselpatentes sammt der Wechsel- und Mercantilgerichtsordnung 
für Galizien und Lodomerien. 

Um den Personal credit der Kaufleute zu befördern, wurde anf 
ordentliche, genaue Führung der Handelsbücher gedrungen und eine 
darauf bezügliche Verordnung noch am 24. September 1776 auch 
füf Galizien kundgemacht. Zur Hebung des Realcredites waren an- 
dere Vorkehrungen erforderlich. 

In Böhmen und Mähren gab es von Alters her Landtafeln. 
Die böhmische übte von jeher, die mährische seit ihrer Heorgani- 
sirung im Jahre 1742 gleichzeitig das Richteramt in Landtafelange- 
legenheiten. Nach dem Muster dieser Landtafeln errichtete Maria 
Theresia am 3. October 1754 eine Landtafel in Oberösterreich und 
erliess eine ausführliche Instruction für dieselbe. Vier Jahre später, 
d. i. am 24. November 1758, setzte die Kaiserin an die Stelle des 
bisher für Niederösterreich bestandenen, namentlich mit Rücksicht 
auf die hypothecas tacitas sehr mangelhaft geführten Weissboten- 
amtes die niederösterreichische Landtafel ein, in welche alle der 
Jurisdiction der Landrechte und des landmarschallischen Gerichtes 
unterliegenden, im ständischen Einlagebuche enthaltenen Güter ein- 
getragen werden sollten. Die bezügliche Landtafelordnung ist jener 
für Oberösterreich analog. Am 15» Februar 1759 erhielt die nie- 
derösterreichische Landtafel eine eigene Instruction. Noch aber 
war der Geschäftsgang der Landtafelu ein schleppender. B's ward 
daher am 7. August 1762 die niederösterreichisohe Land tafel dem 
damals noch bestehenden landmarschallischen Gerichte einverleibt, 
damit hier, so wie in Böhmen und Mähreu gleichzeitig die Justiz 
bei derselben administrirt werden konnte. Am 7. Januar 1763 
ward dann die steirische, am 19. Januar 1763 die oberösterreichi- 
sche Landtafel, erstere dem Landrecht, letztere der Landeshaupt- 
mannschaft einverleibt und auf höhmisch-mährischen Fuss eingerichtet, 
so dass bei denselben causae tabulares gleich in prima instantia 
entschieden werden konnten. In ähnlicher Weise geschah es mit 
den Landtafeln von Kärnthen, das seit dem 25. Juni 1746,. und 
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von Krain, das seit dem 24. Juli 1747 ein eigenes Landtafel- 
patent besass. 

Aber nicht nur auf Landtafelgütern sollten sichere Hypotheken 
erworben werden können. Maria Theresia sorgte für die zweck- 
massige Einrichtung von Grundbüchern auch bezüglich der nicht 
landtafelfähigen Güter. Bereits am 1. September 1765 wurden mit 
einem für die Stadt Wien, dann die landesfürstlichen Städte und 
Märkte Oesterreichs unter der Enns erlassenen Patente Vormerk- 
bücher bei den betreffenden Grundgerichten eingeführt und eine 
genaue Weisung über deren Führung erlassen. - Für die herrschaft- 
lichen Grundbücher in Niederösterreich galt der Tractatus de juribus 
incorporalibus. Am 28. September 1771 erfolgte die Errichtung 
von Grundbüchern — Vormerkämtem — in den landesfürstlichen 
Städten und Märkten Krains, nachdem für Steiermark, dessen Staate 
und Märkte seit 1736 Grundbücher hatten, ein Patent vom 19. No- 
vember 1768, betreffend die Grundbücher der Privatherrschaften, 
und eines vom 13. October 1770 über die Vormerkbücher der Berg- 
ämter erschienen war. Zu erwähnen sind noch die Grundbuchs- 
patente für Kärnthen vom 5. November 1768 und 24. Juli 1772, 
für Erain vom 21. Juli 1769, für Görz, Gradiska und Istrien vom 
IQ. Januar 1761, für Triest vom 26. October 1772, endlich für 
Galizien das Ijandtafelpatent vom 4. März 1780. 

So ward der Hypothekarcredit bezüglich aller Immobilargüter 
erweitert und die Grundbuchsmanipulation vereinfacht. Gleichzeitig 
aber war die Kaiserin bedacht, dass auch solchen Personen, welche 
bisher nicht fähig waren, auf liandtafelgütern Hypothekarrechte zu 
erwerben, diese Fähigkeit ertheilt werde. Eine Verordnung vom 
5. Juli 1755 dehnte die LandtafelMigkeit auch auf Bauern, Lu 
theraner, Calvinisten, Altgläubige und Juden aus. Bei der königlich 
böhmischen Landtafel mussten solche Personen, wenn sie Forderungen 
einverleiben lassen wollten, nur neben der gewöhnlichen Intabula- 
tionstaxe noch 5 pr. mille als Dispenstaxe entrichten, und die, jüdische 
Hypothekargläubiger betreffenden Urkunden wurden in besondere 
Judenquatemen eingetragen. 

In Bezug auf das Bergrecht ist die Hammerordnung für Steier- 
mark mit der Jurisdictionsnorm des Eisenobmanues zu Stcyec vom 
Jahre 1748 hervorzuheben, femer die Hammer- und Radwerksord- 
nung für Hüttenberg vom Jahre 1759, beide nach einer Publication 
aus demselben Jahre auch für Kärnthen und Erain gültig. Das 
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Bergrechtsbaohel vom Jahre 1633 erschien 1760 in einer neuen 
Ausgabe, und für das Oberberggericht in Eisenerz ein eigenes 
Jurisdictionsgenerale vom 12. September 1778. Durch Höfdecrete 
vom 13. Juni und 6. Octobcr 1765 wurde dem Gubernium und 
den Ständen Böhmens das Gutachten einer projectirteu verbesserten 
Bergordnung abverlangt, doch ohne Erfolg. Eben so resultatlos blieb 
der diem Unificirungsgedanken entsprungene Auftrag an den Berg- 
rath und Professor Peithner zur Abfassung einer Universalbergordnung. 

Weniger bedeutend ist, was unter Maria Theresia für das Ver- 
fahren ausser Streitsachen geschah. Wie erwUint, sollte dasselbe 
im zweiten Abschnitte des vierten Theiles neben der Gerichtsordnung 
den Schluss des Civilrechtscodex bilden. Doch kam dieses Project 
niemals zur Ausführung. 

Was vorerst Fideicommissangelegenheiten betrifft, so war die 
Kaiserin keine Freundin von der Errichtung grosser Immobilarfidei- 
commisse. Politische Motive waren in dieser Beziehung massgebend. 
Am 22. Januar 1763 erliess sie eine Verordnung, wonach Fidei- 
conrmisse in immobilibus ohne Bewilligung der Kaiserin nicht er- 
richtet, auf deren Consens auch nicht leicht und niemals dann 
eingerathen werden sollte, wenn das Fideicommissgut nach genauer 
Schätzung mehr als 400,000 Gulden werth erschien. Pecuniarfidei- 
commisse zu errichten, sollte hingegen jedermann frei gestellt bleiben. 
Auch in Lehensachen fand die Begierung Maria Theresia's nur selten 
Anlass, legislativ einzugreifen. Die steirische Lehenstube blieb bei- 
spielsweise nach Carl's VI. Tode geschlossen, bis ein Patent vom 
20. August 1769 sie wieder eröflfnete. 

Wichtig sowohl für das materielle Civilrecht, als für das adelige 
Richteramt ist die Verordnung vom 12. April 1753, wonach der 
bisher zwischen den verschiedenen Provinzen bestandene Unterschied 
bezüglich des Beginnes der Grossjährigkeit aufgehoben und bestimmt 
ward, die Grossjährigkeit habe in allen Erblanden bei Männern und 
Frauen mit dem vollendeten 24. Lebensjahre einzutreten. Diese 
Verordnung enthielt gleichzeitig einige Pupillarvorschriften. 

Am 26. September 1754 ferschien eine Instruction für die Vor- 
münder, Curatoren, Sequester und Administratoren im Lande ob der 
Enns. Ausführlicher ist die Vormundschaftsordnung für den Bürger- 
stand des Königreichs Böhmen vom 3. Februar 1755. Diese zerfällt 
in 18 Artikel, deren jeder mehrere Paragraphe enthält. Den böh- 
mischen Magistraten, welchen nach den königlichen Stadtrechten die 
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Obervormuiidschaft zustand, wurde mit diesem Patente eine sehr 
ausfahriicho Instruction ertheilt, die jedoch neben den eigentlichen 
Pupiilarsaehen noch andere Vorschriften enthielt. So handelt Art. II 
in zwölf Paragraphen von den Vorkehrungen, welche bei dem Tode 
eines BUrgei-s zu treffen waren, namentlich von der Inventur und 
Sperre. Art. III spricht von der Bestellung des Vormundes und 
wird im §. 4 insbesondere hervorgehoben, dass Pupillen, denen eine 
Handlung, eine Profession oder ein Handwerk mit der Gerechtsame, 
es fortzuführen, hinterlassen war, solche Vormunder zu bestellen 
seien , welche das Geschäft zum Nutzen der Pupillen zu betreiben 
in der Ijagc wären, von denen aber andererseits nicht zu befürchten 
stand, dass sie Kundschaft und Credit der Pupillen an sich reissen 
würden. Für die Sicherheit des Pupillarvermögens sollte der Vor- 
mniid durch Kealhypothek und in subsidio mit seinem übrigen Ver- 
' mögen haften. Nach mehreren Bestimmungen über die Vermögens- 
verwaltung und Bechnungslegung handelt Art. VII von der Erziehung 
der Pupillen. Dem Vormunde wird diesfalls eine besondere Sorgfalt 
und uaniQntlich aufgetragen, darauf zu sehen, dass die Pupillen in 
der katholischen Beligion gut unterrichtet würden, üeber die Be- 
obachtung des Gesetzes sollte eine eigene in den königlichen Städten 
aus vier, in den übrigen aus drei Mitgliedern des Magistrates be- 
stehende Waisencommission wachen. Diese hatte wöchentlich einmal 
Sitzung zu halten. 

Der fünfzehnte Artikel handelt von der Verehelichung der Pu- 
pillen. Besondere Vorsichten waren noth wendig, wenn der Pupille 
den Vormund oder einen Angehörigen desselben heirathen sollte. 
Curatorcu und Sequester standen gleichfalls unter der Waisencom- 
mission. 

Zur ordentlichen Behandlung der Verlassenschaften und zur 
Sicherheit der Erbs Interessenten wurde am 15. Mai 1760 eine eigene 
k. k. Abhandlungscommission aufgestellt. 

Damit aber die von Maria Theresia erlassenen Gesetze auch 
von einem würdigen, rechtskundigen Richterstande gehandhabt wtlr- 
den und ehren werthe, gewandte Anwälte den Kechtsuchenden zur 
Seite ständen, erging am 22. Juni 1758 eine Verordnung, wonach 
zu Käthen und Secretären bei den Justizstellen nur solche Personen 
vorgeschlagen werden sollten, welche durch ein von dem Director 
der juridischen Facultät ausgestelltes Zeugniss darthun konnten, dass 
sie über ihr vollendetes Studium juris den calculum primae jclassis, 
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wo nicht cum nota emiuentiae erhalteu hätten. Schon früher be- 
stand die Bestimmung, dass Bewerber um eine Stelle bei der nieder- 
österreichischen Regierung einer besonderen Prüfung sich unterziehen 
mussten; eine ähnliche Resolution erging am 12. August 1772 för 
die Regierung und am 10. Juli 1772 fttr das Landrecht in Gratz. 
Verordnungen vom 7. December 1773 und 16. Januar 1788 befahlen, 
dass in Böhmen niemand eine Justizbedienstung erlangen sollte, der 
sich nicht durch Directoriälzeugniss ausweisen konnte, die praktischen 
Vorlesungen mit Nutzen gehört zu haben. ' ^ ' 

Die verschiedenen den Gerichten ertheilten Iiistructionen, nament- 
lich auch die für die oberste Justizstelle und das galizische Tribunal, 
legten den Richtern dringend an's Herz, das Recht unberührt von 
äusseren Einflüssen, ohne Rücksicht auf die Person, dem Armen 
und Reichen, dem Hohen und Niederen mit gleicher Gerechtigkeit 
zu sprechen. Urlaube sollten über drei Monate nicht ertheilt wer- 
den — so eine Verordnung für Steiermark vom 31. December 1777; 
— hingegen auch die Besoldungen der Beamten, wenn sie 1000 fl. 
nicht überstiegen, mit Verbot nicht belegt werden können — Patent 
vom 24. October 1777. — Bezüglich der Advocaten befahl ein Er- 
lass vom 4. April 1755, niemand solle als Advocat zugelassen werden, 
der nicht an den Universitäten Wien, Prag, Innsbruck oder Frei- 
burg ein scharfes Examen bestanden hätte, uud eine Verordnung 
vom 5. Januar 1767 wiederholte ausdrücklich die Forderung der 
cxamiiia rigotosa. Das Recht der Ernennung wurde zu der laudes- 
fürstlichen Gewalt gezogen und von der obersten Justizstelle ausge- 
übt — 1763. — 

Die Winkelschreiberei scheint schon im vorigen Jahrhundert 
sehr im Schwünge gewesen und auf sehr naive Weise betrieben 
worden zu sein. Wenigstens entnehmen wir einer Verordnung Maria 
Theresia's vom 23. October 1756, dass sich am St. Stephansthore 
in Wien Winkelschreiber herumtrieben, die den in die Residenz 
kommenden Landleuten auflauerten ui^d ihnen für die Abfassung 
zweckloser und unförmlicher Hofgesuche und Promemoria^s Geld ab- 
schwatzten, obgleich Hofagenten von Amtswegen bestellt waren, welche 
den armen Leuten ihre Anbringen unentgeltlich abfassen und die- 
selben unterschreiben sollten. Die Kaiserin befahl, derlei Winkel- 
schreiber, wenn sie diensttauglich wären, als Recruten abzustellen, 
im entgegengesetzten Falle mit Arrest zu züchtigen und so allen 
Ernstes der Winkelschreiberei ein Ende zu machen. 
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Um der Zukunft Ittchtige Richter und Anwälte zu erziehen, 
ordnete die Kaiserin die Verbesserung der juridischen Studien an. 
Martini und Riegger legten den Grund zu einer entsprechenderen 
Rechtslehre. Die Reorganisirung der Wiener Universität im Jahre 
1753 hatte zunächst die Ansprüche des Staates in Bezug auf den 
öffentlichen Dienst im Auge. Das Amt des Superintendenten wurde 
aufgehüben und für jede Facultät ein Studiendirector bestellt. Hin- 
fort sollten die Doctorcollegien auf das Studium nur geringen Einfluss 
behalten. Das juridische Studium wurde in fünf, der Reihenfolge 
nach festgesetzte Jahrgänge abgetheilt. In jeder Yortragsstunde 
musste eine Viertel- und an jedem Samstag noch eine halbe Stunde 
geprüft werden. Mit Ende des Jahrganges fand ein Schlussexamen 
und die Vertheilung der Zeugnisse statt. Der Studienplan vom 
3. October 1774 führte auch noch Scmestral- und Normalprüfungen 
ein. Hingegen kamen die nach der Organisirung von 1753 bestan- 
denen, am Schlüsse des fünften Jahres abgehaltenen Gesammtprüfungen 
ausser Uebung. 

In eine nähere Kritik des juridischen Studienwesens uns ein- 
zulassen, würde zu weit führen. 

So hatte Maria Theresia in den deutschen Erblanden für die 
Verbesserung der Justiz Sorge getragen. In Ungarn aber blieb so 
ziemlich Alles beim Alten. • Nur die Septemviraltafel war 1741 
abermals um vier Glieder vermehrt worden. Nicht einmal die im 
Auftrage Maria Theresia's vom Jahre 1769 durch drei Tabularrichter 
veranstaltete Sammlung der königlichen Entscheidungen — decisiones 
regiae — kam zu Stande. Die Gompilation ward zwar als Planum 
curiae bekannt gemacht, blieb aber im Manuscript, weil die Stände, 
denen viele Entscheidungen des königlichen Gerichtshofes nicht ge- 
nehm waren, deren Druck vc; hinderten. 

Maria Theresia war zwar nicht so glü<;klich wie Justinian, alle 
von ihr angeordneten Gesetzeswerke noch vollendet zu sehen: den- 
noch mag ihr der Name des österreichischen Justinian in gewissem 
Sinne mit Recht beigelegt werden, denn sie war es, welche den 
Anstoss gab zu der folgenden Gestaltung des österreichischen Justiz- 
wesens. Und so erseheint uns denn die, in allen anderen Beziehungen 
so erhabene Monarchin auch als Gesetzgeberin gross und bedeutend 
nicht nur für ihre Zeit, sundern auch für uns und für die kommenden 
Geschlechter. 
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Was Maria Theresia glorreich begouiien hatte, Kaiser Joseph IL 
setzte es energisch fort; nur noch kühner waren seine Eutwürfe, 
nur noch kräftiger drängte er vorwärts, nur noch weiter reichte 
sein Blick, so weit, dass die betroffenen Völker seine Zielpuncte 
nicht mehr wahrnehmen konnten und manche edle, sorgfältig ge- 
pflegte Blathe am Baume des österreichischen Staatslebens der Rau- 
heit des 18. Jahrhunderts erlag, um erst unter der milderen Sonne 
erhöhter Aufklärung im 19. wieder hervorzubrechen. 

Kaiser Joseph's Jugendjahre fallen in jene Zeit, von welcher 
wir schon im vorigen Abschnitte erwähnten, dass in ihr die Be- 
sorgniss eines möglichen Auseinanderfallens der österreichischen Mo- 
narchie am mächtigsten war und welche eben deshalb die Idee der 
Reichseinheit erst zum rechten Bewusstsein brachte. Diese Idee 
wuchs mit ihm gross, sein Geist, gestützt auf die Beobachtung der 
in den übrigen Staaten geschichtlich vollzogenen Centraiisation und 
der auf die Bildung kräftiger Staatskörper gerichteten Zeitströmung, 
erfasste sie aufs lebhafteste, und hatte sie schon unter Maria The- 
resia zeitweise sich geltend gemacht, für ihn ward sie das oberste 
Princip seiner Regierung. 

Nicht aber allein in der auswärtigen Politik und in der Ver- 
waltung des Staates machte sich dieses Princip geltend, auch in 
der Justizgesetzgebnng Kaiser Joseph's kam es unmittelbar zum 
Durchbruch und war die Seele, der eigentliche Motor derselben. 
Hatte daher Maria Theresia auf die Schöpfung gemeinsamer Gesetzes- 
werke für ihre deutsch -österreichischen Erblande vor allem das 
Augenmerk gerichtet, so war es Kaiser Joseph, ohne deshalb die 
Fortentwickelung der Gesetzgebung in dieser Richtung zu vernach- 
lässigen, zunächst um eine einfachere gleichmässige Organisirung der 
Gerichte, um einen gleichförmigen lustanzenzug, um die möglichste 
Vereinigung der Justizgewalt in den Händen des Monarchen und/ 
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die Heranbildung eines tauglichen Bichterstandes, durch welchen er 
sie ausüben mochte, zu thun, und uicht nur auf seine deutschen 
Provinzen sollten sich die Keformeu erstrecken, auch die Länder 
der ungarischen Krone, auch die Niederlande und das Mailändische 
sollten in den Bereich einer gemeinsamen, gleichförmigen Justizpflege 
gezogen werden. Diesen Zweck zu erreichen, schonte er so wenig 
veraltete Privilegien und Gericht sherrlichkeiten, als er politische 
und religiöse Vorrechte auf dem Gebiete der Verwaltung und des 
Cultus berücksichtigte. Wo er mit seinen Entwürfen durchdrang — 
wie in den deutsch -österreichischen Provinzen und in Galizien, — 
da ist die von ihm durchgeführte Organisation auch — von ganz 
unbedeutenden Aenderungen abgesehen — stehen geblieben bis zu 
den Stürmen des Jahres 1848, und noch d;e gegenwärtige Ein- 
theilung, ja selbst die neu projectirte lehnt sich vielfach an die 
Josephiuische. 

Wir wollen nun zuerst die Gerichtsorganisirung des Kaisers, 
dann seine Beformen im materiellen und foimellen Civil- und Straf- 
rechte sowohl dies- als jenseits der Leitha darzustellen versuchen. 
Dabei wird uns die gleichfalls mit dem Begierungsantriit Joseph's IL 
beginnende Justizgesetzsammlung grösseres und reichhaltigeres Ma- 
terial liefern, als dies bisher der Fall war. 

Die Grundsätze, nach denen bei der Organisirung der Gerichts- 
behörden in allen Kronländern vorgegangen werden sollte, waren; 
möglichste Trennung der Justiz vpn der Administration; Theilung 
der Gerichtsbarkeit erster Instanz zwischen dem Laiidrecht und den 
Ortsgerichten; Beseitigung aller übrigen ersten Instanzen mit Aus- 
nahme der Militär-, der Mercantil- und Wechsel-, so wie der Berg- 
gerichte und einiger wenigen in exceptio nellen Verhältnissen begrün- 
deten Justizstellen; Verminderung der Ortsgerichte im allgemeinen 
und insbesondere Beschränkung der Straf gerichtsbarkeit auf einzelne 
Gerichte grösserer Gemeinden; Errichtung theiis ganz selbständiger, 
theils von den Administrativbehörden wenigstens mit Bezug auf die 
Behandlung der Justizgeschäfte gänzlich und auch sonst möglichst 
getrennter und gleichmässig organisirter zweiter Instanzen für Civil- 
und Strafrechtsangelegenheiten und Aufhebung aller übrigen Appel- 
lationsgerichte; endlich Aufhebung aller Läqderrevisorien und Be- 
stimmung der obersten Justizstelle ^ur gemeinsam'eu dritten Instanz 
für alle deutsch-erbländischen Provinzen, Herstellung eines geregelten 
Instanzenzuges und — von den Ortsgerichten und wenigen Ausnahmen 



JIL OrgaiiisatiüQ und Legislation unter KarMT Joseph II. 91 

abgesehen — Ausübung der Bechtspüege in allen Instanzen durch 
vom Kaiser ernannte, aus dem Staatsschatze besoldete Bichter. 

Zu diesem Behufe wurden die bisher bei den Laudesregierungen 
und Gubernien bestandenen Justizsenate definitiv aufgehoben und 
erstere als reine Administrativbehörden constituirt. Die Justizge- 
schäfte derselben gingen, insoweit sie solche in erster Instanz zu 
besorgen hatten, an die Landrechte und Ortsgerichte, fttr die Ge- 
schäfte zweiter Instanz an die Appellationsgerichte, für die Bevisions- 
angelegenheiten an die oberste Justizstelie in Wien übor. 

Insbesondere wurden den Landrechten, welche auch hinfort als 
Forum der Stände galten, von den Justizgeschäften der Bcgicruugen 
zugewiesen: Streitigkeiten zwischen Unterthanen utid Herrschaft nach 
dem Pateute vom 1. September 1781; Bechtssachen , in deuen der 
Fiscus als Kläger oder Geklagter einschritt, und überhaupt solche, 
welche in den Provinzen vor den consessus in causis summi priu- 
cipis, in Wien vor die Justizbancodeputation gehört hatten; Lehen- 
streitigkeiteu, wenn dieselben landesfürstliche Lehon betrafen, da 
andere, von Tirol abgesehen, vor die Stube des Lehensherrn gehörten; 
Streitigkeiten der landesfürstlicheu Städte und Märkte, der Stifter, 
Klöster und Gapitel und aller adeligen Personen, mochten sie auch 
nicht den Ständen angehören, ferner solcher ünadeligen, welche eine 
ständische Gülte besassen und denen vermöge ihres Besitzes an dem 
prte ihres Wohnsitzes die Ortsgerichtsbarkeit selbst uud allein zu- 
stand; endlich die Angelegenheiten der im Sprengel des Landrechtes 
wohnhaften Unterthanen der ottomanischen Pforte. 

Unadelige Personen, mochten sie auch früher der Jurisdiction 
der Begierung unterworfen gewesen sein, wurden, von obigen Aus- 
nahmen abgesehen, hinfort an die Magistrate, an die Stadt-, Markt-, 
Dorf-, Grund- oder Ortsgerichte jenes Ortes gewiesen, an welchem 
sie wohnten. 

Gleichzeitig ward zur Vermeidung eines allfälligen vierfachen 
Instanzenzuges jenen Grund-, Dorf- und Marktgerichten, welche ihre 
Urtheile vor der Kundmachung einer anderen Behörde zur Bestä- 
tigung vorlegen mussten, die Gerichtsbarkeit genommen und nur 
jene bei derselben belassen, deren Erkenntnisse keiner solchen Be- 
kräftigung bedurften. Auch von diesen sollte in Zukunft tJer weitere 
Bechtszug nur an das Appellationsgericht gehen, das im Civil ver- 
fahren in und ausser Streitsachen alleinige Appellations- und Becurs-, 
so wie in Strafangelegenheiten ausschliessliche Criminaloberinstanz 
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sein sollte, in der Art, dass von keinem Gerichte unmittelbar die 
Revision bei der obersten Justizstelle angesucht werden konnte. 
Selbst von den bischöflichen Urtheilen, insoweit sie nicht über ein 
Sacrameut oder die Absonderung von Tisch und Bett ergangen 
waren, sollte nur an das Appellationsgericht der Instanzenzug gehen. 
Ausgenommen blieben allein die Militärgerichte mit ihrer geson- 
derten Appellation, dann selbstverständlich der Reichshofrath. Wie 
die Strafgerichtsbarkeit erster Instanz geregelt und beschränkt wurde, 
werden wir später zu besprechen Gelegenheit haben. 

Neben der Judicatur hatten die Appellationsgerichte die Ober- 
aufsicht über die Gerichte und die Justizpflege in ihrem Sprengel, 
ferner die Richter- und Advocatenprüfungen vorzunehmen und die 
Eligibilitätsdecrete für Bewerber um Rathsstellen bei den Obrigkeiten 
und Magistraten zu ertheilen. 

Die Civilgeschäfte sollten bei den Landrechten und Appellatorien 
in Senaten von vier Votanten und einem Vorsitzenden erledigt 
werden. Handelte es sich um Unterthänigkeits- oder Fiscalange- 
legenheiten, so war ein politischer, beziehentlich ein Cameralreprä- 
sentant zuzuziehen. Nach dem ursprünglichen Plane sollten wöchent- 
lich vier regelmässige Sitzungen gehalten werden, doch blieb die 
Vermehrung oder Verminderung derselben nach Erforderniss des 
Dienstes den Präsidien überlassen, und die Praxis brachte hierin 
mit der Zeit Aenderungen hervor. 

Die Präsidenten und Räthe aller Instanzen, die Secretäre der 
Obergerichte, so wie die Auscultanten ernannte der Kaiser, das 
übrige Concepts so wie das Kanzleipersonal wurde von dem betref- 
fenden Gerichtshof in voller Rathsversammlung dirrch Stimmenmehr- 
heit ernannt. 

Die Gehalte waren höher als heutzutage. Es hatte beispiels- 
weise bei dem niederösterreichischen Appellationsgerichte der Präsident 
8000, der Vicepräsident 6000 Gulden. Von den Appellationsräthen, 
welche mit den Räthen der Länderstellen, so wie jetzt die Ober- 
landesgerichtsräthe mit den Statthaltereiräthen gleichen Rang hatten, 
waren drei mit 3000, die übrigen eilf mit 2500 Gulden systemiciirt. 
Die Secretäre hatten 1500, die RathsprotocoUisten 1200 Gulden. 
Die drei Directoren des EinreichungsprotocoUes, des Expedits und 
der Registratur bezogen jeder 1500, die Protocollsadjuncten 900, 
die Registranten 800 Gulden. Die Gehalte der Kanzlisten waren 
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mit 500, 600, 700 uad 800 Gulden, die der Gerichtsdiener mit 
500, der de9 Heizers mit 400 Gulden bemessen. 

Bedenkt man, dass diese Gehalte vor nahezu einem Jahrhundert 
bestimmt wurden, als die Anforderungen des Lebens im Durchschnitt 
noch mit dem fünften Theile des gegenwärtigen Bedarfes und oft 
mit noch viel weniger befriedigt werden konnten, als die Bedürfnisse 
im allgemeinen beschränkter waren und die Last der Geschäfte noch 
in geringerem Grade auf den Einzelnen drückte, bedenkt man, dass 
diese Gehalte zur Zeit, als in Folge des Krieges Yalutaschwankungen 
und Theuerung eintraten, durch Theuerungszuschüsse erhöht und 
sofort in die neue Convejitionswährung in gleicher Höhe umgewandelt 
wurden, und vergleicht man dieselben mit der gegenwärtigen Syste- 
misirung der Bezüge, nach welcher bei einem so sehr gestiegenen 
Bedarf und einer unverhältnissmässig anstrengenderen Dienstleistung 
die Besoldungen nicht nur relativ, sondern thatsächlich und ziffer- 
massig niederer gestellt erscheinen als damals, so lässt sich der 
Wunsch nach einer der Würde, den Pflichten und der Verantwort- 
lichkeit des Justizdienstes entsprechenderen Dotirung seiner Mitglieder 
im Interesse der Bechtsprechung wohl kaum unterdrücken. 

Bezüglich der Competenz sprechen die allmälich für alle Länder 
fast gleichlautend erlassenen Jurisdictionsnormcn den Grundsatz aus, 
es solle in Streitsachen regelmässig, insoweit nicht ein Causalgerichts- 
stand begründet war, die nach dem Wohnort und Charakter des 
Verklagten sich richtende Personalinstanz desselben einschreiten. 
Dies galt auch bezüglich der Cridaverhandlungen über das Vermögen 
lebender Personen, und selbst die Criden von Kaufleuten gehörten 
nicht vor das Mercautilgericht. Ausgenommen war der besondere 
Gerichtsstand für Aufforderungs- und Wiederklagen, das forum rei 
sitae bei unbeweglichem Vermögen, der Gerichtsstand des Vertrages 
und der Streitgenossenschaft. Im adeligen Richteramte schritt statt 
des Gerichtes des Wohnortes dann das Grundgericht ein, wenn das 
Haus, welches jemand inneliatte oder bewohnte unter einer anderen 
Grundobrigkeit stand, als das für den Bezirk bestellte Ortsgericht. 
So trat in Wien für das Stadtgericht der Magistrat dann ein, wenn 
es sich %i Immobilien , um Verlässenschaftsabhandlungen , um Ver- 
lasseuschaftscriden oder um Pupillarangelegenheiten handelte. 

Nach Darstellung dieser allgemeinen, für sämmtliche Kronländer 
geltenden Grundzüge gehen wir auf die Organisirung in den ein* 
zehieu.Provinzen selbst über. 
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lu Niederösterreich hob bereits ein kaiserliches Patent vom 
11. April 1782 die Wirksamkeit der Regierung, insoweit sich die- 
selbe auf die Justizverwaltung bezog, auf und setzte ein eigenes 
Appellationsgericht für Oesterreich unter und ob der. Enns ein. Das 
niederösterreichische Apellationsgericht , wie es nach der damals 
üblichen Terminologie hiess, sollte aus einem Präsidenten, einem 
Vicepräsideuten und vierzehn Bäthen bestehen, ausserdem waren bei 
demselben drei Secretäre, drei Rathsprotocollisten und ein Expeditor 
systemisirt. Das übrige Personal, bestehend aus einem Registrator 
mit neun Registranten , einem Protocollista Exhibitorum — Ein* 
reichungsprotocoUsdirector, — und drei Adjnncien, fünf und^ zwanzig 
Eanzlisten, fünfzehn Gerichtsdienern und einem Heizer, hatte zugleich 
promiscue bei dem niederösterreichischen Landrechte zu dienen. 
Ausdrücklich ward hervorgehoben, dass Auscultanten bei dem Appel- 
lationsgerichte nicht zugelassen seien. * 

Unter dem Vorsitze des Grafen Wenzel Sinzendorf als ersten 
Präsidenten trat die nefue Stelle am 1. Mai 1782 iu's Leben, und 
dies ist der Beginn des niederösterreichischen Appellationsgerichtes 
welches sich im Laufe der Zeit zu dem ö.^terreichischen Oberlandes- 
gerichte umgestaltete. 

Gleichzeitig mit demselben begann die Wirksamkeit des nieder- 
österreichischen Tiandrechtes nach seiner neuen Verfassung. Die 
Uebertragung eines Theiles der bisherigen Agenden des Justizsenates 
bei der niederösterreichischen Regierung auf das Landrecht und die 
neuen Competenz Vorschriften musstcn auch eine Organisiru ng des 
letzteren zur Folge haben. Dieses sollte in Zukunft aus einem 
Präsidenten, einem Vicepräsideuten und sechzehn Räthen bestehen, 
welchen acht Secretäre, drei Rathsprotocollisten, ein Expeditor, ein 
Landtafelrcgistrator, drei Landtafelkauzlisten, ein Buchhalter und 
drei Raitofficianten — Rechnungsofficiale — beigegeben waren. Aus- 
cultanten durften vier zugelassen werden. Das übrige Personal diente 
gleichzeitig bei dem Appellationsgerichte. Der Uebung nach war der 
Präsident immer kaiserlicher geheimer Rath. 

Ein Hofdecret vom 28. Juli 1783 verfügte sodann, dass vom 
1. November 1783 angefangen das obersthofmarschallischi; Gericht, 
die gesammten im Lande Niederösterreich unter der Enns befind- 
lichen Diöcesanconsistorien , desgleichen das Consistorium Universi- 
tatis, so weit es Justizgeschäfte in Streitsachen, oder in Geschäften des 
adeligen Richteramtes auf sich hatte, aufgehoben sein sollten und deren 
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Gerichtsbarkeit gleichfalls mit Bücksicht auf die Siaudeseigenschaft 
der bisher denselben unterworfenen Personen theils auf das Land- 
recht, theils auf die Ortsgerichte überzugehen haben. Nach dem Hand- 
billet vom ö. October 1783 sollte zwar das Amt des Hofmarschalls 
bestehen bleiben, doch hatte derselbe fürderhin in judicialibus bloss 
die Besorgung der bei den Botschaftern und Gesandten vorfallenden 
Bechtsangelegeuheiten, wie auch derjenigen, die von dem Reichshof- 
rathe an ihn delegirt werden mochten. Diese Angelegenheiten hatte 
der Hofmarschall, insoweit es sich um Adelige handelte, unter Zu- 
ziehung von Bäthen des Landrechtes, im entgegengesetzten Falle 
unter Zuziehung von Magistratsräthen zu besorgen, wozu ihm noch 
ein Landrechtssecretär für die Actuirung zur Verfügung gestellt war. 
Vorher schon hatte ein Handbillet des Kaisers vom 2. März 1782 
das bisher von dem Obersthofmeisteramte über die Urt heile des 
obersthofmarschallischen Gerichtes geübte Bevisorium an die oberste 
Justizstelle übertragen. Als zweite Instanz galt auch hier das Ap- 
pellationsgericht. Doch sollte zwischen diesem und der obersten 
Justizstelle einer-, dann dem Hofmarschall andererseits der amtliche 
Verkehr, einem Handbillet vom 10. October 1785 zufolge, mit Prä- 
sidialnoten gepflogen werden, „damit auch aller Schein einer dies- 
fälligen Unterordnung des obersten Hofmarschallamtes vermieden 
werde.* 

Auch der Wiener Magistrat erhielt um diese Zeit eine neue 
Organisirung, welche gleichfalls am 1. November 1783 in's Leben 
trat und den Magistraten der übrigen Provincialhauptstädte zum 
Master dienen sollte. Hiernach zerfiel derselbe in drei Senate, für 
politische, für Civil- und für Strafrechtsangelegenheiten. An der 
Spitze desselben stand der Bürgermeister und zwei Vicebürgermeister, 
welche von dem Ausschusse der Bürgerschaft in Gegenwart eines 
Begierungs- und eines Appellationsgerichts-Commissärs durch Abgabe 
von Stimmzetteln auf je vier Jahre gewählt wurden, nach Verlauf 
welcher Zeit sie übrigens, ohne einer neuen Wahl zu unterliegen, 
immer wieder vom Hofe auf weitere vier Jahre bestätigt werden 
konnten. Auch die Bäthe wurden von dem Bügerschaftsausschussc 
und zwaC-nach Vernehmung der Competenten durch mündliche Ab- 
stimmung, jedoch nicht bloss auf vier Jahre gewählt. Es gab deren 
zwei und vierzig, je zwölf für den politischen und Criminal- und 
achtzehn für den Civilsenat. Zum Bürgermeister, Vicebürgermeister 
und Bath konnton nur Personen gewählt werden, welchen von der 



96 III. Organisation und Legislation unter Kaiser Joseph IL 

Regierung, bezielientlich von dem Appellationsgerichte ein Eligibiti- 
tätsdecret war verliehen worden. Die Namen derselben waren dies- 
falls der Bttrgerschaft zur Eenntnissnahme im Rathhause affigirt. 

Zwölf Secretäre, je drei für den politischen und Griminal- und 
sechs für den Civilsenat, drei Rathsprotocollisten für letzteren und 
zwei für die Strafabtheilung, dann acht Auscultanten bildeten das 
untere Conceptspersonal des Magistrates. DieEanzleibeamten, bestehend 
aus einem ProtocoUsdirector mit drei, einem Expeditor mit zwei 
Adjuncten, dem Begistrator, acht Begistranten und dreissig Eanz- 
listen, dann die zwanzig Gerichtsdiener sollten allen drei Senaten 
gleichzeitig zur Verfügung stehen. Alle diese und die unteren Con- 
ceptsbeamten, sawohl des Magistrates, als der demselben unterstehen- 
den Aemter, ernannte der Magistrat selbst durch Stimmenmehrheit. 

Ihre Gehalte bezogen sie vom Aerar und sollten diesfalls alle 
Magistratualtaxen iukamerirt werden. Der Bürgermeister stand sich 
auf jährlich 4000, die Vicebürgermcister jeder auf 2500 fl., von 
den Käthen hatten je vierzehn 1500, 1200 und 1000 fl. Die übrigen 
Gehalte waren dem entsprechend bemessen. 

Auch die Wirksamkeit des obderennsischen Landrechtes zu Linz 
begann am 1. November 1783. Zwar blieb dasselbe mit der Landes- 
regierung daselbst insoweit vereinigt, dass der jeweilige Landeschef 
das Präsidium bei demselben führen sollte, doch waren ihm eigens 
drei Käthe, ein Secretär, ein BathsprotocoUist, zwei Auscultanten, 
ein Landtafelregistrator, ein Landtafelkanzlist, du Baitofficiant und 
zwei Gerichtsdiener für den laudrechtlichen Dienst zugewiesen. 
Die Wirksamkeit war jener für das niederosterreichische Landrecht 
ganz gleich. 

So konnte mit dem 1. November 1783 die mit Patent vom 
27. September desselben Jahres publicirte neue Gerichtseintheilung 
und Jurisdictionsnorm, betreflTend das Civilverfahren in und ausser 
Streitsachen für Oesterreich unter der Enns, und am 1. Juni 1784 
die fast gleichlautende Jurisdictionsnorm für Oesterreich ob der Enns 
vom 24. Mai 1784 in's Leben treten. Hinfort bestanden in Nieder- 
österreich neben den beiden Landrechten zu Wien und Linz und 
den Ortsgerichteu nur noch die Gerichtsbarkeit des Beic^shofraths, 
der Beichskanzlei und des Hofmarschalis zu Wien, die Militärge- 
richte, das Berggericht zu Steyer mit der Berggerichtssubstitution in 
Annaberg und seit 30. October 1788 ausserdem mit jener zu Thal- 
lern, dann die Mercantil- und Wechselgerichte zu Wien und Linz, 
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von denen jedoch letzteres, nachdem am 1. Septemher 1784 auch 
der Linzer Magistrat unter einem Bürgermeister und sechs Käthen 
war regulirt worden, vom 1. October 1784 an mit demselben in 
der Art vereinigt wurde, dass die diesfälligen Angelegenheiten unter 
der Benennung Mercantil- und Wechselgericht fortan überreicht, 
protocoUirt, expedirt und registrirt werden sollten. Dem wechsel- 
gerichtlichen Senate des Magistrates waren stets zwei vom Liiizer 
Handelsstande zu wählende Beisitzer zuzuziehen. 

Auch das Wiener MerCantil- und Wechselgericht ward am 
1. April 1786 neu organisirt. Fortan sollte der Vicepräsident des 
Landrechts oder der älteste Appellationsrath bei demselben das Prä- 
sidium führen. Diesem waren zwei Räthe und ein Secretär, welche 
vom Kaiser ernannt wurden, beigegeben. Die Gremien der Nieder- 
lagsverwandten, der Grosshändler und Handelsleute wählten je einen 
Beisitzer und einen Substituten für dasselbe. Ausserdem waren dem 
Gerichte beigegeben: ein RathsprotocoUist, ein EinreichungsprotocoUs- 
führer, ein Expeditor, welcher gleichzeitig die Registratur verwaltete, 
vier Kanzlisten, ein Thürhüter und ein Profoss. Die damaligen 
Handelsgerichtsagenden scheinen nicht gerade sehr bedeutend ge- 
wesen zu sein. Nach der Organisirung der Provincialmagistrate 
wurden fast in allen Provincialhauptstädten die Mercantil- und 
Wechselgerichte mit den Magistraten vereinigt. Das Wiener und 
Triester Mercantil- und Wechselgericht blieben bestehen. Ausnahms- 
weise blieb auch die Jurisdiction des Salzoberamtes zu Gmunden 
aufrecht, die sich über alle im Bezirke des Salzkammergutes gelegenen 
Unterthanen, Grundholden, unadeligen Insassen, wie auch auf die bei 
dem Salzkammergute angestellten unadeligen Beamten erstreckte. 

So wie in Niederösterreich und nach den gleichen Grundsätzen 
wurde um dieselbe Zeit in den übrigen deutsch-erblänäischen Pro- 
vinzen mit der Organisirung der Gerichte vorgegangen. 

Acht Tage nach der Errichtung des niederösterreichischen Ap- 
pellationsgerichtes ^ am 18. April 1782, erschien ein Patent, durch 
welches die bei dem inner- und oberösterreichischen Gubernium be- 
standenen inner-, ober- und vorderösterreichischen Revisoiien aufge- 
hoben und der alleinige Revisionszug auch für diese Länder an die 
oberste Justizstelle geleitet wurde. 

Gleichzeitig ward die Wirksamkeit der inner- und oberöster- 
reichisciwn Regierung in Justizsachen und jene der Wechselappella- 
toriea aufgehoben und ein allgemeines inner- und oberösterreichisches 

Dom in, österr. RechtAgeschichte. 7 



98 IIL Organisation und Legislation unter Kaiser Joseph IL 

Appellations - und Criminalobergericht für Steiermark, Kärnthen, 
Krain, Görz, Gradisca, das Küstenland, Triest, Tirol und Vorarl- 
berg eingesetzt. Dieses sollte in Klageufurt seinen Sitz haben. 
Nur das Mercantilgericht zu Botzen behielt seine besondere Ver- 
fassung als Mercantilgericht zweiter Instanz , desgleichen bestand 
eine Ausnahme für das mit dem Triester Stadt- und Land recht ver- 
einigte Mercantil- und Wechselgericht zweiter Instanz und ging von 
demselben unmittelbar die Revision an die oberste Justizstelle in 
Wien. Militär - und Berggerichte behielten ihren besqnderen lu- 
stanzenzug. 

Der Wirkungskreis des Klagenfurter Appellationsgerichtes war 
jenem des Wiener Appellatoriums ganz analog. Die Justizgeschäfte, 
welche von den Regierungen in erster Instanz waren besorgt worden, 
wurden in gleicher Weise wie in Niederösterreich zwischen den 
Landrechten und den Ortsgerichten vertheilt. 

Das Conceptspersonal war jenem des Wiener Appellationsge- 
richtes an Zahl gleich. Für die Kanzlei und Dienerschaft waren 
dem Appellatorium je ein Leiter der drei Hülfeämter, ein Protocol- 
listadjunct, vier Registranten , zehn Kanzlisten, fünf Gerichtsdiener 
und ein Heizer zugetheilt. 

Am 1. Juli 1782 nahm die Wirksamkeit des neuen Appella- 
tionsgerichtes ihren Anfang und am selben Tage begann auch die 
Activität des neu organisirten steierischen Landrechtes zu Gratz, 
das nach Art des Linzer eingerichtet wurde uiid mit den übrigen 
gleichen Wirkungskreis hatte. Es war mit dem Landesgubernium 
insoweit vereinigt, als ihm derselbe Präsident und Vicepräsident 
vorstand; doch waren ihm für die Besorgung -der Justizgeschäfte 
ausschliesslich sechs Räthe, ferner ein Secretär, ein RathsprotocoUist 
und zwei Auscultanten, dann ein Landtafelregistrator , zwei Land- 
tafelkanzlisten, zwei Raitofficianten und vier Gerichtsdiener zuge- 
wiesen. Protokoll und Registratur des Landrechts sollten von jenen 
des Guberniums gesondert geführt werden. Wichtigere Angelegen- 
heiten waren von den Justizreferenten noch in den Gubernialsitzungen 
vorzutragen, wobei jenen politischen Räthen, welche „über die er- 
lernte Rechtswissenschaft^ sich ausgewiesen hatten, das Votum .mit 
zustand. Geringere Sachen wurden von den Justizreferenten allein 
unter dem Vorsitze des Vicepräsidenten entschieden. 

Ausdrücklich ward am 23. September 1782, da die zu Gratz 
bestandene hohe Schule in ein Lyceum verwandelt wurd«, die dem 
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Gratzer akademischen Consistorium zugestandene Gerichtsbarkeit auf- 
gehoben. Neben dem Landrecht und den Ortsgerichten sollten vom 
1. Mal 1784 angefangen nach der steierischen Jurisdictionsnorm 
vom 21. April 1784 nur noch das steierische Mercantil- und 
Wechselgericht, das Berggericht zu Eisenerz für den Inner-, jenes 
zu Vordernberg nebst der Berggerichtssubstitution zu Schlading für 
den Vordernberger Bezirk und die Militärgerichte bestehen. Jedoch 
ward am 1. September 1785 das Eisenerzer mit dem Vordernberger 
Berggerichte vereinigt. Der Gratzer Magistrat ward neu organisirt 
am 1. October 1784. Ein Jahr nach dem Landrechte in Gratz, 
d. i. am 1. Juli 1783, traten das Görzer und Triester Stadt- und 
Landrecht zu Triest, die adelige Justizadministration in Görz und 
die Prätur zu Gradlsca in's Leben. Gleichzeitig wurden die Justiz- 
administration zu Gradlsca, der Consessus in c. S. P. et C. zu Görz 
und Triest, das Judicium delegatum in causis Consiiiariorum et offi- 
dalium, die Civilhauptmannschaft, der Magistrat und das Stadtgericht 
in Triest aufgehoben und die Landeshauptmannschafb in Görz und 
Gradlsca mit dem Triester Gubernlum vereinigt. 

Wie schon der Name andeutet, vereinigte da« Stadt- und I^and- 
recht im Gegensatze zu den reinen Landrechten in sich die Func- 
tionen eines Landrechtes und die eines Magistrates, beziehentlich 
eines Stadtgerichtes. Dem Stadt- und Landrecht stand demnach 
der Wirkungskreis beider Behörden zu, und es hatte hiedurch unter 
allen damaligen Gerichten noch am meisten Aehnlichkeit mit unseren 
gegenwärtigen Laudesgerichten, auf welche gleichfalls wenigstens 
theilweise die Jurisdiction der Landrechte und Justizmagistrate über- 
ging. Nur war der Gerichtssprengel der Stadt- und Landrechte, 
insoweit sie als Landrecht einschritten, ein räumlich ausgedehnterer, 
als jener der Landesgerichte. 

Das Görzer und Triester Stadt- und Landrecht war mit dem 
Landesgubernium zu Triest in ganz gleicher Weise vereinigt, wie 
Landrecht und Gubernlum zu Gratz. Für die Justizgeschäfte waren 
ihm vier Bäthe, ein Secretär, ein Rathsprotocollist, ein Raitofficiant, 
ein Landtafelregistrator, ein Landtafelkanzlist, drei Gerichtsdiener 
und als Stadtrecht Insbesondere ein Stadtrichter, ein Gerichtsschreiber 
und ein Gerichtsbote beigegeben. Der Stadtrichter hatte Angelegen- 
heiten unadeliger Personen, insofern sie nicht der börsenmässigen 
Kaufmannschaft Trlests angehörten, die sich zum mündlichen Ver- 
fahren nach der neuen allgemeinen, noch derzeit gültigen Gerichts- 

7* 
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Ordnung eigneten, namentlich Ehrenbeleidigungs- und solche Klagen 
zu verhandeln, deren Gegenstand die Summe von 25 Gulden nicht 
überstieg. Auch stand ihm das adelige Bichteramt über Unterthanen 
im Delegationswege nach Art der gegenwärtigen städtisch ^lelegirten 
Bezirksgerichte, jedoch nur im Namen des Triester Stadt- und Land- 
rechtes zu. Die Bat he ernannte hier wie bei allen Landrechten der 
Kaiser, den Bathsprotocoilisten und einen Gerichtsdiener wählte die 
Stadt Triest, das übrige Personal das Landrecht im Vereine mit 
dem Gubemium. Mit dem Stadt- und Landrecht zu Triest war 
auch das Triester Mercantil- und Wechselgericht zweiter Instanz 
unter Beibehaltung eines besonderen Protocolls und einer abgeson- 
derten Begistratur vereinigt worden. Hierin lag eine Ausnahme 
von dem gewöhnlichen Instanzenzuge, indem von dem Triester Mer- 
cantil- und Wechselgericht erster Instanz, so wie von dem damit 
vereinigten Seeconsulate an das Triester Stadt- und Landrecht appdiirt 
nnd von diesem unmittelbar bei der obersten Justizstelle die Bevision 
angesucht werden konnte. Die Nethwendigkeit besonderer Baschheit 
in der Erledigung von Handelsstreitigkeiten, das nicht seltene Be- 
dürfniss für den Bichter, in solchen Angelegenlieiten durch den 
Augenschein an Ort und Stelle von der Sachlage sich zu unter- 
richten und augenblickliche Verfügungen zu treffen, die Möglichkeit, 
den diesfälligen Entscheidungen Handelsleute zuziehen zu könneo, 
welche durch längeren Aufenthalt und eigene Erfahrung mit den 
Usancen des Seehandels sich vertraut gemacht hatten , und die 
grössere Gewandtheit der stets in Uebung erhaltenen Bichter selbst 
mochten zu solcher Ausnahmsbestimmung den Anlass gegeben haben. 
Die damals errichteten adeligen Justizadministrationen, deren es, 
wie wir sehen werden, ausser dem Görzer auch noch zu Klagenfurt 
und zu Botzen eine gab, können als Exposituren der betreffenden 
Landrechte bezeichnet werden. Sie besorgten neben den I^andtafel- 
geschäften ihres Bezirkes die Civiljustiz in Streitsachen solcher da- 
selbst befindlicher Personen, welche sonst vor das betreffende Land- 
recht, beziehentlich vor das Stadt- und Landrecht zu Triest gehört 
haben würden, wenn es sich um mündliches Verfahren im Sinne der 
allgemeinen Gerichtsordnung handelte und der Streitgegenstand 200 Gul- 
den nicht überstieg. Auch die Execution bei Schuldfordeningen, 
wenn dieselben nicht mehr als 200 Gulden betrugen, dann vorkehrende 
Massregeln des contentiosen und officiosen Verfahrens rücksichtlich 
der genannten Personen standen ihnen zu. 
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Die adelige Justizadministration zu Görz war mit dem dortigen 
Kreisamte vereinigt. Sie bestand aus einem Justizcommissär und 
einem Actuar. Ihr unterstand die Görzer Landtafel, zu deren Be- 
sorgung ein Begistrator und ein Eanzlist zugetheilt waren. 

Als eine Ausnahme mag die aus einem Prätor, einem Kanz- 
listen uud einem Gerichtsboten bestehende Prätur zu Gradisca be- 
zeichnet werden, welche als allgemeine erste Instanz im Bezirke von 
Gradisca für alle Rechtsangelegenheiten galt, die weder vor das 
Stadt- und Landrecht zu Triest, noch vor die adelige Justizadmini- 
stration in Görz gehörten. Sie war so zu sagen ein landesfürstliches 
Ortsgericht. Sowohl von ihr als von der Görzer Justizadministra- 
tion ging der Instanzenzug unmittelbar an das innerösterreichische 
Appellationsgericht. 

Die Jurisdictioüsnorm für Görz, Gradisca und Triest ist vom 
9. Mai 1784, verbindlich seit dem 1. Juli desselben Jahres. Als 
Gausalgericht sollte neben, den Mercantil- und Wechselgerichten in 
Görz und Triest sammt dem mit letzterem vereinigten Seeconsulate 
nur das Berggericht zu Idria bestehen bleiben, welchem die Berg- 
werkssubstitution in Laibach untergeordnet war. Unberührt blieben 
selbstverständlich die Militärgerichte. 

Im vorletzten Jahre seiner Regierung — am 11. August 1788 — 
traf Kaiser Joseph bezüglich Görz und Gradisca's noch die Ver- 
fügung, dass die für das kleine Ländchen ungeheuere Zahl von nicht 
weniger als 79 Jurisdictionen auf 15 reducirt werden sollte, denen 
die übrigen 64 mit Erlöschung ihrer bisherigen Jurisdictionsrechte 
untergeordnet wurden. So kamen beispielsweise unter den Magistrat 
von Görz 19 Jurisdictionen »des Marquis Obbizo, der Grafen von 
Etling, Coronini, Thum, Strassoldo, Delmestri, Neuhaus und Attems, 
der Freiherren von Semler, Rosenthal und Wichtenstein, der Herren 
von Morelli und Schönfeid, Locatelli, Rodelli, Radlcucig und Stuzio- 
latti, dann des dortigen Waldamtes, unter die Prätur zu Gradisca 9, 
unter das Monastero zu Aquileja 5 u. s. w. 

Die Jurisdictionsnorm für Krain ist vom 27. Februar 1784 
und sollte gleichfalls vom 1. Juli 1784 wirksam sein. Auch in 
diesöm Lande wurde die Theilung der Gerichtsbarkeit zwischen dem 
Landrechte und den Ortsgerichten durchgeführt. Ersteres begann 
seine Wirksamkeit am 1. November 1783. Es war mit dem kärnth- 
nerischeu vereinigt und hatte einen eigenen Präsidenten, sieben 
Käthe, je einen Rathsprotocollisten, Adjuncten, Einreichungsproto- 
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Cellisten, Begistrator, Kegistranten , Rechnungsofficianten , Landtafel- 
registrator und Landtafelkanzlisten , dann zwei Auscultanten , sechs 
Kanzlisten, vier Gerichtsdiener und einen Heizer. Der Begistrator 
fungirte gleichzeitig als Expeditsvorstand. Kam der Gouverneur von 
Steiermark, Kärnthen und Krain — die Krainer Landeshauptmann- 
schaft war bereits am 1. October 1783 aufgehoben worden — nach 
Laibach, so gebtlhrte ihm das Ehrenpräsidium. Als Causalgerichte 
bestanden das krainerische Mercantil- und Wechselgericht zu Laibach 
und die ebendaselbst befindliche, dem Berggerichte zu Idria unter- 
geordnete Berggerichtssubstitution. 

Aehnlich war es in Kärnthen. Die Jurisdictionsnonn dieses 
Landes ist vom 11. Februar 1784, gültig wie die vorige vom 
1. Juli 1784. Das kärnthner Landrecht sass vereinigt mit dem 
krainer zu Laibach, hingegen übte eine aus zwei Justizcommissären, 
einem Actuar, einem Landtafelregistrator, einem Landtafelkanzlisten 
und zwei Gerichtsdienern bestehende, für das Kanzleigeschäft an das 
Personal des Appellatöriums gewiesene adelige Justizadministration 
in Klagenfurt als Expositur des Laibacher Landrechts seit dem 
1. November 1783 eine jener der Justizadministration in Görz ganz 
gleiche Gerichtsbarkeit über gewisse sonst dem Landrechte vorbe- 
halteue Gegenstände. 

Neben dieser und den Ortsgerichten blieben das Mercantil- und 
Wechsel-, dann das Berggericht zu Klagenfurt und die Berggerichts- 
substitutionen zu Bleiberg, Paternion, Kanalthal, Kimberg, Baibl 
und Villach für den oberen, dann jene zu St. Veit, Hüttenberg und 
Feldkirchen für den unteren Kreis bestehen, wozu seit dem 24. Juli 

1783 noch die Berggerichtssubstitution in Wolfsberg gekommen 
war. Die Begulirung der Magistrate von Klagenfurt und Laibach 
erfolgte, jene am 15. Juli 1784, diese im März des folgenden Jahres. 

In Tirol trat das oberösterreichische Landrecht am 1. Januar 

1784 in's Leben. Es war wie das Liuzer, Gratzer und Triester 
bezüglich des Präsidiums mit dem oberösterreichischen Gubernium 
vereinigt. Zugewiesen waren ihm fünf Bäthe, ein Secretär, ein 
BathsprotocoUist, ein Adjunct, zwei Auscultanten, ein Baitofficiant 
und zwei Gerichtsdiener. Landtafel bestand keine in Tirol. Aus- 
nahmsweise gehörten hier alle Lehensachen, wenn sie auch nicht 
landesfürstliche Lehen betrafen, vor das Landrecht. Daneben bestand 
eine mit dem Kreisamte in Botzen unter der Vorstandschaft des 
Kreishauptmannes vereinigte adelige Justizadministration für die 
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Bezirke an der Etsch , das Burggrafenamt Vintschgau und Eisach 
und die wälschen Confiuien gleichfalls seit 1. Januar 1784, be- 
stehend aus zwei Justizcommissären , einem Actuar und zwei Ge- 
richtsdienern. Neben diesen und den Ortsgerichten sollten nach der 
Jurisdictionsnorm vom 27. Mai 1784, vom 1. October 1784 ange- 
fangen nur noch das Mercantil- und Wechselgericht erster und 
zweiter Instanz zu Botzen, das Berggericht zu Schwaz mit den Sub- 
stitutionen zu Prixlegg, Küzbüchl, Ähren, Lienz, Klausen, Pergine, 
Windischmaterei, Imst, Gassensass und Störzing, endlich die Militär- 
gerichte bestehen bleiben. 

Eigenthümlich war das Verhältniss des Mercantil- und Wechsel- 
gerichts zu Botzen und die Organisirung der Ortsgerichte in Vor- 
arlberg. 

Ersteres übte die Gerichtsbarkeit innerhalb der Grenzen der 
wiederholt bestätigten Botzener Marktfreiheiten, welche ihren Ur- 
sprung von der Erzherzogin Claudia aus dem Jahre 1635 herleiten 
und von denen wir später zu sprechen Gelegenheit haben werden. 
Appellation und Recurs gingen an das Botzener Mercantil- und 
Wechselgericht zweiter Instanz, beziehentlich seit dem Statut vom 
13. Januar 1787 an die adelige Justizadministration daselbst. Der 
Botzener Magistrat erhielt seine neue Organisirung schon am 1. Ja- 
nuar 1786. 

In Vorarlberg bestanden bis zum Jahre 1784 Gemeingerichte, 
welche unter dem Namen von Zeit- oder Gastgerichten nur zu ge- 
wissen Zeiten des Jahres oder auf ausdrückliches Verlangen der 
Parteien das richterliche Amt handelten. Auch war es üblich, bei 
Anhängigmachung eines Kechtsstreites dem Verklagten einen soge- 
nannten Rechtsvorschlag zu machen, wonach es von diesem abhing, 
ob er vor der gerichtlichen Behörde — dem Gemeingerichte — 
oder vor der politischen — dem Vogteiamte — Rede und Antwort 
geben wollte. Mit Hofdecret vom 9. Februar 1784 wurden nun 
allgemeine Grundsätze für alle Gemeingerichte in Vorarlberg aufge- 
stellt, die Zeit- und Gastgerichte aufgehoben und die Verfassung des 
Rechtsvorschlages beseitigt. . Hinfort sollten auch in Vorarlberg die 
Gemeingerichte als ausschliessliche Ortsgerichte ihres Bezirkes ein- 
schreiten und regelmässig wenigstens wöchentlich einmal Rathssitzung 
abhalten. Sie sollten aus einem Richter — Amann, — der den 
Vorsitz führte und einer dem Populationsstande angemessenen Zahl 
von Rathsmg,nnern — durchschnittlich sechs, — dann aus einem 
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Gerichtsschreiber und einem Gerichisdiener bestehen. Amann und 
Gerichtsmänner sollten, ersterer auf vier Jahre, letztere auf Lebens- 
zeit von einem Ausschusse gewählt werden, in welchen sämmtliche 
Gemeinden des Bezirkes nach Verhältniss ihrer Bevölkerung einige 
vertraute Männer der Bauernschaft abzuordnen hatten. So weit dies 
möglich war, sollte jede Gemeinde durch einen Rathmann aus ihrer 
eigenen Mitte bei Gericht vertreten sein. Gab es in einem Gerichts- 
bezirke mehr Gemeinden als Rathmänner, so mussten sich einige 
kleinere Gemeinden zu einer gemeinsamen Wahl vereinigen. Um- 
gekehrt mochten grössere Gemeinden wohl auch zwei Rathmänner 
zu Gericht entsenden. 

Handelte es sich um die Wahl eines Amanns, so wurden dem 
Ausschusse von dem austretenden Amann durch den Vogteiverwalter 
drei zum Richteramte taugende Männer vorgeschlagen. Zur Be- 
setzung einer Rathmannsstelle wurde nur der Ausschuss jener Ge- 
meinde einberufen, aus welcher der zu ersetzende Rathmann gewesen 
war, und diesem wurden von dem Amann unmittelbar, in Gegenwart 
des Vogteiverwalters, drei passende Gemeindemitglieder zur Auswahl 
vorgeschlagen. 

Nach Ablauf von vier Jahren war der Amann abermals wähl- 
bar. Den Gemeindeschreiber und Gerichtsdiener ernannte das Ge- 
richt auf Lebenslang, doch musste ersterer mit einem Wahlfähig- 
keitsdecret des inner- und oberösterreichischen Appellationsgerichtes 
versehen sein. 

Für die damals noch zu Oesterreich gehörigen vorderösterrei- 
chischen Lande einschliesslich der Grafschaft Falkenstein war ein 
eigenes kleines Appellations- und Criminalobergericht zu Freiburg 
bestellt worden, das ebenfalls am 1. Juli 1782 in Activität trat. 
Doch war dieses nicht ganz selbständig, sondern mit der vorder- 
österreichischen Landesregierung unter dem Präsidium des Landes- 
^chefs vereinigt. Ausschliesslich dem Justizdienste waren drei Räthe, 
ein Secretär und ein Rathsprotocollist zugewiesen. Das übrige Per- 
sonal war gemeinsam, nur wurde Einreichungs- und RathsprotoeoU, 
so wie die Registratur gesondert geführt. Da zu den Sitzungen vier 
Räthe not big waren, so musste stets ein politischer Rath zu den- 
selben zugezogen werden. Im übrigen galten auch hier die für das 
niederösterreichische Appellationsgericht aufgestellten Grundsätze. 
Das Freiburger Appellatorium bestand nur fünf Jahre. Nach einem 
Hofdecret vom 23. Januar 1787 ward es vom 1. Juli 1787 ange- 
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fangen mit dem niederösterreichiscben vereinigt, das hinfort den 
Titel nieder- und vorderösterreichisches Appellationsgericht führte. 

Im Gegensatze zu dem Appellationsgerichte, das während seines 
Bestandes mit der Landesregierung vereinigt 'blieb , war das Frei- 
burger Landrecht ; seit dem Beginne seiner Wirksamkeit am 1. Juli 
1782 selbständig, indem es einen eigenen Präsidenten, vier Käthe, 
einen Secretär, einen Bathsprotocollisten und zwei Auscultanten 
hatte. Das tlbrige Personal war mit dem Appellationsgerichte und der 
Landesstelle gemeinsam. Im Yerhinderungsfalle eines Yotanten konnte 
auch hier ein Rath der letzteren zu deu Sitzungen gezogen werden. 

Nach der am 1. Mai 1784 in's Leben getretenen Jurisdictions- 
norm vom 13. Februar 1784 bestand in den Vorlanden neben dem 
Landrechte und den Ortsgerichten und ausser dem Berggerichte zu 
Freiburg, welchem seit dem 21. Februar 1785 die Berggerichtssub- 
stitutiou zu StaufTeu zugehörte, und den Militärgerichten, noch das 
freie kaiserliche Landgericht in Oberschwaben mit seiner nach der 
dortigen Landgerichtsordnung bestimmten Geridttsbarkeit, das Land* 
gericht in Hegau und Madach nach den hegauischen Verträgen und 
der dasigen Landgerichtsordnung, so wie das Landgericht und 
Oberamt zu Burgau nach Massgabe der sogenannten Interimsmittel. 
Auf diese Gerichte hier näher einzugehen, würde uns indessen zu 
weit führen. Im übrigen galten die gleichen Jurisdictionsgrundsätze 
wie in den anderen Provinzen. Die Regulirung des Magistrates war 
zu Freiburg am 1. Mai 1784 erfolgt. 

In Böhmen ward mit dem Hofdecret vom 12. April 1782 die 
Appellationskammer vom 1. Mai 1782 angefangen als allgemeines 
Appeilationsgericht für Böhmen und gleichzeitig das Tribunal in 
Mähren von derselben Zeit als ausschliessliches Appellatorium für 
Mähren und Schlesien erklärt. Von den Gerichten des letzteren 
Landes sollte hinfort der Appeliationszug nicht mehr nach Böhmen 
gehen. Die bei dem mährischen Tribunal bisher in erster Instanz 
verhandelten Rechtsangelegenheiten wurden an das mährische Land- 
recht, beziehentlich an die Ijandtafel gewiesen. Am letzten Juni 
1782 ward dann auch das königliche Amt in Schlesien mit dem 
Brünner Tribunal vollständig vereinigt. Das Jahr darauf folgte die 
Organisirung dieser Obergerichte nach den für die deutsch-österrei- 
chischen Provinzen aufgestellten Grundsätzen. Der Status des böh- 
mischen Appellationsgerichtes bestand neben dem Präsidenten und 
dem Vicepräsidenten aus siebzehn Räthen, vier Secretären, drei 
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, Rathsprotocollisten und einem Expeditor, ferner gemeinsam mit dem 
böhmischen Landrecht aus einem Registrator, einem Einreichungs- 
protocollisten, zwei Adjuncten, acht Registranten, zwanzig Kanzlisten, 
achtzehn Gerichtsdienem und einem Heizer. Es war ganz nach dem 
Muster des niederösterreichischen normit, nur war ihm noch die 
Gerichtsverwaltung der deutschen Lehenhauptmannschaft nach der 
früheren Verfassung der incorporirten böhmischen Kronlehen in dem 
Egefer Bezirke und den verschiedenen Kreisen Deutschlands mit ab- 
gesonderter Geschäftsführung zugewiesen worden. Seine Wirksamkeit 
nach der neuen Organisirung begann am 1. Juli 1783. 

Zwei Monate früher, am 1. Mai desselben Jahres, begann das 
mährisch -schlesische Appellatorium in Activiiät zu treten. Dieses 
jedoch war nicht ganz selbständig, sondern stand unter dem Prä- 
sidium des Landeschefs in der Art, dass der jeweilige Landeskäm- 
merer die erste Stelle nach dem Landeschef bei diesem Gerichte 
einnehmen und in dessen Verhinderung das Präsidium führen sollte. 
Ausschliesslich zugewiesen waren dem Appellationsgerichte neun 
Räthe, drei Secretäre, ein RathsprotocoUist und ein Expeditor, der 
zugleich die Registratur besorgte. Gemeinsam mit dem Landrechte 
hatte es einen Einreichungsprotocollisten, einen Adjuncten, vier Re- 
gistranten, zwölf Kanzlisten, acht Gerichtsdiener und den Heizer. Auch 
hier galt das niederösterreichische Appellationsgericht als Muster. 

Die seit 1. Juli 1784 gültigen Jurisdictionsnormen für Böhmen 
vom 11. Februar und für Mähren und Schlesien vom 5. März 1784 
waren den übrigen analog. 

In Böhmen sollten neben dem Landrecht, der mit dem Appel- 
latorium vereinigten Lehenhauptmannschaft und den Ortsgerichten 
nur die Militärgerichte, das Mercantil- und Wechselgericht zu Prag 
und die Berggerichte bestehen bleiben. Letzterer gab es drei. Zu 
Joachimsthal für den Saazer, EUbogner, Leitmeritzer und Pilsener 
Kreis mit Inbegriff des Egerer Bezirkes, zu Przibram für den 
Beranner, Prachiner, Rakonitzer und Kaurzimer Kreis und zu Kut- 
tenberg für den Gzaslauer, Bechiner, Ghrudimer, Königgrätzer und 
Bunzlauer Kreis. Ersterem unterstanden neun Substitutionen: a) zu 
Bleystadt, b) zu Platten, c) zu Gottesgab, d) zu Aberthan und 
Beringen, e) zu Pressniz und Weinpert, Sonnenberg, Sebastianberg, 
Kupferberg und Hauenstein, f) zu Katharinaberg und Klostergrab, ^ 
g) zu Komotau, h) zu Schlackenwald sammt Schönfeld und Lauter- 
bach und i) zu Miess; das zweite war den Substitutionen zu Eule 
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und Knieen übergeordnet; endlich gehörten zu dem dritten die Berg- 
gerichtssubstitutionen zu Rudolphstadt und zu Deutschbrod, dann 
jene zu Iglau, welche für den Bezirk von Mähren und Schlesien 
bestimmt wurde. 

Alle anderen Gerichtsbehörden Böhmens, das kleinere könig- 
liche Landrecht, das Kammerrecht, das Burggrafenamt, das Hoflehen- 
recht und Mercantilobergericht, das Zehn-, Acht- und Sechsmänner-, 
das Brücken- und Fischamt, das Stadt-Boss- und Flossgericht und 
die oberstkammeramtliche Jurisdiction sollten aufhören, so auch der 
consessus in causis summi principis, dessen letzter Präsident Franz 
Graf PachtÄ erster Präsident des neuen Landrechtes wurde. Graf 
Franz Waliis fungirte als erster Vicepräsident dieser Stelle. 

Seine Wirksamkeit begann das böhmische Landrecht gleichzeitig 
mit dem Prager Appellationsgericht am 1. Juli 1783. Es hätte 
einen eigenen Präsidenten und Yicepräsidenten , sechzehn Bäthe, 
acht Secretäre, zwei BathsprotocolUsten , vier Auscultanten , dann 
einen Expeditor, einen Expeditsadjuncten , eiiieu Buchhalter, zwei 
Raitofficianten und für die nunmehr dem Landrechte untergeordnete 
Landtafel einen Landtafelregistrator und zehn Landtafelkanzlisten. 

Hinfort sollte die böhmische Landtafel nicht mehr selbständig 
sein. Kein oberster Landesofficicr stand ihr mehr vor. Die bei 
derselben bestandenen Stellen der Unteramtleute, des Ingrossators 
major und minor, der zwei Declamatoren , der Starosten und Käm- 
merlinge entfielen, und aus dem Prager Schlosse, wo sie seit Wla- 
dislaw's Zeiten aufbewahrt wurde, übertrug man sie auf die Kleinseite 
in das sogenannte Landhaus, wo das königliche Landrecht nunmehr 
seinen Sitz hatte. 

Mit Hofdecret vom 27. Februar 1784 wurde dann der bisherige 
Unterschied der vier Prager Städte; Altstadt, Neustadt, Kleinseite 
und Hradschin aufgehoben, Prag zu einer einzigen Stadt erklärt 
und die vier bezüglichen Magistrate zu einem einzigen Körper nach 
dem Muster des Wiener Magistrates vereinigt, welcher seine Wirk- 
samkeit am 9. August 1784 begann. An der Spitze des vereinigten 
Prager Magistrates sollte ein Bürgermeister mit 2500 fl. Gehalt 
stehen. Dieser hatte zwei Vicebürgermeister mit 1300 fl., dann 
zwanzig Magistratsräthe, sechs mit 900 fl. und vierzehn mit 800 fl. 
Gehalt, ferner die erforderlichen Secretäre und Rathsprotocollisten, 
Kanzieibeamten und Diener unter sich. Die Erhaltung des Magi- 
stratspersonals kam jährlich auf 55,500 Gulden. Zugleich wurden 
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die Jurisdiction der bischöflichen und des Universitätsconsistoriums, 
dann die Prager Dominicaljurisdictionen ausdrücklich aufgehoben 
und am 1. Juli 1785 das Prager Mercantil- und Wechselgericht 
mit dem Magistrate vereinigt. 

Bei dem mährisch -schlesischen Landrechte in Brunn, das am 
1. Mai 1783 in 's Leben trat, waren Anklänge an die frühere Ge- 
richtsverfassung insofern zurückgeblieben, als der jeweilige oberste 
Landrichter das übrigens selbständige Präsidium führte und dass 
statt eines Vicepräsidenteu der oberste Landschreiber die Stelle des 
ersten Käthes einnehmen sollte. Es bestand aus zehn Käthen, vier 
Secretären, einem Kathsprotocollisten, zwei Auscultanten, einem Re- 
gistrator, einem Expeditor, zwei Kaitofficianten , einem Landtafel- 
registrator und drei Landtafelkanzlisten. 

In den vier Fürstenthümern Schlesiens: Teschen, Troppau sammt 
Jägerndorf diesseits der Oppa, Bielitz und Neiss k. k. Antheiles 
bestanden bisher, ähnlich wie in Vorarlberg, bloss temporäre Ge- 
richte, judicia tempofunea. Die neue Jurisdictiousnorm hob auch 
diese auf. Statt aber lediglich die Ortsgerichte bestehen zu lassen 
und für die landrechtlichea Agenden das Brünner Landrecht oder 
eine Justizadministration für Schlesien zu bestellen, wurden am 
1. Juli 1784 neben den Ortsgerichten in jedem der genannten 
Fürstenthümer und zwar zu Teschen, Troppau, Bielitz und Johannes- 
berg fürstliche Landrechte errichtet, welche einen den übrigen Land- 
rechten entsprechenden Wirkungskreis haben, jedoch im Gegensatze 
zu diesen nicht vom Kaiser, sondern von dem betreffenden Patri- 
monialfürsten besetzt werden sollten. Die vier Fürsten selbst unter- 
lagen für ihre Angelegenheiten der Jurisdiction des mährisch - schle- 
sischen Landrechtes. 

Von diesen Ausnahmen abgesehen, bestanden auch in Mähren 
und Schlesien neben dem Landrechte und den Ortsgerichten nur die 
Militärgerichte, die Berggerichtssubstitution zu Iglau, welche dem 
Kuttenberger Berggerichte in Böhmen untergeordnet war, und die 
Mercantil- und Wechselgerichte zu Brunn und Troppau, deren 
ersteres am 1.. Juli 1785, letzteres am 1. November 1786 mit dem 
betreflfeuden Magistrate vereinigt wurde. Die Kegulirung des Brünner 
Magistrates war am 14. April 1784, die des Troppauer am 7. Juli 
1786 erfolgt. 

Welche Vorkehrungen Maria Theresia für die Organisirung der 
Gerichte in Galizien getroffen hatte, haben wir im vorigen Abschnitte 
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gesehen. Im Jahre 1783 ward ancli das Lemberger Tribunal in 
elQ Appellationsgericht verwandelt und erhielt eine mit den übrigen 
Appellatiönsgerichten gleiche Verfassung. Es bestand aus einem 
Präsidenten, einem Yicepräsidenten, fünfzehn Käthen, sechs Secre- 
tären, fünf Bathsprotocollisten und dem erforderlichen Kanzlei- und 
Dienerschaftspersonal. Fortan sollte auch für Galizien die oberste 
Justizstelle als alleinige Bevisionsinstanz gelten. Gleichzeitig ward 
ein Landrecht in IjCmberg errichtet, zwischen welchem und den 
Ortsgerichten nach der Jurisdictionsnorm vom 9. April 1784 hier 
wie allerwärts die Givilgerichtsbarkeit getheilt sein sollte. Mit Rück- 
sicht auf den grossen Umfang des Landes wurden Jedoch mit Patent 
vom 13. September 1787 neben dem Lemberger noch zwei Land- 
rechte als adelige Gerichtsbehörden und zwar zu Tamow und Stanis- 
lawöw errichtet. Nur die Landtafef- und Fiscalangelegenheiten des 
ganzen Landes blieben bei dem Lemberger Landrecht, im übrigen 
ward dessen Wirkungskreis auf den Lemberger, Przemysler, Zolkiewer, 
Zamoscer, Broder, Brzezaner und Samborer Kreis beschränkt. Zum 
Sprengel des Tarnower Laudrechtes gehörte der Tamower, Bzeszower, 
Sanoker, Dukler, Sandecer, Bochnier und Myslenicer, zu jenem des 
Stanislawower Landrechtes der Stanislawower, Zaleszyker, Stryer, 
Tamopoler und Bukowiner Kreis. 

Eigenthümlich war dem Lande das Institut der Grenzkämmerer. 
Es waren dies vom Lemberger Appellationsgerichte ernannte Exe- 
cntivbeamte der Landrechte, welche statt eines Gehaltes auf gewisse 
Schreib- und Yerlassenschaftsgebühren , dann auf ihre Diäten ange- 
wiesen waren. Ihr Name entstammte noch aus der alten polnischen 
Verfassung, da die exponirten Justizbeamten vorzüglich zur Ent- 
scheidung der so häufigen Grenzstreitigkeiten verwendet wurden. 
Nunmehr sollte es in jedem Kreise deren drei — im Lemberger 
Kreise deren vier — geben, welche eine ihnen von dem betreffenden 
Ländrechte delegirte Jurisdiction in der Art ausübten, dass sie ge- 
wisse vorbereitende richterliche Acte des Civilverfahrens in und 
ausser Streitsachen vorzunehmen und namentlich die Executionen 
durchzuführen hatten. Zur Besorgung der Zustellungen war dem in 
der Kreishauptstadt angestellten Grenzkämmerer ein berittener Ge- 
richtsdiener beigegeben, welcher jährlich 50 fl. als Besoldung und 
50 fl. für die Erhaltung seines Pferdes bezog. 

Der Lemberger Magistrat ward am 31. Juli 1786 auf den Fuss 
der Provincialhauptstadts-Magistrate eingerichtet. 
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Ordentliche Militärgerichte traten in Galizien im Jahre 1780 
in's Leben. 

Noch erübrigt von den galizianischen Berggerichten zu sprechen. 
Ate solches wurde am 7. Mai 1786 bloss das Berg- und Salinen- 
Inspecforats-Oberami zu Wieliczka mit den Substitutionen zu Bochnia 
und Wittow bestimmt; aliein noch am 9. October desselben Jahres 
wurden zu Drohobitz und Nadwoma selbständige Berggerichte er- 
richtet, letzterem die Berggerichtssubstitntion zu Solka zugewiesen 
und jene von Wittow nach Novitarg tlbertragen. 

Doch nicht auf die bisher genannten Provinzen allein beschränkte 
sich der Plan des Kaisers für die gleichmässige Organisirung der 
Geridiiäiehdrden. Diesor nmhaaie fiehnehr alle Länder seines weiten 
Beieheff. Auch Mailand, auch die Niederlande, auch Ungarn und 
seine Nebenländer sollten von derselben nicht ausgenommen sein. 

Schon im Jahre 1785 sandte Joseph IL den ehemaligen Pro- 
fessor, nunmehrigen Freiherrn, Staats- und geheimen Rath Carl Anton 
Martini als königlichen Commissär nach Mailand zur Reform der 
Justizverfassung in der Lombardei. Hier gelang es auch glücklich, 
sie so wie die politische Organisirung durchzuführen, nicht so jedoch 
in den Niederlanden, wohin Martini im folgenden Jahre eilte. Die 
bekannten politischen Yerhältnisse hinderten hier die gänzliche 
Durchführung des Organisationswerkes, wie sie auch in Ungarn, von 
dem wir später sprechen werden, die schon vollendete Umgestaltung 
wieder zerstörten. 

Die Tabelle, welche wir diesem Abschnitte am Schlüsse hinzu- 
fügen, giebt ein anschauliches Bild der von Kaiser Joseph durchge- 
führten Organisirung der Gerichtsbehörden. Hiernach gab es in den 
österreichischen Landen, abgesehen von den Ländern der ungarischen 
Krone, von der Lombardei und den Niederlanden, sechs Appella^ 
tionsgerichte, von denen vier, jene zu Wien, Klagenfurt, Prag und 
Lemberg ganz selbständig, jene zu Freiburg und Brunn mit der 
betreffenden Landesregierung unter demselben Präsidium vereinigt 
waren. . Yon den zwölf landesfürstlichen Landrechten waren acht, 
nämlich die zu Wien, Laibach, Freiburg, Prag, Brunn, Lemberg, 
Tamow und Stanislawow selbständig, die von Linz, Gratz, Triest 
und Innsbruck mit den Gubernien, jedoch gleichfalls nur rücksicht- 
lich des Präsidiums verbunden. Jenes zu Triest allein hatte den 
Titel und Wirkungskreis eines Stadt- und Landrechtes* Daneben 
gab es die adeligen Justizadministrationen von Klagenfurt, Görz und 
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Botzen und die vier fürstlichen Landrechte in Schlesien. Wie später 
unter der Begierung des Kaisers Franz in den durch die französi- 
schen Kriege verlorenen und wieder gewonnenen Provinzeu Stadt- 
und Landrechte an die Stelle der alten Landrechte traten, werden 
wir weiter unten sehen. 

Die Darstellung der Josephinischen Organisirung zu vollenden, 
erübrigt nur noch weniges über die Magistrate und Ortsgerichte, über 
Militärgerichte und die Fiscalämter zu berichten. 

Hand in Hand mit der Organisirung der Civilgerichte ging auch 
jene der Strafbehörden, die sich im wesentlichen an die politische Ein- 
theilung der Provinzen anlehnte, von welcher wir jedoch passender bei 
Gelegenheit der Strafrechtsreformen des Kaisers sprechen werden. 

Wir haben schon oben erwähnt, dass die Magistrate nach einem 
gemeinsamen Plane eingerichtet werden sollten und den Zeitpunct 
der Begulirung in den Landeshauptstädten angegeben. Auch der 
Concentrirung der Ortsgerichte in Görz und Gradisca, so wie der 
Anfhebnng der zeitweisen und der Einführung ständiger Gemeinde- 
gerichte in Vorarlberg und Schlesien zu gedenken, hatten wir schon 
Gelegenheit. Schon ein Hofdecret vom 10. October 1782 hatte 
angeordnet, „von nun an solle auch bei den Magistraten und Orts- 
gerichten die Justizpflege ordentlich, genau, verlässlich und förder- 
lich besorgt, die eingeschlichenen Missbräuche ohne weiteres abgestellt, 
übrigens, wenn bei einem oder anderen nützliche Vorkehrungen und 
Einleitungen schon jetzt möglich und diensam befunden würden, 
deren Vorschläge einvernehmlich mit denen Länderchefs der höchsten 
EntSchliessung vorgelegt werden.* Zur Durchführung der Organi- 
sirung bei allen, auch den kleinsten Magistraten erliess der Kaiser 
am 19. December 1785 eine Verordnung, wonach diese Angelegen- 
heit den Appellationsgerichten in die Hand gegeben wurde. Dieselben 
sollten vorerst genau erheben, welchen Magistraten ein Jurisdictions- 
reoht zustehe. Allfällige Zweifel mussten bei dem Landrechte durch 
Vergleich oder im Wege Bechtens ausgetragen, unberechtigte Magi- 
strate sofort ausgeschieden werden. Im Einvernehmen mit der Lan- 
desstelle und dem Kreisamte hatte sohin das Appellationsgericht 
bezüglich der berechtigten Gemeiiiden zu erheben, ab dieselben in 
der Lage seien, aus ihren Gemeindeeinkünften nach Abzug ihrer 
sonstigen Bedürfnisse die geringsten Kosten eines organisirten Ma- 
gistrates zu bestreiten. In dieses Gemeindeeinkommen sollten zwar 
in Zukunft sämmtliche Taxen fliessen, doch sollte es durch Ge- 
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meindeumlagen zur Bestreitung der Magistratskosten nicht erhöht 
werden dürfen. Die geringsten Kosten betrugen 450 fl., nämlich 
300 fl. für einen geprüften Syndicus und Bathmann, 100 für ein 
Kanzleiindividuum und 50 fl. für den Gerichtsdiener; auch mussten 
bei solchen Magistraten die Stellen des Gerichts Vorstehers und von 
mindestens noch drei Rathmännern von Gemeindemitgliedern unent- 
geltlich versehen werden. Die Gerichtsbarkeit unvermögender Ge- 
meinden wurde auf die betreffenden Obrigkeiten übertragen, in deren 
Benten zwar in Zukunft die Gerichtstaxen einzufliessen, die aber 
gleichzeitig für die Aufstellung eines geprüften, ordentlich besoldeten 
Justizbeamten Sorge zu tragen hatten. Vermögendere Gemeinden 
sollten auch den Bürgermeister und die übrigen Bathmänner besol- 
den; doch war zur Erlangung einer besoldeten Stelle ein Eligibili- 
tätsdecret nothwendig, das sonst nicht gefordert wurde. 

Zur Constituirung der neuen Magistrate sollten die betreffenden 
Gemeinden vor einer kreisamtlichen Commission einen Ausschuss 
von zwanzig „vertrauten, bescheidenen und redlichen Männern^ 
wählen, welcher seinerseits wieder vor einer gleichen Commission 
Bürgermeister und Bathmänner nach bestem Wissen und Gewissen 
mit alleiniger Bücksicht auf das gemeine Wohl zu berufen hatte. 
Die Wahl des Bürgermeisters war alle vier Jahre* zu erneuern. Wo 
einer Grundobrigkeit bisher das Becht zugestanden war, die Magi- 
stratspersonen zu bestätigen, da mochte sie in Zukunft ein oder das 
andere Individuum von der Competenz ausschliessen dürfen. So ward 
die heilsame Idee des Kaisers, die übergrosse Anzahl der Gerichte 
zu vermindern, die übrigen weniger zahlreichen aber dafür mit 
rechtsverständigen, besoldeten und verlässlicheren Bichtem zu besetzen, 
auch bei den Landgemeinden durchgeführt, zum Besten der Bechtß- 
pflege, welche dadurch an Würde, an Sicherheit, an Gleichmässigkeit 
und Gesetzmässigkeit gewann und den Gefahren minder ausgesetzt 
erschien, die ihr der Gesetze unkundige, nicht selten der Bestechung 
zugängliche, willkürliche und rohe Gemeinderichter bereitet hatten. 

Ignaz de Luca hat uns im Materialrepertorium zu seinem Justiz- 
codex sub voce Magistrat — Just. Cod. Band 8, S. 272 ff. — die 
Zeitpuncte, wann die Begulirung bei den einzelnen Magistraten auf 
dem Lande eintrat und manche hieher gehörige Nebenbestimmnngen, 
auf welche einzugehen hier zu weit führen würde, aufbewahrt 

Zur Begulirung der Gerichtsbehörden, so weit die Gerichtsbar- 
keit durch Dominien uud Herrschaften ausgeübt wurde, und um die 
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bei denselben noch fortdauernden Verwickelungen zwischen dien ad- 
ministrativen Wirthschaftsämtern einer- und den Ortsgerichten 
andererseits zu beheben, um auch hier eine Gleichförmigkeit und 
Vereinfachung der Geschäftsführung herzustellen und wo möglich die 
Zahl der Ortsgerichte zu vermindern, erging am 21. August 1788 
ein Hofdecret, welches folgende Grundsätze aufstellte : Gewisse Justiz- 
geschäfte sollten in Zukunft nicht zum Gerichtsstande gezogen, son- 
dern vor dem Wirthschaftsamt derjenigen Grundobrigkeit verhandelt 
werden, unter welche in Streitsachen der Verklagte, in Grundbuchs- 
geschäften die Realität, im adeligen Bichteramte der Waise oder 
Erblasser gehörten. Es war dies in Grundbuchsgeschäften die 
Führung des Grundbuchs, Ertheilung der Gewehren, Ausfertigung 
der Satzbriefe, Vormerkung und Tilgung der die Realität betreffenden 
Lasten, die Schätzung, Licitirung und Sequestration der Realität. 
Von den Geschäften des adeligen Richteramtes war zunächst 
die Abwickelung aller Verlassenschaftsabhandlungen den Wirthschafts- 
ämtern vorbehalten, nur sollten Abhandlungs vertrage und Verlassen- 
schafts-Einantwortungen dem Ortsgerichte zur Bestätigung vorgelegt 
werden. Auch die Vormundschaftsbestellung, die Aufsicht über das 
Waisenvermögen, die Bestätigung der den Mündel betreffenden Con- 
tracte, die Consensertheilungen und Rechnungsprüfungen gehörten 
vor das Amt, welches endlich auch in Streitsachen bei Klagen 
über eine eingestandene Schuld, bei der Executionsführung und bei 
Injurienhändeln einzuschreiten hatte. 

Alle übrigen Justizgeschäfte, insofern bezüglich derselben bei 
dem Wirthschaftsamte ein Vergleich nicht zu Stande gekommen war, 
sollten ausschliesslich vor das Ortsgericht gehören, als welches das- 
jenige Dominium bestimmt wurde, welches zur Zeit der Erlassung 
des Hofdecretes in einem Orte die Gerichtsbarkeit ausgeübt hatte, 
jedoch mit der ausdrücklidien Bedingung, dass es . zur Verwaltung 
der Rechtspflege in dem Orte selbst einen obergerichtlich geprüften 
Justitiar aufstelle, der übrigens auch das Wirthschaftsamt mit be- 
sorgen durfte. Ortschaften, in welchen sich vermischte Unterthaneu, 
das ist, unter mehrere verschiedene Dominien gehörige Häuser be- 
fanden, mochten wohl auch in Zukunft bezüglich der dem Wirth- 
schaftsamte zugewiesenen Geschäfte verschiedenen Aemtern unterstehen, 
doch sollte die Ortsgerichtsbärkeit über die denselben zugewiesenen 
Angelegenheiten in jedem Orte nur von einem einzigen Dominium, 
und zwar von jenem ausgeübt werden, welches die Justizverwaltung 

Domin, österr. Rechtsgeschichte. 8 



114 III. Organisation und Legislation unter Kaiser Joseph II. 

i^it Bestellung eines Justitiars im Orte selbst ausübte, oder, wenn 
kein solches bestand, dem Orte am nächsten gelegen war. 

Wollte eine Herrschaft die ihr zustehende Ortsgerichtsbarkeit 
nicht selbst verwalten, so konnte sie die Ausübung derselben dele- 
giren. Zu diesem Behufe wurden in jedem Kreise von den nach 
der neuen Regulirung mit zwei besoldeten geprüften Justizmäunern 
besetzten Magistraten mindestens drei wohl vertheilte und bequem 
situirte bestfmmt, an deren nächst gelegene die Delegirung stattzu- 
finden hatte. Andere Delegirungsarten waren nicht gestattet. Don 
delegirten Magistraten war ein dritter Justizmann beizugeben, dessen 
Kosten aus den durch die Ausübung der delegirten Gerichtsbarkeit 
einkommenden Taxen, und sofern dieselben nicht hinreichten, durcli 
Beiträge bestritten werden sollten, welche die delegirendeu Dominien 
nach der Häuserzahl, jedoch ohne Belastung der Unterthanen zu 
leisten hatten. Jeder Herrschaft stand es zu, sich bei dem Appel- 
lationsgerichte zu beschweren, wenn das delegirte Gericht ihren 
Unterthanen die Justiz nicht nach Gebühr administrirte, auch mochte 
jede die Delegation wieder zurücknehmen, wenn sie durch einen 
eigenen Justitiar Gericht halten wollte. Sowohl von dem Ortsgericht 
als von dem Wirthschaftsamte ging in^ Justizsachen Appellation und 
Recurs unmittelbar an das betreffende Appellationsgericht. 

In Durchführung dieses Hofdecretes erschienen dann nachträg- 
liche Verordnungen, mit welchen jene Magistrate namhaft gemacht 
wurden, an die eine Delegirung stattfinden Jconnte. So die beiden 
Verordnungen vom 1. December 1788, welche für die vier Kreise 
Oesterreichs unter der Enns die Magistrate von Neustadt, Brück 
a. d. Leitha und Klosterneuburg, von St. Polten, Tulln und Ybbs, 
von Korneuburg, Rotz und Laa, endlich von Krems, Zwettel, 
Eggenburg und Waidhofen a. d. Thaya, dann für das, Mühlviertel 
die Magistrate von Freistadt, Grein und Rohrbach bestimmten. 

Dass nach dem Inhalte der Jurisdictionsnormen eine Gerichts- 
barkeit jüdischer Gerichte nicht mehr bestehen konnte und auch die 
Juden allerwärts der bestehenden Gerichtsbarkeit sich unterwerfen 
mussten, ist selbstverständlich und wurde überdies durch ein eigenes 
Hofdecret vom 23. Mai 1785 ausdrücklich bestimmt. 

Bezüglich der Militärgerichtsbarkeit traten während Kaiser 
Joseph^s Regieining nur geringe Aenderungen ein. Die wichtigsten 
waren die Aufhebung der judicia delegata mixta von Ober- und 
Vorderösterreich, welche am 11. Juni 1784 gleichzeitig mit jener 
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der bezüglichen Generalcommanden erfolgte. Die Geschäfte des Fmi- 
burger Judiciums gingen auf das zu Wien, jene des Innsbrucker auf 
das Gratzer über. Hinfort bestanden nur sieben judicia delegata 
mixta, zu Wien, Gratz, Prag, Brunn, Lemberg, Hermannstadt und 
Agram. Nach einem Hofdecret vom 16. März 1787 waren an den* 
beiden letztgenannten Orten, dann in Peterwardein Militärappella- 
tionsgeriehte für die siebenbürgische, kroatische und slavonische 
Militärgrenze und gleichzeitig an denselben Orten judicia delegata 
(pura) als erste Instanz für jene Parteien aufgestellt worden, weiche 
weder unter eine Militärcommunität, noch unter ein Regimentsge- 
rieht gehörten. Sonst gab es noch keine Militärappeliationsgerichtc 
und ward der Hofkriegsrath mit dem Patent vom 20. April 1782 
ausdrücklich als alleinige Revisionsstelle für alle bei den Milttärge- 
rich^ten, ausser der Militärgrenze, gefällten Erkenntnisse erster In- 
stan?: erklärt. 

In einem gewissen Zusammenhange mit der Organisirung der 
Gerichte steht auch jene der Fiscalämter, welche bekanntlich das 
Privilegium genossen, als Kläger und Geklagte dem Landrechte jener 
Stadt unterworfen zu sein, in welcher sie ihren Sitz hatten. Das 
Hofdecret vom 10. März 1783 setzte die Zahl derselben für die 
böhmisch-österreichischen Erblande auf acht fest, nämlich zu Wien, 
Linz, Gratz — für Steiermark, Kärnthen und Krain, so dass das 
Gratzer Fiscalamt bei dem Laibacher Landrecht nicht, sondern nur 
bei dem Gratzer geklagt werden konnte — , ferner in Innsbruck, 
Triest, Freiburg, Prag und Brunn. Für Galizien bestand ein Fis- 
calamt in Lemberg. 

Damit schliessen wir die Darstellung der Josephinischen Gerichts- 
organisirung. Mit dieser kam endlich System, Licht und Ordnung 
iu das bisher so verworrene, fast unentwirrbare Durcheinander der 
österreichischen Gerichtsstellen, dass es eines wahrhaft schöpferischen 
Geistes bedurfte, in solchem Chaos aufzuräumen. Nichts nahm der 
Kaiser herüber aus der alten Zeit, als das forum privilegiatum des 
Adels, die letzte Reminiscenz an das altdeutsche Prineip, dass jeder 
nur von seinen Standesgenossen, von seinen Pairs könne gerichtet 
werden, die eigene Gerichtsherrlichkeit der Dominien und die da- 
durch bedingte Vereinigung der Justiz mit der Administfation in 
erster Instanz. Jenes Privilegium aber wurde, wie wir seheu wer- 
den, auf Civilrechtsangeiegenheiten beschränkt, die Jurisdiction der 
Herrschaften quantitativ und qualitativ herabgesetzt uad für eine 

8* 
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^dentliche Rechtspflege trotz ihrer Vereinigung mit der Administra- 
tion hei den meisten Ortsgerichten, durch das unahänderliche Gebot 
der Aufstellung gesetzeskundiger Eichter Sorge getragen. 

Einer späteren Zeit war es vorbehalten, hier noch weiter regc- 
nerirend einzugreifen und die Gleichheit Aller vor dem Gesetze, so 
wie eine ausschliesslich im Namen und durch Organe des Regenten 
stattfindende Rechtspflege herbeizuführen. Der Grund aber war ge- 
legt, auf welchem die Umwandlung aller Gerichte in landesfttrstliche 
nach einem der Idee der Hoheit und der Einheit des Staates ent- 
sprechenderen Organismus vorgenommen werden konnte. 

Wie vorzüglich die Organisirung für ihre Zeit war, beweist der 
Umstand^ dass sie durch nahezu sieben Decennien mit wenigen Ab- 
änderungen sich erhalten hat, und dass es namentlich die von Kaiser 
Joseph errichteten Landrechte und Appellationsgerichte waren, bei 
denen der bisher eben nicht sehr zu schätzende österreichische 
Richterstand den Ruf des besten, des gerechtesten und ehrenwerthe- 
sten errang und aus welchen die bedeutendsten Staatsmänner Oester- 
reichs der Gegenwart und der Vergangenheit hervorgegangen sind. 

Haben wir bisher die organisatorische Thätigkeit des Kaisers 
betrachtet, so wenden wir uns nun dem übrigen legislativen Wirken 
desselben in den verschiedenen Zweigen der Justizgesetzgebung zu, 
und zwar wollen wir vorerst die Civil-, dann die Strafgesetzgebung 
darzustellen versuchen, bezüglich jener aber wieder zuerst die for- 
melle Seite derselben, weil sie mit der eben geschilderten Gerichts- 
eintheilung in gewissem Zusammenhange steht und weil das erste 
und zugleich für uns wichtigste, noch gegenwärtig gültige Gesetzes- 
werk Joseph's n. derselben angehört;. 

Hier ist es nothwendig, an das im vorigen Abschnitte Erwähnte 
wieder anzuknüpfen. Es ist erinnerlich, welche Anstrengungen Maria 
Theresia machte, um ihrem Strafgesetze auch noch den Civilcodex 
oder doch wenigstens den von demselben getrennten Theil, die Ge- 
richtsordnung hinzuzufügen. Wir haben aber auch gehört, dass man 
damit dennoch nicht zu Stande kam und dass die Kaiserin während 
des letzten Ueberprüfungsstadiums starb. Unter Kaiser Joseph erst 
erhielt Froideveaux's Arbeit die endliche Sanction. 

Am 1. Mai 1781 erschien das Patent, mit welchem dieselbe 
als „allgemeine Gerichtsordnung für Böhmen, Mähren, Schlesien, 
Oesterreich ob und unter der Enns, Steiermark, Kärnthen, Krain, 
Görz, Gradisca, Triest, Tirol und die Vorlande kundgemacht wurde. 
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Gleichzeitig ward der 1. Januar 1782 als der Tag bezeichnet, an 
dem sie in's Leben treten sollte. Doch wurde mit Patent vom 
1. December 1781 dieser Termin bis zum 1. Mai 1782 verlängert. 
Ja Galizien kam sie nach späterer Anordnung vom 1. Januar 1784 
angefangen in Wirksamkeit. Ueber den Zweck derselben hatte sich 
schon Maria Theresia bei Einberufung der Compilationscommission 
ausgesprochen. Er war: Beförderung der Justizpflege durch Ein- 
führung eines gleichförmigen, zweckmässigen und so viel als mög- 
lich schleunigen Verfahrens. Auch das Eundmachnngspatent vom 
1. Mai 1781 motivirte die Gerichtsordnung mit der Erwägung, 
„dass die reine Justizpflege nicht bloss von der Güte der bürger- 
lichen Gesetze,^ sondern auch von vorsichtiger Auswahl jener Wege 
abhänge, in' welchen dem Bichter, ohne dass er seine Bestimmung 
verfehle, die Mittel zur Entdeckung der Wahrheit vorzulegen sind.** 
Gleichzeitig wurden alle übrigen, aus dem früheren Abschnitte be- 
kannten, unter was immer für einer Benennung ergangenen Gesetze, 
insoweit sie einen Gegenstand der allgemeinen Gerichtsordnung be- 
trafen, aufgehoben, insbesondere noch nachträglich die jüdische 
Processordnung durch Hofdecret vom 17. März 1783 und die in 
Böhmen bestandene Pragmatik vom 29. Januar 1712 durch Hofdecret 
vom 19. Mai 1783. 

So wurde die allgemeine Gerichtsordnung zur alleinigen und 
ausschliesslichen für alle jene erklärt, welche von dem bezeichneten 
Termine angefangen in dem Umkreis der genannten Provinzen Recht 
zu suchen oder zu sprechen oder einen Spruch zur Execution zu 
bringen hatten. „Einer Verjährung, einem widrigen Gebrauche oder 
einer wie immer gearteten Auslegung* sollte der Richter nicht 
stattgeben, sondern in zweifelhaften Fällen die höchste EntSchliessung 
einholen. Nur analoge Anwendung des Gesetzes in sehr beschränktem 
Masse gestattete der letzte Paragraph der Gerichtsordnung. 

Die Berg-, die Mercantil- und. Wechselgerichte, so wie die Mi- 
litär-Justizbehörden blieben zwar vorläufig noch von der Beobachtung 
enthoben, doch bald führten die sogenannten Adaptirungspatcnte vom 
1. November 1781 für die Berggerichte, vom 9. April 1782 für die 
Mercantil- und Wechselgerichte und vom 20. April 1782 für die 
Militär-Justizbehörden auch bei diesen Gerichten die allgemeine Ge- 
richtsordnung mit den für den besonderen Wirkungskreis derselben 
erforderlichen Modificationcn ein. 

Es ist in neuerer Zeit, welche bezüglich der Gesetzgebung nicht 
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minder als in anderen Dingen nnr das aus der Fremde kommende 
schätzenswerth finden zu können scheint, Mode geworden, auch die 
allgemeine Josephinische Gerichtsordnung möglichst in den Staub 
zu ziehen, und fast muss man fürchten, für einen aller Wissenschaft 
und Erkenntniss baren Idioten gehalten zu werden, wenn man ein 
Wort zur Vertheidigung derselben auszusprechen sich erkühnt. Den- 
noch verdient sie wahrlich so verächtliche Herabsetzung nicht. Auch 
wir verkennen nicht ihre Mängel, auch wir haben unser Auge nicht 
verschlossen gegen die Vorzüge des französischen, beziehentlich des 
hannöveiischen und projectirten allgemeinen deutschen Civilprocesses, 
auch wir wünschen, schon weil es die öffentliche Meinung so fordert, 
schon um der Gleichförmigkeit der Processführung in Deutschland 
willen und wegen der dadurch bewirkten Erleichterung des inter- 
nationalen Verkehrs, das letztere Project möge zu Staude kommen, 
möge als Gesetz in 'ganz Ocsterreich eingeführt werden und förder- 
lichst sich bewähren. Allein deshalb verhehlen wir uns nicht, dass 
die zu erringenden Vortheile auch mit Nachtheilen verbunden sein 
werden; deshalb darf man nicht leugnen, dass die Processführung 
statistisch nachweisbar in jenen Ländern Oesterrcichs, wo die allge- 
gemeiiie und die derselben nachgebildeten Gerichtsordnungen be- 
stehen, gegenwärtig wohlfeiler und rascher ist als in Frankreich, in 
England uud in dem grössten Theile Deutschlands, und dass, wenn 
sie nicht noch rascher zum Ziele führt, hieran nicht das Gesetz, . 
sondern der Umstand die Schuld trägt, dass gegen die Absicht des 
Gesetzgebers die Bestimmungen desselben, namentlich bezüglich der 
Fristgestattung über den Wunsch der Parteien selbst und deren 
Vertreter nicht streng genug gehandhabt werden, deshalb darf man 
nicht über die ganze Gerichtsordnung absprechend den Stab brechen, 
und mag man auch mit den derselben zu Grunde liegenden Prin- 
cipien nicht einverbtanden sein und dieselben den Anforderungen 
einer vorgeschrittenen Zeit nicht mehr entsprechend finden, so darf 
man vor allem nicht vergessen , dass sie ein wahres Meisterwerk 
war für ihre Zeit, für den damaligen Standpunct der Process- 
wissenschaft und gegenüber jenen Gesetzen, an deren Stelle sie Ord- 
nung machend zu treten bestimmt war. 

Auf das Innere der Gerichtsordnung hier näher einzugehen, 
würde zu weit führen. Nur weniges sei uns diesfalls gestattet. Sie 
zerfällt in 39 Capitel uud diese in 437 Paragraphe, unter denen 
die Materie in einer dem Processgang entsprechenden natürlicheii 
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Weise angeordnet erscheint. Zuerst wird- das der Urtheilsfällung 
vorausgehende Instructionsverfahren normirt und werden Bestimmungen 
getroffen über den Beweis jener thatsächlichen Momente, welche dem 
Spruche zu Grunde zu legen sind. Das Verfahren ist vorzugsweise 
ein schriftliches, doch soll auf dem Lande, in geringfügigen Sachen, 
wo der Gegenstand des Streites die Summe von 25 fl. nicht über- 
steigt, und in Bechtshändeln, die aus einer bloss mit Worten zuge- 
fügten Unbiide entstehen, da auch solche damals noch vor den 
Civilrichter gehörten, mündlich verhandelt werden. Für das Ver- 
fahren überhaupt ward im §. 1 die Verhandlungsmaxime als leitendes 
Princip an die Spitze gestellt, wonach, im Gegensatze zu der Un- 
tersuchungsmaxime, der Kichter nicht von Amtswegen vorgehen, 
sondern während des ganzen Verfahrens die Anträge der Parteien 
die richterliche Thätigkeit bedingen und deren Grenzen bestimmen 
sollen, analog dem Verhältnisse zwischen Anklage- und Inquisitions- 
princip im Strafprocess. Nur im mündlichen Verfahren sollte der 
Richter weniger an die Verhandlungsmaxime gebunden sein und im 
späteren summarischen Processe machte dieselbe einem geradezu in- 
quisitorischen Vorgehen desselben Platz. 

Das Princip, wonach alle vereinbaren Acte eines bestimmten 
Processstadiums vereint vorgenommen werden sollten, so dass man 
im entgegengesetzten Falle des Rechtes verlustig wird, den ver- 
säumten Act nachzuholen, diese unter dem Namen des Eventuali- 
tätspriucips bekannte Maxime nahm die Gerichtsordnung im Ge- 
gensatze zu. dem deutschen Processe aus dem gemeinen Rechte in 
sich auf. Was die Frage betrifft, ob der Geklagte, welcher auf die 
Klage eine Antwort verweigert, so anzusehen sei^ dass er die Klage- 
behauptungen negire, weshalb der Kläger dieselben beweisen müsse — 
negative Litiscontestation, — oder so, dass er dieselben zugebe und 
deshalb ohne weitere Beweisführung von Seite des Klägers verurtheilt 
werde« könne — affirmative Litiscontestation, — so bekannte sich 
die Gerichtsordnung, und hierin stimmen die meisten späteren 
Processordnungen mit ihr überein, zur affirmativen Litiscon- 
testation« 

Als Beweismittel wurden neben dem Geständnisse des Ge- 
klagten der Beweis durch briefliche Urkunden, der Zeugenbeweis in 
seinen verschiedenen Formen, der Beweis durch Kunstverständige, 
durch den Haupteid und durch Nebeneide zugelassen. Einen Beweis 
aus dem Zusammentreffen von Umständen kennt die Gerichtsordnung 
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nicht. Die Bestimmungen über das Beweisverfahren und die Kraft 
der Beweismittel sind klar und verständlich, der Richter ist streng 
an dieselben gebunden und seinem Ermessen der möglichst geringste 
Spielraum gelassen. Dem Eventualprincip entsprechend müssen die 
Beweise schon bei dem Vorbringen der Thatsachen angeboten wer- 
den. Das Beweisinterlocut des gemeinen deutschen Civilprocesses 
entfiel. 

Im weiteren Verfolge des Processganges normirt die Gerichts- 
ordnung zunächst den Vorgang bei der Inrotulirung der Acten und 
der Urtheilsfällung, sohin die gegen das Unheil gestatteten Rechts- 
unJ die provisorischen Sicherstellungsmittel. Die Berufung wird 
den in früherer Zeit bestandenen Formalitäten gegenüber bedeutend 
vereinfacht. Dann folgen Bestimmungen über die Execution, deren 
einzelne Grade stets den Vollzug der vorausgegangenen zur Be- 
dingung haben. Es ist öfter hervorgehoben worden, dass die am 
Schlüsse der Gerichtsordnung befindlichen Anordnungen über Richter 
upd Advocaten, Capitel 38 und 39, dann jene über Vertretungs- 
leistung und die active und passive Streitlegitimation, Capitel 4 iind 6, 
füglich hätten vorausgeschickt, so wie dass die Lehre, von der Wie- 
dereinsetzung in den vorigen Stand Capitel 34 zugleich mit jener von 
der Appellation und Revision, Capitel 25, hätte behandelt werden 
sollen. Allein so geringe Abweichungen von der natürlichen An- 
ordnung mögen bei der Vortrefflichkeit des Ganzen nicht in Betracht 
gezogen werden. 

Es war natürlich, dass die Praxis dann manche Nachträge und 
Erläuterungen nothwendig machte. Die von den Appellationsge- 
richten , namentlich im Beginne ihrer Wirksamkeit mit Eifer abge- 
haltenen Visitationen der Gerichte erster Instanz gaben hiezu häufigen 
Anlass, und nicht gering ist die Anzahl der diesfälligen Bestimmungen, 
welche aus den Erledigungen der verschiedenen Visitationsberichte 
der Obergerichte in die Justizgesetzsammlung aufgenommen wurden. 
Diese aber zu erörtern liegt ausserhalb unserer Aufgabe und wollen 
wir aus der Reihe derselben nur noch die von Kaiser Joseph am 
15. Juli 1786 erlassene Feilbietungsordnung als eine wesentliche 
Ergänzung der Gerichtsordnung erwähnen. Im Zusammenhang mit 
dieser stehen auch die auf die Geschäftsordnung und die Ge- 
richtstaxen erlassenen Verordnungen. Namentlich sind die ersteren 
wichtig, weil sie gleichzeitig das Verfahren ausser Streitsachen 
zu reguliren bestimmt waren. 
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Zur Vereinfachung und Beschleunigoyg der Geschäfte erschien 
am 23. Januar 1782 eine Circularverordnung, wodurch mit beson- 
derem Nachdruck darauf hingewiesen wurde, dass keine Eingabe bei 
einer höheren Behörde mit Umgehung der competenten unteren ein- 
gebracht, beziehentlich von derselben angenommen werden solle. 
Uonöthige Curialien sollten aus den Gesuchen und Amtsschriften 
wegbleiben, Parteien und Behörden sich möglichst an die der Ver- 
ordnung beigegebenen Formularien halten. Die Instruction ist sehr 
genau und enthält ausführliche Bestimmungen ttber die Verfassung 
von Gesuchen, über die Art der Erledigung derselben und die Cor- 
respondenz der Behörd'en. Eine Verordnung vom 27. Februar 1783 
setzte die Zahl der Votanten bei allen landesfürstlichen Justizstellen 
für alle Bechtsangelegenheiten auf vier und einen Vorsitzenden fest. 
Zur weitereu Geschaftsvereinfachung wurde in Folge eines an das 
niederösterreichische Appell aiionsgericht am 16. August 1783 ergan- 
genen Erlasses das k. k. Depositenamt aufgehoben. Jedes Gericht 
sollte die zu demselben gehörigen Depositen in eigene Verwahrung 
übernehmen und künftig selbst besorgen. Die Haftung für dieselben 
musste das Rathsgremium in solidüm tragen, denn, wie es in einer 
nachträglichen Verordnung vom 19. September desselben Jahres 
heisst, das Aerarium wollte von jeder Gutstehung, so wie von der 
Besoldung und Pensionirung der Depositeubeamten enthoben sein. 
Das Gericht selbst mochte die letzteren bestellen und aus den ein- 
gehenden Zahlgeldern besolden. In ähnlicher Weise sollten, nach 
einem Hofdecret vom 22. März 1784, die bei sämmtlichen Land- 
rechten für die Prüfung der Pupillar- und Administratiousreehnungen 
zu bestellenden eigenen Raitofficianten aus einer dreiprocentigen 
Raittaxe besoldet werden, deren Erhebung diesfalls normirt wurde. 
Zur leichteren Ueberwachung der Ortsgerichte befahl ein Hofdecret 
vom 3. Juni 1784, dass dieselben jährliche Tabularübersichten über 
die anhängig gemachten , beendeten und rückständigen Pröcesse, 
Verlasseuschafts und Cridaabhandlungen den Appellationsgerichten 
vorzulegen hätten. 

Das weitaus wichtigste diesMige Gesetz jedoch ist das Patent 
vom 9. September 1785, womit, fussend auf älteren Bestimmungen 
der verschiedenen Provinzen, auf Uebung und Gewohnheit und auf 
den von Kaiser Joseph selbst erlassenen eben erwähnten Verordnungen, 
eine allgemeine Instruction über die Behandlung der Geschäfte bei 
den Appellationsgerichten, den Land rechten, den adeligen Justizad- 
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ministrationen und de» regulirten Magistraten der deutsch-böhmischen 
Erblande erlassen wurde. Diese Instruction ist bis zu der durch 
die Ereignisse des Jahres 1848 herbeigeführten Umgestaltung der 
österreichischen Justiz, beziehentlich bis zu dem Tage aufrecht ge- 
blieben, an welchem die beiden kaiserlichen Patente vom 28. Juni 
1850 ttber das Verfuhren bei Yerlassenschaftsabhandlungen, dann in 
Vormundschafts- und Curatelsangelegenheiten und über das organische 
Gesetz für die Gerichtsstellen kundgemacht wurden. Sie zerfällt in 
zwei Abtheilungen. Die erste enthält in 10 Abschnitten und 117 Pa- 
ragraphen im allgemeinen den Gang, „welchen ein bei Gerichts- 
stellen einkommender Aufsatz von der Einreichung bei dem Ein- 
reichungsprotocoU bis zur Beilegung in der Registratur zu halten 
hat.^ Sic enthält genaue Bestimmungen über die Führung des 
Einreichungsprotocolls, Abschnitt 1; über die Zutheilung und Be- 
förderung des Einlaufes an die Referenten, Abschnitt 2 und 3; über 
die Bearbeitung der Referate, Abschnitt 4; über Vortrag, Berath- 
schlagung und Erledigung , Abschnitt 5 ; über die Führung des 
RathsprotokoUs, Abschnitt 6; über die Expedirung des Conclusums, 
Abschnitt 7; über Ausfertigung und Zustellung der Expeditionen, 
Abschnitt 8; über die Aufbewahrung der Acten, Abschnitt 9, und 
die Aufsicht über die Justizstellen, Abschnitt 10. Der zweite Theii 
des gegenwärtig gültigen Gesetzes vom 3. Mai 1853 über die innere 
Einrichtung und die Geschäftsordnung der Gerichtsstellen lehnt sich 
im ersten Hauptstück, das von der Geschäftsordnung der Gerichts- 
höfe handelt, fast durchgehends an das ältere Gesetz an; nur sind 
einzelne Abschnitte, so der zweite und dritte, dann der vierte, 
fünfte und sechste zusammengezogen, Bestimmungen über das Vor- 
gehen bei Tagsatzungen aus der zweiten Abtheilung des Gesetzes 
vom 9. September 1785 hieher gesetzt, hingegen jene über die Auf- 
sicht der Gerichte, über Perhorrescenz der Richter (§. 62), u. dgl. 
entsprechender in den ersten, von der inneren Einrichtung der Ge- 
richte handelnden Theil gestellt, endlich die durch üebung herbei- 
geführten und der Zeit gemässeren Aenderungen hinzugefügt und die 
noth wendigen stylistischen Verbesserungen vorgenommen worden. 

Die zweite Abtheilung des Gesetzes vom 9. September 1785 
giebt gleichfalls in 10 Abschnitten und 97 Paragraphen „die An- 
weisung, wie die einzelnen Gegenstände nach ihrer Verschiedenheit 
zu behandeln sind." Und zwar: 1. über das Benehmen der ersten 
Instanzen bei Aufnahme mündlicher Klagen, 2. bei Tagsatzungen, 
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3. bei Zeugenverhören, 4. bei EiJeti, 5. in Abhandlungssachcn, 6. in 
Waisen- und Curatelsangelegeuhciten, 7. in Rechnungssachen, 8. bei 
Inrotuiirung der Acten, 9. bei gerichtlichen Depositen, endlich 
10. über das Benehmen der Appellatiousgerichte bei Prüfung der 
Advocaten. 

In der Mehrzahl ihrer Bestimmungen stellt sich demnach die 
zweite Abtheilung der Instruction als eine Ergänzung der Gerichts- 
ordnung dar; am interessantesten jedoih für uns ist der fünfte und 
sechste Abschnitt derselben , welcher die ersten allgemeinen Be- 
stimmungen über das Verfahren ausser Streitsachen enthält. Es ist 
uns aus der früheren Darstellung bekannt, wie fragmentarisch, wie 
unzusammenhängend, wie ungleichförmig die Justizgesetzgebung ge- 
rade in diesem wichtigen Theile des Verfahrens bisher vorgegangen 
war. Gerade hier auch wollte die in Aussicht gestellte Codification 
nicht zur Ausführung gelangen. Umfassen die genannten Abschnitte 
nun auch nicht das gesammte adelige Kichteramt, so sind es doch 
geradie die wichtigsten Theile desselben, Verlassenschafts- und Pupil- 
iarangelegenheiten, welche durch sie einer allgemein vei biudlichen 
Norm unterzogen wurden. Freilich lässt sich nicht verkennen, dass 
diese Norm noch eine sehr mungelhiifte war. Dem richterlichen 
Einfluss wurde hier ein vielleicht zu weiter Wirkungskreis einge- 
räumt, und konnte ein Ucberschreiten desselben um so leichter 
möglich sein, als das Gesetz selbst bei Verlassenschaften vorzugs- 
weise nur den äusseren Dienst der Gerichtsabgeordneten im Auge 
hatte, die eigentliche Verhandlung des Gerichtes mit den Erben aber 
beinahe gar nicht und die Pupillarsachen nur sehr mangelhaft be- 
rücksichtigte. Die Praxis und nachträgliche Anordnungen mussten 
dem Gesetze ergänzend unter die Arme greifen, beide aber neigten 
mehr zu einer Ausdehnung als zu einer Beschränkung der richter- 
lichen Einflussnahme hin. Dies gilt namentlich auch von dem 
bürgerlichen Gesetzbuche, beziehentlich von dem ersten Theil des- 
selben, auf welchen wir bald zu sprechen kommen werden und dessen 
Bestimmungen als die wesentlichste Ergänzung des Verfahrens in Pu- 
pillarangelegenheiten anzusehen sind, üebrigens darf nicht verkannt 
werden, dass gerade die gerichtliche Bevormundung es war und ist, 
welcher man es in Oejlerreich zu verdanken hat, wenn das Waisenver- 
mögen seltener als anderwärts Veruntreuungen und Verlusten ausgesetzt 
wurde. Auch die Bestimmungen der Abschnitte 5 und 6 der In- 
struction blieben in Wirksamkeit bis zur Kundms^chung des obea 
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erwähnten Patentes vom 28. Juni 1850 und wurden die Grund- 
lage eines grossentheils auf Uebung beruhenden, gleichmässigen 
Verfahrens. 

In Fideicominissangelegenheiten war die Josephinische Gesetz- 
gebung minder thätig. Die wichtigste Anordnung hierin ist das 
Patent vom 9. Mai 1785, mit welchem der Kaiser, treu den schon 
von Maria Theresia ausgesprochenen Grundsätzen auf die Befreiung 
der liegenden Güter von dem Fideicommissbande hinwirkend, jedem 
Besitzer eines von Schulden freien Bealfideicommisses die Befugniss 
ertheilte, ohne Vernehmung der Anwärter dasselbe durch Anlegung 
eines dem Schätzungswerth des Gutes entsprechenden Capitals in 
öffentliche Fonds in ein Pecuniarfideicommiss und so die Fideicom- 
missrealität in sein freies Eigenthum zu verwandeln. Selbst ver- 
schuldete Fideicommisse mochten unter gewissen Modalitäten dieser 
Wandlung unteizogen werden. Uebrigens sollten . die Gerichte auf 
die Schuldentilgung bei den Fideicommissen hinwirken und dem 
Hofdecret vom 25. März 1781, welches bereits die Umwandlung der 
Immobilar- in Pecuniarfideicommisse als für das Beste des Staates 
erwünscht erklärt hatte, entsprechend auf Fideicommissgütern höhere 
Onerirungen als bis zum Drittel ihres Werthes nicht gestatten. 

Das Tax- und Sportelwesea erforderte gleichfalls dringend eine 
Regelung. Man war im Laufe der Zeit zu der Erkenntniss ge- 
kommen, wie corrumpirend die Erhebung der Sportein zu eigener 
Verwendung auf den Beamtenstand wirken musste, und wir haben 
schon oben erwähnt, wie Kaiser Joseph IL die feste Besoldung der 
Justizbeamten, hingegen die Abfuhr der Taxen in die bezüglichen 
Justizfonds verordnete. Durch solche Massregeln sollte das Sport^l- 
wesen, dessen Beseitigung Maria Theresia schon im Jahre 1754 
angestrebt hatte, gänzlich behoben werden. Um aber der Willkür 
in der Taxbemessung vorzubeugen und eine Gleichförmigkeit derselben 
in allen Provinzen herbeizuführen, waren noch andere Anordnungen 
nothwendig; denn die bisherigen in den vorigen Abschnitten er- 
wähnten Taxbestimmungen galten meist nur für bestimmte einzelne 
Gerichte, waren überdies mangelhaft und zeigten in ihren Ansätzen 
die grösste Verschiedenheit. 

Schon in den ersten Regierungsjahren de» Kaisers waren hieher 
gehörige Verfügungen erlassen worden. So die Verordnung vom 
1. April 1781, womit die Gerichtstaxen für das Verfahren in Streit- 
sachen ihre Regelung erhielten. Je nachdem sich das einschreitende 
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Gericht 1. in der Provincialhauptstadt, ahgesehen von den daselhst 
bestehenden Privatjurisdictionen , 2. in einer grossen, 3. in einer 
mittleren oder 4. in einer kleinen Landstadt, in einem Markte oder 
Dorf befand, zerfielen die Taxen in vier Ciassen. Paragraph 8 der 
Verordnung setzte die Taxbefreiung mittelloser Parteien fest. Waren 
andere Parteien mit den Gebühren im Bäckstand, so durfte de der 
Richter durch die Geisichtsdiener executiv einheben lassen, üebrigens 
waren die Taxen eben nicht sehr niedrig und in manchen Beziehungen 
selbst höher als gegenwärtig. Beispielsweise waren fttr eine Proto- 
collarklage 30, 15, 12 und 10 Kreuzer, für einen Erstreckungsbe- 
scheid eben so viel, für ein Endurtheil 12 fl., 6 fl., 4 fl. 30 kr. 
und 3 fl. zu entrichten. Für die Bewilligung der Advocatur waren 
in einer Hauptstadt mit Einschluss der Prüfungstaxen 100 fl. zu 
bezahlen, auf dem Lande 25 fl. Ein Patent vom 5. April 1782 
setzte dann, um alle Zweifel zu beseitigen, fest, welche Städte in 
Niederösterreich ob und unter der Enns, in Tirol, Innerösterreich, 
Vorderösterreich, Böhmen, Mähren und Schlesien zur ersten, zweiten 
und dritten Classe gehören sollten. In allen nicht genannten Orten 
waren die Taxen nach der vierten Classe zu erheben. Beispiels- 
weise wollen wir erwähnen, dass in Niederösterreich, wo Wien und 
Linz als Städte erster Classe galten, nur Steyr, Wr.-Neustadt, Krems 
und Stein zur zweiten Classe gerechnet wurden. Alle früheren Ge- 
setze 'und Gewohnheiten, welche die Taxen in Streitsachen betrafen, 
so auch das Sportularium vom 13. April 1771, sollten aufgehoben 
und besondere Gerichtssporteln neben den regulirten Taxen zu er- 
heben verboten sein. — Hofdecret vom 21. October 1782. — Am 
12. September desselben Jahres erging eine ausführliche Verordnung 
für die Militärgerichte und die judicia delegata mixta, betreffend die 
Taxen im streitigen und nicht streitigen- Verfahren. Die allgemeine 
bischöfliche Kanzleitaxordnung vom 21. April 1784 hingegen hat 
keine Gerichtsgebühren zum Gegenstand. Die Gerichtstaxen für das 
Verfahren ausser Streitsachen bei den Civilgerichten wurden mit Pa- 
tent vom 13. September 1787 geregelt, und zwar gleichfalls ver- 
schieden bemessen, jedoch nicht nach dem Gerichtsorte, sondern 
nach der Höhe des in Bede stehenden Vermögens. 

Am 1. December 1785 wurde die Erbsteuer, welche zur Tilgung 
der durch den Krieg mit Preussen nothwendig gewordenen Anlehen 
seit 6. Juni 1759 in den übrigen deutsch- böhmischen Kronländern 
bestand, auch in Tirol eingeführt. 
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Auf das Josephinische Stempelpatent vom 6. Juni 1784 näher 
einzugehen, ist uns nicht gestattet, doch müssen wir erwähnen, dass 
nach dem §. 2 desselben, von Arraenbefreiungen abgesehen, jede 
bei Gericht überreichte Schrift, sobald derselben oder auch nur 
einer ihrer Beilagen der nöthige Stempel fehlte, ohne allen Bescheid 
in der Hauptsache, sogleich verworfen werden sollte und dass nach 
§. 29 schon damals die Gerichtspersonen für den richtigen Gebrauch 
des Stempels bei den zur Erledigung an sie gelangenden Schriften 
als mithaftend erklärt wurden. Die mit der ersteren Bestimmung 
verbundenen Unzukömmlichkeiten hatten übrigens sehr bald eine 
Abänderung dahin zur Folge, dass mangelhaft oder gar nicht ge- 
stempelte Eingiaben nicht znrückgewiesen, sondern der Stempel vom 
Gerichte beigegeben und sammt dem diesfölligen Strafbetrag von der 
Partei erhoben werden sollte. Diese Bestimmung findet sich dann 
auch in dem erneuerten Stempelpatent vom 30. Januar 1788. 

Wir gehen nunmehr auf die Gesetzgebung für materielles Civil- 
recht über. Die grösste Thätigkeit wurde hierin dem Personen-, 
namentlich dem Eherechte und dem, wenigstens theilweise zum Per- 
sonenrechte gehörigen Erbrecht zugewendet. Es lag dies theils in 
dem Umstände, dass die Revision des grossen achtbändigen Compi- 
lationsentwurfes zum Civilcodex zunächst mit dem, den ersten Theil 
bildenden Personenrecht sich befassen musste, theils darin, dass 
gerade diese Partieen des materielleiv Civilrecbles einer Regelung 
am dringendsten bedurften, theiFs endlich in anderen politischen oder 
kirehlieben Motiven. 

Regierungsrath Horten war mit dem Auszuge des ersten Theiles 
des Gesetzbuches glücklich zu Stande gekommen. Während nun 
dieser dem um die Reform der österreichischen Processgesetzgebung 
vielverdienten Hofrath v. Keess zur neuerlichen Umarbeitung über- 
geben wurde, erhielt Horten den Auftrag zur Bearbeitung des p]he- 
und des Erbfolgepatentes. 

Bereits am 30. August 1782 hatte ein Patent die verbindliche 
Kraft der Eheverlöbnisse aufgehoben. Am 16. Januar 1783 erschien 
nun das 57 Paragraphe umfassende Ehepa!ent, zu welchem Horten 
schon bei Bearbeitung des bürgerlichen Gesetzbuches Studien zu 
machen Gelegenheit butte. Es war die Absicht des Kaisers, die 
Ehe in ihren bürgerlichen Wirkungen ausschliesslich von der Staats- 
gesetzgebung abhängig zu machen und sie der alleinigen Cognition 
der bürgerlichen Gerichte zu unterwerfen. Deshalb wollte er zwar 
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die kirchliche Sanction derselben nicht entbehrt wissen, noch die 
Civilehe an die Stelle der kirchlichen setzen. Allein er versagte 
auch bezüglich seiner katholischen Unterthanen einer kirchlich gül- 
tigen, aber gegen die Staatsgesetze geschlossenei^Ehe jede staatliche 
Anerkennung und wusste es dahin zu bringen, dass den von der 
bürgerlichen Gesetzgebung gestatteten Ehen, namentlich auch den 
Mischehen zwischen den Angehörigen verschiedener christlicher Con- 
fessionen die kirchliche Weihe nicht verwehrt wurle. Bezüglich 
seiner nicht katholischen, christlichen Unterthanen nahm er die Re- 
gelung der Ehegesetze selbstverständlich allein in die Hand und 
unterwarf auc1i die Judenehe, trotz aller von der Judenschaft mit 
Rücksicht auf das mosaische Gesetz und den Talmud erhobenen 
Vorstellungen, nach Aufhebung der Rabbihatgerichte, den allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzen, — Hofdecret vom 25. August 1783, 18. April, 
23. und 28. Mai 1785 und Patent vom 3. Mai 1786. — Insoweit 
die diesfälligen Anordnungen des Kaisers in das politische Gebiet 
einschlagen, liegen sie unserer Aufgabe fem, im übrigen mag fol- 
gendes genügen. 

Der Standpunct des Kaisers ist im Eingange des bezogenen 
Patentes klar ausgedrückt. Daselbst heisst es: „Ueber die Gültig- 
keit und Ungültigkeit des Ehevertrages, insofern es die bürgerlichen 
Wirkungen desselben betrifft, folglich auch inwiefern die erzeugten 
Kinder für ehelich oder unehelich zu betrachten seien, wird folgende 
Ordnung bestimmt: §. 1. Die Ehe an sich selbst als ein bürgerlicher 
Vertrag (Contract) betrachtet, wie auch die aus diesem Vertrage 
herfliessenden und den Vertrag errichtenden gegen einander zu- 
stehenden bürgerlichen Gerechtsame und Verbindlichkeiten erhalten 
ihre Wesenheit, Kraft und Bestimmung ganz und allein von den 
landesfürstlichen Gesetzen ; die Entscheidung der hierüber entstehen- 
den Streitigkeiten gehört also für die landesfürstlichen Ge- 
richtsstellen. §. 2. Jedermann ist befugt, einen Ehevertrag ein- 
zugehen, der durch nachfolgende Anordnung dazu nicht für unfähig 
erklärt wird.** Hierauf folgen von §. 3 bis §. 21 die bedingten 
und unbedingten Ehehindernisse. Als solche gelten: Minderjährig- 
keit, Religionsverschiedenheit zwischen Christen und NichtChristen, 
eine bereits bestehende Ehe, BlutsverwandsdMift in auf- und abstei- 
gender Linie , so wie in den Seitenlinien inclusive der Jreschwister- 
kinder, Schwägerschaft in gleichem Grade, Entführung, Ehebruch, 
der in der Absicht auf künftige Ehelichung vollbrachte oder verur- 
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sachte Mord eines Gatten, Militär- und geistlicher Stand, so wie die 
abgelegten Ordensgelübde. Dann reihen sich Bestimmungen über 
die zur Gültigkeit des Ehevertrages erforderlichen Voraussetzungen 
an. Insbesondere über die Art der Einwilligung, §. 23 ff., über 
die kirchliche Form der Eheschliessung, §. 29, und über das Auf- 
gebot, §. 31 ff. 

Dem Pfarrer wird die Führung des Trauungsbuches zur Pflicht 
gemacht, §. 35, und die ordentlich eingegangene Ehe für unauflös- 
lich erklärt, §. 36. Die folgenden Paragraphe handeln von der 
Ungültigkeitserklärung der Ehe und der Scheidung der Gatten. Mit 
gegenseitiger Einwilligung kann auch eine freiwillige Scheidung 
stattfinden. §§. 49 — 57 reguliren die besonderen, auf Trennung 
und Wiederverehelichung bezüglichen Verhältnisse der Nichtkatho- 
liken. Zum Schlüsse werden alle bezüglichen früheren Gesetze in 
Ehesachen aufgehoben und das Patent zur einzigen Kichtschnur 
erklärt. Früher schon hatte das Toleranzpatent vom 13. October 
1781 mit Bezug auf die religiöse Erziehung der Kinder die Hei- 
rathsreverse bei Mischehen aufgehoben und verfügt, dass bei einem 
katholischen Vater alle Kinder katholisch erzogen werden, bei einem 
nicht katholischen Vater und einer katholischen Mutter die Kinder 
dem Geschlechte folgen sollten. 

Ein Patent v,om 16. September 1785 ergänzte die Bestimmungen 
des Verlöbniss- und des Ehepatentes rücksichtlich der von öster- 
reichischen Unterthanen im Auslande eingegangenen Verlobungen 
und Ehen, Die bisherige ungerechte Uebung, der zufolge unehe- 
liche Kinder von öffentlichen Diensten, von gewissen Handwerken,, 
von der Fähigkeit zu bestimmten Beweisführungen, ja in Tirol sogar 
von der Fähigkeit, gültig zu testiren, ausgeschlossen waren, schaffte 
Kaiser Joseph, einer edleren Auffassung, wonach Kinder für die 
Fehltritte der Eltern nicht büssen sollten, huldigend, ab, indem er 
mit den Hofdecreten vom 24. Juli 1783 verfügte, hinfort solle der 
Makel der unehelichen Geburt gänzlich aufgehoben sein. Ein Hof- 
decret vom 15. April 1784 fügte hinzu, dass auch der Makel der 
zu Falle gekommenen weiblichen Personen dermassen behoben sein 
solle, dass jenem, der eine solche Weibsperson heirathen wollte, kein 
Anstand gemacht werde. 

Horten hatte nach Vollendung des Ehepatentes den Auftrag 
erhalten, ein allgemeines Intestat-Erbfolgegesetz für das frei vererb- 
liche Vermögen zu entwerfen. In früherer Zeit galten diesfalls die 
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verschiedensten Vorschriften. Adel und Bauerschaft folgten dem 
deutschen, der Bürgerstand mehr dem römischen Rechte. Nur in 
einzelnen Provinzen waren für sie allein gültige Erbfolgeordnungen 
erlassen worden, so die im ersten Abschnitte erwähnten für Oester- 
reich unter und ob der Enns vom 25. Mai 1720 und vom 16. März 
1729. Unter Maria Theresia war diesfalls keine hervorragende 
Publication erfolgt. Die Arbeiten der Compilationscommission über 
Erbrecht hatten nicht Gesetzeskraft erlangt, doch bildeten sie neben 
den erwähnten früheren Erlassen das schätzbare Material, aus welchem 
Horten das kurze aber klare und bestimmte Erbfolgepatent vom 
11. Mai 1786 schuf, welches in 27 Paragraphen die so wichtige 
Materie gleichmässig regelte. Gleichzeitig wurden alle sowohl über 
die gemeine Erbfolge als über die Erbfolge der Landstände bisher 
bestandenen Gesetze für gänzlich aufgehoben erklärt, nur sollte es 
betreffs der vergangenen Fälle „sowohl bei den durch die vorigen 
Gesetze schon erworbenen Gerechtsamen, als auch bei der den Land- 
ständen durch die vorigen Gesetze auferlegten Unterhaltung und 
Ausstattung ihrer Schwestern und Muhmen unabgeändert verbleiben." 
Die diesrälligen Bestimmungen sind mit denen des gegenwärtigen 
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches vollkommen übereinstimmend, 
bis auf den Punet, dass dem überlebenden Ehegatten, auch wenn 
keine Kinder, aber andere erbberechtigte Verwandte vorhanden 
waren, nur der Genuss, nicht das Eigenthum eines Viertheils des 
Nachlassvermögeus zukommen sollte. §. 24 Erbfolgepatent, vergl. mit 
§§. 757 und 758 a. b. G. B. 

Abgesehen von den Eingangsparagraphen 1 und 2 finden wir 
daher auch die §§. 3 — 22 des Patentes über die Erbfolge der sechs 
erbberechtigten Verwandtschaftslinien fast wörtlich in den §§.731 — 751 
des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches wieder. Nur wurde §. 18 
in die zwei §§. 746 und 747 getheilt. §. 23 beruft wie die 
§§. 759 und 760 in Ermangelung von Verwandten den überleben- 
den Gatten und sofort den Fiscus zur Erbfolge. Die §§. 25—27 
handeln von der Unfähigkeit und Unwürdigkeit zu erben, haben 
jedoch in den §§. 540 ff. des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
eine logischere «Anordnung und genauere Ausführung erhalten. 

Bei Bauerngütern bestand der Gebrauch, dass meist der jüngste 
Sohn das Gut bekam. Da jedoch dieser gewöhnlich minderjährig 
war, die Curatel dem Stiefvater zufiel und das Vermögen gefährdist 
wurde, so ordnete Kaiser Joseph mit Patent vom 3. April 1787 an, 

Domin, iJsterr. Recbtsgeschichte. 9 
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dass, abgesehen von gegründeten Anständen der Obrigkeit, über 
welche das Kreisamt zu entscheiden hatte, im Falle der gesetzlichen 
Erbfolge bei Theilung der Erbschaft zwischen mehreren Kindern, das 
Bauerngut oder die sogenannte Wirthschaft stets dem ältesten Sohne 
zufallen solle. Die Bestimmungen des inmittelst kundgemachten 
I. Theiles des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches über Vormund- 
schaften sollten anwendbar sein, nie der Stiefvater zum Vormunde 
bestellt, die unmittelbar zur Wirthschaft gehörigen, im Kataster 
derselben zugeschriebenen Gründe von ihr nicht getrennt und der Werth 
des Gutes zum Behufe det Auszahlung der anderen Erben nach der 
Schätzung des wegen der Grundsteuerregulirung aufzustellenden Rec- 
tificatoriuras bemessen werden. Ein nachträgliches Hofdecret vom 
16. Mai 1788 verfügte, dass statt des ältesten Sohnes der nach 
diesem geborene dann die väterliche Wirthschaft erhalten sollte, 
wenn ersterer bereits ein Bauerngut hatte, und dass in Abgang 
männlicher Erben die Töchter gleichfalls nach dem Alter zur Erb- 
folge in das Bauerngut berufen seien. Spätere Verordnungen, so 
jene vom 22. September 1788 bestätigten die früheren und führten 
dieselben näher aus. Endlich ordnete das Patent vom 85. Juni 
1789 die Erbfolge in Bauerngüter für den Fall, als der Besitzer 
ohne letztwillige Anordnung und ohne Nachkommen verstorben wäre. 
Inzwischen war Hofrath v. Keess mit der Revision des von 
Horten verfassten Auszuges aus dem ersten Theile des bürgerlichen 
Gesetzbuches fertig geworden und das revidirte Elaborat hatte die 
kaiserliche Sanction erhalten. Das Patent vom 1. November 1786, 
womit die Kundmachung erfolgte, motivirte die Publication mit der 
Absicht, ein gleichförmig allgemeines bürgerliches Becht in den ge- 
sammten deutschen Erbländem einzuführen und ordnete an, dass 
der zu Stande gebrachte erste Theil dieses bürgerlichen allgemeinen 
Gesetzbuches vom 1. Januar 1787 in allen darin behandelten Ge- 
genständen die alleinige Richtschnur der Handlungen der ünter- 
thanen sein, nach diesem Gesetze allein, in allen Fällen, die sich 
vom 1. Januar 1787 angefangen ereignen, Recht gesucht, vertheidigt 
und gesprochen werden solle. Gleichzeitig wurden in Ansehung der 
in diesem Theile des Gesetzbuches enthaltenen Gegenstände alle 
sowohl vaterländischen als angenommenen fremden Gesetze für die 
künftigen Fälle von nun an aufgehoben und für unwirksam erklärt, 
auch untersagt, sich darauf auf welche Art immer zu berufen. Dem 
bereits bei der Gerichtsordnung an den Tag getretenen Geist der 
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damaligen Gesetzgebung entsprechend, welche das Recht zur Aus- 
legung der Gesetze ausschliesslich dem Gesetzgeber gewahrt wi$sen 
wollte und eifersüchtig jede andere Auslegung verbot, wurden Richter 
und Unterthanen an den wahren und allgemeinen Verstand der 
Worte dieses Gesetzes angewiesen und sollten unter keinem ersinn- 
lichen Vorwande von der Vorschrift desselben abweichen. Nur wenn 
dem Richter ein Fall, der in dem Gesetze nicht bestimmt wäre, oder 
ein gegrünfleter Zweifel über den Verstand des Gesetzes auffiel, 
sollte die höchste EntSchliessung durch die vorgesetzte Behörde ein- 
geholt werden. 

In Galizien sollte die Wirksamkeit des neuen Gesetzes mit dem 
1. Mai 1787 beginnen. 

Was nun den Inhalt dieses Josephinischen Gesetzbuches betrifft, 
so müssen wir uns mit kurzen Andeutungen begnügen, um über das 
uns gesteckte Ziel nicht hinauszuschweifen. 

Dasselbe zerfällt in fünf Hauptstücke, welche in der Reihenfolge 
ziemlich der Einleitung und den vier Hauptstücken im ersten Theile 
des gegenwärtigen allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches entsprechen. 
Sie handeln nämlich: 1. von den Gesetzen in 27, 2^von den Rechten 
der Unterthanen überhaupt in 9, 3. von den Rechten zwischen Ehe^ 
leuten in 126, 4. von den Rechten zwischen Eltern und Kindern 
in 33, und 5. endlich von den Rechten der Waisen und Anderer, 
die ihre Geschäfte selbst nicht besorgen können, in 98 Paragraphen. 
In der Anordnung der einzelnen Materien jedoch weicht das Jo- 
sephinische von dem gegenwärtigen Gesetzbuch vielfach ab, und dies 
erscheint wohl begreiflich, wenn man erwägt, dass das gegenwärtige 
Gesetz die Frucht einer weiteren, durch praktische Erfahrungen be- 
reicherten fast fünfundzwanzigjährigen Thätigkeit war. Doch mag 
auch die Anordnung des Josephinischen Gesetzbuches als eine natür- 
liche bezeichnet werden; die einzelnen Bestimmungen sind einfach, 
klar und deutlich und haben in wesentlichen Puncten später nur 
wenig Aenderungen erfahren. 

Das erste Hauptstück enthält Verfügungen über die Kund- 
machung, über den Beginn der Wirksamkeit und die Anwendbarkeit 
der Gesetze; das Gewohnheitsrecht wird, ausser wo sich das Gesetz 
selbst darauf bezog, ausdrücklich aufgehoben und genau normirt, 
was in den gesetzlich zulässigen Fällen nothwendig sei, damit eine 
Gewohnheit verbindlich werde. Ferner folgen Bestimmungen über 

9* 
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Privilegien und wird schliesslich in des;i §§. 24 bis 21 das bereits 
im Kundmachungspatent enthaltene Verbot der judiciellen und 
doctrinellen Auslegung des weiteren ausgeführt. Nur analoge An- 
wendung des Gesetzes ist, wenn ein Fall zwar nicht wörtlich in 
dem Gesetze ausgedrückt, jedoch in den Umständen und der ganzen 
Beschaffenheit der Sache mit einem anderen ausdrücklich entschie- 
denen Falle vollkommen gleich wäre, unter jedesmaliger Anzeige an 
den Landesfürsten gestattet. Das zweite Hauptstück ist sehr kurz. 
Es beginnt mit dem Satze: §. 1. „Unter dem Schutze und nach 
der Leitung der Landesgesetze geniessen alle Unterthanen ohne Aus- 
nahme die vollkommene Freiheit." Sofort kommen Bestimmungen 
über die Folgen der Kriegsgefangenschaft — entgegengesetzt jenen 
der capitiis deminutio des römischen Rechtes — , über die allgemeine 
Erbfähigkeit, über Landsmannschaft, Erwerbfähigkeit der Fremden 
und Freizügigkeit. Verglichen mit den 29 Paragraphen des ersten 
Hauptstückes des gegenwärtigen allgemeinen bürgerlichen Gesetz- 
buches erscheint das zweite Hauptstück des Josephinischen wohl sehr 
. dürftig. Hier fehlt noch fast alles, was in jenem über die auf per- 
sönliche Eigenschaften und Verhältnisse sich beziehenden Bechte, 
namentlich über Staatsbürgerschaft und internationales Privatrecht 
so trefflich und kurz zusammengestellt ist. Hingegen ist das dritte 
Hauptstück des Josephinischen Gesetzbuches, über die Bechte der 
Eheleute, reichhaltiger als das entsprechende Hauptstück des gegen- 
wärtigen Gesetzes, da sich in jenem manche vermögensrechtliche 
Bestimmungen finden, welche, nunmehr in das 28. Hauptstück des 
zweiten Theiles „Von den Ehegatten" verwiesen, einen Theil des 
Obligationenrechtes ausmachen. Zunächst sind es die Bestimmungen 
des Patentes über Eheverlöbnisse und des Ehepatentes, welche in 
dieses dritte Hauptstück fast wörtlich aufgenommen wurden. 

Die Anordnungen des ersteren Patentes sind in den §§. 1 und 2 
des dritten ' Hauptstückes des Gesetzbuches enthalten. Jene der 
§§. 1 — 35 des Ehepatentes über die Competenz der weltlichen Ge- 
richte, über Ehehindernisse, über die Art der Einwilligung zur Ehe, 
über die kirchliche Einsegnung, über Aufgebot und die Einführung 
des Trauungsbuches finden sich in den §§. 3 — 11 und 14 — 39. 
Der §. 36 des Patentes über die Unauflöslichkeit der Ehe entspricht 
hier dem §. 98. Die §§. 37 — 40 über die Trennung wegen Ünver- 
mögenheit sind in den §§. 43—46, die §§. 41—43 über Ungültig- 
keit der Ehe in den §§. 113 — 115 mit wenig Abänderungen, die 
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§§. 44 — 57 über die Scheidung von Katholiken und Nichtkatholikea 
in den §§. 99 — 112 reproducirt. 

Neu hinzugekommen sind hingegen im dritten Hauptstücke die 
§§. 12 und 13 über die Verehelichung Grossjähriger ohne Einwil- 
ligung ihrer Eltern, die §§. 40—42 über die Intervention dritter 
Personen zur Zustandebringung der Ehe und deren allfällige Ent- 
lohnung, so wie über den Anfang der ehelichen Rechte und Pflichten, 
die §§. 47 — 97 über die gegenseitigen persönlichen Rechte und 
Pflichten der Ehegatten, über das Heirathsgut und die vermögens- 
rechtlichen Folgen der Ehe im allgemeinen, endlich die §§. 116 
bis 126 über die vermögensrechtlichen Wirkungen des Todes eines 
Ehegatten insbesondere. 

Das vierte Hauptstück: „Von den Rechten zwischen Eltern und 
Kindern** hat im gegenwärtigen bürgerlichen Gesetzbuch, sowohl in 
der Anordnung der Materie als in den gesetzlichen Bestimmungen 
selbst, mannichfache Umänderungen und Verbesserungen erhalten. 
Es handelt von der Vermuthung der ehelichen Geburt, §. 1; von 
dem Bestreitungsrecht des Mannes, §. 2; von den Pflichten des 
Vaters und der Mutter bezüglich der ehelichen und unehelichen 
Kinder, §§. 3 — 17;, von -den Rechten des Vaters im allgemeinen 
und in Bezug auf das Vermögen minderjähriger Kinder insbesondere, 
§§. 18 — 25; von den Rechten der Mutter, §. 26; von Wahleltem 
und Wahlkindern, §§. 28 — 33. Was die nicht unbedeutenden Ab- 
weichungen vom jetzigen Rechte betrifft, so wollen wir nur rück- 
sichtlich der unehelichen Kinder erwähnen, dass nach §. 10 derje- 
nige für den unehelichen Vater zu halten war, welcher während der 
Schwangerschaft, bei der Geburt oder sonst durch die kleinste 
Handlung zu erkennen gab, dass er das Kind als das seinige an- 
sehe; dass, wenn der Vater durch kein solches Anzeichen bestimmt 
werden konnte, die Mutter berechtigt sein sollte, denjenigen zur 
Unterhaltung ihres Kindes zu belangen, der eines in den ersten drei 
Monaten der Schwangerschaft mit ihr gepflogenen Beischlafs ent- 
weder geständig war, oder überwiesen werden konnte; dass das 
Gesetz nach den §§. 15 und 16 zwischen den unehelichen Kindern 
insofei^ einen Unterschied macht, als es wahrhaft uneheliche Kinder 
nur solche nennt, welche von Eltern erzeugt worden sind, die ent- 
weder beide oder einejs zur Zeit der Erzeugung mit dritten Personen 
verehelicht waren, oder zwischen welchen ein Ehehinderniss vor- 
handen war, das nicht gehoben werden konnte. Das Recht solcher 
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unehelicher Kinder war sowohl väterlicher- als mütterlicherseits auf 
den ausgemessenen Unterhalt beschränkt. Waren hingegen beide 
Eitern unverehelicht, so sollten die Kinder den ehelichen gleichge- 
halten und sowohl von der väterlichen als von der mütterlichen 
Seit^ aller Gerechtsamen theilhaft werden, die den ehelich geborenen 
Kindern zustanden. Es ist bekannt, dass Kaiser Joseph, so sehr er 
einerseits die Freiheit der Wahl gewahrt wissen wollte, und obgleich 
er diesfalls die bindende Kraft der Eheverlobungen aufhob, es den- 
noch begünstigte und gern sah, wenn ein begangener Fehltritt durch 
nachfolgende Yerehelichung ausgeglichen wurde. Yon diesem Stand- 
puncte ist die Bestimmung des §.16, Hauptstück lY des Josephi- 
nischen bürgerlichen Gesetzbuches erklärlich, so wie jene des darauf 
folgenden Paragraphs, dass den unverheiratheten Eltern die Verehe- 
lichung mit dritten Personen nur dann gestattet werden solle, wenn 
vorher wegen des vorhandenen Kindes, das durch diese Yerehelichung 
zu einem wirklich unehelichen gemacht wurde, vor der Gerichtsstelle 
zwischen den Eltern ein gütliches Uebereinkoramen getroffen wurde. 
War dieses nicht geschehen, so blieben dem Kinde seine Gerecht- 
same vorbehalten. 

Im Gegeniatze zu dem gegenwärtigen allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuche gebührte dem unehelicheft Yater nach §. 12, Haupt- 
stück lY des Josephinischen, nach dem Masse, als er das Kind 
unterhielt, auch die väterliche Gewalt über dasselbe, wenn er sich 
dersfelben nicht freiwillig begeben wollte. 

Das fünfte Hauptstück erhält seine Bedeutung insbesondere da- 
durch, dass es die nothwendige Ergänzung bildet zu den in der 
Instruction vom 9. September 1785, Abtheilung II, Abschnitt YI 
nur sehr mangelhaft enthaltenen Yorschriften über das Yerfahren in 
Pupillaraugelegenheiten. Es werden diesfalls Bestimmungen getroffen 
über die Bestellung des Yormundes, über die Personen, welche zu- 
nächst zu der Vormundschaft zu berufen seien oder derselben sich 
entschlg^en durften, vor allem aber über die Verwaltung des Pupil- 
larvermögens und die Art der Bechnungslegung. pie Anordnung 
der Materie ist auch hier eine von jener des gegenwärtigen Gesetzes 
vielfach verschiedene und zwar nicht nur- im Ganzen, sondern auch 
im Detail derart, dass, was dort in einem Paragraph vereinigt war, 
hier in mehrere Paragraphe getrennt und an verschiedene Orte ge- 
setzt erscheint, indess umgekehrt hier Vereintes dort getrennt sich 
findet. Im wesentlichen aber hat sich in diesem Theile das Gesetz 
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weniger verändert als in dem vorhergehenden. Bücksichtlich der 
Sicherstellung des Waisenvermögens durch den Vormund hält Kaiser 
Joseph's Gesetz die Mitte zwischen den Bestimmungen früherer Lan- 
desverordnungen, welche diesfalls nicht selten eine bestimmte Real- 
hypothek auf einem Immobile des Vormundes begehrten und dem 
§. 237 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches, welcher den Vor- 
mund von jeder Caution befreit, indem es in den §§. 41 und 42, 
Hauptstück V, zwar principiell die Pflicht der Sicherstellung für 
den Vormund, falls er von derselben nicht testamentarisch enthoben 
wurde, aufrecht erhält, bezüglich der Art der Sicherstellung aber es 
der Vormundschaftsbehörde überlässt, mit Bedachtnahme darauf, dass 
weder die Waisen einer gegründeten Gefahr ausgesetzt, noch taug- 
liche Vormünder von der Annahme der Vormundschaft abgeschreckt 
würden, in Erwägung zu ziehen, ob wegen dieser Sicherstellung mit 
einer gerichtlichen Verpflichtung des Vormundes sich zu begnügen 
oder eine mehrere und was für eine Sicherstellung zu fordern sei. 
Bemerkenswerth ist noch, dass das Gesetz unter den Fällen der 
Guratorsbestellung jener wegen Verschwendung gar keine Erwähnung 
thut und dass ein ' Hofdecret vom 22. Januar 1788 diese Auslassung 
ausdrücklich dahin erklärte, dass es von der bisl^r gebräuchlich 
gewesenen Prodigalitätserklärung ganz abzukommen habe und nie- 
mandem die freie Schaltung mit seinem Vermögen unter der Angabe 
der Verschwendung benommen werden solle, durch welche Bestim- 
mung jedoch die in üebereinstimmung mit §.51, Abtheilung II, 
Abschnitt VI der Instruction vom 9. September 1785, im §. 88, 
Hauptstück V des bürgerliphen Gesetzes enthaltenen Anordnungen 
bezüglich der Verlängerung der Vormundschaft über das vierund- 
zwanzig&te Jahr des Mündels wegen Leibes-, oder Gemüthsgebrechen 
desselben nicht aufgehoben sein sollten Hofdecret vom 10. März 1788. 

Bekanntlich wurde die Prodigalitätserklärung in das gegenwär- 
tige Gesetzbuch nieder aufgenommen. 

Mehr in das politische Gebiet einschlagend ist die Verordnung 
vom 23. Juli 1787, mit welcher der Kaiser, um allen Unordnungen, 
welche aus dem Mangel bestimmter Geschlechts- und bekannter Vor- 
namen entstehen mochten, vorzubeugen, befahl, die Judenschaft in 
allen Provinzen zu verhalten, dass ein jeder Hausvater für seine 
Familie^ der Vormund für seine Waisen und eine jede ledige, weder 
in der väterlichen Gewalt, noch unter einer Vormundschaft oder 
Curatel stehende Mannsperson vom 1. Januar 1788 einen bestimmten 
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Geschlechtsnamen führen, das weibliche Geschlecht im ledigen Stan.de 
den Geschlochtsnamen ihres Vaters, yerheirathet jenen ihres Mannes 
annehmen, jede einzelne Person aber ohne Ausnahme einen deutschen 
Vornamen sich beilegen und solchen Zeitlebens nicht abändern 
sollte. Alle bisher in der jüdischen Sprache, oder nach dem Orte, 
wo sich einer entweder für beständig oder auch nur* kurze Zeit auf- 
gehalten, z. B. Schaulem Töplitz, Jochem Eollin etc. üblich gewe- 
seneu Benennungen hatten gänzlich aufzuhören. Bei einer Strafe 
von zehn Gulden oder achttägiger öffentlicher Arbeit musste • die 
bezügliche Namenswahl bis längstens letzten November 1787 der 
Ortsobrigkeit angezeigt und durfte von dem einmal angenommenen 
Namen bei einer Strafe von fünfzig Gulden oder Fortschaffung aus 
allen Kronländern ohne Erlaubniss nicht mehr abgegangen werden. 
.Beschneidungs- und Geburtsbücher, Trauungs- und Todtenscheine 
waren hinfort in deutscher Sprache zu führen, beziehentlich auszu- 
stellen. Nachträgliche Verordnungen, machten jene männlichen und 
weiblichen israelitischen Vornamen bekannt, unter denen in deutscher 
Uebersetzung den Juden die Wahl frei stehen sollte. 

Die meisten so wohlklingenden Geschlechtsnamen der österrei- 
chischen Juden — freilich auch manche ganz abscheuliche Namen — 
verdanken jener Verordnung ihren Ursprung, und gar oft mochte 
Schabernak und Schelmerei die Hand mit im Spiele haben, wenn 
das Kreisamt dem zögernden Juden einen süss duftenden oder übel 
riechenden Namen für alle Zukunft octroyirte. 

Von rein localem Intecesse endlich ist die Wiener Ausziehord- 
nung vom 18. October 1782 und das Gesetz vom 7. Juni 1784, 
womit bis zur Zustandebringung des bürgerlichen Gesetzbuches in 
den Bechtsgeschäften der Unterthanen Mährens und Schlesiens die 
Beobachtung der bisher nur für den Bürgerstand bestimmt gewe- 
senen dortländigen Stadtrechte, insoweit sie anwendbar waren, auf- 
getragen wurde. 

Wir haben schon oben S. 97 und 117 die Organisirung der Handels- 
gerichte und das Patent vom 9. April 1782 besprochen, nach welchem 
die Wechselgerichte zweiter Instanz aufgehoben, die Appellationsge- 
richte an deren Stelle gesetzt und die allgemeine Gerichtsordnung 
mit gewissen Modificationen auch für die Handelsgerichte geltend 
erklärt wurde. In Lucca's Justizcodex findet sich ein Gesetz vom 
ß. December 1781, welches bereits diese Bestimmungen un4 ausser- 
dem die weiteren enthält: es sei ob des engen und oft geheimen 
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Zusammenhaoges, welchen Handelsleute unter sich haben, bei den 
Mercantil- und Handlungsgeschäflen die Einschreitung der Handels- 
leute in das Amt eines Bichters künftig hintanzuhalten, e^ seien 
demnach alle in den k. k. Erblanden bestandenen Mercantil- und 
Wechselgerichte sowohl in erster als zweiter Instanz vom 1. Mai 
1782 an aufgehoben und die diesfälligen Streitsachen bei den Ma- 
gistraten der Provincialhauptstädte zu verhandeln. Dieses Gesetz 
kam jedoch nicht ganz zur Ausführung, da zwar die meisten Mer- 
cantilgerichte mit den neuorganisirten Magistraten vereinigt wurden, 
daneben aber doch das Wiener, das Triester und in gewissem Sinne 
das Botzener selbständig blieben und da ferner gerade aus Anlass 
der Vereinigung die Bestimmungen über die Zuziehung von Handels- 
leuten ausdrücklich aufrecht erhalten wurden. 

Im Gebiete des Handelsrechtes sind aus der Begierungszeit 
Kaiser Joseph's II. insbesondere noch die Concurs- und Wucherver- 
ordnungen, so wie die Botzener Marktprivilegien zu erwähnen. Wir 
haben im zweiten Abschnitte hervorgehoben, dass bereits Maria 
Theresia den Auftrag zur Abfassung einer allgemeinen gemeinschaft- 
lichen Concursordnung hatte ergehen lassen. Gleichzeitig mit der 
Gerichtsordnung kam nun auch diese zu Stande. Es enthielt die 
Gerichtsordnung zwar selbst im neunten Gapitel die processualen 
und administrativen Bestimmungen des Concursverfahrens, da jedoch 
zu einer vollständigen Concursordnung auch die materiellen Bechts- 
bcsiimmungen über Vor- und Classenrechte der Gläubiger gehören, 
diese aber in die Processordnung füglich nicht aufgenommen werden 
konnten, so vereinigte man die letzteren mit den in der Gerichts- 
ordnung enthaltenen Anordnungen und publicirte sie gleichzeitig mit 
jener am 1. Mai 1781 als „allgemeine Concursordnung^ für die 
deutsch-böhmischen Kronländer. Auch sie sollte ihre Wirksamkeit 
am 1. Januac 1782 beginnen, doch ward auch hier der Termin auf 
den 1. Mai 1782t verlängert und bezüglich Galiziens nachträglich 
auf den 1. Januar 1784 festgesetzt. Grössere Genauigkeit, Beför- 
derung und Einförmigkeit der Bechtspflege ward auch diesfalls im 
Kundmachungspatent als Motiv der Publication angegeben. Wie die 
Gerichtsordnung, wie die Instruction, wie der erste Theil des bür- 
gerlichen Gesetzbuches, sollte auch sie als einziges allgemeines Ge- 
setz für den betreffenden Gegenstand und die bezeichneten Provinzen 
gelten, und wurden durch sie alle übrigen auf das Kridaverfahren 
Bezug nehmenden früheren Patente, Besolutionen , Gesetze und Go- 
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wohnheiten aufgehoben. Einer gerichtlichen oder doctrinellen Aus- 
legung und Erweiterung sollte auch hier nicht stattgegeben, ein 
allfälliger Zweifel, namentlich über die Priorität der Steuern dem 
Kaiser vorgelegt werden. Wie die Gerichtsordnung genügt auch 
dieses Gesetz unserer Zeit nicht mehr, da sich das Verfahren nach 
demselben in der Praxis als* zu langwierig und kostspielig heraus- 
stellte. Würde diesfalls auf eine grössere Beschleunigung mit mehr 
Strenge gedrungen und der Kostenpunct etwa dadurch, dass man 
die Leitung des Verfahrens mehr in die Hände des Richters legte, 
dass man Massavertreter und Massaverwaltcr mehr beschränkte und 
die Ansprüche derselben einer grösseren Mässigung unterzöge, ver- 
ringert, es Hesse sich vielleicht auch mit dieser Concursordnung das 
Auslangen finden. So viel wenigstens ist gewiss, dass es nicht 
lediglich Folge des Gesetzes ist, wenn in einzelnen Fällen der Con- 
curs zum legalen Mittel wird, den Goncursmassavertreter auf Kosten 
der Masse zu bereichern, den Gläubigern das leere Nachsehen und 
den Cridatar im Besitze eines erschwindelten Vermögens zu lassen. 
Auch hier hat die Praxis ein in seinen Grundlagen vortreffliches 
Gesetz ruinirt, und nur deshalb halten auch wir eine neue Concurs- 
ordnung für nothwendig. Uebrigens mag man die alte schmähen 
wie man wolle, in ihren Principien, so weit sie sich auf materielles 
Recht beziehen, wird sie schwerlich eine bedeutende Aenderung 
erfahren können, soll sie dem Bechtsbewusstsein entsprechen, und 
nur die formelle Seite derselben ist es, welche von Neuerungen zu- 
nächst wird berührt werden dürfen. 

Erwähnung verdient ein Hofdecret vom 10. März 1788, wonach 
ein fallirter Handelsmann in Triest von deiä künftigen Handel im 
Freihafen ausgeschlossen sein sollte, wenn seine Gläubiger zusammen 
einen Verlust von zwanzig oder mehr Procente an ihren richtigen 
Forderungen erlitten, so wie jenes vom 19. Juni 1786, womit in 
Folge der für Ungarn festgesetzten Gerichtsordnung, auf welche wir 
später zu sprechen kommen werden, die Verständigung aller Ap- 
pellationsgerichte von den in Ungarn ausgebrochenen Concursen ver- 
fügt wurde. 

Es ist bei Besprechung der Theresiana angedeutet worden, dass 
bezüglich des Wuchers eigene Gesetze bestanden. Das wichtigste 
derselben war jenes vom 26. April 1751 für die gesammten deutschen 
Länder Oesterreichs. Dieses verbot mehr als fünf, höchstens sechs 
Procent zu nehmen und bestrafte als Wucher an Capital, an Interessen 
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oder in den Nebenbestimmungen jedes diese Grenze umgehende 
offene oder verdeckte Darlehensgeschäft. Der contractus mohatrae, 
wenn ein Kaufmann Waaren auf Credit nimmt und dieselben, um 
baares Geld zu erhalten, gleich wieder um minderen Werth verkauft, 
das pactum commissorium , d. i. die auf die Yerfallzeit bedungene 
Pfandsverwirkung, und andere dergleichen Geschäfte wurden gleich- 
falls als Wucher bezeichnet. In allen Fällen wucherischer Geschäfte 
verfielen die geliehenen Beträge oder Waaren sammt allen Interessen 
und Nebenvortheilen, und wenn die Waaren bereits veräussert waren, 
deren Werth dem Fiscus. Es sollten aber ausserdem der Entlehner, 
der Unterhändler und der Leiher nach dem Ermessen des Bichters 
und mit Bücksicht auf ihr Alter, ihre sonstige Beschaffenheit, ihren 
höheren oder niederen Stand und die etwaige Wiederholung der 
wucherischen Handlung „mit Leibesstrafen angesehen, oder mit 
Arrest, Sequestrirung ihres Vermögens, Prodigalitätserklärung, Ver- 
bietung des Hofes auf eine Zeit, Suspendirung ab officio et salario 
ad tempus oder wohl gar Entsetzung ihrer habenden Dienste oder 
Ehrenstellen mehr oder minder gezüchtigt werden.* Der Entlehner 
sollte nur dann nicht gestraft werden, wenn er aus wahrer Noth, 
das ist aus einer solchen, wozu er durch vorläufige Verschwendung 
keinen Anlass gegeben hatte, einen wucherischen Handel eingegangen 
war. Stets war der Leiher strenger zu bestrafen. Dem Anzeiger 
jedoch sollte, wenn das quantum commissi et poenae, das dem Aerar 
zufiel, zusammen 4000 fl. nicht überstieg, die Hälfte, im anderen 
Falle ein Drittel des Betrages zufallen und sein Name geheim ge- 
halten werden. Kaiser Joseph IL hielt nun zwar die Bestimmungen 
über den gesetzlichen Zinsfuss aufrecht, schaffte aber gleichzeitig die 
bezüglichen Strafnormen ab, indem er mit Patent vom 29. Januar 
1787, „um dem durch gesetzmässige Bestimmung der Zinsen ge- 
hemmten Privatcredit Erleichterung zu verschaffen und durch Be- 
freiung vom Fiscalzwange den Zusammenfluss der Darleiher zu 
vermehren," alle bisher bestandenen Wuchergesetze in sämmtlicheii 
Erblanden aufhob, gleichzeitig jedoch den Gerichtsstellen verbot, auf 
höhere Interessen zu erkennen oder Execution zu ertheilen, als auf 
vier Procent bei Hypotheken, auf fünf Procent bei gewöhnlichen 
Darlehen und sechs Procent bei eigentlichen Mercantilwechseln zwi- 
schen Kaufleuten, Commercialisten und Fabricanten. 

Mit dem Statut vom 13. Januar 1787 bestätigte und modificirte 
Kaiser Joseph die alten Marktprivilegien und Statuten von Botzen, 



140 IIL Orgauisation und Legislation unter Kaiser Joseph II. 

Es. war diese Stadt schon im frühen Mittelalter ein Hauptmarkt für 
den italienisch-deutschen Handel gewesen. Die bedeutenden Interessen, 
die sich an diesen Verkehr knüpften, die Besonderheit und Eigen- 
thümlichkeit der Verhältnisse zwischen den Eaufleuten zweier an 
Charakter und Sprache so verschiedenen Nationen hatten allmälich 
zur Beobachtung gewisser ünsancen und Gewohnheiten geführt, und 
wir haben bereits oben erwähnt, yjfie dieselben in der Form von 
Privilegien durch die Erzherzogin Claudia im Jahre 1635 zum Ge- 
setze erhoben wurden. Später erhielten diese Privilegien immer und 
immer wieder ihre Bestätigung, so von Erzherzog Ferdinand Carl 
am 15. September 1648, von Erzherzog Sigmund am 19. Juli 1663, 
von Kaiser Leopold I. am 30. August 1666, von Kaiser Carl VI. 
am 6. August 1718 und zuletzt von Maria Theresia am I.April 1744. 
Nach dem 55 kurze Capitel umfassenden Bestätigungsdiplom der 
Letzteren sollte viermal im Jahre, an Halbfasten, an Frohnleich- 
nam, an St. Bartholomäi und an St. Andrea, jedes Mal durch fünf- 
zehn Tage Markt gehalten werden. Zur Schlichtung der auf die 
Marktgeschäfte bezüglichen oder sonst zwischen den Markttheilnehmern, 
einheimischen und fremden, dann ihren Factoren, Speditoren, Con- 
ductoren etc. entstehenden Rechtsstreitigkeiten, so wie zur Durch- 
führung der Concurse über das Vermögen zufahrender Kaufleute und 
zur Abhandlung der Verlassenschaft bei Handelsleuten, welche während 
des Marktes gestorben waren, fungirte ein eigener Markt -Magistrat 
erster und zweiter Instanz, je aus einem Consul und zwei Käthen 
bestehend. Es bildeten die den Botzener Markt regelmässig be- 
suchenden ansehnlicheren Kaufleute einen eigenen Verband, Coatrat- 
tation genannt. In diesen mochte jeder Kaufmann aufgenommen 
werden, welcher durch zwei Jahre den Markt besucht und zwei 
Drittel der Contrattanten für sich hatte. Hingegen musste er hin- 
fort jährlich wenigstens auf zwei Märkten erscheinen, wollte er aus 
dem Verbände nicht ausgeschlossen werden. Jährlich am Bartho- 
lomäi-Markt wählten nun die Contrattanten für die vier Märkte des 
folgenden Jahres aus ihrer Mitte durch Ballotage sechs Kaufleute, 
drei Deutsche und drei Italiener, welche das Mercantilgericht erster 
und zweiter Instanz in der Art zu bilden hatten, dass von Jahr zu 
Jahr abwechselnd ein deutscher Consul und zwei italienische Käthe 
als erste, hingegen ein italienischer Consul und zwei deutsche Käthe 
als zweite Instanz zu fungireu hatten. Die Stelle der Consuln wurde 
gleichfalls durch Ballotage aus den sechs gewählten Contrattanten 
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besetzt, und durfte kein Contrattant bei einer Strafe von 300 fl. 
ohne erhebliche Bewegursachen die auf ihn gefallene Wahl ablehnen, 
noch während seines Amtes zur Marktzeit aus Botzen sich entfernen. 
Zur Besorgung der Kanzleigeschäfie und niederer Dienstleistungen 
wählten die Magistrate und Gontrattauten einen Kanzler, einen Actuar 
und einen Pedell oder Bathsdiener. 

Der Mercantilmagistrat hielt nur während des Marktes Gericht, 
doch erstreckte sich seine Jurisdiction, namentlich insofern es sich 
um die Durchführung seiner Erkenntnisse, bei welcher ihm alle Be- 
hörden Beistand zu leisten hatten, handelte, auch noch darüber 
hinaus. Das Verfahren war ein summarisches „nach Kaufmannsstylo, 
mittels Anhörung beeder Partheyen Klag- iind Antwort j durch Er- 
kundigung der puren Wahrheit des Facti, ohne Errichtung eines 
zierlichen Process, ja, sine figura et strepitu Judicii, auch ohne 
einige Bezahlung vor die Bemühung.** Cap. 18. Rechtsgelehrte und 
Advocaten blieben davon ausgeschlossen. Auch gab es keine Re- 
vision, sondern wenn ungleiche Urtheile vorlagen, hatte die erste 
Instanz des Voijahres, oder wenn deren sämmtliche Mitglieder er- 
mangelten, die zweite Instanz des Vorjahres die Entscheidung zu 
fällen. Besondere Erwähnung verdient das 36. Capitel des Diplomes, 
aus welchem wir ersehen, dass in Botzen neben dem Concurs her- 
kömmlich schon lange ein Vergleichsverfahren bestand , indem es 
daselbst heisst: „Wo so dann ein Fallirter von wegen seiner durch 
Marckts-Negotien erwachsenen Schulden, umb Aufschub, Nachlass 
oder Vergleich ansuchen, und ies ihme von seine Gläubigern ver- 
williget wurde, solte nach vorhero von denen Magistraten ergangenen 
Edictal-Citation derjenige Vergleich seine Gültigkeit und Bestand 
haben, in welchem zwey Drittel der Creditoren (nicht nach Anzahl 
der Persohnen, sondern nach Betrag der gantzen Schulds -Summa 
gerechnet) darein verwilligct, folgsamb auch der übrige dritte Theil, 
so sich fiierzu nicht verstanden, *oder abwesig gewest, gleichwohl an 
getroffenen Accord eben also gebunden seyn, als ob sie selbigen 
freywillig angenommen und unterschrieben hätten. Und gleichwie 
die Landes -Unterthanen eben sowohl an dergleichen Concurs und 
Austheihing derer fallirten Marcktseffecten participiren, als sollen 
auch dieselbige, wann sie nur gemeine oder Current- Schulds- An- 
sprüchen ohne Hypothek haben, gehalten sein, sich mit jenigen 
Vergleich zu vergnügen, welchei* von den mehreren Theil des Marckts- 
Creditoren beschlossen worden." Auch für die, auf den BotzoBet 
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Messen in frühester Zeit vorkommenden Messwechsel, welche den 
zahlreichen, bei der Verschiedenheit der Münzen und Geldsorten 
nothwendigen Wechselgeschäften daselbst, ihren Ursprung verdanken 
mochten, wie denn überhaupt das Wechselinstitut von Italien aus 
über solche Knotenpuncte des Verkehrs nach Deutschland sich ver- 
breitete, bestanden eigene Bestimmungen. 

Kaiser Joseph bestätigte, wie gesagt, mit dem oben angezogenen 
Patente, das in 5 Capiteln und 87 Paragraphen von dem Botzener 
Markte, von der Bestellung des Marktgerichtes, von der Wirksamkeit 
desselben, von dem bei demselben zu beobachtenden Verfahren und 
von den verschiedenen Markts- und Wechselrechten handelt, diese 
Privilegien, gleichzeitig aber fügte er denselben im Interesse der 
von ihm eingeführten Gleichförmigkeit der Bechtspflege und zur 
beaensL Einfügung in seinen Gerichtsorganismus Modificationen bei, 
als deren wcseaUichsfe wir folgende bezeichnen können. Hinfort 
sollte das Botzener Marktgericht nur in erster Instanz sprechen und 
aus einem Console, einem Viceconsole, zweien Käthen deutscher, 
zweien Käthen italienischer Nation, einem mit ordentlicher Stimme 
versehenen, besoldeten und ständigen Cancelliere und einem gleich- 
falls mit Gehalt angestellten, ständigen, gleichzeitig als Marktnotario 
fungirenden Actuario zur Führung der KathsprotokoUe bestehen. 
Die Wahl sollte in herkömmlicher Weise vorgenommen werden.« 
War der Consul ein Deutscher, so sollte der Viceconsul ein Italiener 
und im folgenden * Jahre das Verhältniss umgekehrt sein. Zum 
Kanzler und Actuar konnten nur mit Eligibilitäts-Decreten des 
inner- und oberösterreichischen Appellations - Gerichtes versehene, 
beider Sprachen kundige Concurrenten gewählt werden. War der 
Markt zu Ende, so trat an die Stelle des Markt-Magistrates die De- 
putation, welche aus zwei Botzener Handelsleuten, dem Cancelliere 
und Notario bestand. Als zweite Instanz trat die adelige Justizad- 
ministration zu Botzen unter Zuziehung zweier, gleichfalls am Bar- 
tholomäi- Markt nebst zwei Ersatzmännern zu wählenden Kaufleute 
und zwar eines Deutschen und eines Italieners ein. In beiden In- 
stanzen sollte auch fernerhin das Kecht unentgeltlich gesprochen 
werden. Die Kevision ward für zulässig erklärt und an die oberste 
Justizstelle geleitet. Gleichzeitig wurde mit den entsprechenden 
Abänderungen die allgemeine Gerichts- und Concursordnung auch 
für die Botzener Mercantilbehörden vorgeschrieben. Es ward in 
das Belieben der Parteien gestellt, sich durch Kechtsfreunde vertreten 
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zu lassen, und nur ausländische Advocaten blieben ausdrücklich 
ausgeschlossen. Die Bestimmung des Capitels .36 aber wurde auch 
in die neuen Privilegien, Capitel IV, §. 62, in Ausnahme zu dem 
§. 354 der allgemeinen Gerichtsordnung, mit der Modification auf- 
genommen, dass in den vor den Marktmagistrat gehörigen Schuld- 
sachen eine Behandlung der Gläubiger, wonach sie einen Theil ihrer 
Forderungen nachzulassen verurtheilt werden, in allen Fällen, wo 
zwei Drittel der Gläubiger, nach dem Betrage der Forderungen ge- 
rechnet, der von dem Schuldner angebotenen Ausgleichung bereits 
beigetreten sind, damals statthaben sollte: a) Wenn jenen, so die 
Beitretung zur Ausgleichung verweigern, kein Pfand oder Vorrecht 
vor jenen Gläubigem gebührt, welche die Behandlung eingegangen 
haben; b) wenn die sämmtlichen Gläubiger, die der Ausgleichung 
beigetreten sind, gegen jene, welche sie verweigern, die Richtigkeit 
ihrer Forderungen reehtsbeBtandig erwiesen haben, und c) wenn jene 
Gläubiger, welche die Beitretung verweigern, ein von dem Schuldner 
verschwiegenes Gut, oder die Möglichkeit zu Eriangung einer vor- 
theiihnfteren Zahlung vorzulegen und darzuthun nicht vermögen. 

Was die Hebung des Realcredits durch Einführung von Grund- 
büchern betrifft, so hatte Maria Theresia ihrem Sohne diesfalls nicht 
viel zu thun übrig gelassen. In dieser Bichtung musste sich die 
Thätigkeit des Kaisers darauf beschränken, auf eine genaue Aus- 
führung der schon erlassenen Verordnungen zu dringen. Und eine 
sorgföltige Ueberwachung war hier wohl nothwendig, denn gar selt- 
same Dinge müssen bei Durchführung der Grundbuchspatente bis 
weit in unser Jahrhundert hinein vorgekommen sein, wenn es anders 
nicht bloss Anekdoten sind, was dem Verfasser ehemalige Mitglieder 
obergerichtlicher Visitationscommissionen mitgetheilt haben, wie hie 
und da in den Provinzen auf dem Lande der Herr Pfarrer das 
Grundbuch mit Kreide an der Thüre führte, oder des Herrn Justi- 
tiars Frau Wirthschafterin den Tabularstand im Küchenkalender 
ersichtlich machte. 

Erwähnung verdient nur die Vereinigung der böhmischen Land- 
tafel mit dem Prager Jjandrechte, von welcher wir schon oben ge- 
sprochen haben, die mit dem Hofdecret vom 28. October 1782 befohlene 
Vereinigung des bei dem königlichen Amt zu Troppau. geführten Vor- 
merk- und Hypothekenbuches mit dem Amte der mährischen Landtafel 
und die Errichtung einer eigenen Landtafel für den Bezirk Brttsgau 
zu Freiburg durch Patent vom 1. August 1783» 
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Auch bezüglich des Bergrechts haben wir das Wichtigste, die 
Orgauisirung der Berggerichte und die Adaptirung der allgemeinen 
Gerichtsordnung für dieselben schon oben erwähnt. Letztere erfolgte 
mit dem Patente vom 1. November 1781, wodurch gleichzeitig be- 
stimmt wurde, welche Gegenstände künftig vor das berggerichtliche 
Forum gehören sollten. Die bisher von den Berggeyichten über 
Personen, welche dem Bergdienst angehörten oder auch nur im Ge- 
richtsbezirke wohnten, ausgeübte Personalgerichtsbarkeit hatte auf- 
zuhören und nur auf Gegenstände, welche den Bergbau selbst, seine 
Entität, die dazu gehörigen Waldungen und das dienstliche Ver- 
hältniss der Bergbeamten, Bergarbeiter oder anderer Bergwerksver- 
wandten betrafen, daher bezüglich der genannten Personen nur auf 
eine Art Disciplinarverfahren gegen dieselben, so wie auf die Aus- 
führung eines bezüglich ihrer erkannten Arrestes sollten in Zukunft 
die Jurisdictionen der Berggerichte beschränkt sein, bezüglich aller 
anderen Rechtsangelegenheiten aber auch die Bergwerksverwandten 
den gewöhnlichen Gerichten unterstehen. Als zweite Instanz wurden 
zwar auch hier schon die allgemeinen Appeüationsgerichte bezeichnet, 
doch ging der Bevisionszug nach §.10 des angezogenen Patentes 
an die k. k. Hofkammer in Münz - und Bergwesen. Von letzterer 
Bestimmung kam es jedoch nach §. 6 der Patente vom 3. April 
und 10. Juli 1783 ab und wurde die oberste Justizstelle auch für 
die Berggerichte als allgemeine dritte Instanz eingesetzt. Durch 
diese beiden Patente wurde gleichzeitig die Orgauisirung der Berg- 
gerichte und ihrer Substitutionen in den österreichischen Ländern 
und in Böhmen vorgezeichnet, welche sich auch in den Jurisdictions- 
normen der einzelnen Kronländer vorfindet. Die berggerichtlichen 
Substitutionen sollten bloss mündliche Klagen aufnehmen, einstweilige 
Vorkehrungen bei Gefahr im Verzug treffen und von den Bergge- 
richten zur Instruirung der Processe und zu anderen richterlichen 
Amtshandlungen delegirt werden können. Die Taxordnung vom 
1. November 1781 wurde gleichfalls für die Berggerichte bindend 
erklärt. 

Für Mähren und Schlesien wurde mit dem Patente vom 19. April 
1785 die Gerichtsbarkeit des Berggerichtes zu Kuttenberg auch auf 
den, den Priv^tdominien eigenen Bergbau erstreckt, doch sollte den 
bauenden Grundherren des Herrn- und Ritterstandes die Bergge- 
ricbtsbarkeit in ihren herrschaftlichen Bezirken nach Art der berg- 
gerichtlichen Substitutionen zustehen. Dasselbe ward mit dem Patent 
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vom 18. Octöber 1785 bezüglich jener den Bergbau treibenden Pri- 
vatdominien in Böhmen ausgesprochen, Trelche nach den Bergwerks- 
vertragen vom Jahre 1534 und 1575 der Bergwerkslehen und 
Gerichtsbarkeit fähig waren; doch sollte denselben gestattet sein, 
ihre Berggerichtsbarkeit dem nächstgelegenen landesfOrstlichen Berg- 
gericht, beziehentlich der nächsten Substitution zu übertragen, wie 
dies vorher schon einige gethan hatten. In Galizien erfolgte die 
Organisiruug der Berggerichte, wie erwähnt, mit den Patenten vom 
7. Mai und 9. October 1786. In Bergbelehnungsfallen und in der 
inneren Leitung des Bergbaues wurde nebst dem angeordneten be- 
sonderen Manipulationsunterrichte die in Böhmen, Mähren und Schle- 
sien übliche Joachimsthaler Verordnung bis zum Erscheinen einer 
eigenen galizischen Bergordnung vorgeschrieben. Doch können die 
vorzüglichen, mehr das Administrative des Bergbaues als das Berg- 
recht betreffenden Verordnungen Kaiser Joseph's nicht Gegenstand 
dieser Abhandlung werden. 

Ein anderer Zweig der Gesetzgebung ist es aber, an welchem, 
wenn er gleich mehr dem politischen Gebiete anzugehören scheint, 
seines hohen juridisoben Interesses wegen, eine Arbeit, welche die 
Geschichte der Justizreformen Oesterreichs zum Vorwurfe hat, we- 
nigstens nicht ganz mit Stillschweigen vorübergehen kann; wir meinen 
die auf das Herrschafts- und Unterthänigkeitsverhältniss bezüglichen 
Verordnungen. Joseph IL hatte noch kein volles Jahr die Zügel 
der Regierung allein in den Händen, als er mit Patent vom 1. No- 
vember 1781 die liCibeigenschaft für immer aufhob und verordnete, 
dass in Zukunft ausser den auf den unterthänigen Gründen haften- 
den Boboten, Natural- und Geldprästationen den ünterthanen ein 
Mehreres nicht auferlegt werden dürfe. Bereits zwei Monate vorher 
hatten zwei Patente vom 1. September 1781 das Verfahren zwischen 
den Ünterthanen und ihrer Grundobrigkeit geregelt. 

Nach dem einen sollte ein Unterthan, welcher an seine Grund- 
obrigkeit eine gerechte Forderung zu stellen oder durch eine von 
der Obrigkeit oder ihren Beamten und Dienern an ihn gestellte 
Forderung gekränkt zu sein vermeinte, sich vor allem bei seiner 
Obrigkeit melden und von dieser gütliche Abhülfe ansuchen. Nur 
wenn er diesfalls keinen Bescheid erhidt oder mit dem erhaltenen 
nicht zufrieden war, stand es ihm frei, unter gehöriger Ausweisung, 
dass er die Sache zuerst bei seiner Obrigkeit angebracht hatte, an 
das Kreisamt zu gehen. Dieses suchte vor allem zwischen beiden 

Domin, öaterr. Rechtsgeschfchte. 10 
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Theilen einen gütlichen Ausgleich zu Stande zu bringen; gelang 
dies nicht, so entschied das Ereisamt nach Vernehmung der beiden 
Parteien entweder selbst die Sache, insofern es sich um Klagen 
wegen des Contributionale, wegen Roboten oder anderer patent- und 
generalieu widrigen Excesse, mit einen! Worte um politische Ange- 
legenheiten handelte, und es stand dann sowohl dem Unterthan als 
der Obrigkeit der Becurs an die Landesstelle und in dntter Instanz 
an den Kaiser offen; oder das Kreisamt gab die Sache an den in 
jeder Provinz aufgestellten Unterthansadvocaten, wenn es sich nicht 
um Klagen aus dem Unterthänigkeitsverhältnisse handelte, sondern 
um sol(*e, die ein Privatrecht, eine Waisen-, Curatel- oder Ver- 
lassenschaftsangelogenheit zum Gegenstande hatte oder bei denen es 
sich, wenn sie gleich ex nexu subditelae entstanden, nicht um die 
Erörterung des Factums, sondern um jene des Bechtes handelte. 
Der Unterthansadvocat hatte sohin, wenn er vollkommen instmirt 
war, die Sache bei dem ordentlichen Gerichte, d. i. bei dem be- 
treffenden Landrechte anhängig zu machen. Wo keine Unterthans- 
advocaten waren, musste nach dem Hofdecrete vom 28. October 1781 
der Fiscus die Unterthanen unentgeltlich vertreten. Klagten mehrere 
Unterthanen oder ganze Gemeinden, so hatten sie ihre Klage durch 
zwei gewählte Deputirte anzubringen. 

Das zweite Patent vom 1. September 1781 regulirt das der 
Grundobrigkeit gegen renitente Unterthanen, welche die^Ausführung 
der von den Herrschaften innerhalb der ihnen zukommenden Wirk- 
samkeit erlassenen Verfügungen verweigerten, zustehende Strafrecht. 

Die Strafen bestanden in Arrest, allenfalls bei Wasser und Brod, 
und in Strafarbeit, beide nach Umständen verschärft durch Anlegung 
von Fusseisen, dann in Abstiftung von Haus und Hof. Doch musste, 
wenn es sich um letztere oder um mehr als achttägigen Arrest oder 
eine gleich lange Strafarbeit handelte, die kreisamtliche Genehmigung 
eingeholt werden. Arrest und Strafarbeit sollten zur Zeit dringen- 
der Feldarbeit suspendirt werden. Handelte es sich um Unterthanen. 
die sich als Aufwiegler zeigten, oder war die Benitenz mit Gewalt 
verbunden oder mit Störung der allgemeinen Buhe, so gehörte die 
Sache vor das Halsgericht. Beide Patente, welche ursprünglich für 
Tirol und Vorarlberg nicht waren erlassen forden, wurden mit 
Patent vom 2. Juni 1788 auch auf diese Länder ausgedehnt. 

In Lehensachen mögen als die wichtigsten Gesetze dieser Periode 
bezeichnet werden der §. 4 der allgemeinen Instruction für die 
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Fiscaläinter vom 20. März 1783, womit diesen die Vertretung der 
landesfürstlichen Leheusangelegenheiten übertragen wurde, das soge- 
nannte Lehenpatent vom 10. Juli 1786, womit die Lehenvei^n- 
derungsgebühren bestimmt wurden, die verschiedenen Jurisdictions- 
normen, welche die Lehenstreitigkeiten landesfttrstlicher Lehen an 
die Landrechte übertrugen, insbesondere die Gesetze vom 13. Fe- 
bruar 1786 und 18. September 1787, betreffend die Competenz bei 
niederösterreichischen und böhmischen Lehen; vor allem aber das 
Hofdecret vom 8. Januar 1789 an das böhmische und mährisch- 
schlesische Landesgubernium, womit in Ansehung aller im Lande 
vorhandenen landesfürstlichen sowohl, als auch der von dem Ver- 
leihungsrechte der Stifter und Klöster abhängenden liehen verordnet 
wurde, es solle bei deren erfolgender Erledigung der nexus feudalis 
aufgehoben und alsdann selbe zum Besten des höchsten Aerariums 
uud des Religionsfonds an den Meistbietenden hintangegeben werden. 

Wir gehen auf die Josephinische Strafgesetzgebung über. 

Was Maria Theresia in dieser Richtung gethan und wie sie 
die ihrem peinlichen Rechte anklebenden Härten noch in ihren 
letzten Lebenstagen gemildert hat, ist aus dem vorigen Abschnitte 
erinnerlich. Hier wird es sich darum handeln, darzustellen, welche 
Fortschritte das materielle und formelle Strafrecht unter Kaiser Jo- 
seph II. gemacht habe, und auch der projectirten Organisiruug der 
Strafgerichte wird zu gedenken sein, da wir sie oben, wo von der 
Gerichtsorganisirung im allgemeinen die Rede war, wegen ihres Zu- 
sammenhanges mit der Criminallegislatur und da dieselbe mit geringen 
Ausnahmen nicht zur Ausführung kam, übergingen. 

Kaiser Joseph's Sinn war vom Anfange seiner Regierung auf 
eine zeitgemässe Umwandlung der Strafgesetzgebung gerichtet. Die 
diesfalls von ihm ausgegangene legislatorische Thätigkeit äusserte 
sich in allen drei genannten Richtungen, das ist im materiellen 
Strafrecht, im Strafprocess und in der Eintheilung der Criminalge- 
richte. Ehe jedoch die diesfälligen grösseren Gesetzeswerke zu Stande 
kamen, suchte der Kaiser durch transitorische Massregela die Mängel 
der bestehenden Verordnungen zu verbessern. Dies machte sich 
zunächst in Bezug auf das materielle Strafrecht geltend. 

Schon in den letzten Regierungsjahren Maria Theresia's war 
die Todesstrafe nur noch selten zur Anwendung gekommen und wir 
haben diesfalls die Resolution der Kaiserin vom 2. Januar 177G 
hervorgehoben. 

MO* 
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Kaiser Joseph befahl nun sehr bald nach dem Antritte seiner 
Begierung mit einer geheim zu haltenden Allerhöchsten Eni- 
Schliessung vom 9. März 1781 allen Gerichten, ^^dass die nach den 
Gesetzen zu schöpfenden Todesurtheile zwar den Delinquenten ange- 
kündigt, jedoch weder vollzogen, noch auch die Malefizperson aus - 
^gesej^, sondern vorläufig das Todesurtheil sammt den Acten der 
obersten Justizstelle eingesendet und die weitere Entschliessung ab- 
gewartet werden soll.** Mit einer weiteren Allerhöchsten Entschlies- 
sung vom 22. August 1783, die gleichfalls nur als geheime Instruction 
der Gerichte dienen sollte, wurde angeordnet, „dass von da an die 
Todesurtheilfe auch nicht m ehr a n gekflndigt werden so llen, sondera 
dass in jedem Falle, wo das Erkenntniss nach den dermal noch 
bestehenden Gesetzen auf die Todesstrafe abgeht, die Untersuchungs- 
acteu an das Criminal-Obergericht einzuschicken seien,** 

Von einem einzigen Falle abgesehen, wo es sich um einen mit 
besonderer Verruchlheit verübten Baubmord handelte, Hess der 
Kaiser auch immeV Gnade walten, und so war die Todesstrafe noch 
vor Erscheinen des Strafgesetzes vom 2. April 1787, in dem sie bei 
dem ordentlichen Verfahren für kein Verbrechen mehr als Strafe 
angesetzt wurde, thatsächlich aufgehoben. 

Vor diesem neuen Strafgesetze wurde auch das Hofdecret vom 
1. September 1783 an die Justizbehörden aller Provinzen erlassen. 
Hienach sollte künftig kein Verbrecher in den gesammten Erbslaaten 
mehr zum Festungsbau verurtheilt, und es mussten bis 1. November 
1783 die noch in den festen Plätzen unter der Verwahrung des 
Militärs stehenden Delinquenten, sie mochten vom Militär oder vom 
Civil abgeurtheilt worden sein, von dem Civil zur Verwahrung und 
Vollstreckung ihrer Strafe übernommen werden, Verbrecher, die zu 
lebenslänglichem oder unbestimmte Zeit dauerndem Gefängniss ver- 
urtheilt worden waren, die ein besonders schweres Verbrechen: 
Münz- oder Staatspapierfölschung, untreue Amtirung, Baub, Mord 
oder Brandlegung begangen hatten, oder die wegen ihres bösen Ge- 
müthes in den Arrestantenlisten ausgezeichnet wurden, sollten unter 
Civil Verwaltung a uf den Schlossberg^nach Gratz oder auf d en Spiel- 
berg gebracht, die übrigen in den Gefängnissen jener Halsgerichte, 
Wn""denen sie verurtheilt worden waren, oder wenn es sich um 
Militärpersonen handelte, im Zuchthaus jener Provinz angehalten 
werden, wo das Begiment seinen Werbbezirk hatte. Insbesondere 
sollten die gefährlichsten Verbrecher nach Gratz kommen, wo zu 
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ihrer üeberwachung ein Oberprofoss mit 500, ein Profoss mit 300, 
und acht Steckenknechte mit je 150 fl. Gehalt bestellt waren. An 
Atzung und Verpflegung waren für die Gratzer Sträflinge täglich 
vier Kreuzer per K opf ex "camerdTTbemessenT so weif sie nicht durch 
ihre Arbeit sich selbst die Verpflegung erwerben konnten. Bei den 
Halsgerichten hatte diesen Betrag die Obrigkeit ohne Zuthun der 
Gemeinden zu entrichten, wofür die Delinquenten der Obrigkeit zu 
arbeiten hatten. 

Im siebenten Jahre der Begierung des Kaisers, am 13. Januar 
1787, wurde endlich das neue „Allgemeine Gesetzbuch über Ver- 
' brechen und dei*selben Bestrafung* sanctionirt und mit Patent vom 
2. April 1787 durch den Druck öffentlich bekannt gemacht. Die 
wesentlichsten Unterschiede des Josephinischen vom Theresianischen 
Strafgesetze treten uns lebhaft vor Augen, wenn wir das Kund- 
machungspatent des ersteren und damit die Motive lesen, welche zur 
Verfassung desselben den Anlass boten. 

„Um auch der strafenden Gerechtigkeit,* heisst es daselbst, 
„durch ein allgemeines Gesetz eine bestimmte Bichtung zu geben; 
bei Verwaltung derselben alle Willkür zu entfernen, zwischen 
Criminal- und politischen Verbrechen eine anständige Grenzlinie 
auszuzeichnen, zwischen Verbrechen und Strafen das billige Eben- 
mass zu treffen und die letzteren nach einem Verhältnisse zu 
bestimmen, damit ihr Eindruck nicht bloss vorübergehend sein möge, 
wird das allgemeine Gesetz über Verbrechen und Strafen mit 
dem Befehle kund gemacht, dass von dem Tage der Kundmachung 
dasselbe den k. k. Unterthanen, Criminalrichtern und den politischen 
Behörden zur allgemeinen Bichtschnur dienen soll.* Alle älteren 
diesfälligen Gesetze wurden gleichzeitig ausser Kraft gesetzt und die 
Criminalrichter angewiesen, ; künftig ihr Amt nur gegen diejenigen 
zu handeln, die wegen eines in diesem Gesetze ausgedrückten Cri- 
minalverbrechens bei dem Criminalgerichte einkommen.* Ausdrück- 
lich heisst es dann noch in den §§. 1 des ersten und zweiten Theiles, 
dass als Criminal-, beziehentlich als politisches Verbrechen nur jene 
gesetzwidrige Handlung anzusehen sei, welche durch das Stra^esets 
als solches ausdrücklich erklärt werde. 

Die Hauptunterschiede der beiden Strafgesetze springen hienach 
von selbst in die Augen. Vor allem sollte der in der Theresiana 
dem Bichter masslos eingeräumten Willkür in der Beurtheilung und 
Bestrafung der Verbrechen ein Ziel gesetzt werden, auch sollten 
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nicht alle strafbaren Handlungen in eine Linie gestellt, sondern die 
Verbrechen im eigentlichen Sinne — Criminalverbrechen — von den 
leichteren Gesetzestiberschreitungen — den politischen Verbrechen 
nach der Terminologie des Josephini sehen Gesetzes — in ihren Folgen 
und in ihrer Behandlung unterschieden werden. Nur über jene 
mochte den Halsgerichten die Jurisdiction zustehen, indess diese vor 
das Forum der politischen Behörde hinfort verwiesen wurden; eine 
Ueberweisung, die übrigens in der Mehrzahl der Fälle wohl kaum 
zu rechtfertigen war. Die Strafen sollten sowohl für jedes einzelne 
Verbrechen entsprechend bemessen, als auch unter sich in ein rich- 
tigeres Verhältniss gebracht werden. . Die Todesstrafe wurde, wie 
erwähnt, bloss für das standrechtliche Verfahren beibehalten. Dabei 
sollte das Strafgesetz von dem Strafprocess auch äusserlich getrennt 
erscheinen, die im ArtikelTÖl "aer Theresiana"'"^ge'stättete analoge 
Anwendung des Gesetzes auf Fälle, welche in diesem selbst als 
strafbar nicht bezeichnet waren, streng verpönt, vielmehr der Richter 
gehalten sein, nur die von dem Gesetze ausdrücklich bezeichneten 
Handlungen als Criminal- oder politische Verbrechen zu behandeln, 
und zwar dies um so mehr, als dem Geiste der gesammten Josephi- 
nischen Gesetzgebung entsprechend der Bichter an die buchstäbliche 
Beobachtung des Gesetzes gebunden war. (Theil I, Cap. II, §. 13.) 
Alle diese Zielpuncte wurden erreicht, und so entstand ein von 
der Theresiana, welche in Zukunft nur noch bei den Militärgerichten 
Geltung behielt, in Inhalt und Form ganz verschiedenes Gesetz, 
welches mit jener nur das Princip der Allgemeinheit und der Aus- 
schliessung jedes anderen Gesetzes gemeinsam hatte, sonst aber den 
entschiedensten Uebergang zur gegenwärtigen Gesetzgebungsweise 
vollendete. Hinfort blieb die richterliche Willkür beschränkt, hinfort 
wurde zwischen eigentlichen und politischen Verbrechen — den 
späteren schweren Polizeiübertretungen und den jetzigen Verg^en 
und Uebertretungen — unterschieden, wenngleich die Beurtheilung 
der letzteren entweder bezüglich aller oder eines Theiles derselben 
häufig wechselnd den Gerichten wieder anheimfiel; hinfort blieben 
Strafgesetz und Strafprocess mehr als in der Theresiana getrennt; 
hinfort stand der Grundsatz aufrecht, dass nur die im Gesetze aus- 
drücklich bezeichneten Handlungen unter dasselbe fallen konnten. 
Nur die Strafen wurden später mehrfachen Aenderungen unterzogen, 
die Detaiibestimmungen wurden entsprechend modificirt und das 
Gebot der buchstäblichen Auslegung gelockert. 
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Das Gesetz, aus zwei Theilen und 226 meist kurzen Paragraphen 
bestehend, handelt in gedrängter aber klarer Weise im ersten Theile 
von Criminalverbrechen und Criminalstrafen , im zweiten von poli- 
tischen Verbrechen und politischen Strafen. Welche Motive bei der 
Zutheilung der einzelnen gesetzwidrigen Handlungen in die Kategorie 
der Crimina oder der politischen Verbrechen massgebend waren, 
sagt das Gesetz nicht, da ihm jede Casuistik, jede Breite und Weit- 
schweifigkeit der Darstellung, welche in der Theresiana zur Verwinung 
der Begriffe führte und der willkürlichen Auslegung Baum bot, fern 
liegt. Bezüglich beider Gattungen von Verbrechen ist es erforder- 
lich, dass die Handlungen, welche sie begründen sollen, mit freiem 
Willen vorgenommen wurden; zu den Criminalverbrechen insbeson- 
dere wird der böse Vorsatz gefordert. Im übrigen entschied die 
Stärke der bösen Tiebfeder, welche bei einer bestimmten Handlung 
vorausgesetzt werden muss, die Wichtigkeit und Gefährlichkeit der 
mit derselben verbundenen Folgen, die Grösse des Schadens und die 
Möglichkeit oder Unmöglichkeit der Vorsicht gegen dieselbe haupt- 
sächlich bei der diesfäliigen Eintheilung, und so naturgemäss erschien 
dieselbe, dass, von wenigen später zu berührenden Ausnahmen abge 
sehen, dieselbe Vertheilung noch heute aufrecht besteht. ' 

Die 184 Paragraphe des ersten Theiles sind in sieben Capitel 
vertheilt, welche von folgenden Gegenständen handeln: 1. Von Cri- 
minalverbrechen überhaupt, 2. von Criminalstrafen überhaupt, 3. von 
Verbrechen, die auf den Landesfürsten und den Staat unmittelbar 
Beziehung haben, 4. von Verbrechen, die auf das menschliche Leben 
und die körperliche Sicherheit unmittelbar Beziehung haben, 5. von 
den Criminalverbrechen, welche auf die Ehre und die Freiheit un- 
mittelbar Beziehung haben, 6. von Criminalverbrechen, welche auf 
Vermögen und Rechte Beziehung haben, und 7. von Erlöschung der 
Verbrechen und Strafen. Im zweiten Theile, welcher aus 82 Para- 
graphen besteht, ist die Reihenfolge der Materie in fünf Capiteln 
diese: 1. Von den politischen Verbrechen überhaupt, 2. von den 
politischen Strafen überhaupt, 3. von den politischen Verbrechen, 
die dem Leben oder der Gesundheit der Mitbürger Gefahr oder 
Schaden bringen, 4. von den politischen Verbrechen, wodurch das 
Vermögen oder die Rechte der Mitbürger gekränkt werden, und 
5. von den Verbrechen, die zu dem Verderbnisse der Sitten führen. 

Die Eintheilung ist logischer als in der Theresiana, und zwar 
sowohl im Ganzen, als im Inhalt der einzelnen Capitel. Insbesondere 
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wurden die in den siebzehn ersten Capitelu des codex criminalis 
unter dem peinlichen Verfahren behandelten Gegenstände mit Becht 
zum Strafgesetz gezogen. Doch hat die zu grosse Kürze einige 
Lücken veranlasst, wie beispielsweise von der Erlöschung der poli- 
tischen Verbrechen nicht gesprochen wird. Mit dem gegenwärtigen 
Strafgesetze stimmt das Josephinische in einigen Partien ganz, fast 
wörtlich überein. Im Ganzen herrscht freilich ein wesentlicher Un- 
terschied, namentlich in der Bestimmung einzelner Begriffe, in der 
Anordnung der Materie, in der Art und dem Grade der Straff, 
welche wegen der Strenge der Freiheitsstrafen härter sind als nun- 
mehr, vor allem auch in der Zutheilung gewisser gesetzwidriger 
Handlungen, namentlich solcher, wodurch Beligion und Sitte verletzt 
werden, unter die politischen Verbrechen, d. i. unter die Vergehen, 
, welche später mit Recht wieder unter die Verbrechen im eigent- 
lichen Sinne gereiht wurden. 

/ Im ersten Capitel finden sich Bestimmungen über die Unzu- 
rechnungsfähigkeit bei mangelndem Willen zur That, welche mit 
den im §. 2 des gegenwärtigen Gesetzes enthaltenen ziemlich über- 
einstimmen, doch fehlt die hier vorhandene Normirung bezüglich 
der Nothwehr, auch sollte das Kindesalter nur bis zum vollendeten 
zwölften, nicht bis zum vollendeten vierzehnten Jahre die Unzurech- 
nungsfähigkeit begründen. Dasselbe Capitel handelt von der Theil- 
nehmung und dem Versuche. Im zweiten Capitel ist §. 20 am 
interessantesten, weil nach demselben die Todesstrafe im ordentlichen 
Verfahren abgeschafft, in standrechtlichen Fällen aber der Strang als 
alleinige Todesstrafe bestimmt wurde. Genaue Bestimmungen über 
erschwerende und mildernde Umstände fehlen, nur ganz allgemein 
wird dem Richter im §. 14 aufgetragen, um innerhalb der gesetz- 
lichen Strafgrenzen ein billiges Ebenmass zwischen Verbrechen und 
Strafe zu beobachten, von Seite des Verbrechens „auf den Grad der 
bei der Uebelthat einschlagenden Bosheit, auf die Wichtigkeit der 
mit dem Verbrechen verknüpften Folgen und die Grösse des daraus 
entspringenden Schadens, auf die Möglichkeit oder Unmöglichkeit 
der Vorsicht, welche dagegen gebraucht werden kann, von Seite des 
Verbrechers auf das jugendlichere Alter und die hieraus entstandene 
Verführung und Unbesonnenheit, auf die vorgegangene öftere Be- 
strafung und die Gefährlichkeit des Rückfalles** Bedacht zu nehmen. 
Dieselbe Bestimmung galt nach §. 8, Cap. I, Th. II auch für die 
politischen Verbrechen. War die Theresiana, welche bei jeder ein- 
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zelnen strafbaren Handlung die erschwerenden und mildernden Um- 
stände angefahrt hatte, in ihrer Weitschweifigkeit zu weit gegangen, 
so konnte doch auch die Ktlrze der Josephina dem Zwecke des Ge- 
setzes nicht entsprechen, und zwar um so weniger, je buchstäblicher 
der Bichter an dasselbe sich zu halten verpflichtet wurde. 

Criminalstrafen waren Anschmiedung, Gefängniss mit öfifentlicher 
Arbeit, Gefängniss allein, Stock-, Earbatsch- und Buthenstreiche 
und Ausstellung auf der Schandbtlhne. Die ersten drei Strafen 
konnten nach Bescha£fenheit des Verbrechens verschärft werden 
entweder durch die längere Dauer, durch körperliche Züchtigung 
oder durch öffentliche Kundmachung des Verbrechens — eine Strafe, 
welche mit der Oefifentlichkeit des Verfahrens als solche hinweg 
fiel, — durch Einziehung des Vermögens, durch Adelsverlust, welcher 
bei jedem Schulder kenn tniss auf 'ein Criminalverbrechen auszusprechen 
war, durch Brandmarkung, und zwar nicht nur durch geheime, 
sondern auch — und hier ist das Strafgesetz Kaiser Joseph's härter 
als die Theresiana — unter Umständen durch öffentliche. Fasten 
und hartes Lager waren mit gewissen Graden des Gefängnisses an 
und ttlr sich verbunden, wie überhaupt die Härte des Gesetzes be- 
züglich der Freiheitsstrafen am meisten hervortritt. 

Das Gefängniss war in Bezug auf die Dauer entweder lang- 
wierig, anhaltend oder zeitlich. Jede dieser Abstufungen hatte zwei 
Grade, von denen der erste gelinder war, und zwar in folgender 
Weise. Es dauerte das 
zeitliche Gefängniss ersten Grades von 1 Monat bis 5 Jahre, 
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Nur bei Verbrechen, worauf im Gesetze das langwierige Ge- 
fängniss zweiten Grades gesetzt war, konnte beim Strafantritt der 
Verbrecher öffentlich durch Ein^chröpfung des Galgenzeichens auf 
beide Wangen gebrandmarkt werden, eine Verschärfung, aut welche 
übrigens nur das Criminalobergericht erkennen konnte. 

In Bezug auf die Strenge war das Gefängniss entweder schwerstes, 
hartes oder gelinderes. 

Als höchster Grad galt die Anschmiedung. Bei dieser war der 
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Verbrecher in schwerem Gefängniss zu halten und dermassen enge 
anzuketten, dass ihm nur zur unentbehrlichsten Bewegung des Kör- 
pers Raum gelassen wurde, auch sollte er zum öflfentlichen Beispiele 
alle Jahre mit Streichen gezüchtigt werden. Bei dem schwersten 
Gefängnisse sollte der Verbrecher mit einem um die Mitte des 
Körpers gezogenen eisernen Ring Tag und Nacht an dem ihm an- 
gewiesenen Orte befestigt bleiben, nach Zulässigkeit der Arbeit und 
Gefahr der Entweichung waren ihm schwere Eisen anzulegen. Sein 
Lager bestand aus Brettern, seine Nahrung aus Wasser und Brod, 
jede Zusammenkunft und Unterredung mit dritten Personen, auch 
mit Angehörigen war ihm untersagt. In gleicher Weise wurde der 
zum harten Gefängniss Verurtheilte behandelt, nur waren ihm 
minder schwere Eisen an die Fttsse zu legen und zwei Tage in der 
Woche ein halbes Pfund Fleisch zur Nahrung bewilligt. Milder 
wurde der zu gelinderem Gefängniss Verurtheilte behandelt, welchem 
bessere Nahrung und Unterredung in Gegenwart des Gefangenauf- 
sehers gestattet war. Leichtere Eisen sollten übrigens auch diesem 
angelegt werden. 

Der Grundsatz, dass die Strafe nur den Schuldigen treffen solle, 
lag auch dem Josephiuischen Gesetze zu Grunde, doch bestand auch 
hier die Ausnahme, dass bei Majestätsbeleidigung durch gewaltsame 
Handanlegung an den Landesfürsten und bei Landesverrath das Ver- 
mögen ohne Rücksicht auf die Kinder eingezogen werden sollte. 

Das internationale Strafrecht ist im Gesetze noch nicht gehörig 
geregelt. 

Als Verbrechen gegen den Landesfürsten und den Staat galten 
beleidigte Majestät, Landesverrath, Aufruhr und Tumult, öffentliche 
Gewalt, Missbrauch des obrigkeitlichen Amtes, Verfälschung von 
Staatspapieren, Münzfälschung, Hülfe zur Entweichung der Ver- 
brecher, Verhehlung der Verbrecher und Vorschub zur Entweichung 
aus dem Kriegsdienste. Bei Aufruhr und Tumult trat das stand- 
rechtliche Verfahren ein. Die Strafen waren bezüglich aller dieser 
Verbrechen sehr hart, bezüglich jener, welche unter den heutigen 
Begriff der politischen Verbrechen fallen, dann bezüglich der Staats- 
papierfälscher meistens schwerstes langwieriges Gefängniss des zweiten 
Grades; eine Strenge, die um so gefährlicher war, da die Begiiffe 
der einzelnen Verbrechen keineswegs mit der wünschenswerthen Sorg- 
falt umschrieben waren und gerade das Gebot der buchstäblichen 
Auslegung den Richter veranlassen konnte, Handlungen in den 
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Bereich der schwersten Verbrechen zu ziehen, wclclie als solche 
nach der Intention des Gesetzgebers nicht sollten behandelt werden. 
9 Wer undankbar gegen das Vaterland und den Staat feindselig etwas 
unternimmt, das mittelbar oder unmittelbar zum allgemeinen Nach- 
theile gereicht,^ machte sich nach §. 45, Oapitel III, Theil I des 
Landesverrathes schuldig. Konnten nicht an und für sich sehr ge- 
ringfügige Handlungen von einem ängstlichen Richter als Landes- 
verrath hienach bezeichnet und mit den Folgen desselben bestraft 
werden? 

Als Verbrechen gegen das menschliche Leben und die körper- 
liche Sicherheit bezeichnet das Gesetz; gemeinen, Baub- und Meuchel- 
mord, Bestellung zum Morde, Zweikampf, Abtreibung der Leibes- 
frucht, Weglegung der Kinder, gewaltsame Verwundung, Gewalt an 
sich selbst durch Selbstmord. Der Zweikampf, bezüglich dessen sich 
in der Theresiana' noch keine Vorschriften finden, wird, wenn bei 
demselben der Herausgeforderte todt blieb, an dem Herausforderer 
wie ein gemeiner Mord bestraft, d. h. mit langwierigem harten 6e- 
fängniss des erstes Grades; milder wurde der Herausgeforderte mit 
anhaltendem harten Gefängniss bestraft, wenn er der Ueberlebende 
war. Schon bei der Stellung zum Streite mit tödtlichen Waflfen galt 
übrigens das Verbrechen als vollbracht. 

Bezüglich der Selbstmörder hatte der Kaiser schon mit Gesetz 
vom 13. October 1781 verordnet, dass niemand, vom Irrwahn ein- 
genommen, als ob ein solcher unumgänglich durch die Hände eines 
Wasenmeisters an einem schmählichen Orte verscharrt werden müsse, 
sich weigern solle,' einen solchen Körper vom Stricke loszumachen 
oder sonst in Absicht der Beerdigung anzugreifen, da er sich durch 
diese Weigerung der schärfsten Verantwortung aussetzen würde. Das 
Strafrecht hielt nun zwar aufrecht, dass der Körper eines Selbst- 
mörders, wenn dieser entweder sogleich todt geblieben oder ohne 
bezeugte Reue gestorben wäre, durch den Schinder einzuscharren 
sei; hatte er jedoch vor dem Tode Reue gezeigt, so sollte ihm bloss 
die ordentliche Grabstätte, liCichenbegleitung und Gepränge versagt 
sein. Eine Strafe an der Leiche des Verbrechers zu vollziehen, 
verbot das Josephinische Gesetz im allgemeinen, doch mochte, wenn 
ein überwiesener Verbrecher sich selbst getödtet hatte, immer, oder 
wenn er vor Vollzug der Strafe, ohne selbst Hand an sich zu legen, 
gestorben war und die That grössere Aufmerksamkeit und Aergerniss 
erregt hatte oder auf eine langwierige Strafe erkannt worden ws^r. 
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der Name des Verbrechers und seines Verbrechens Inhalt oder das 
Strafurtheii an einen Galgen angeschlagen werden. 

War der Selbstmord versucht, aber ohne Willen des Thäters 
nicht vollbracht worden, so sollte der Verbrecher, er mochte sich 
eine Wunde beigebracht haben oder nicht, in das Geföngniss ge- 
s'chaflPt werden, „wo er, indem ihm jede Handanlegung an sich 
selbst unmöglich gemacht würde, auf unbestimmte Zeit so lange 
verbleiben musste, bis er durch Unterricht überwiesen, dass die 
Selbsterhaltung gegen Gott, den Staat und ihn selbst Pflicht ist, 
eine vollkommene Reue zeigt und Besserung erwarten lässt.^ 

Im fünften Capitel des ersten Theiles werden als Verbrechen 
gegen Ehre und Freiheit bezeichnet: Verleumdung, Nothzucht, 
Menschenraub, Entführung und unberechtigte Gefangenhaltung. Als 
Verbrechen gegen Vermögen und Rechte nennt das sechste: Trug, 
Diebstahl, Raub, Brandlegung und zweifache Ehe. Um die Grenzen 
dieser Darstellung nicht allzu weit auszudehnen, können wir auf die 
genannten strafbaren Handlungen des näheren uns nicht einlassen. 
Nur so viel wollen wir bemerken, dass Meineid als Trug galt, dass 
die Unterscheidung zwischen Betrug, Diebstahl und Veruntreuung 
noch immer eine sehr schwankende ist, dass namentlich die letztere 
nach §. 157 als Diebstahl bezeichnet wird und dass dieser entweder 
durch den Werth der gestohlenen Sache — 25 fl. Wiener Währung 
— oder durch gewisse erschwerende, theils in der Person des 
Thäters, in seinem Verhältnisse zum Beschädigten, in Zeit und Ort 
der That begründete Umstände zum Griminalverbrechen wird. Ver- 
brechen und Strafe erlosch nach dem siebenten Capitel durch den 
Tod, durch die Begnadigung des Verbrechers und durch Ausstehung 
der Strafe. Eine Verjährung sollte es im Gegensatz zu früheren 
und späteren Gesetzen gegen Verbrechen und Strafbarkeit nicht 
geben, vielmehr der Verbrecher nach dem Gesetze behandelt werden, 
was immer für eine Zwischenzeit von dem begangenen Verbrechen 
bis zur Entdeckung desselben verflossen sein mochte. (§. 183.) 

Der Versuch allein sollte bei politischen Verbrechen zur An- 
schuldigung nicht hinreichen. Die Vollbringung derselben wurde 
mit Schlägen, Ausstellung auf der Schandbühne, Arrest, öfifentlicher 
Arbeit in Eisen und Abschafi^ung aus einem bestimmten Orte be- 
straft. Geldstrafen konnten gegen politische Verbrechen, den ein- 
zigen Fall verbotenen Spieles ausgenommen, nicht verhängt werden. 
Auch Arreststrafe und öffentliche Arbeit waren zeitlich oder an- 
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haltend, erstere von einem Tage bis zu einem Monat, letztere von 
einem Monat bis zu einem Jahre. Daneben bestand auch der Haus- 
arrest als mildeste Form gegen Adelige, Beamte und untadelhaft 
beleumundete Geschäftsmänner. 

Die zehn Paragraphe des dritten Capitels im zweiten Theile, 
welche von den politischen Verbrechen gegen Leben und Gesundheit 
handeln, sind im Vergleiche mit den 100 Paragraphen des achten, 
neunten und zehnten Hauptstückes im zweiten Theile des gegenwär- 
tigen Strafgesetzes wohl sehr kurz gehalten und besprechen überdies 
hauptsächlich nur die Uebertretungen der Contumazvorschriften gegen 
die Pest, welche vor die Militärgerichte gehörten. 

Als politisches Verbrechen gegen Vermögen und Rechte der 
Mitbürger wird im vierten Capitel zuerst der politische Diebstahl 
angeführt. Holzentfremdung aus dem offenen Walde, Wilddiebstahl 
und Entwendung der Feld- und Baumfrüchte vom freien Felde, 
welche das gegenwärtige Gesetz in Bücksicht auf die Nothwendigkeit 
eines besonderen Schutzes für diese, eigennützigen Angriffen beson- 
ders leicht ausgesetzten Objecte selbst dann unter Umständen als 
Verbrechen bezeichnet, wenn der Werth der gestohlenen Sache unter 
25, jedoch über 5 fl. beträgt, zählt das Josephinische Gesetz eigen- 
thümlicher Weise, wahrscheinlich wegen der in der leichten Gelegen- 
heit liegenden grösseren Versuchung, ohne Rücksicht auf den Werth 
stets unter die politischen Verbrechen, das ist unter die Vergehen. 

Ein schlagendes Beispiel für die Verwechselung von Betrug und X 
Diebstahl ist der §.31, IL Theiles, wonach sich ein Dienstbote auch 
dann des Diebstahls schuldig machte, wenn er wissentlich eine für 
seinen Dienstherm erkaufte Waare in höherem Preise aufrechnete, . 
als sie bezahlt worden, oder wenn er Waaren in schlechteren Eigen- 
schaften, in geringerem Gewichte lieferte, als in welchem sie von 
ihm angegeben und von dem Dienstherrn bezahlt worden. 

Weiter handelt das Capitel von betrüglichem und verbotenem 
Spiele. Wegen des letzteren sollten sowohl die Spieler, als derjenige, 
in dessen Wohnung gespielt wurde, mit 300 Ducaten bestraft werden. 
100 Ducaten erhielt der Anzeiger, dessen Name geheim blieb und 
der überdies straflos ausging, wenn er selbst mitgespielt hatte. Auch 
der Ehebruch gehörte in die Kategorie dieser politischen Verbrechen, 
doch sollte derselbe nie von Amtswegen, sondern nur auf Verlangen 
des beleidigten Theiles verfolgt werden. Diesem war ein Präclusiv- 
termin diesfalls nicht gesetzt, doch hörte sein Elagerecht auf, weiiu 
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er die Beleidigung, nachdem sie ihm bekannt geworden, entweder 
ausdrücklich oder durch fortgesetzte eheliche Beiwohnung verzieh. 
Die Strafe bestand in Züchtigung mit Streichen oder in zeitlichem, 
durch Fasten verschärftem Gefängniss, war daher vielleicht zu milde. 
Erklärte der beleidigte Theil, den schuldigen Gatten anzunehmen 
und mit demselben in ehelicher Verbindung zu leben, so erlosch 
sogleich die Strafe. 

War dem Dienstherrn die Untreue des Dienstboten bekannt, so 
war er nicht nur der Pflicht enthoben, demselben ein Zeugniss der 
Treue auszustellen, sondern die Ausfertigung eines solchen wurde 
ihm sogar als ein politisches Verbrechen gegen das Vermögen und 
die Bechte seiner Mitbürger angerechnet, als welche auch Schmäh- 
ungen, Uebertretungen der Feuerordnung und muthwillige Beschä- 
digungen galten. 

Es ist auffallend, dass die ^Verbrechen gegen Gott, die Heiligen 
und die Religion," welche von der Theresiana in die erste Reihe 
der Criminalverbrechen gestellt werden, hier als solche gar nicht 
aufgeführt erscheinen. Kaiser Joseph wollte, dass Personen, welche 
die Vernunft bis zu dem Grade verleugneten, dass sie den Allmäch- 
tigen an öffen^ichen Orten oder in Gegenwart anderer Menschen 
durch Reden, Schriften oder Handlungen freventlich lästerten, als 
Wahnsinnige behandelt und im Tollhause so lange gefänglich ange- 
halten werden sollten, bis man ihrer Besserung vergewissert sei 
(§. 61, Capitel 5, Theil II), Ketzerei und Irrlehre galten als poli- 
tische Verbrechen, desgleichen fast alle fleischlichen Verbrechen mit 
Ausnahme der Nothzucht. Selbst Unzucht wider die Natur mit 
Thieren oder dem eigenen Geschlechte war nur ein politisches Ver- 
brechen, das zum Verderbnisse der Sitten führt. Von Onanie ist 
im Gesetze nicht mehr die Rede. Uebrigens blieb das Gesetz be- 
züglich dieser Vergehen, obgleich die furchtbaren Theresianischen 
Strafen wegfielen, noch immer ziemlich streng. Bereits am 31. März 
1786 hatte ein Hofdecret die Geldstrafen für dieselben abgeschafft, 
und machte sich jedermann, Weib und Mann, eines solchen schul- 
dig, der mit seinem Körper Gewerbe treibe. Ja wer nur auf offener 
Strasse eine Weibsperson von unbescholtenem Rufe, die ihren Weg 
anständig wandelte, mit Geberden oder Reden auf eine solche Art 
verfolgte, welche die Verführung zur Ausgelassenheit deutlich an- 
zeigte, sollte auf Anklage der beleidigten Weibsperson als ein poU- 
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tischer Yerhrecher behandelt und in zeitlichem gelinden Gefängniss 
angehalten werden. 

Auch einzelne pressgesetzliche Bestimmungen finden sich im 
Gesetze. Ausdrücklich heisst es bezüglich der Majestätsbeleidigung, 
dass man sich derselben durch Angriffe gegen den Landesfürsten in 
Schriften schuldig machen könne. (§. 43 , Capitel 3 , Theil L) 
Schmähungen dritter Personen in Schmähschriften und Schandbildem 
wurden an dem Verfasser oder Verfertiger, so wie an dem Ver- 
breiter als politisches Verbrechen gegen die Rechte des Neben- 
menschen mit Gefängniss, öffentlicher Arbeit, Ausstellung auf der 
Schandbühne und Züchtigung mit Streichen bestraft. Bekleidete die 
angegriffene Person ein öffentliches Amt, so galt dies als erschwe- 
render Umstand. (§. 53 ff., Capitel 4, Theil IL) Als politisches 
Verbrechen gegen die Sitte galt der Handel mit verbotenen Büchern 
oder mit Gemälden und Schildereien , jso unzüchtige Handlungen 
vorstellten. Die Strafe war zeitliches gelindes Gefängniss. Die ver- 
botenen Bücher, Gemälde, Schildereien sollten dem Schuldigen abge- 
nommen und vertilgt werden. 

Ueber die Erlöschung der politischen Verbrechen finden sich 
im Gesetze keine eigenen Bestimmungen. 

Damit schliessen wir den kurzen Ueberblick. War die There- 
siana allzu weitschweifig gewesen, so verfiel das Joscphinische Gesetz 
in den entgegengesetzten Fehler einer Kürze, welche manches Wesent- 
liche unerörteii; oder zweifelhaft liess, und während es in einzelnen 
Partien mit der Strenge der Theresiana wetteifert, holdigte es in 
anderen einer Milde, welche gleichfalls dem Strafzwecke nicht ent- 
sprach. Dennoch war auch dieses Gesetz ein bedeutender Schritt 
nach vorwärts, wie wir dies, eben auseinandergesetzt haben. » 

Sieben Wochen nach dem Strafgesetze, am 5. März 1787 er- 
schien eine kurze, 1& Paragraphe starke „Instruction für die poli- 
tischen Behörden über die Anstrengung einer Inquisition, Aburtheilung 
und StrafvoUziehung wider einen eines politischen Verbrechens Be- 
schuldigten.* An der Spitze derselben stand der Grundsatz: Nie- 
mand solle wegen eines politischen Verbrechens in die Untersuchung 
gezogen werden, wenn nicht zureichende Inzichten zur Anschuldung 
vorhanden sind. Als solche galten die vor der Obrigkeit abgelegte 
Aussage einer zur Aufsicht bestimmten Amtsperson, das Vorhanden- 
sein von Zeichen und Gegenständen eines Verbrechens bei einer 
Person, die sich diesCalls nicht ausweisen kann; das vor der Obrig- 
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keit abgelegte Gestandniss; eigenhändig gefertigte, auf das Ver- 
brechen bezügliche Urkunden des Beschuldigten ; Anzeige eines 
unbedenklichen Zeugen unter Umständen, welche auf die Wahrschein- 
lichkeit der That schliessen lassen. Eine Untersuchungshaft sollte 
nicht stattfinden, wenn auf das bezügliche politische Yerbrechen nur 
eine zeitliche Strafe gesetzt und der Beschuldigte von Adel, ein 
öfifentlicher Beamte, ein Gewerbsmann oder ein ansässiger Mann von 
sonst untadelhafter Aufführung und gutem Leumund war und wenn 
er sich auf jeweilige Vorforderung gutwillig stellte. Die Art der 
Untersuchung blieb vor der Hand „dem bescheidenen Benehmeu der 
Obrigkeit*^ überlassen, doch sollte dieselbe mit möglichster Schonung 
der Ehre und des Nahrungsstandes des Beschuldigten „in Stilk und 
Geheim* vorgenommen werden. 

Ein Straferkenntniss konnte nur auf Grundlage folgender Be> 
weismittel ausgesprochen werden, nämlich auf Grund eines weder 
mit Drohen noch mit Schlägen oder sonstiger wie immer beschaf- 
fenen Gewalt erzwungenen Eingeständnisses; auf Grund der Bestä- 
tigung einer zur Aufsicht aufgestelltea beeideten obrigkeitlichen 
Person, dass sie den Beschuldigten auf der That betreten und so- 
gleich ermahnt oder ergriflfön habe, endlich auf Grund der überein- 
stimmenden Aussage zweier gültigen Zeugen. 

Ein wie immer geartetes aussergerichtliches Geständniss sollte 
jedoch zur Verurtheilung nie zureichen, doch konnte es durch die 
Aussage eines gültigen Zeugen oder durch das Vorhandensein von 
Gegenständen oder Spuren des Verbrechens ergänzt werden. Er- 
schwerende Umstände konnten, wenn bezüglich der That ein Ge- 
ständniss vorlag, gleichfalls durch einen Zeugen oder die eidliche 
Aussage des Beschädigten erwiesen werden. Der Gegenbeweis blieb 
dem Beschuldigten stets offen. Auf Züchtigung mit Schlägen, Aus- 
stellung auf der Schandbühne und Abschaffung konnte die politische 
Obrigkeit ohne Bestätigung der Landesstelle, wenn es sich um 
Adelige und landesfürstliche Beamte, beziehentlich des Ereisamtes, 
wenn es sich um andere Personen handelte, nicht erkennen. Auch 
zur öffentlichen Arbeit durften Personen, gegen welche eine Unter- 
suchungshaft unter den oben angegebenen Modalitäten nicht statt 
hatte, ohne jene Bestätigung nicht verurtheilt werden. Der Recurs, 
zu welchem ein späteres Hofdecret vom 31. Juli 1788 eine Frist 
von drei, und in wichtigen Fällen von sechs Tagen einräumte, ging 
durch das Kreisamt an die Landesstelle. 
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Eine Vergleichung mit dem im 20. Hauptstücke der gegenwär- 
tigen Strafprocessordnung normirten Verfahren in Beziehung auf 
üebertretungen zeigt uns die wesentlichen Unterschiede und Aehn- 
lichkeiten der damaligen und der gegenwärtigen Verfahrungsart. 

Mit Patent vom 17. Juni 1788 erfolgte sodann die Publication 
der Vorschrift über das Crimi naiverfahren, der Criminalgerichtsord- 
nung, für deren Wirksamkeit der 1. August 1788 als Anfang be- 
stimmt wurde. Diese Josephinische Strafprocessordnung zerfällt in 
304 Paragraphe und 22 Hauptstücke, welche in nachstehender 
Reihenfolge handeln: 1. von der Aufmerksamkeit auf Criminalver- 
brecben, Entdeckung und Anhaltung der Criminal Verbrecher; 2. wie 
die einentliche Beschaffenheit der That (corpus delicti) vorläufig von 
der Obrigkeit zu erheben ist; 3. von dem summarischen Verhöre; 
4. von der Ablieferung an das Criminalgericht; 5. von den Gefäng- 
nissen; 6. von dem Criminalverfahren überhaupt; 7. von Verhörung 
des Gestellten; 8. von dem Beweise durch Geständniss; 9. von dem 
Beweise des Verbrechens durch Zeugen; 10. von dem Beweise des 
Verbrechens aus dem Zusammen treffen der Umstände; 11, von dem 
Beweise der Unschuld; 12. von dem Crimi nalurtheile; 13. von Kund- 
machung und Vollziehung des Urtheils; 14. von dem Recurse; 15. von 
der Begnadigung; 16. von dem Verfahren wider Flüchtige und Ab- 
wesende; 17. von Wiederaufnahme der Untersuchung wegen vor- 
kommender neuer Umstände; 18. von dem standrechtlichen Verfahren; 
19. von der Entschädigung und Genugthuung; 20. von den Vor- 
kehrungen in Absicht auf die Familie und das Vermögen des Unter- 
suchten oder Verurtheilten; 21. von den Criminalkosten, und 22. von 
dem Zusammenhange der Crimi nalgerichte unter sich und mit den 
Criminal-Obergerichten. 

Weniger als im materiellen Strafrecht unterscheidet sich, wenn 
wir von der bereits vorher erfolgten Aufhebung der Tortur absehen, 
Kaiser Joseph's Strafprocess von den bezüglichen Bestimmungen der 
Theresiana. Die Anordnung der Materie war eine andere, die 
Sprache war einer vorgeschritteneren Zeit* entsprechend, einzelne 
AcBderungen hatten Platz gegriffen, aber der Geist des Gesetzes war 
derselbe geblieben, das Inquisitionsprincip lag ihm nicht allein zu 
Grunde, auch die inquisitorische Form trat vielleicht nur noch 
schärfer hervor. Lautete doch gleich der §. 1: „Bei Criminalver- 
brechen soll künftig aipht anders als von richterlichen Amtswegen 
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verfahren werden. Daher wird der in einigen Provinzen bisher ge- 
wöhnliche Anklageprocess gänzlich aufgehoben.^ 

Bezüglich der Pflicht zur Anzeige der Verbrechen blieben die 
Bestimmungen der Theresiana aufrecht. Die ersten Erhebungen des 
Thatbestandes — auch jetzt noch corpus delicti genannt — lagen 
der politischen Behörde ob, welcher diesfalls weit grössere Befug- 
nisse eingeräumt wurden als bisher. Selbst bei etwa erforderlichen 
Haussuchungen sollte sie durch grundherrliche Rechte nicht mehr 
beschränkt sein. (§. 9.) Ihr Vorgehen war ein streng inquisitorisches. 
Der Thatbestandserhebung waren von den damit beauftragten obrig- 
keitlichen Personen Zeugen — vorzüglich am Thatorte befindliche 
Gerichtspersonen — und nöthigenfalls Kunstverständige beizuziehen. 
(§. 27.) Die bei der Thatbestandserhebung zu vernehmenden Zeugen 
hatten vor dem Verhör zu schwören, der Wahrheit entsprechende 
Aussagen machen zu wollen. War der politischen Obrigkeit jemand 
als ein Criminal Verbrecher gestellt worden, so sollte sie, zu welcher 
Stunde des Tages oder der Nacht es sein mochte, sogleich zum 
summarischen Verhöre schreiten, dem zwei Gerichtszeugen beizuziehen 
waren. Verweigerte der Angeklagte die Antwort, gestand er ein 
Verbrechen oder kamen gewisse Inzichten vor, so war er binnen 
vierundzwanzig Stunden gefesselt sammt den demselben abgenom- 
menen Effecten, den auf das Verbrechen bezüglichen Gegenständen 
und dem Verhörsprotocolle an das Criminalgericht abzuliefern, wenn 
auch im übrigen die Thatbestandserhebungen noch im Gange waren. 
Die betreffenden Verdachtsgründe werden im §. 62, lit. a — p aus- 
führlich auseinandergesetzt. War der Verhaftete ein Beamter, ein 
Landstand, Geistlicher oder Universitätsmitglied, so musste das Kreis- 
amt zur weiteren Verständigung in Kenntniss gesetzt werden. 

Ob der Angeklagte im Gefängnisse des Griminalgerichtes während 
der Untersuchungshaft gefesselt werden sollte oder nicht, hatte der 
Criminalrichter nach Umständen anzuordnen. (§. 63.) Auch Kaiser 
Joseph's Gesetz befahl Schonung gegen die Untersuchungshäftlinge. 
Diese durften sich selbst verpflegen und hatten, wenn sie kein Ver- 
mögen besassen, neben Wasser und Brod täglich eine warme Speise 
anzusprechen. (§. 64.) Was über die Strafanstalten vom Kaiser 
verfügt worden war, ist theilweise schon oben erwähnt worden. Auch 
Maria Theresia's Verordnung über die Klosterkerker wurde am 
11. März 1783 strenge erneuert. 

Handelte es sich um Majestätsbeleidigung, Landesverrat!!, Staats- 
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papier- oder Münzfälschung, so hatte das Criminalgericht noch vor 
Beginn des eigentlichen Untersuchungsverfahrens an das Criminal- 
Obergerieht und wegen allfällig erforderlicher politischer Vorkehrungen 
an das Kreisamt die Anzeige zu machen. (§. 79.) Die Untersuchung 
wurde entweder von dem Criminalrichter, d. i. dem Vorstande des 
Halsgerichtes selbst geführt oder dieser theilte sie einem der Ge- 
richtsbeisitzer , Commissäre, zu. (§. 80.) Ein Vertheidiger war 
während der Untersuchung selbstverständlich nicht zugelassen und 
wird die Vertheidigung der Unschuld als Amtspflicht des Criminal- 
richters ausdrücklich hervorgehoben. (§. 83.) Die Untersuchungen 
sollten möglichst schnell geführt und längstens drei Tage nach der 
Stellung zum Criminalgerichte mit dem Verhöre des Gestellten be- 
gonnen werden. (§. 94.) Dieses war insgemein in Gegenwart zweier 
beeideten Amtspersonen oder einer solchen und zweier unbescholtenen 
Gemeindeglieder aus dem Orte, wo das Gericht seinen Sitz hatte, 
als Gerichtszeugen vorzunehmen. (§. 95.) Suggestivfragen sollten 
vermieden, das Verhalten des Beschuldigten während des Verhöres 
im Protocolle ersichtlich gemacht werden. (§§. 104, 105, 108.) 
Der Angeklagte durfte zwar nicht durch Versprechen, Drohung oder 
Gewalt zum Geständnisse gebracht werden (§. 106), simulirte er 
aber Sinnesverrückung und lautete das schriftliche Gutachten der 
Gerichtsärzte auf Simulation, so konnte derselbe von drei zu drei 
Tagen mit Stockstreicfien gezüchtigt werden, welche von 10 be- 
ginnend, jedesmal um 5 bis auf die Zahl 30 vermehrt und dann 
so lange fortgesetzt werden mochten, bis er von der Verstellung 
abliess. (§. 109.) Dieselbe Strafe trat bei hartnäckiger Verweigerung 
der Antwort ein und konnte mit Fasten bei Wasser und Brod ver- 
schärft werden. Auch wer die Untersuchung durch offenbar erwie- 
sene Lügen verzögerte oder irre leitete, unterlag einer gleichen 
Behandlung. (§. 110.) Es waren dies die letzten Ueberreste aus 
der Zeit der Folteruntersuchungen, Nach geschlossenem Verhöre 
hatte der Angeklagte drei Tage Bedenkzeit, was er noch zu seiner 
Beehtfertigung und zu seinem Schutze anzubringen habe, wonstch die 
Untersuchung geschlossen wurde. (§§. 114, 115.) 

Als Beweismittel galten, wie aus den Ueberschriften des 8. bis 
10. Hauptstückes hervorgeht, Geständniss, Zeugen und Zusammen- 
treffen der Umstände. Ersteres musste, um beweiskräftig zu sein, 
mit den Umständen übereinstimmen, klar, deutlich und freiwillig 
von dem Angeklagten bei vollem Bewusstsein im summarischen 

11* 
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Verhöre oder vor dem Criminalrichter abgelegt werden und nicht 
bloss in Bejahung einer Frage besteben. Ein schriftliches Geständ- 
niss genügte nur dann, wenn der Angeklagte mündlich bekannte, die 
Urkunde sei ganz von seiner eigenen Hand geschrieben. (§§- 116, 119.) 

Die von der politischen Behörde bei der Thatbestandserhebung 
gepflogeneu Zeugenvernehmungen konnten vor dem Criminalrichter 
ergänzt werden. Zur Herstellung des Zeugenbeweises war die über- 
einstimmende Aussage zweier unbedenklichen, glaubwürdigen, min- 
destens zwanzig Jahre alten Zeugen erforderlich. (§§. 125, 128.) 
Das Gesetz enthält genaue Yorschriften über die Abwägung entge- 
gengesetzter Zeugenaussagen , über verwerfliche und bedenkliche 
Zeugen, über die Beweiskraft einzelner Aussagen, über die Art des 
Vorganges beim Zeugenverhör und die Confrontation mit dem An- 
geklagten. Auch bei dem Criminalgerichte waren die Zeugen vor 
ihrer Aussage zu beeiden und mussten sich dieselben, von ausser- 
ordentlichen Umständen abgesehen, persönlich stellen. (§. 131.) 
Zum Beweise aus dem Zusammentreffen von Umständen gegen eine 
bestimmte Person war nothwendig, dass der objective Thatbestand 
bereits erwiesen oder doch durch den Beschädigten als wahr be- 
schworen wurde. (§. 144.) Auch musste der Beschuldigte ein Mensch 
sein, dem wegen früherer Aburtheilung, wegen Mangel eines ehr- 
baren Nahrungszweiges oder wegen seines Umganges mit Verbrechern 
die angeschuldete strafbare Handlung zugemuthet werden konnte, 
und wenn es sich um einen Mord handelte, mussten ausserdem ge- 
wisse Motive zu demselben erwiesen sein. Endlich war jedenfalls 
das Vorhandensein von wenigstens zwei genau bezeichneten Ver- 
dachtsgründen erforderlich. (§§. 145, 146.) War der Beweis nur 
durch Zusammentreflfen der Umstände hergestellt, so musste die 
Strafe in der Dauer um einen Grad niederer bemessen werden als 
sonst. Verschärfung durch öffentliche Brandmarkung und Züchtigung 
mit Streichen war solchenfalls verboten. (§. 148.) 

Der Keinigungseid wurde abgeschafft (§. 149), eben so die 
bekannte Art des Reinigungsprocesses; übrigens mochte der Ange- 
klagte alles anbringen, was ihm zu seiner Vertheidigung dienlich 
schien. In der Regel sollte binnen acht, längstens binnen dreissig 
Tagen nach geendigter Untersuchung zur Schöpfung des Criminal- 
urtheiles geschritten werden, wozu der Untersuchungsrichter sein 
schriftliches Votum vorzubereiten und den Vortrag zu machen hatte. 
(§. 158.) Die Berathschlagung sollte immer au einem Werktage 
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Tormittags bei versammeltem ordentlichen Criminalgerichte unter 
dem Vorsitze des Criminalrichters oder des ältesten Beisitzers in 
Anwesenheit von zwei und, wenn irgend thunlich, von vier geprüften 
Criminalbeisitzern gehalten werden. (§. 159.) 

Das Urtheil war ein Straf- und Lossprechungsurtheil , oder es 
wurde durch dasselbe „die Untersuchung wegen Abgang hinläng- 
licher Beweise aufgehoben.** Die Entscheidung erging nach der 
Majorität. In der Begel sollte das Urtheil sogleich dem Gerichts- 
schreiber von dem Criminalrichter dictirt^ ausgefertigt, von dem 
Vorsitzenden und den Beisitzern unterschrieben und bekannt gemacht 
werden. Die sogleiche Bekanntmachung unterblieb jedoch, wenn 
das Urtheil dem Criminal-Obergericht vorgelegt werden rausste, weil 
es sich um gewisse schwere, namentlich politische Verbrechen im 
eigentlichen Sinne handelte, weil der Beweis nur durch Zusammen- 
treflfen der Umstände hergestellt war, weil die zuerkannte schwere 
Strafe eine Bestätigung erheischte, oder weil das Gericht wegen be- 
sonderer Milderungsgründe eine geringere Strafe als die gesetzliche 
beantragte. (§§. 165 — 171.) Das Criminal-Obergericht entschied in 
Senaten, die nebst dem Präsidenten aus wenigstens vier Räthen be- 
standen. (§. 173.) Dieses durfte bei Bemessung der Strafe gewisse 
Milderungsgründe in Erwägung ziehen, welche im §. 177 genau 
ausgeführt sind, mit den gegenwärtig im Strafgesetz als für alle 
Instanzen massgebend angeführten ziemlich übereinstimmen, im übrigen 
aber hier in der Processordnung wohl am unrechten Platze stehen. 
Bei Majestätsbeleidigung, Landesverrath, Staatspapierfälschung und 
Missbrauch der Amtsgewalt konnte auch das Criminal-Obergericht 
nicht entscheiden, sondern hatte die Acten der obersten Justizstelle 
vorzulegen. (§. 178.) Dasselbe geschah bei gewissen Verschärfungen 
oder Milderungen des ersten Erkenntnisses. (§. 179.) 

Die Vollziehung des Urtheils sollte eben so wie die Kund- 
machung ohne Verzug stattfinden; handelte es sich jedoch um einen 
verrückten, einen schwer kranken Verbrecher oder um eine schwan- 
gere Verbrecherin, so musste beides bis nach der Heilung, be- 
ziehentlich Entbindung aufgeschoben werden. (§. 180.) Desgleichen 
fand ein Aufschub statt, wenn der Untersuchte ein Landstand, eine 
geistliche Person, ein immatriculirtes Mitglied einer Universität oder 
eines Lyceurns, oder eine in einen Magistratualdienst übergetretene 
Militärperson war. In solchem Falle ging die Anzeige durch das 
Criminal-Obergericht an die betreffende Stelle, dass der Verurtheilte 
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vor dem Strafvollzug seiner Würden entkleidet werde, und nur, wenn 
die Nachricht von der erfolgten Entkleidung nach einem Monate 
nicht einlangte, sollte ohne weiteres mit der Strafe vorgegangen 
werden. (§. 181.) 

Die Entlassung des Angeklagten auf Grund eines Lossprechungs- 
urtheiles sollte augenblicklich erfolgen; lautete hingegen das Erkennt- 
niss auf Aufhebung der Untersuchung aus Abgang hinlänglicher 
Beweise, so fand die Entlassung erst am nächsten Gerichtstage nach 
vorhergegangener Urtheilsverlesung und nachdrücklicher Ermahnung 
und Warnung von Seite des Criminalrichters st^tt. (§§. 182, 183.) 
Erkannte das Urtheil auf eine strengere Strafe als Gefängniss, so 
war die Kundmachung vor dem Gerichte nicht zureichend, sondern 
es musste entweder noch am nämlichen Tage, wenn es füglich ge- 
schehen konnte , oder doch am nächsten Vormittage auch eine 
öffentliche Verkündigung an das Volk geschehen. Hiezu musste auf 
dem im Gerichtsorte befindlichen grössten Platze ein Gerüst errichtet 
werden, wohin der Verurtheilte in Eisen unter Begleitung des Ker- 
kermeisters und der Wache geführt, ihm daselbst das Urtheil durch 
den Gerichtsschreiber laut und verständlich vorgelesen und dasselbe, 
wenn es auf Brändmarkung, Ausstellung auf der Schandbühne oder 
eine Züchtigung mit Streichen erkannte, auch sogleich in Vollzug 
gesetzt wurde. (§. 185.) Für Wien speciell verordnete ein Hof- 
decret vom 9. October 1788, dass die unter die bezeichnete Kate- 
gorie fallenden Urtheile des Stadtmagistrates, wenn der Strafvollzug 
nicht ohnehin in den Augen des Volkes stattfand, jeden Mittwoch, 
und wenn auf diesen ein Feiertag fiel, den vorhergehenden oder 
nachfolgenden Tag im Sinne des §. 185 der Criminalgerichtsordnung 
publicirt werden sollten. 

In der Verordnung vom 1. September 1783 bezüglich der Straf- 
vollzugsorte machten die §§. 186 ff. insofern eine Aenderung, als 
für Majestätsbeleidiger, Landesverräther, Staatspapier- und Münz- 
fälscher die Festung Kufstein bestimmt wurde. Lautete das Erkennt- 
niss wegen was immer für eines Verbrechens auf Anschmiedung, so 
blieb der Spielberg für Böhmen, Mähren, Schlesien und Galizien; 
Gratz für Nieder-, Inner-, Ober- und Vorderösterreich gemein- 
samer Strafort. Schwere Verbrecher männlichen Geschlechts, welche 
zu hartem Gefängniss und öffentlicher Arbeit verurtheilt worden 
waren, sandte man nach Ungarn, um zum Schiffziehen verwendet 
zu werden. 
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Der Becurs, welcher aujfser von dem Verurl heilten selbst, auch 
von dessen Blutsverwandten in auf- und absteigender Linie, von 
dessen Ehegenossen, Vormund und von der Obrigkeit für ihren 
ünterthan ergriflfön werden konnte, musste gleich nach der Urtheils- 
verkandigung, vor der Kundmachung an das Volk augemeldet und 
binnen acht Tagen ausgeführt werden. Wollte der Verurthcllte einen 
schriftlichen Becurs einbringen, so musste demselben auf Verlangen 
ein redlicher, verständiger Mann zur Abfassung der Becursschrift 
beigegeben werden, mit dem er sich im Gefängnisse, jedoch immer 
in Gegenwart des Kerkermeisters und in einer diesem verständlichen 
Sprache besprechen konnte. In solchem Falle konnte die Becursfrist 
um weitere acht Tage erstreckt werden. Die Entscheidungsgründe 
waren auf Verlangen dem Verurtheilten hinauszugeben ; die Einsicht 
der Criminalacten zu begehren, war jedoch niemand berechtigt. 
(§§. 193—200.) 

Dieselben Personen, welchen das Becursrecht zustand, konnten 
auch entweder vor oder während des Strafvollzuges ein Begnadigungs- 
gesuch einbringen. Das Begnadigungsrecht war bezüglich jener Ur- 
theile, welche von dem Criminalgerichte unmittelbar publicirt und 
volteogeu werden durften, diesen mit Bücksicht auf die im §. 177 
angefühlten und im §. 203 ergänzten Milderungsgründe eingeräumt. 
Bei schwereren Verbrechen stand es dem Criminal-Obergerichte zu. 
Nur bei Majestätsbeleidigung, Landesverrath , Staatspapier- und 
Münzfälschung waren auch die Gnadengesuche mit dem Gutachten 
des Obergerichtes der obersten Justizstelle vorzulegen. (§§. 201 
bis 206.) 

Die Bestimmungen über die Wiederaufnahme der Untersuchung 
entsprechen zum grossen Theile den gegenwärtig bestehenden. Ueber 
Contumatial- und standrechtliches Verfahren, welches letztere bei 
Aufruhr und Tumult, oder wenn in einem Bezirke Baub, Mord oder 
Brandlegung besonders um sich griffen, eintrat, ist nichts Besonderes 
zu bemerken. Die Bewilligung des freien Geleites wurde mehr als 
in der Theresiana beschränkt. Dass ausnahmsweise für das stand- 
rechtliche Verfahren die Todesstrafe bestehen blieb, wurde oben 
erwähnt. Waren die Entschädigungsansprüche nicht zweifellos, so 
konnte der Beschädigte von dem Criminalrichter auf den ordentlichen 
Bechtsweg gewiesen werden, letzteres trat auch namentlich dann 
immer ein, wenn ea sich um die Genugthuung eines durch das Ver- 
brechen Beleidigten handelte. Die Taxe für den Henker bestand 
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bei einer Hinrichtung in fünfzehn, bei einer Brandmarkung in zehn 
Gulden. Demjenigen, der die Strafe' mit Stockstreichen vollzog, ge- 
bührte ein Gulden. (§. i:78.) 

Nach §. 304, dem letzten der Criminalgerichtsordnung, sollte 
die bisher übliche Aussteckung der Landgerichtszeichen für künftig 
abgestellt sein, die schon bestehenden sammt den Bichtplätzen oder 
sogenannten Babensteineu aber sollten sogleich weggeschafft werden. 

Wir gehen auf die Organisirung der Griminalgerichte über. An 
dieser war dem Kaiser nicht weniger als an jener der Civilgerichte 
gelegen. Von Anfang an hatte er dabei die politische Kreisein- 
theilung der Provinzen in's Auge gefasst, theils wegen des Zusammen- 
hanges, welcher zwischen der Strafrechtspflege und den politischen 
Angelegenheiten in grösserem Masse als zwischen diesen und der 
Civi^ustiz besteht, theils wegen der Ueberwachung der Halsgerichte, 
welche der Kaiser den Kreisämtern zugedacht hatte. Schon am 
23. September 1782 theilte ein Hofdecret in letzterer Beziehung 
den österreichischen Appellationsgerichten nrit, dass, obschon diese 
iu dem Landesbezirke, für den sie bestimmt seien, auch die Gri- 
minal- Obergerichtsbarkeit auf sich hätten, doch auch den Landes- 
stellen anbefohlen worden sei, durch ihre untergeordneten Kreisämter, 
als welche der Lage nach hiezu am meisten geeignet seien, invigi- 
liren zu lassen, ob die Griminalgerichte in Ausforschung, Auffangung 
und Aufbewahrung der Delinquenten ihre Pflicht erfüllen, und das 
Mangelhafte dem Appellationsgerichte zur schleunigen Abhülfe anzu- 
zeigen. In Gefallssachen , derentwegen die Banngerichte bisher mit 
den Gonsessen in Gausis Summi Principis et Gommissorum in Ver- 
bindung gestanden waren, sollte nach Aufhebung der letzteren und 
Uebertragung ihres Wirkungskreises an die Landrechte, in Folge 
Hofdecretes vom 13. Januar 1783 eine gleiche Verbindung zwischen 
den Bannrichtern und den Ijandrechten eintreten. Um die Wirk- 
samkeit der gehörig besetzten Griminalgerichte erster Instanz zu 
erweitern, und in Vorbereitung zu den in der später publicirten 
Griminalgerichtsordnung enthaltenen Jurisdictionsbestimmungen wurde 
in Folge Handbillets vom 25. und Hofdecretes vom 27. März 1786 
sämmtlichen landesfürstlichen Städten und Märkten, die mit ge- 
prüften, der bürgerlichen und peinlichen Rechte kundigen Männern 
bei ihren Magistraten versehen waren, gestattet, alle jene peinlichen 
Untersuchungen, bei denen die Bestrafung die Zeit eines Jahres 
nicht überstieg, selbst zu entscheiden und die erkannte Strafe, ohne 
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die Inquisition an ein Criminal- Obergericht zu übergeben, vollziehen 
za lassen. EJin Hofdecret vom 24. Juli desselben Jahres erklärte, 
dass es von der besonderen Bann- und 4<^htverleihung an die Vor- 
steher der Griminalgerichte der landesfürstlichen Städte und Märkte 
abzukommen habe. 

Endlich am 20. August 1787 erschien das Criminalgerichts- 
organisationspatent. Lag die Organisirung schon an sich im Plane 
des Kaisers für eine gleichmässige organische Gliederung der poli- 
tischen und Justizstellen seiner Länder und bildete sie nur die 
nothwendige Ergänzung der bereits vorausgegangenen Civilgerichts- 
regulirungy so erschien sie, nachdem ein neues Criminalgesetz erlassen 
worden, eine neue Criminalgerichtsorduung in Vorbereitung war, um 
so Wünschenswerther. Das Patent sagt diesfalls: 

„Nach den über Verbrechen und Strafen kundgemachten Ge- 
setzen wird beschlossen, diesem Theile der Bechtspflege eine Ver- 
fassung zu geben, die der Wichtigkeit des Gegenstandes und der 
damit so genau verbundenen öffentlichen und Privatsicherheit ange- 
messen ist. Hiebei wird bemerkt, wie wenig auf der einen Seite 
die Menge der gegenwärtig bestehenden Privatlandgerichte mit 
diesem Zwecke vereinbarlich und wie Wissentlich es auf der anderen 
sei, die Criminalrechtsverwaltung nur solchen Stellen zu übertragen, 
die mit einer zureichenden Anzahl geprüfter und ordentlich 
besoldeter Männer besetzt, das Zutrauen der Begierung und des 
Volkes verdienten und ihr Amt ohne Seitengeschäfte u(id Nebenab- 
sicht zu verwalten fähig wären. Durch diese Betrachtung bewogen, 
wird der Criminalgerichtsbarkeit in den sämmtlichen böhmisch-öster- 
reichisch-deutschen Erbländern mit Einschluss Galiziens eine andere 
Verfassung gegeben, von der bis auf weitere Anordnung nur die 
Vor lande ausgenommen sein sollen, wo die daselbst derzeit be- 
stehenden Halsgerichte verbleiben.^ 

Also Verminderung und richtige geographische Vertheilung der 
Griminalgerichte einer-, Besetzung derselben mit tüchtigen, wie bei 
den Civilgerichten besoldeten Richtern andererseits, dies war die 
Hauptabsicht, und dadurch sollte gleichzeitig die Criminaljustiz 
wieder ausschliesslich in die Hände des Landesfürsten als obersten 
Bichters und seiner Organe gelegt und eine bereits von Maria 
Theresia gehegte Idee zur Erfüllung gebracht werden, welche diese, 
wie wir gesehen haben, nur theilweise in Böhmen hatte ausführen 
können. 
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Zu diesem Ende sollte die allgemeine Criminalrechtspflege unter 
eigene Griminalgerichte vertheilt und jedem dieser Criminalgerichte 
sein besonderer Bezirk zugewiesen werden. Ueberblickt man das 
nachfolgende Yerzeichniss der Criminalgerichte, so sieht man, dass 
diese Bezirke mit der damals bestehenden politischen Ereiseintheilung 
so ziemlich zusammenfielen, und dass zumeist an dem Sitze eines 
Kreisamtes auch ein Griminalgericht bestehen sollte. Die Ursachen 
hiezu haben wir schon oben angeführt; es geht diese Absicht auch 
aus dem Texte des Gesetzes hervor, wenn es daselbst heisst, dass 
„da die Einrichtung der Griminalgerichte in den sämmtlichen Erb- 
ländem zur nämlichen Zeit nicht möglich sei, in jedem Kreise 
besonders bekannt gemacht werden werde, von welchem Tage ange* 
fangen, jedes dieser neuen Criminalgerichte zu seiner Thätigkeit zu 
gelangen habe,^ und dass „mit dem Tage, an welchem die Thätig- 
keit dieser neuen Criminalgerichte den Anfang nehmen wird, ohne 
Ausnahme alle in dem Kreise bisher bestandenen Landgerichts- 
herrlichkeiten erlöschen sollten.** 

Damit war gleichzeitig die wichtige Neuerung verbunden, dass 
von Militärpersonen, welche ihrer besonderen Gerichtsba! keit fort 
unterlagen und von den des Exterritorialitätsrechtes theilhaften Per- 
sonen abgesehen, jedes forum privilegiatum in Strafsachen aufgehoben 
seiu sollte, und bei Staatsverbrechen, als welche das Gesetz Maje- 
stätsbeleidigung, Landesverrath, Staatspapier- und Münzverfälschung 
bezeichnet, das in der Hauptstadt der Provinz, wo die Verbrecher 
angehalten wurden, befindliche Griminalgericht, und wenn die Ver- 
haftung in Schlesien stattfand, das Griminalgericht zu Brunn, bei 
allen übrigen Verbrechen das* Griminalgericht des Bezirkes, in 
welchem der Verbrecher angehalten wurde, eintrat. Nur sollte von 
der Inhaftirung gewisser Personen, eben so wie wir dies oben von 
ihrer Verurtheilung sagten, die Anzeige gemacht werden. Die Un- 
terordnung der Griminalgerichte unter die Appellations- und Cri- 
minal- Obergerichte und dieser unter die oberste Justizstelle wird 
ausdrücklich hervorgehoben. 

Folgende waren die projectirten Criminalgerichte: für Oester- 
reich unter der Enns neben dem Magistrate zu Wien für jedes der 
vier Viertel eines, nämlich die Magistrate zu Wiener -Neustadt, 
St. Polten, Kornenburg und Krems, für Oesterreich ob der Enns 
ausser dem Linzer Magistrate jener zu Wels für das Hausruck-, zu 
Gmunden beziehentlich seit dem Hofdecret vom 31. Januar 1788 
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zu Steyer für das Traun-, zu Freystadt für das M'ihl- und das 
Pfleggericht zu Ried für das Innviertel, in Steiermark sollten für 
den Gratzer, Marburger, Brucker, Judenburger und Cillyer Kreis 
die fünf Magistrate von Gratz, Marburg, Leoben, Judenburg und 
Cilly als Criminalgerichte eintreten, für den Klagenfurt er und Villacher 
Kreis in Kärnthen die gleichnamigen Magistrate. Das Herzogthum 
Krain zerfiel in drei Kreise, doch sollte hier der Magistrat von 
Laibach als einziges Criminalgcricht des ganzen Kronlandes gelten. 
Eben so war für Görz, Gradisca und Triest anfänglich der Magistrat 
von Görz allein bestimmt, doch wurde mit Hofdecret vom 21. Fe- 
bruar 1788 für den Triester Bezirk zu Triest ein eigenes Criminal- 
gericht bestellt. In Tirol sollte es fünf Criminalgerichte geben, und 
zwar die Magistrate von Innsbruck für die Hauptstadt, den Ober- 
und Ünter-Innthalerkreis, von Boveredo für die wälschen Confineu, 
zu Botzen für den Kreis von Vintschgau, Burggrafenamt und an 
der Etsch, zu Bregenz für Vorarlberg, endlich eiu eigenes Criminal- 
gcricht zu Sonnenburg für den Kreis im Pusterthal und Eysack. 
In Böhmen wurde die von Maria Theresia durchgreifend vorgenom- 
mene Beduction noch fortgesetzt. Bestanden nach der Organisirung 
der Kaiserin neben den vier Prager, dem Egerer Magistrate und 
dem akademischen Consistorium vierundzwanzig Land -Criminalge- 
richte, im Ganzen also dreissig Strafgerichte, so sollte deren Anzahl 
in Zukunft auf die Hälfte herabgesetzt werden. Zu diesem Ende 
sollten die für den Kaurzimer, Kakonitzer und Berauner Kreis be- 
stellten Halsgerichte aufgehoben werden und diese drei Kreise in 
Criminalsachen dem zu Einem vereinigten Prager Magistrate unter- 
worfen sein. Eben so hätte die Gerichtsbarkeit des akademischen 
Consistoriums und jene der für einzelne Kreise bestehenden zweiten 
Strafgerichte zu Trautenau, Neubidschow, Brüx, Luditz, Aussig, 
Pilgram, Mies und Niraburg aufgehoben werden sollen. An die 
Stelle von Königgrätz wäre Königinhof, au jene Kuttenberg^s ein 
eigenes Criminalgcricht zu Czaslau getreten, und es wären demnach 
die vierzehn Magistrate von Prag, Jungbunzlau, Gitschiu, Königin- 
hof, Chrudim, Tabor, Budweis, Pisek, Klattau, Pilsen, Elbogen, Eger, 
Saaz und Leitmeritz und das zu errichtende Criminalgcricht zu 
Czaslau für die entsprechenden Kreise übrig geblieben. 

Für Mähren waren bezüglich seiner sechs Kieise in Brunn, 
Zuaim, Iglau, Olmütz und Hradisch die Magistrate für die gleich- 
namigen Kreise, und ein eigenes Crirainalgericht zu Neutitscheiu 
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für den Prerauer Ei'eis bestimmt. In dem Herzogthum Schlesien 
sollte ftLr den Teschener Kreis der Magistrat in Teschen, für den 
Jägemdorfer jener in Jägerndorf und statt des letzteren seit dem 
Hofdecret vom 26. Februar 1788 jener zu Troppau als Criminal- 
Kreisgericht — diesen Titel gebraucht das eben citirte Hofdecret — 
eintreten. 

Endlich waren für jeden der neunzehn Kreise Galiziens, ein- 
schliesslich des Bukowiner Kreises eigene Strafgerichte bestimmt 
und zwar die Magistrate von Lemberg, Neu-Sandec, Tamow, Ezeszow, 
Sambor, Przemysl, Zolkiew, Brody, Przeszani, Tarnopol, Zaleszysz, 
Stanislawe w und Stry, dann eigens zu errichtende Griminalgerichtc 
zu Misleuice, Sanok und Zamosz für die gleichnamigen Kreise, und 
gleichfalls eigene Grimiualgerichte zu Yisnize für den Bochniaer, zu 
Krosno für den Duklaer und zu Gzernowitz für den Bukowiner Kreis. 

Dies war der Plan des Kaisers. Die Vertheilung der Gerichte 
wäre eine eutsprechende gewesen und die Strafrechtspflege ttber 
Verbrechen hätte lediglich den CoUegialgerichten zugestanden; allein 
der Plan wurde nicht ausgeführt. Zu spät war die Organisirung 
angeordnet worden. Die Keaction gegen des Kaisers Staats- und 
Kegierungsprincipien begann bereits sich zu regen, und zu früh starb 
der erhabene Monarch, um neben anderen Plänen auch diesen aus- 
zuführen. Einzelne der neuen Criminalgerichte begannen zwar ihre 
Thätigkeit, so jenes zu Triest am 1. Juli, zu Steyer am 1. November, 
zu Görz am 15. December 1789; im Ganzen aber blieb es, wenig- 
stens bezüglich der Organisirung der Gerichte, beim Alten. Die 
Patrimonialherren mochten wohl nur ungern ihre Strafgewalt auf- 
geben und mit ihren Unterthanen demselben Criminalgerichte unter- 
worfen sein. Mehr als ein halbes Jahrhundert, mehr als sechs 
Decennien mussten in^s Land gehen; dann aber brach sich der kai- 
serliche Gedanke Bahn, und auch in der Ausführung kam man auf 
den Plan des Kaisers zurück, indem unsere gegenwärtigen Kreisge- 
richte mit den von Kaiser Joseph projectirten Criminal- Kreisge- 
richten in ihrer Lage fast gänzlich zusammenfallen. Ein neuer Beweis 
wie der Kaiser die Bedürfnisse seiner Länder auf ein Jahrhundert 
voraus erkannte. 

Wie in dem Patente vom 20. August 1787 alle Gerichtsbar- 
keitsausnahmen aufgehoben wurden, so ward mit Patent vom 13. Sep- 
tember desselben Jahres auch bezüglich der politischen Verbrechen, 
d. i. der Vergehen und Uebertretungen erklärt, es solle fortan auch 
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bei diesen keine Gerichtsbarkeitsausnahme Platz greifen, sondern 
jeder Verbrecher ohne Ausnahme des Standes, Charakters, Amtes 
oder der Würde an diejenige politische Obrigkeit zur Untersuchung, 
Aburtheilung und Strafvollziehung übergeben werdep, in deren Be- 
zirk derselbe angehalten worden. 

Um den Ueberblick der von Kaiser Joseph durchgeführten und 
vorbereiteten Reformea in der Justizpflege seiner deutsch -öster- 
reichischen Provinzen zu vollenden, erübrigt nur noch, jene Ver- 
fügungen kurz in^s Auge zu fassen, welche von ihm speciell für die 
Hebung des Richter- und Advocatenstandes getrofifen wurden; Ver- 
fügungen, welche von demselben Geiste durchdrungen sind, wie seine 
übrigen Reformen und gleich diesen die Beförderung der Rechtspflege 
an sich zum Zwecke hatten. 

Zwei Eigenschaften des Richters waren es namentlich, auf 
welche diesfalls das Augenmerk des Kaisers gerichtet war. Voll- 
kommene Befähigung zum Richteramte einer- und Unparteilichkeit 
andererseits. 

In ersterer Beziehung verordnete schon die allgemeine GerichtSr 
Ordnung vom 1. Mai 1131 in den §§. 430 und 431, dass jene, 
welche als Richter bei einer Gerichtsstelle angestellt zu werden 
suchten, mit den gewöhnlichen Zeugnissen darthun sollten, si6 seien 
über die hinlängliche Fähigkeit in der Rechtswissenschaft auf einer 
erbländischen Universität geprüft worden. Daneben sollten aber 
sowohl diese, als auch alle jene, die als Stadt- und Marktschreiber 
eine Richterstelle ansuchten, sich einer scharfen Prüfung in den 
I^andesgesetzen und der Gerichtsordnung unterziehen. Ueber die 
Noth wendigkeit der Beibringung gehöriger Prüfungszeugnisse, über 
die Bevorzugung befähigterer Richter bei Beförderungen und über 
die Ausbildung der jüngeren Gerichtsbeamten ergingen dann während 
der Regierung des Kaisers mehrfache Verordnungen. Nach einem 
Hofdecret vom 3. Februar 1786 sollte niemand zu einer Rathsstelle 
bei einer ersten Instanz gelangen können, der nicht nebst seinen 
Studienzeugnissen vorläufig geprüft worden oder durch seine Dienst- 
leistung seine praktische Fähigkeit erwiesen hatte. Ein Hofdecret 
vom 4. August 1783 schärfte ausdrücklich die oft wiederholte Be- 
stimmung ein, dass zu Magistratsstellen in landesfürstlichen Städten 
und Märkten nur mit Eligibilitätsdecreten versehene Personen sollten 
zugelassen werden, und das Hofdecret vom 29. Januar 1786 dehnte 
dieses Erfordenüss auch auf die Rechtspfleger der Ortsgerichte und 
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jenes vom 13. December 1784 namentlich auf die Dynastien in 
Tirol aus. Insbesondere sollte der Grundherr nach dem Hofdecret 
vom 22. Februar 1787 nur dann die Justiz selbst verwalten dürfen, 
wenn er seine Tüchtigkeit zum Bichteramte im Sinne der §§. 430 
und 431 der Gerichtsordnung erwiesen hatte. Aber nicht nur bei 
Anstellung zu wirklichen Aemtern, sondern auch bei der Zulassung 
zur Praxis und dem Access musste, indem- diese zur Wirklichkeit 
führen, auf die nach Yerhältniss der Stellen erforderlichen Studien- 
zeuguisse gesehen werden. (Hofdecret vom 23. Juli 1784.) Damit 
die obersten Behörden von der Befähigung der einzelnen Justizbe- 
amten in Eenntniss erhalten und in die Lage gesetzt wurden, bei 
Beförderungen auf besondere Befähigung, auf.Fleiss und Eifer zur 
Belohnung und Aneiferung der Einzelnen und zum Besten des 
Dienstes Eücksicht nehmen zu können, wurde mit Handbillet vom 
22. November 1783 den obergerichtlichen Visitationscommissionen 
besonders aufgetragen, die persönliche Fähigkeit ^es bei den Land- 
rechten, Magistraten und untergeordneten ersten Instanzen ange- 
stellten Personals zu erheben und diesfalls an die oberste Justizstelle 
zu berichten, welche ihrerseits wieder übet die Appellationsbeamten 
ihr Gutachten zu erstatten nnd sämmtliche Berichte dem Kaiser 
vorzulegen hatte. 

Schon früher wurde mit Hofdecret vom 13. Januar 1783 die 
ausser Uebung gekommene Eingabe jährlicher Conduitelisten als eine 
für den höchsten Dienst wesentlich nützliche Sache bei allen Stellen 
-wieder eingeführt. Diese Conduitelisten umfassten folgende fünfzehn 
Puncte: 1. Charge oder Charakter, 2. Vor- und Zuname, 3. Lebens- 
alter, 4. Dienstjahre, 5. wo der Betreffende vorhin gedient habe, 
6. ob er verheirathet sei, mit oder ohne Kinder, 7. ob er eigene 
Mittel habe, 8. ob er in seiner Obliegenheit sonderbaren, mitt- 
leren oder schlechten Eifer bezeugt, 9. ob er Studien und was 
für Sprachen besitze, 10. ob er Kenhtniss von mehreren Ländern 
habe, und von welchen, 11. wozu er die meiste Geschicklichkeit 
habe, 12. ob er einen frommen und christlichen Lelfenswandei führe, 

13. ob er gegen seine Oberen Ehrfurcht und Gehorsam bezeige, 

14. ob er im Umgange verträglich oder unruhig und in seinem Amte 
verdriesslich sei, 15. ob derselbe dem Spiele, Trünke oder Schulden- 
machen oder ob und was für sonstigen Ausschweifungen er ergeben 
sei. Ein Hofdecret vom 7. November 1785 an sämmtliche Appel- 
lationsgerichte gab nähere Erläuterungen über die Führung der 
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Conduitelisten und schärfte namentlich ein, dass sich die Präsidien 
diesfalls von jeder persönlichen BQcksicht, Hass oder Freundschaft 
entfernt und die Listen in gröstera Geheim unter eigener Sperre 
halten sollten, um einerseits des guten Namens eines ühel beschrie- 
benen Beamten zu schonen und andererseits den Chefs in der Be- 
urtheilung ihrer Untergebenen freien Spielraum zu lassen. Der 
§. 302 der Criminalgerichtsordnung vom Jahre 1788 machte die 
Einsendung der Conduitelisten auch den Vorstehern der Criminal- 
gerichte ausdrücklich zur Pflicht, und der §. 303 räus^ den Cri- 
minal -Obergerichten eine unter der Controle der obersten Justiz- 
stelle auszuübende, bisr zur Amtsentsetzung befugte Disciplinarge- 
walt ein. 

Bei Erledigung einer Bathsstelle erster Instanz sollte ein vier- 
mröehentlicher Concurs ausgeschrieben, jedoch mit Hintansetzung aller 
anderweiten Bücksichten stets bloss auf den Würdigsten angetragen 
werden. (Hofdecret vom 1. März 1787.) 

Hingegen waren nach dem Hofdecrete vom 23. März desselben 
Jahres die Appellationsrathsstellen ohne Concursausschreibung mit 
Männern zu besetzen, die bereits bei den ersten Instanzen gedient 
und sich dabei iu Ansehung ihrer Geschicklichkeit und juridischen 
Kenntnisse besonders ausgezeichnet hatten. Nur solche Männer 
sollten diesfalls von den ersten Instanzen in Vorschlag gebracht 
werden, indem da, wo es um das Beste des Dienstes zu thun sei, 
nur die vorzügliche Geschicklichkeit, nicht aber ein zufälliger Neben- 
umstand die Auswahl bestimmen müsse. (Hofdecret vom 29. Januar 
1789.) Demselben Geiste entsprang die Verordnung, wonach Be- 
amte einer Kategorie lediglich nach dem senio rangirt werden 
sollten ohne Rücksicht auf den Stand, welcher, wie wir im vorigen 
Abschnitte gesehen haben, noch unter Maria Theresia eine Scheidung 
der adeligen und unadeligen Bank begründete. (Siehe untes anderm 
das HoWecret vom 13. März 1786.) Den Auscultanten sollte zwar 
ein Votum nicht zustehen und ein Beferat nicht zugetheilt werden; 
(Hofdecret vom 27. Februar 1784); doch sollte ihnen zu ihrer 
Ausbildung die Bearbeitung von Geschäftsstücken unter der Haftung 
der Referenten zugewiesen und dieselben bei den Bathssitzungen von 
dem Präsidenten um ihre Ansicht befragt werden dürfen. (Hofdecret 
vom 30. September 1785.) Auch bezüglich ihrer wurde, beispiels- 
weise für den Wiener Magistrat, mit Hofdecret vom 28. März 1788 
angeordnet, dass bei Besetzung von Bathsst eilen lediglich auf die 
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besondere Geschicklichkeit untl Fähigkeit solle Rttcksicbt genommen 
werden. 

Nicht recht im Einklänge mit allen diesen Verordnungen steht 
es jedoch, wenn der Kaiser die Besetzung der Magistrate mit ge- 
dienten Militärs vielfach begünstigte, und zwar nicht nur auf dem 
Lande, sondern auch in Wien, wo noch am 12. Juni 1789 an den 
Magistrat die Verordnung erging, künftig solle jede dritte erledigte 
Bathsstelle für ein Militärindividuum aufbehalten werden. 

Auch in Bezug auf die Unparteilichkeit und Unbestechlichkeit 
des Richterstandes ergingen mancherlei Verordnungen. Auch hier 
hatte schon die allgemeine Gerichtsordnung in den §§. 434 und 435 
verfügt, kein Richter solle von seinem Dienste etwas anderes ge- 
messen, als seine Besoldung und bei Reisen die angemessenen Diäten, 
auch solle er sich von Annahme alles Geschenkes enthalten, ja mit 
dem Hofdecret vom 25. Juni 1784 wurde den Räthen und ihren 
Gattinnen „eingebunden,** um allen Verdacht bei den Parteien desto 
sicherer zu entfernen, selbst keine Bestellungen bei jenen Leuten zu 
machen, die entweder selbst oder deren Vertreter bei der betreffen- 
den Stelle in ein Geschäft verflochten seien. 

Doch genügte es nicht, im allgemeinen die Bestechlichkeit zu 
verbieten; sie wirksam fern zu halten, bedurfte es noch anderer 
Vorkehrungen, wodurch die Richter, ohne auf ungesetzliche Neben- 
verdienste Rücksicht nehmen zu müssen, der Würde ihres Amtes 
angemessen leben zu können in die Lage gesetzt und im Falle des 
eintretenden Alters, ihrer Dienstunfähigkeit oder eines unverschul- 
deten Unglücks vor Mangel und Noth bewahrt wurden. In welcher 
Weise der Kaiser auf eine regelmässige, ausreichende Besoldung bei 
den landesfürstlichen Gerichtsstellen nicht minder als bei den Ma- 
gistraten bedacht war, haben wir in diesem Abschnitte hervorzuheben 
schon Gelegenheit gehabt. Auch bei den Ortsgerichten sollte das 
Gerichtspersonal ordentliche Besoldungen erhalten , so namentlich 
nach dem Hofdecret vom 13. Dezember 1784 bei den Dynastien in 
Tirol gegen Eingehen der Gerichtstaxen in die Dynastialrenten. 

Das Pensionsnormale vom 31. März 1781 setzte im allgemeinen 
für Beamte fest, dieselben sollten nach zehnjähriger Dienstzeit ein 
Drittel, nach fünfundzwanzigjähriger die Hälfte, bei vierzigjähriger 
zwei Drittel und bei noch längerer den ganzen Gehalt als Pension 
erhalten. Warum nach dem Hofdecret vom 22. Januar 1788 gerade 
das bei den neu eingeführten Criminal-Kreisgerichten anzustellende 
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Personal zu keinem Pensionsgenusse geeignet sein sollte, haben wir 
nicht auffinden können. 

Wie sehr der Kaiser um der Ehrenhaftigkeit des Richterstandes 
willen gegen Schulden macher mit Strenge vorzugehen befahl, geht 
aus den §§. 432 und 433 der allgemeinen Gerichtsordnung hervor, 
wonach Cridatare und gerichtlich erklärte Verschwender eben so 
vom Richteramte ausgeschlossen sein sollten, wie überwiesene Ver- 
brecher. Ein Hofdecret vom 15. Januar 1787 befahl ausdrücklich, 
leichtsinnige und muthwillige Schuldenmacher, die ihren Gläubigern 
keine andere Sicherheit als ihre Besoldungen verschaffen könnten, 
zu entlassen, und um durch das Bewusstsein, ihre Besoldung sei 
unangreifbar, leichtsinnige Beamte nicht zu ermuthigen, .hob dsis 
Hofdecret vom 16. Januar 1787, obgleich es das Gesetz, wonach 
Pensionen nur zur Hälfte mit Verbot belegt werden durften, bestehen 
Hess, doch die bisher bestandene Einschränkung des Verbotes der- 
selben auf 600 fl. auf, und ein zweites Hofdecret vom 16. Januar 
1787 gestattete die unbeschränkte Verbotslegung und Execution der 
Beamtenbesoldungen mit dem Beifügen, dass der Betrag der Ali- 
mentation nach richterlichem Ermessen bestimmt werden sollte, der- 
gestalt jedoch, dass solcher die Hälfte der Besoldung nie übersteigen 
könne; Verfügungen, welche später wieder abgeändert wurden. Noch 
manche andere wichtige Anordnungen, welche zunächst den Richter- 
stand betrafen, erliess der Kaiser. So darüber, dass die Justiz bei 
den Dominical- Ortsgerichten nicht von Advocaten ex currendo ver- 
waltet werden ,SQlle (Hofdecret vom 27. Öctober 1788), über die 
möglichst rasche Besetzung der erledigten Rathsstellen bei den Ma- 
gistraten (Hofdecret vom 22. December 1788), über die Haftung 
der Collegialgerichte für richterliche Schritte, aus welchen einer 
Partei ein Nachtheil zugegangen war (Hofdecret vom 5. Juni 1789). 
Es >\rürde uns aber zu weit führen, wollten wir auf dieselben ein- 
gehen; nur aus einem Erlass des Kaisers sei uns noch gestattet, 
einige Worte hieher zu setzen, welcher, ein erhabenes Denkmal des 
erlauchten Sohnes Maria Theresia's, niemals ohne tiefe Rührung und 
Bewunderung wird gelesen werdei^ können und das schönste Zeugniss 
giebt von dem edlen Geiste, in welchem Joseph H. seine Reformen 
auffasste. Wir meinen die Erinnerung des Kaisers an seine Staats- 
beamten vom 1. December des Jahres 1783. 

„Drei Jahre sind nun verflossen, dass ich die Staatsverwaltung habe 
übernahmen müssen,^ heisst es darin. „Ich habe durch selbe Zeit in 

Domin, Österr. Recbtsgeschichte. 12 
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allen Theilen der Administrationen meine Grundsätze, meine Gesin- 
nungen und meine Absichten mit nicht geringer Mühe, Sorgfalt und 
Langmuth sattsam zu erkennen gegeben. Ich habe mich nicht begnügt, 
einmal eine Sache nur zu befehlen. Ich habe sie ausgearbeitet und 
entwickelt. Ich habe die von Yorurtheilen und eingewurzelten alten 
Gewohnheiten entsprungenen Umstände durch Aufklärung geschwächt 
und mit Beweisen bestritten. Ich habe die Liebe, die ich für's allge- 
meine Beste empfinde, und den Eifer für dessen Dienst jedem Staats- 
beamten einzuflössen gesucht. Hieraus folgt nothwendig, dass von 
sich selbst anzufongen, man keine andere Absicht in seinen Hand- 
lungen haben müsse, als den Nutzen und das Beste der grösseren 
Zahl Aus diesem folgt, dass' bei allen Stellen ohne Aus- 
nahme jedermann einen solchen Trieb zu seinem Geschäfte haben 
muss, dass er nicht nach Stunden, nicht nach Tagen, nicht nach 
Seiten seine Arbeit berechnen, sondern alle seine Kräfte anspannen 
muss, wenn er Geschäfte hat, um selbe vollkommen nach der Er- 
wartung und nach seiner Pflicht auszuführen, und wenn er keine 
hat, auch deijenigen Erholung, die man so billig doppelt empfindet, 
wenn man seine Pflicht erfüllt zu haben sich bewusst ist, geniesse. 
Der nicht Liebe zum Dienste des Vaterlandes und seiner Mitbürger 
hat; der für Erhaltung des Guten nicht von einem besonderen Eifer 
sich entflammt findet, der ist für Geschäfte nicht gemacht, und 
nicht werth, Ehrentitel zu besitzen und Besoldungen zu ziehen. 
Eigennutz von aller Gattung ist das Verderben aller Geschäfte und 
das unverzeihlichste Laster eines Staatsbeamten .... Wer dem 
Staate dienen will und dienet, muss sich gänzlich hintansetzen .... 
Wer nun mit mir so denkt und sich als einen wahren Diener des 
Staates, so lange er selbem dienet, ganz mit Hintansetzung aller 
anderen Eücksichten widmen will, für diesen werden vorstehende 
meine Sätze begreiflich sein, und in deren Ausübung ebep so wenig 
als Mir beschwerlich fallen; jener aber, der nur das seinem Dienste 
anklebende Utile oder Honorificum zum Augenmerke hat, die Be- 
dienung des Staates aber als ein Nebending betrachtet, der soll es 
lieber voraussagen, und ein Amt verlassen, zu dem er weder würdig 
noch gemacht ist, dessen Verwaltung eine warme Seele für des 
Staates Beste und eine vollkommene Entsagung seiner selbst und 
aller Gemächlichkeiten fordert. Dieses ist, was ich jedermann zu 
erkennen zu geben finde, damit das so wichtige Werk der Staats- 
verwaltung zu seinem wesentlichen Endzwecke von jedem dazu 
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Gebrauchtwerdenden geleitet werde. Wien am Schlüsse des 1783. 
Jahres. Joseph.« 

So der Kaiser. 

Bezüglich der Advocatur befolgte Joseph II. ein dem bisherigen 
ziemlich entgegengesetztes System. Bereits am 9. März 1781 hob 
er, da bei der geringen Zähl der Hofagenten die Parteien öfter 
wegen Ueberhaltung und theuere Bezahlung klagten, die Beschrän- 
kung derselben in eine gewisse Zahl auf, und am 5. April desselben 
Jahres ertheiite er der obersten Justizstelle die Befugniss, künftighin 
den stallum agendi bei derselben ohne landesfürstliche Bestätigung 
verleihen zu können, nur sollte mit den Competenten jederzeit die 
vorläufige genaueste Prüfung über die theoretischen und praktischen 
Kenntnisse in Rücksicht auf die Landesverfassung vorgenommen, 
auch sonderheitlich auf ihr sittliches Betragen das sorgfältigste 
Augenmerk gerichtet und die verlässlichsten Zeugnisse eingeholt 
werden. Bittschriften des Landvolkes sollten von den landesfürst- 
lich besoldeten Unterthansagenten gefertigt, von den Landesstellen 
auf die Winkelschreiber genaue Obacht getragen und dieselben bei 
Betretung gehörig gestraft werden. 

Wie für den Richterstand, so bezeichnet die allgemeine Ge- 
richtsordnung auch die Erfordernisse für die Advocatur. Sie hat in 
Verbindung mit dem Hofdecret vom 14. Mai 1781 die wesentlichste 
Reform des Advocatenstandes herbeigeführt. Bisher war die Anzahl 
der Advocaten eine beschränkte gewesen und die zugelassenen 
mussten sich bei jedem einzelnen Gerichte, vor welchem sie zu ver- 
treten beabsichtigten, erst das Vertretungsrecht, den stallum agendi 
erwerben, der nur einer bestimmten Anzahl von Advocaten ertheilt 
werden konnte. Hinfort sollten beide Beschränkungen wegfallen, 
die Anzahl der Advocaten ward eine unbeschränkte und der einmal 
ernannte sollte bei allen Gerichtsinstanzen des Landes, für welches 
er ernannt war, ohne Unterschied ad stallum zugelassen werden. 
(S. auch Hofdecret vom 17. April 1787.) Hingegen musste eine 
strenge Prüfung und eine vorausgegangene, der Zeit nach in der 
Gericktsordnung näher nicht bestimmte Praxis dafür sorgen, dass 
nur tüchtige Männer zu Advocaten ernannt wurden. 

Das Doctorat wurde als nothwendiges Erforderniss der Advo- 
catur aufgestellt, ausgenommen bei den Ortsgerichten auf dem Lande, 
wo die mit Erfolg voUendelten juridischen Studien genügen sollten. 
Nur auf Grundlage der diesfälligen Zeugnisse und eines von einem 

12* 
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Adroeaten ertheUten Zeognisses fiber die bestaadoie Pnuds darfte 
der Casdidat bei dem Appelktionsgericht zur Priifimg, und wenn 
mit Bezog auf sdne Sitten und Reehtschaffenlieit kein Anstand Tor- 
lag, ZOT AdYOcatnr zugelassen werden. Bei PrOlnng der Gompetenten 
sollte nach dem Hofdecret Tom 15. April 1784 mit Ernst und 
Strenge Torg^iangen, sich nicht mit jeder nnr obenhinigen Prfifiing 
genflget nnd sich also beflissen werden, wahriiaft gelehrte, &hige, 
in den Bechtswissenschaften erCedirene Männer, und nicht jeden 
nächsten aus dem studio kaum austretenden Jüngling zur Advocatur 
zuzulassen. Der zehnte Abschnitt zweiter Abtheilung der allgemeinen 
Instruction för die Justizstellen vom 9. September 1785 enthält ge- 
naue Bestimmungen ttber die von dem Yicepräsidenten des Appel- 
lationsgerichtes und zwei Bäthen desselben ohne Zuziehung eines 
Advocaten yorzunehmende PrOfung, welche mit den gegenwärtig 
bestehenden ziemlich fibereinstimmen. Die Prfilhng sollte beiläufig 
zwei Stunden dauern, es wäre denn, dass sich der Creprfifte bereits 
in der ersten Stunde auf eine Art auszeichnete, welche seine Ver- 
werfung Ton der Adyocatur keinem Zweifel aussetzte. 

Aber auch auf die Geschäftsffihrung der schon ernannten Ad- 
Tocaten erstreckte sich des Kaisers vorsehende Gesetzgebung. Vor 
allem stellt auch hier die Gerichtsordnung die wichtigsten, noch 
jetzt geltenden Normen auf fiber die Aufnahme der Information, die 
Art der BeTollmächtigung, das Benehmen bei Gericht, die erforder- 
liche Substitution, die Kfindigung der Yollmacht und die Belohnung 
ffir die Vertretung, welche im voraus niemals sollte bedungen werden 
dftrfen. Diese Normen wurden im Laufe der Regierung des Kaisers 
oft wiederholt, erläutert und nachdrücklichst eingeschärft. Ein Hof- 
decret vom 22. März 1784 wandte sich gegen den Unfug der Con- 
ventionalfristen, ffir welche die Advocaten abgesehen von grösserer 
Mässigung ihres Verdienstes, mit gemessener Geldstrafe angesehen 
werden sollten; ein zweites vom selben Datum wies die Landrechte 
an, zeitweise die species facti von den Advocaten abzuverlangen, um 
diese zur Befolgung der diesfäUigen Anordnung der Gerichtsordnung 
anzuhalten; ein drittes vom 27. Mai 1784 schärfte Strenge gegen 
die allzu weitläufig schreibenden Advocaten ein. Endlich am 14. Sep- 
tember desselben Jahres erschien eine eigene Instruction, worin die 
Pflichten der Advocaten und Procuratoren zur ordentlichen Führung 
der Justizpflege neuerlich hervorgehoben wurden. Ein Normale vom 
31. October 1785 befohl, dass in jedem Falle, da einem Advocaten 
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eine übel verfasste Schrift zur Verbesserung zurückgestellt wird, 
auch eine Strafe von einem Ducaten ad fundum criminalem ab- 
gefordert werden sollte. Da alle diese Verordnungen die Uebelstände 
nicht gänzlich zu beseitigen vermochten, so befahl ein Allerhöchstes 
Handbiliet vom 31. December 1787, die Appellationsgerichte sollten 
sich vom 1. Januar 1788 angefangen durch die Landrechte und 
Magistrate der Hauptstädte von Monat zu Monat die Fälle vorlegen 
lassen, wo einem Advocaten und seiner Vertretung eine Ausstellung 
zugehen musste, wo bei demselben Verzögerung, Nachlässigkeit, 
üebersehen bemerkt worden, wo endlich aus seiner Vertretung eine 
Wiedereinsetzungsklage entstanden sei. Diese nun, sammt allen von 
dem Appellationsgerichte selbst bemerkten ähnlichen Fällen sollten 
von letzterem am Ende jedes Jahres dem Publicum mittels drei- 
maliger Einrückung in die öffentlichen Zeitungsblätter bekannt ge- 
macht und nur die Advocaten von diesem Befehle sogleich verstän- 
digt werden, damit jeder durch schuldige Aufmerksamkeit, gehörigen 
Fleiss und pflichtmässige Verwendung sich davor zu verwahren wisse. 

Da die allgemeine Gerichtsordnung Bestimmungen über die 
Glaubwürdigkeit der Notariatsurkunden nicht enthält, aus ihr allein 
aber entnommen werden sollte, welche Urkunden vollen Glauben 
verdieuten (Hofdecret vom 21. August 1788), so hörte mit der Ein- 
führung der Gerichtsordnung das Institut der Notare in . seiner ur- 
sprünglichen Gestalt, wo es sich bisher in den deutsch österreichischen 
Provinzen noch erhalten hatte, auf. Fernerhin gab es nur noch 
Wechselnotare. Uebrigens lag die Ernennung der Notare, wie aus 
dem Hofdecret vom 3. Januar 1788 hervorgeht, nicht den Justiz-, 
sondern den Länderstelien ob. 

Auf der Bahn Maria Theresia's fortschreitend, war auch Jo- 
seph IL für die Hebung der juridischen Studien emsigst besorgt. 
Man hat es dem Kaiser zum Vorwurf gemacht, dass er die Univer- 
sität weniger als eine Lehrstätte der Wissenschaft, denn als eine 
Pflanzschule für das praktische Leben und den Staatsdienst betrachtet 
habe. Aber soll denn die hohe Schule nicht beide Richtungen in 
sich vereinen und kann man es dem Meister verdenken, wenn er 
zum Aufbau des von ihm entworfenen Staatsgebäudes vor allem prak- 
tische, thatkräftige Gehülfen verlangte und so die zweite Bichtung 
besonders hervorhob. Und endlich lehrte nicht Sonnenfels damals 
an der Universität, und sind nicht gerade aus jener Schule Männer 
hervorgegangen, die auf dem Felde der Wissenschaft nicht minder 
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als in der Praxis des Lebens leuchtende Sterne herüberschienen in 
unser Jahrhundert? 

So 3ind wir denn den Kreis jener Vorkehrungen durchgegangen, 
welche auf dem Gebiete der Rechtspflege Kaiser Joseph IL in seinen 
deutsch österreichischen Provinzen getroffen hatte. Manches musste 
unerwähnt bleiben, da der Raum es hervorzuheben nicht gestattete. 
Doch wo würde man überhaupt eine Grenze der Darstellung finden 
aus so ereignissreicher, inhaitschwerer Zeit. Nur auf die östliche 
Hälfte der Monarchie wollen wir noch hinüberblicken und zu skiz- 
ziren versuchen, wie das königliche Kind vom Pressburger Landtag 
auch hier seine weittragenden Entwürfe im Umfange der Justizge- 
setzgebung zu verwirklichen suchte. Dabei wollen ^ir an die Frage 
der politischen Zweckmässigkeit solcljer Reformen nicht herantreten; 
denn ihre Besprechung liegt unserer Arbeit fern; noch liegt es in 
unserer Absicht, die Berechtigung selbständiger nationaler Ent- 
wicklung innerhalb der durch die Rücksicht auf das Wohl, die 
Kraft und den Bestand des Gesammtstaates bedingten Grenzen be- 
streiten zu wollen. Doch darf auch nicht verkannt werden, dass es 
eben diese Rücksichten und insbesondere die von dem Kaiser als 
nothwendig erkannte grössere Staatseinheit waren, welche jene Re- 
formen veranlassten, und dass dieselben, wenn sie bestehen geblieben 
wären, wenigstens auf judiciellem Gebiete gewiss nur zum Besten 
der Rechtspflege und damit des materiellen Wohles Ungarns ge- 
dient hätten. 

Zur leichteren Durchführung seiner Reformen schien es dem 
Kaiser vor allem erforderlich, im amtlichen Verkehre der Behörden 
seines polyglotten Reiches eine gemeinsame Sprache einzuführen. 
Erwägt man, dass der Kaiser, einem deutschen Herrscherhause ent- 
stammend, ein deutscher Fürst und deutscher Kaiser war, dass sich 
die Centralstellen des Reiches im deutschen Wien befanden und dass 
sich deutsche Sprache und deutsche Gultur in allen Provinzen nament- 
lich in Ungarn, wo die gebildeten Kreise alle deutsch sprachen, 
eingebürgert hatte, während keine der in den einzelnen Provinzen 
herrschenden Landessprachen gleichzeitig in einer anderen gebräuch- 
lich war, so mag es nicht einer masslosen Germanisirungssucht zu- 
geschrieben werden, wenn Joseph IL die deutsche Sprache für den 
amtlichen Verkehr vorschrieb. Es lag dies in der Natur der Sache, 
und jede andere Verfügung wäre, sobald man überhaupt die Zweck- 
mässigkeit solcher Spracheinheit anerkannte, unmöglich gewesen. 
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Doch war des Kaisers Augenmerk diesfalls auf Ungarn nicht allein 
gerichtet* 

Ein Hofdecret vom 27. August 1784 verordnete in Bezug auf 
die wälschen Confinen, um die Jugend zur Erlernung der deutschen 
Sprache um so mehr anzueifern, dass bei Dienstesverleihungen auf 
keine Anderen fernerhin Bedacht werde genotrmen werden, als welche 
der deutschen Sprache wohl kundig seien, und das Hofdecret vom 
26. März 1787 verfügte, dass nach Ablauf von drei Jahren bei 
allen Gerichtshöfen der wälschen Confinen, dann von Görz, Gradisca 
und Triest der Gebrauch der italienischen Sprache abgestellt und in 
der ganzen gerichtlichen Verhandlung Parteien, Richter und Advo- 
caten keiner anderen als der deutschen Sprache sich bedienen sollten. 
Daher sollte von nun an auch niemand im Bichteramte oder auch 
in einer unteren, mit dem Bichteramte verbundenen Diensteskategorie 
angeatellt, auch niemandem der stallus advocandi verliehen werden, 
der sich nicht über die Eenntuiss der deutschen Sprache auszuweisen 
vermöchte; ein Termin, der mit Hofdecret vom 4. Januar 1790 auf 
weitere drei Jahre verlängert wurde. 

In Galizien wurde mit Erlass vom 1. December 1785 der Ge- 
hrauch der deutschen Sprache bei den Gerichtsstellen und bei Be- 
handlung aller gerichtlichen Angelegenheiten allgemein vorgeschrieben, 
und sollte gleichfalls nach Verlauf einer dreijährigen Frist jeder, 
welcher der deutschen Sprache unkundig war, für unfähig zur fer- 
neren Bekleidung oder Erlangung eines öflfentlichen Amtes angesehen 
werden. Endlich verfügte ein AUef-höchstes Handbillet vom 8. Fe- 
bruar 1787 für alle Appellationsgerichte, dass die von denselben 
kundzumachenden Verordnungen auf der einen Seite in der Na- 
tional-, auf der anderen Seite in der deutschen Sprache publicirt 
werden sollten. 

So war denn auch für Ungarn mit Erlass vom 6/18. Mai 1784 
die Einführung der deutschen Sprache in den Geschäften und Pro- 
cesssachen bei der seit dem 11. August 1782 vereinigten ungarisch- 
siebenbürgischen Hofkanzlei, bei den Provincialdicasterien und den 
Gespanschaften angeordnet worden, und der Kaiser befahl, dass 
binnen drei Jahren jeder Beamte die deutsche Sprache richtig reden 
und schreiben müsse, denn nach drei Jahren habe die lateinische 
Sprache aufzuhören Geschäftssprache zu sein. Schon am 1. No- 
vember 1784 sollte hiemit bei der Hofkanzlei und den obersten 
Landesstellen, im folgenden Jahre bei den Comitaten, im dritten 
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hei den Gerichtsbehörden der Anfang gemacht werden. Noch am 
28. Februar 1789 wurde neuerlich auf die Einführung der deutschen 
Sprache gedrungen. 

Wichtiger noch sind die Verordnungen, welche direct die Um- 
änderung und Verbesserung der Justizpflege in Ungarn — diesen, 
wie nationale Geschichtschreiber, z. B. Mailäth, selbst zugestehen 
müssen, wundesten Flecken der ungarischen Verwaltung — zum 
Zwecke hatten. Hier sollten die Gerichte in einer dem Organismus 
der übrigen Provinzen entsprechenden Weise eingerichtet werden 
und einen analogen Wirkungskreis erhalten, dabei sollte die Justiz- 
gesetzgebung theils durch die Erlassung neuer, den in den deutsch- 
österreichischen Provinzen geltenden Gesetzen nachgebildeter Gesetze, 
theils durch die Einführung der von Kaiser Joseph von vornherein 
für seine Gesammtstaaten bestimmten Gesetzbücher im ganzen Beiche 
uniform gestaltet werden. 

Die Grundzüge der vorzunehmenden Aenderungen entwarf der 
Kaiser selbst; die Ausarbeitung überliess er einer Gommission, be- 
stehend aus seinem bereits erwähnten, in Mailand und den Nieder- 
landen später als Organisator thätigen ehemaligen Lehrer in den 
Bechtswissenschaften , Frhr. v. Martini, dem bekannten Hofrath 
v. Keess und den ungarischen Juristen Anton Vörös, Valentin Batta 
und Samuel Benyitzky. Die Berathungen fanden in Gegenwart des 
Kaisers statt. 

Als erste Frucht derselben erschien der Erlass vom 25. Sep- 
tember 1785, wichtig dadurch, dass er eine neue Gerichts- und 
Processordnung für Ungarn und Kroatien in Aussicht stellte, dass 
er den Plan der Organisirung und Jurisdiction entwarf und dass er 
die ungarischen Gerichte aus zeitweilig tagenden in permanente ver- 
wandelte. Es sassen nämlich in Ungarn die Gerichte „in vier Teir- 
minen,^ deren erster vom heiligen Dreikönigstag bis zum schwarzen 
Sonntag (vierzehn Tage vor Ostern), der zweite von vierzehn Tage 
nach Ostern bis zum Fest des heiligen Ladislaus, der dritte vom 
St. Stephansfeste am 20. August bis Michaelis, und der vierte von 
Martini bis Weihnacht dauerte. Die Zwischenzeit war Gerichtsruhe 
„ Juristitium.^' Diese Juristitien nun stellte der Kaiser ab und ver- 
ordnete, dass vom Ende des zur Zeit des Erlasses tagenden Termines 
die Sessionen der Gerichtshöfe bis zu dem Termin vom St. Martins- 
tage verlängert, alsdann aber die Gerichte in ihrer bisherigen Form 
au%ehQben, mit dem 1. Januar des nächstfolgenden Jahres 1786 
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die neuen Gerichte eröffnet und dann das ganze Jahr beständige 
Sitzungen gehalten werden sollten. Die ungarisch- siebenbürgische 
Hofkanzlei sollte in Zukunft auf die Rechtssachen gar keinen Ein- 
fluss mehr haben, als oberste Justizstelle fär Ungarn und Kroatien, 
ähnlich der in Wien befindlichen, die Septemviraltafel, als Appella- 
tionsgericht für die genannten Länder die königliche Tafel eintreten ; 
als Gerichte erster Instanz sollten die fünf Districtualtafeln zu Tyrnau 
und Güns für dies- und jenseits der Donau, zu Eperies und De- 
brecziü für dies- und jenseits der Theiss, und zu Agram für Kroatien, 
dann neben denselben die Comitatsgerichte , die Magistrate der 
königlichen freien Städte und die Berggerichte, für das Landvolk 
aber die Herrenstühle und für die Marktflecken die Localmagistrate 
bestehen bleiben. Alle übrigen Gerichte sollten aufhören, die Juris- 
dictionsgebiete der einzelnen Gerichtsarten in der neuen Gerichts- 
ordnung bezeichnet werden. Crimiualsachen waren, wenn sie Bürger 
betrafen, vor dem liOcalmagistrat, sonst, mochte es sich um Adelige 
oder Unadelige handeln, vor dem Comitatsgerichte in erster Instanz 
zu entscheiden. Von diesen ging der Recurs bei Adeligen an die 
königliche, bei Unadeligen, einschliesslich der Bürger, an die Di- 
strictualtafel, die Revision im ersteren Falle an das Septem viralge- 
richt, im letzteren an den königlichen Gommissär; beiden stand in 
Strafsachen das Begnadigungsrecht zu. Die Griminalgerichtsbarkeit 
der Grundherren hatte aufzuhören. Es gab zehn königliche Com- 
missäre, welche als Obergespäne und Administratoren je einem der 
zehn Districte vorstanden, in die mit Aufhebung der bisherigen 
Comitatsverfassung in politischer Beziehung das Land seit 18. März 
1785 getheilt war. Die Processe sollten von den Referenten selbst 
bearbeitet und vorgetragen, das Amt der Protonotarien aufgehoben, 
in Ansehung der bei den neuen Gerichten anzustellenden Räthe 
Bedacht genommen werden, ihnen bei den unteren Gerichten so- 
wohl als bei den höheren einen angemessenen Rang und Gehalt an- 
zuweisen. 

Die von dem Kaiser aus ungarischen Gerichtspersonen und 
Beamten der Hofkanzlei zu dem Behufe zusammengesetzte Commission, 
um die allgemeine Gerichtsordnung mit Rücksicht auf den bisher in 
Ungarn üblichen Gerichtsgebrauch und das geltende Recht dieses 
Reiches für letzteres zu^adaptiren, war im November 1785 mit ihrer 
Arbeit fertig geworden. Die ungarische war der allgemeinen Ge* 
richtsordnung sehr ähnlich und am 22. desselben Monates publicirte 
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sie der Kaiser, indem er gleichzeitig den Termin fdr ihre Ein- 
führung his 1. Mai 1786 verlängerte und an die Districtualtafeln 
den Befehl erliess, in der Zwischenzeit einige Beisitzer nach Wien 
zu senden, denen die Freiheit ertheilt wurde, alle daselbst befind- 
lichen Gerichte zu besuchen, um mit der allda üblichen Behandlung 
der Processgeschäfte sich vertraut zu machen. Zugleich ward eine 
besondere Commission für die Grerichtspersonen gedruckt und ver- 
theilt und der ungarische Hofagent Sigmund K^ler nach Ofen ge- 
sandt, um Vorlesungen über die neue Gerichtsordnung zu halten. 
Nicht weniger als tausend Zuhörer besuchten die Vorlesungen. Doch 
musste wegen praktischer Hindernisse die Einführung der Gerichts- 
ordnung neuerdings auf sechs Monate verschoben werden, und erst 
am 1. November 1786 trat sie wirklich in's Leben. Inzwischen 
hatte man mit der Ausführung der Organisirung begonnen. 

Die Septemviraltafel erhielt neben dem Präsidenten zwölf Bei- 
sitzer mit dem Titel Hofräthe, deren erster als Vicepräsident fungirte 
und des Beferirens enthoben war. Die Stelle des Präsidenten war 
mit 18,000, jene des ersten Hofrathes mit 6000, die der übrigen 
mit 3000 fl. jährlich dotirt. Erster Präsident war der damalige 
Judex curiae Graf Johann Czäky, doch sollte es fernerhin nicht 
nothwendig sein, dass ein Beichsbaron der Septemviraltafel vorstehe. 
Erster Hofrath war Joseph Brunsswik. 

Die königliche Tafel ward aus einem Präsidenten, einem Vice- 
präsidenten und neunzehn Beisitzern mit den Gehalten von 8000, 
5000 und 2000 fl. gebildet; sie hatte zwei Senate, und zur Rechts- 
gültigkeit eines Urtheilsspruches war die Anwesenheit von neun 
Richtern nothwendig. Erster Präses war Peter W6gh, erster Vice- 
präses Niclas Skerletz. 

Die Districtualtafeln bestanden aus einem Präses, einem Stell- 
vertreter und neun Beisitzern mit entsprechenden Besoldungen; 
auch sie hielten zwei Senate. Zur Vollgültigkeit der Entscheidungen 
waren 'mit Einschluss des Vorsitzenden fünf Richter erforderlich. 
Vor diese gehörten alle Processe adeliger Personen, die nach 
einem ungarischen Rechtsausdruck longae litis waren und vor Jo- 
seph^s Reform bei der königlichen Tafel als erster Instanz verhandelt 
wurden. Junge Männer, die sich der Rechtspflege widmen wollten, 
durften von dem Präses zu den ordentlichen Sitzungen zugelassen 
werden, jedoch unter Eidesleistung. Die. beabsichtigte Analogie 
dieser Gerichte mit den anderwärts bestellten Landrechten ist 
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unverkennbar, obgleich mancher Unterschied bestand, wie sie denn 
erwähntermassen in Griminalsachen Unadeliger als zweite Instanz 
fangirten; wäre doch die königliche Tafel sonst mit Bücksicht auf 
den Umfang ihres Gebietes der Last der Appellationen erlegen. 

Die Comitatsgerichte,. Sediien (sedes judiciariae) wurden auf 
achtunddreissig festgesetzt, also eine geringere Zahl als jene der 
vierundfQnfzig Gomitate; dies wurde dadurch erreicht, dass einige 
kleinere Gomitate nur eine Sedria erhielten, nämlich: das Abaujwarer 
und Tornaer zu Easchau, das B4cser und Bodrogher zu Bsga, das 
Beregher und ügocs&er zu Bereghsz4sz, das Gsongräder, Csan&der 
und Bekeser zu Szegv4r, das Gömörer und Kishonther zu Rima- 
Szombath, das Graner und Eomorner zu Dotis, das Liptauer und 
Arvaer zu Kubin, das Raaber und Wieselburger zu Raab, das T6- 
meser, Torontaler und Krassover zu Temesv&r, das Tolnaer und 
Baranyaer zu Fünfkirchen, das Warasdiner und Kreuzer zu Warasdin, 
das Yeröczer, Poi^egaer und Sinnier zu Essek, endlich das Zohler 
und Thuröczer zu Neusohl. 

Die übrigen Gomitatsgerichte hatten nach alphabetischer Reihen- 
folge ihren Sitz in: Agram, Arad, Eperies, Erlau, Grosswardein, 
Koposv&r, Kemencze, Leutschau, L^vencz, Miskolcz,. Nagy-Källö, 
Nagy-Käroly, Neutra, Oedenburg, P&pa, Pest, Pressburg, SÄtoralja- 
Ujhely, Steinamanger, Stuhlweissenburg, Szigeth, Szügy, Trentschin, 
Ungvär und Zala-Egerszeg. 

Die Stellung dieser Gomitatsgerichte entsprach theils der der 
Land- und Stadtrechte, theils der der projectirten Griminalgerichte. 
Ihre Genchtsbarkeit erstreckte sich auf alles, was früher der Juris- 
diction des Gomitatsgerichtes, des Yicegespanes und des Stuhlrichters 
unterworfen war, so wie auf einen Theil der vorher den Districtual- 
tafeln zugewiesenen Geschäfte. Eine bestimmte Anzahl Auscultanten 
ward denselben zugewiesen und niemand sollte in Zukunft eine Bei- 
sitzerstelle erhalten, der nicht vorher als Auscultant gedient hatte. 
Uebrigens wurde die Richteramtsprüfung auch in Ungarn eingeführt 
und sollte eine graduelle Yorrückung der Gerichtsbeamten von den 
unteren zu den oberen Stellen. stattfinden. Durch Hebung der juri- 
dischen Studien sollte für tüchtige Richter und Anwälte auch in 
Ungarn gesorgt werden. 

Die Magistrate der königlichen freien und Bergstädte, so wie der 
privilegirten Städte und Märkte wurden in ganz ähnlicher Weise orga- 
nisirt, wie dies in den deutsch-österreichischen Provinzen in Folge der 
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mustergültigen Organisirung des Wiener Magistrates in den Provincial- 
hauptstädten und in Folge der Verordnung vom 19. December 1785 
bei den Landmagistraten war durchgeführt worden. Zu diesem Ende 
wurden mit dem königlichen Erlasse vom 19. Juli 1787 die sämmt* 
liehen Städte Ungarns in vier Classen getheilt und nach diesem vier- 
fachen Unterschiede die Anzahl der Magistratspersonen und deren Ge- 
halt bestimmt. In den. Städten der ersten Classe, das ist zu Ofen, 
Pest, Pressburg, Oedenburg, Kaschau, Szegedin, Debreczin, Kremnitz 
und Schemnitz, sollte der Magistrat aus einem Kichter und Bürger- 
meister mit je 600 fl., acht ßathmännern mit je 400 fl., einem Stadt- 
hauptmann mit einer Zulage von 100 fl., einem Notar mit 500 fl., einem 
Vicenotar mit 300 fl., zwei Gerichtsactuaren mit je 300 fl., einem 
Fiscal mit 200 fl., einem Buchhalter mit 400 fl., einem Rechnungs- 
führer mit 300 fl., einem Kanzlisten mit 250 fl. und zweien mit 200 fl., 
zwei Accessisten mit 150, endlich zwei Amtsdienern mit 140 fl. 
Gehalt bestehen. In den Städten zweiter Classe, das ist zu Tyrnau, 
Raab, Stuhlweissenburg, Eperies, Neusatz, Maria-Theresienstadt, Te- 
mesvar und Zombor sollte der Magistrat ganz in gleicher Weise 
regulirt werden, nur waren um zwei Rathmänner und einen £anz- 
listen weniger, an die Stelle des Rechnungsführers trat ein Rent- 
schreiber, und die Gehalte waren niedriger bemessen. Es erhielten 
nämlich der Richter und der Bürgermeister je 500, die sechs Rath- 
männer und der Buchhalter je 350, der Notar 450, der Vicenotar 
und die zwei Actuare je 250, der Fiscal und Rentschreiber je 150, 
von den beiden Kanzlisten einer. 200, einer 150, jeder Accessist 120, 
jeder Amtsdiener 100 fl., die Zulage des Stadthauptmannes betrug 
70 fl. Doch sollte diese Organisirung nach der Verordnung vor- 
läufig bloss in den Städten der ersten Classe mit Ausnahme von 
Schemnitz, und in den drei erstgenannten Städten der zweiten Classe 
durchgeführt werden. 

In Ansehung der Städte dritter Classe, wozu unter anderen 
Fünfkirchen, Gran, Agram und Warasdin gehörten, dann in An- 
sehung jener der vierten befahl der Kaiser, dieselben, bis sie in 
besseres Aufnehmen kämen, auf dem bisherigen Fusse zu lassen, 
aber darauf Bedacht zu nehmen, dass in jeder ein oder zwei in 
Rechten geübte Rathmänner und ein föhiger Notar angestellt würden, 
damit also zur Haltung eines Gerichtes in jeder Stadt wenigstens 
drei Rechtserfahrene, der Richter nämlich und zwei referirende 
Rathmänner vorhanden seien. Die Geschäfte aber, welche nach der 
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neu6n, jener vom 9. September 1786 nachgebildeten, fttr sämmt- 
liche Gerichtsbehörden vorgeschriebenen Instruction den untergebenen, 
das ist den Hülfsämtern oblagen, sollte in den noch nicht regu- 
lirten St&dten der Notar mit dem ihm untergeordneten Kanzleiper- 
sonal besorgen. Der Appellationszug ging auch bei den Magistraten 
in Civilsachen an die königliche und sofort an die SeptemviraltafeL 

Die Herrenstühle wurden nach Art der Ortsgerichte bestellt. 
Die wichtigsten diesfäUigen Verordnungen sind gleichfalls aus dem 
Jahre 1787. Der Verpflichtung, den Stuhlrichter und einen Jurassor 
(juratus assessor, geschwornen Beisitzer) zuzuziehen, wurde der 
Grundherr enthoben. Diesem blieb es frei, was immer für taug- 
liche rechtskundige Männer zu wählen. Doch haftete er für den 
Schaden, der den Parteien durch unordentliches Gerichtsverfahren 
erwuchs. Vom Herrenstuhl konnte an das Comitat, an die Statt- 
halterei und in gewissen Fällen an die königliche Tafel oder an 
den König selbst appellirt werden. Unterthans- und Armenanwälte 
wurden wie in den deutschen Provinzen bestellt und die Strafgewalt 
des Grundherrn geregelt. Uebrigens blieb ungeachtet der Auf- 
hebung der Leibeigenschaft, der eigenthümlichen Urbarialverhält- 
nisse wegen, das Verhältniss zwischen Grundherrn und Grundholden 
in Ungarn ein von jenem in den anderen Kronländern wesentlich 
verschiedenes, verschieden namentlich durch die grösseren Rechte 
des Herrn und die denselben entsprechenden strengeren Pflichten 
des Unterthanen. 

Später, mit Erlass vom 6. October 1788 und vom 25. De- 
cember 1789 erfolgte die Orgänisirung der „Berggerichte in Ungarn,** 
v^mit an die Stelle der Localberggerichte königliche Berggerichte 
und Berggerichtssubstitutionen eingeführt wurden. Der ersteren 
sollte es fünf geben, und zwar 1. zu Schemnitz mit den Substitu- 
tionen zu Kremnitz, zu Ujbänya (Königsberg) und Bakab^nya (Bug- 
gancz), zu Neusohl, zu Bösing und zu Zamobor in Kroatien, 2. zu 
Schmölnitz mit den Substitutionen zu Gölnitz, zu Igl6 (Neudorf), 
zu Bosenau und zu Söovär, 3. zu Nagy-Bänya mit den Substitutionen 
zu Felsö-Bdnya und AlsO'Kapnyik-Bänya, 4. zu Oravicza im Banat 
mit den Substitutionen zu Dognacska, Szäszka, Moldova und E6z- 
bänya, und 5. zu Szigeth mit der Substitution zu Rönasz^k. Uebrigens 
war nur Schemnitz ein reines Berggericht mit einem Bergrichter 
und vier Beisitzern, zu Schmölnitz, Nagy-Bänya, Oravicza und 
Szigeth wurde die berggerichtliche Judicatur von den daselbst be- 
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stehenden Berg- und Salinen - Oberämtern , jedoch in besonderer 
Sitzung unter Zuziehung eines im Justizwesen erfahrenen Eeferenten 
ausgeübt. 

Gleichzeitig wurde Jurisdiction, 'Gerichtsordnung und Instanzen- 
zug bei diesen Berggerichten mit jenen der in den übrigen Kron- 
ländern errichteten Berggerichte gleichförmig gemacht und wurden 
die bisher bestandenen Local-Berggerichte aufgehoben. 

Früher bereits d. i. am 26. October 1781 waren die Consti- 
tutiones circa exercitium Kegalis metalli fodinarum erschienen. 

Aehnlich wie in Ungarn wurde die Organisirung auch in Sieben- 
bürgen durchgeführt. Als oberster Gerichtshof trat daselbst das 
königliche Gubernium, als Appellationsgericht eine eigene königliche 
Tafel ein, als erste Instanzen blieben zwei Districtualtafeln, zu Her- 
mannstadt und Klausenburg, eilf kleinere Gerichtshöfe, entsprechend 
den ungarischen Sedrien zu Carlsburg, Fogarasch, Haromseck, Her- 
mannstadt, Hunyad, Klausenburg, KüküUö, Thorda, Udvarhely und 
den beiden Szolnok, die Magistrate der königlichen Frei-, dann der 
Taxalstädte und der privilegirten Märkte, endlich die Herrenstühle. 
Die innere Einrichtuug, die Jurisdiction, die Erfordernisse zum 
Richterstand, die Besoldung und Vorrückung der Richter entsprach 
dem System in Ungarn. Das sogenannte forum productionale Sieben- 
bürgens, vor welchem auf Verlangen des Fiscus jeder Grundherr die 
Schenkbriefe (Donationen) und Privilegien, kraft deren er dies oder 
jenes besass, vorzuweisen verpflichtet war — ein sehr lästiges Ge- 
richt — hob der Kaiser auf und wies die schwebenden Processe an 
die Districtualtafeln. 

Als oberstes einziges Berggericht für Siebenbürgen mit Aus- 
nahme des Kövarer Bezirkes, der mit der Substitution zu Kapnyiik 
dem Berggerichte zu Nagy-B&nya unterworfen blieb, galt jenes zu 
Zalatna, das ein wirkliches Berggericht war. Diesem unterstanden 
die Berggerichts -Substitution zu Abrudbä.nya und die als Substi» 
tutionen fungirenden Salzwerkämter zu Thorda, Kolos, Dees-Akda 
und Paraid. Die Bestimmungen des Erlasses vom 25. December 
1789 hatten auch bei diesen Berggerichten zu gelten. 

Um den Verkehr zwischen den Gerichten dies- und jenseits 
der Leitha zu erleichtern und den bisherigen schleppenden Geschäfts- 
gang abzukürzen, ergingen mehrfache Verordnungen. Zuerst wurde, 
nachdem ein Hofdecret vom 21. October 1784 die Correspondenz 
zwischen den politischen Behörden vereinfacht hatte, der Umweg 
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durch die Hofkanzleien abgestellt und mit Hofdecret vom 3. Fe- 
bruar 1786 verordnet, die österreichischen Gerichte sollten sich 
wegen der Vornahme von Executionen unmittelbar an die ungarische 
Septemviraltafel oder an das siebenbürgische Gubernium wenden. 
Später fand man auch diesen Weg zu umständlich und ein Hofdecret 
vom 16. Mai 1788 befahl allen Gerichten der Monarchie, die unga- 
rischen und siebenbttrgischen einbegriffen, die Ersuchschreiben um 
Executionsertheilung unmittelbar an jene erste Instanz zu erlassen, 
welche die Execution auszuführen hatte; nur sollten nicht nur die 
Urtheile, sondern auch die Haupturkunden, auf welche sich das 
Elagerecht und die Gompetenz gründeten, in glaubwürdiger Abschrift 
angeschlossen werden. Letztere Verordnung wurde mit Hofdecret 
vom 10. August 1789 unter ausdrücklicher Aufhebung der Verord- 
nung vom 3. Februar 1786 neuerlich eingeschärit. 

Damit auch die Advocaten ihren Obliegenheiten gehörig nach- 
kämen, wurden die Bestimmungen des für die deutschen Eronländer 
ergangenen Handbillets vom 31. December 1787, betreffend die 
öffentliche Bekanntmachung nachlässiger und pflichtvergessener Ad- 
vocaten, durch Verordnung vom 9. Februar 1788 auch für Ungarn 
publicirt. 

So hatte der Kaiser in Bezug auf die Organisirung der Ge- 
richte und auf die bei denselben fungirenden Bichter und Sachwalter 
für seine gesammteh Eronländer fast ganz gleichmässige Bestim- 
mungen getroffen. Allein auch die Justizgesetze, nach denen er 
bei den Gerichten das Becht gesprochen wissen wollte, sollten überall 
dieselben sein, entweder durch gemeinschaftliche Fublicirung desselben 
Gesetzes oder doch durch möglichste Adaptirung der in den deutschen 
Provinzen bestehenden für Ungarn. ' 

Bezüglich der Gerichtsordnung haben wir dies schon oben 
bemerkt. So war das formelle Civilrecht entsprechend geordnet. 
Mit ihm war auch in Ungarn eine der deutschen gleiche Concurs- 
ordnung eingeführt worden und sollten, dem §. 88 der neuen Ge- 
richtsordnung entsprechend, laut Hofdecret vom 19. Juni 1786 von 
den in Ungarn ausbrechenden Ganthandlungen auch die Appellations- 
gerichte der übrigen Erblande durch die Septemviraltafel zur nöthigen 
Eundmachung verständigt werden. 

Aber auch bezüglich des materiellen Civilrechtes wollte der 
Eaiser das für seine übrigen Länder bestimmte Gesetzbuch, insoweit 
es unter seiner Begierung zu Stande kam, auch in Ungarn und 
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Siebenbürgen zur Geltung bringen; ein Plan, der aber nicht zur 
Ausführung kam. Nur das Toleranzpatent, das Patent vom 30. August 
1782, betreffend die Ungültigkeit der Eheverlöbnisse, und das Ehe- 
patent vom 16. Januar 1783, letztere beiden kundgemacht für 
Ungarn und Siebenbürgen am 6. März 1786, erlangten auch in 
diesen beiden Ländern Geltung. Hingegen waren das Strafgesetz 
vom 13. Januar 1787, das Verfahren bei politischen Verbrechen 
vom 5. März 1787 und das Criminalverfahren vom 17. Juni 1788 
von vornherein nicht bloss, wie der erste Theil des bürgerlichen 
Gesetzbuches für die deutschen Erbländer, sondern in so allgemeiner 
Fassung kundgemacht worden, dass die Absicht, diese Gesetze auch 
in Ungarn und Siebenbürgen zur Anwendung zu bringen, aus der 
Art ihrer Kundmachung geschlossen werden kann. 

Allein diese, so wie alle anderen von Kaiser Joseph II. in 
Ungarn bereits ausgeführten Beformen, mit Ausnahme des Toleranz- 
edictes, der Eintheilung und Einrichtung der neuen Pfarreien und 
der Bestimmungen über das Verhältniss der Unterthanen zu ihren 
Grundherren, wurden durch das Bescript vom 28. Januar 1790 
wieder aufgehoben, mit welchem der Kaiser, nachgebend den Wün- 
schen der Nation, die ganze politische und gerichtliche Verfassung 
der Länder jenseits der Leitha, mit Einschluss der Justizgesetzgebung, 
auf den Standpunct zurück versetzte, auf welchem sie sich bei dem 
Antritte seiner Begierung befunden hatte.*) 

Diesseits der Leitha aber blieben die Justizreformen des Kaisers 
bestehen bis in die neueste Zeit. 



*) S. bezüglich der neuerdings wieder hergestellten alten Gerichtsver- 
fassung Ungarns den vortrefflichen Aufsatz des Dr. v. Hegedüs im I. Bande 
der Oesterr. Bevue vom Jahre 1863. 



Ilebersicht der dsterreichischen Gerichte 

nach der theils darchgeführten, theils projectirten Organisirung 
Kaiser Joseph^s II. 

(Mit Aas8chla88 der Militärgerichte.) 
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Dom In, österr. 



Privilesirtes Gericht: Das Hofmaractuülamt. Handbillet 
vom 5. October 1783. « 

a) Civilserichte: Land recht in Wien seit 1. Mai 1782. 
Magistrat in Wien, organisirt seit 1. November 1783. 
Magistrate. — Ortsgerichte. 
Mercantil- und Wecbselgericht zu Wien , neu organisirt 

am 1. November 1786. 

Berggericht gab es für Niederösterreich unter der Enns 
kein eigenes; das ob der ennsische.rait den Berggerichts- 
substitutionen zu Annaberg und später seit 30. October 
1788 zu Thallern galt auch hier. 

b) Crimiiialgerichte: Die Magistrate von Wien, Wiener 
Neustadt, St. Polten, Korneuburg und Krems. 

Exceptioiielles Gericht: Das Salzoberamt zu Gmnnden. 

a) Ci%'ilgerichte: Landrecht in Linz, seit l. Nov. 1783. 
Magistrat in Linz. — Magistrate. — Ortsgerichte. 
Mercantil- und Wechselgericht in Linz, seit 1. October 

1784 mit dem Linzer Magistrate vereinigt. 

Berggericht zu Steyer mit den Substitutionen zu Anna- 
berg und seit 30. October 1788 zu Thallern. 

b) Criminalserichte : Die Magistrate von Linz, Wels, 
Omunden (statt dessen mit Hofdecret vom 31. Januar 1788 
Steyer bestimmt wurde) und Freistadt. 

Das Pfleggericht zu Ried. 

a) Civilgericiite: Landrecht in Gratz, seit 1. Juli 178?. 
Magistrat in Gratz. — Magistrate. — Ortsgerichte. 
Mercantil- und Wechselgericht in Gratz (später mit 

dem Gratzer Magistrate vereinigt). 

Berggericht zu Eisenerz (für den Innerberger Bezirk), 
seit 1. September 1785 vereinigt mit dem Berggerichte zu 
Vordernberg (für den Vordernberger Bezirk). 

Berggerichtssubstitution zu Schlading. 

b) Criiniiinigerichte: Die Magistrate von Gratz, Marburg, 
Leoben, Judenburg und Cilli. 

Bechtsgeschichte. 23 
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a) Civilgeriehte: Landreoht keine«; der weitere Spren* 
gel des Laibacher Landreelites erstreckt sicli aach ttber 
Kärnthen. 

Adelige Jastizadministration zu Klagenfort, seit 
1. November 1783. 

Magistrat in Klagen fürt. — Magistrate. — Ortsgeriebte. 

Mercantil- und Wechselgerlcht in Klageuftort (später mit 
dem dortigen Magistrate vereinigt). 

Berggericht zu Klagenfnrt mit den Berggerichts - SubstI» 
tntionen 

1. fUr den oberen Kreis: zu Bleiberg, Patemion, Ka- 
nalthal, Kimberg, RaibI, Villach; 

2. für den unteren Kreis: zu St. Veit, Outtenberg, 
Feldkirchen und seit 24. Juli 1783 zu Wolfsberg. 

b) Criminalgericlite: Die Magistrate zu Klagenfurt und 
Villach. 

a) Civilgerichte: Landreoht in Laibach, seit 1. Novem- 
ber 1783. 

Magistrat in Laibach. — Magistrate. — Ortsgerichte. 
Mercantil- und Wechselgaricht zu Laibach (später mit 
dem Laibacher Magistrate vereinigt). 
Berggericht zu Idria mit der Substitution zu Laibacb. 

b) Criminalgericht: Der Magistrat zu Laibach. 

a) Civilgericlite: Stadt- u. Landrecht zu Triest, seit 
1. Juli 1783 (gleichzeitig zweite Instanz für das Mercantil- 
und Wechsolgericht und das Seeconsulat In Triest). 

Adelige Justizadministration in Gdrz, seit 
1. Juli 1783. 

Prätur in Gradisca, seit 1. Juli 1783. 

Magistrate. — Ortsgerichte. 

Mercantil- undWeohselgericht sammtSeeconsulat in Triest. 

Mercantil- und Wechselgericht zu Görz. 

Berggericht gemeinschaftlich mit Krain zu IdrI* nebst 
der Substitution Laibach. 

b) Criiuinalgerichte: Crlminalferieht zu Triest 
Magistrat zu Görz. 

a) CiTiljgeri eilte: Landreeht in Innsbruck, seit 1. Ja- 
nuar 1784. 

Adelige Jnstizadministration zu Botzen , seit 
1. Januar 1784. 

Magistrat zu Innsbruck. — Magistrate. — Ortsgerichte 
(Gemeingerichte in Vorarlberg). 

Mercantil- und Wechselgericht zu Botzen mit eigener 
zweiter Instanz. 

Berggericht zu Schwaz mit den Substitutionen zu Prlx- 
legg, Kttzbttchl, Ähren, Lienz, Klausen, Pergine, Windisch- 
materei, Imst, Gassensass und Störzing. 

b) Crimiiialgerielite: die Magistrate zu Innsbruck, Rove- 
rede, Botzen und Bregen z. 

Ein eigenes Crlminalgericht zu Sonnenburg, 
^a) Cl vilgeriehte : Landreoht zu Freiburg, seit 1. Juli 1782. 
Magistrat von Freiburg. — Magistrate. ~ Ortsgeriebte. 
Berggericht zu Freiburg, seit 21. Februar 1785 mit der 
Substitution zu Stauffen. 
b) Crimiilalgeriehte: Das freie kaiserliche Landgericht in 
Oberschwaben. 
Das Landgericht In Hegau und Madach. 
Das Landgericht und Oberamt zu Burgau. 
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a) Civilgerichte: Landrecht in Prag, seit 1. Juli 1783. 

Magistrat in Prag. — Magistrate. — Ortsgericbte. 

Mercantil- and Wechselgericht zu Prag (seit 1. Juli 1785 mit 
dem Prager Magistrate vereinigt). 

Berggerichte: 1. zu Joachimsthal mit den Substitutionen zu 
Bleystadt, Platten, Gottesgab, Aberthan und Beringen, Pressnitz 
und Weinpert, Sonnenberg, Sebastianberg, Kupferberg und Hanen- 
stein, Kathariuaberg und Klostergrab, Komotan, Schlackenwald 
sammt Schönfeld und Lauterbach, Mies. 

2. zu Przibram mit den Substitutionen zu Eule und Knien. 

3. zu Kuttenberg mit den Substitutionen zu Rudolphstadt 
und Deutschbrod und mit Jener zu Iglau (für Mähren nnd Schle- 
sien). 

Privat-Berggerichts-Substitutionen. 
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b) Criminalgerirlite: Die Magistrate von Prag, Jungbunzlau, Git- 
schin, Königinhof, Chrudlm, Tabor, Budweis,Pisek, Klattau, Pilsen, 
Elbogen, Eger, Saaz und Leitmeritz. 
Ein eigenes Griminalgericht zu Czaslau. 

a) Civilgerirlite: Landrecht in BrUnn seit 1. Mai 1783. 

Magistrat in Brttnn. — Magistrate. — Ortsgerichte. 

Mercantil- und Wechselgericht hi Brttnn (seit 1. Juli 1785 mit 
dem BrUnner Magistrate vereinigt). 

Berggericht: kein eigenes, untersteht Kutteuberg mit der Sub- 
stitution Iglau. 

Privat-Berggerichts-Substitutionen. 

b) Crimiiialgericlite: Die Magistrate von BrUnn, Znahn, Tglau, 
Olmatz und Hradisch. 

Ein eigenes Griminalgericht zu Neutitschein. 

a) Civilgerichte: Die vier fürstlichen Landrechte zu Te- 
schen, Troppau, Bielitz und Johannesberg. 

Magistrat zu Troppau. — Magistrate. — Ortsgerichte. 

Mercantil- nnd Wechselgericht zu Troppau (seit 1. November 
1786 mit dem Troppauer Magistrate vereinigt). 

Berggericht kein eigenes, untersteht Kuttenberg mit der Substi- 
tution Iglau. 

Privat-Berggerichts-Substitutionen. 

b) Criiniiialgericiite: Die Magistrate zu Teschen nnd Jägerndorf 
(an die Stelle des letzteren trat in Folge Hofdecrets vom 26. Fe- 

^ bruar 1788 der Magistrat von Troppau). 

a) Civiigerirlite: Drei Landrechte zu Lemberg (1783), dann 
seit dem Patent vom 13. September 1787 zu Tarnow und Stanis- 
lawow. 

Magistrat zu Lemberg. — Magistrate. — Ortsgerichte. 

Das Berg- und SalinouinspectoratR- Oberamt zu Wieliezka, seit 
7. Mai 1786, mit den Substitutionen zu Bochnia imd Wittow (an 
die Stelle des letzteren tritt seit 9. October 1786 Novitarg). 

Die Berggerichte zu Drohobic und Nadworna, seit 9. October 
1786, letzteres mit der Substitution zu Solka. 

b) CrimiilHlgericIite: Die Magistrate von Lemberg, Neu-Sandec, 
Tarnow, Rzeszow, Sanibor, Przemysl, Zolkicw, Brody, Brzeszany, 
Tarnopol, Zalesczyc, Stanislawow und Stry. 

Eigene Griminalgerichte zn Myslenice, Sanok, Zamoscz, Wisnice, 
Krosno und Gzoruowicz (letzteres für den Bukowiner Kreis). 

13* 
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Tttnf Distriotaaltafeln za Tyrnau, Ofins, Eperiea, Debreezin 

and Agram. 
Achtanddreisafg ComitatsgerUhte: Agram, Arad, Baja, 
Beregfaazisz , Dotis, Eperiea, Brian, Essegg, Fttnfkirchen, Orosa- 
wardefn, Koposvir, Kaschan, Kemenze, Kabin, Lentsohaii, L^vencz, 
Miskolcz, Nagy-KiU6, Nagy-Karoly, Neasohl, Neutra, Oedenbarg, 
P&pa, Pest, Pressbarg, Raab, Rima-Szombath, 8Atora\}a - U|hely, 
Steinamanger, Stohlweisaenbarg, Szegv&r, Szigeth, Szttgy, Temes- 
vir, Trentschin, Uagbrir, Warasdin and Zala-Egerszeg. 

Viererlei Magistrate, nach den vier Classen der Städte. 

Herrens ttthle. 

Berggeriohte : 1. Zu Schemnitz mit den Sabstitationen zn Krem- 
nitz, UJbinya, BakabÄnya, Neasohl, Bösing nnd Zamobor. 

2. zu Schmölnltz mit den Snbstitotionen zn Oölnitz, Igl6, Bo- 
senan and 86ovir. 

8. zn Nagy - B&nya mit den Sabstitationen zn FelsÖ • Binya and 
Also-Kapnyik-BAnya. 

4. zn Oravicza mit den Sabstitationen zn Dognacska, SzibzkA, 
Moldova nnd R^zb&oya. 

5. za Szigeth mit der Sabstitotion zu R^nasz^k. 

Zwei Districtaalta fein zn Hermannstadt and Klansenburg. 
Eilf Qeriehtshöfe zn Carlabarg, Fogarasch, Haromsek, Hermann - 
Stadt, Honyad, Klaasenbnrg, Kttkfillö, Thorda, Udvarhely and den 
beiden ^Szolnok. 
Magistrate, namentlich der Tazalstädte. 
Herrensttthle. 

Berggericht zn Zalathna mit den Sabstitationen za Abradbinya, 
. Thorda, Kolos, Dees-Akda and Paraid. 



Die einfache Organisirung der Militärgerichte und der Militär- 
grenze ist leicht aus dem Texte zu entnehmen. 

Ueber die Organisirung in Mailand und den Niederlanden siehe 
gleichfalls im Texte. 



IV. Kaiser Leopold II. und die Restauration in der Gesetzgebung. 

Die Periode vom Jahre 1790 bis zum Jahre 1848, welche wir 
nun zu betrachten uns anschicken, so sehr sie an Länge der Zeit 
jene Maria Theresia's und Joseph's IL tiberragt, ist doch fttr die 
Geschichte der Entwickelung österreichischer Justizzustände von weit 
geringerem Interesse, als die beiden vorhergegangenen. In diesen 
hatte die österreichische Rechtspflege jene Gestaltung erhalten, welche 
sie bis in die Mitte unseres Jahrhunderts behaupten sollte, oder es 
war doch schon die Bahn vorgezeichnet worden, in welcher sie sich 
dem einmal feststehenden Plane gemäss zu ergänzen hatte. Kann 
doch selbst das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, das weitaus 
wichtigste Gesetzeswerk dieser Zeit, nicht als ein ausschliessliches 
Product derselben bezeichnet werden, da es schon unter Maria The- 
resia begonnen, unter Kaiser Joseph fortgesetzt, umgewandelt und 
theilweise publicirt, unter dem ersten Kaiser von Oesterreich eben 
nur seine Vollendung erreichte. Wozu hätte es auch der Aender- 
ungen bedurft? War doch der im Westen der Monarchie aufgeführte 
Bau ein den Anforderungen der Zeit entsprechender, ein gediegener 
und fester, in welchem „die Gerechtigkeit der Staaten Grundlage** — 
Justitia Eegnorum fundamentum nach dem Wahlspruche Kaiser 
Frapz' I. — gern wohnen und sicher geübt werden mochte. Zeigten 
sich hie und da Mängel, so waren sie dem Geiste des Ganzen ent- 
sprechend leicht zu ergänzen, bezogen sich mehr auf das dem all- 
gemeinen Interesse sich entziehende Detail des Justizdienstes und 
der Rechtsprechung und riefen zumeist nur Anordnungen hervor, 
welche die Auslegung, die analoge Anwendung oder die nothwen- 
digen Consequenzen bereits bestehender Gesetze zum Gegenstand 
hatten. 
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An solchen kleineren Verordnungen ist die österreichische Justiz- 
gesetzgebung — Zeuge die Folianten der Justizgesetzsammlung — 
in dieser Periode nuu allerdings sehr reich gewesen. Die Zeit war 
aber verhältnissmässig arm an grösseren, auf die Entwickelung des 
Eechtszustandes entscheidenden Einfluss nehmenden Normen und die 
gesetzgebende Thätigkeit war eine laue, insoweit es um die letzteren 
sich handelte. Das dringende Bedarfniss nach Beformen war eben 
nicht vorhanden und — glücklich das Menschenalter, in welchem 
die Bechtszustände nach sicheren, gleichen, gewohnten Regeln sich 
gestalten. 

Erst mehr als ein Jahrhundert nach dem Begierungsantritt 
Maria Theresia's, als wieder eine neue, von Joseph IL wohl schon 
vorgeahnte Zeit mit stürmender Hand an die Pforten der Staaten 
pochte, mochten auch die bisherigen Normen der Justizgesetzgebung 
den neuen Bechtsanschauungen, den mit der Umgestaltung des poli- 
tischen Lebens im Zusammenhange stehenden veränderten Bechts- 
Verhältnissen nicht mehr genügen und nicht eine Ergänzung, son- 
dern eine förmliche Umgestaltung des Bestehenden war nothwendig 
geworden. Bis dahin aber werden wir, von wenigen Ausnahmen 
abgesehen, nur minder bedeutende Aenderungen zu verzeichnen 
haben. 

Was zunächst die Begierung Kaiser Leopold's IL betrifft, so 
war dieselbe zu kurz, um auch innerhalb der eben angedeuteten 
Schranken einer merkbaren Fortentwickelung Baum zu bieteh. Das 
bedeutendste Ereigniss für seine Länder blieb der Vollzug des von 
Kaiser Joseph erlassenen Bestitutionsedictes. Die Bande der Cen- 
tralisation wurden wieder gelockert, die Autonomie der Provinzen 
in grösserem Masse erneuert und d^er Uebergang war mit Aus- 
schreitungen verbunden, welche jenen der jüngsten Vergangenheit 
an Schroffheit nicht nachstehen. Dieser politische Umschwung machte 
sich auch in der Justizgesetzgebung insofern fühlbar, als die Einheit 
des Organismus im Osten der Monarchie zerstört wurde und in der 
Eintheilung und Competenz der Gerichte nicht minder als in den 
Gesetzen, nach denen Becht gesprochen werden sollte, jenseits der 
Leitha alles wieder auf den alten Fuss gesetzt ward, wie es vor 
Kaiser Joseph's Beformen bestanden hatte. Auch die ungarische 
und siebenbürgische Hofkanzlei wurden wieder getrennt und — 
jedoch nur für die kurze Zeit eines Jahres — eine eigene illyrische 
Hofkanzlei für die Angelegenheiten der Serben errichtet. (S. die Hof- 
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decrete vom 4. März 1791.) Im Verkehr der ungarischen und 
ausserungarischen Gerichte trat die alte Schwerfälligkeit wieder in 
ihre Rechte, wie denn bereits das Hofdecret vom 3. September 1790 
wieder befahl, die deutsch- erbländischen Gerichtsbehörden sollten in 
Zukunft ihre Compassschreiben, wodurch von einer ungarischen Be- 
hörde die Vollziehung der wider einen Ungarn der Ordnung nach 
erwirkten Execution ersucht wird, unmittelbar der ungarisch-sieben- 
bürgischen Hofkahzlei zusenden, massen diese sonach das Weitere 
gehörigen Orts einzuleiten nicht anstehen werde. Auch die Advo- 
caten sollten sich nach dem Hofdecret vom 31. December 1791 
wegen Betreibung der Processe und anderer Angelegenheiten an die 
Hofkanzlei wenden, da die Septemviral- und königliche Tafel in 
Ungarn nach Herstellung des vormaligen gesetzmässigen Systems, 
ausser der Revision der Processe in juridischen Angelegenheiten, 
keine Vorkehrung zu treffen und weder mit den Parteien und ihren 
Vertretern, noch mit den Stellen anderer Länder eine Correspondenz 
zu führen hatte. 

Ein Patent vom 7. December 1791 traf Verfügungen über die 
Verlassenschaftsabhandlung hinsichtlich der in den deutschen Erb- 
landen verstorbenen ungarischen, siebenbürgischen und illyrischen 
Unterthanen in ähnlicher Weise, wie über die Verlassenschaften von 
im Inlande verstorbenen Ausländern. 

Wohl sah der ungarische Landtag vom Jahre 1790 — 91 bei 
air seiner Bewegtheit ein , wie dringend noth wendig Aenderungen 
in der Justizgesetzgebung des Königreichs wären; wohl mochten die 
Wohlthaten der Josephinischen Reformen wenigstens in dieser Rich- 
tung nicht verkannt werden können; dennoch aber setzte man auch 
die Justiz in ihren früheren Stand, und die von dem liandtag 
niedergesetzten Deputationen, welche die von Kaiser Joseph nach 
der Anschauung des Landtages ungesetzlich vollzogenen Reformen 
für den nächsten 1792er Landtag zur gesetzlichen Verhandlung in 
Vortrag bringen sollten, kamen mit ihren Ausarbeitungen nicht zur 
Sprache. Nur in Bezug auf das Wechselrecht gestattete der sieben- 
zehnte Diätalartikel einige Rücksichtnahme auf das Wechselgesetz 
der übrigen Kronländer, doch blieb dessenungeachtet das Verfahren 
zwischen den deutschen und ungarischen Provinzen noch immer 
minder rasch, als heutzutage das Wechselverfahren zwischen fremden 
Staaten. 

So blieb denn nach wie vor jener traurige Zustand der Rechts- 
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pflege Ungarns bestehen, den wir in den Torhergegangenen Ab- 
schnitten zu schildern Gelegenheit hatten. Richter, weiche von 
Bestechlichkeit nicht können freigesprochen werden und denen nicht 
selten die nothwendigste Rechtskenntniss fehlte, sprachen nach unvoll- 
ständigen, halb verstandenen, hier so, dort anders, je nach Bequem- 
lichkeit ausgelegten Gesetzen oder nach WillkOr und Laune in 
patriarchalischer Weise. Nicht selten diente Bank und Stock als 
letztes Argument. Solche Kadiwirthschaft aber dauerte durch lange 
Jahre. 

Wie in Ungarn, so trat auch in Siebenbürgen mit dem Tode 
Kaiser Joseph's die Reaction ein. Der von Kaiser Leopold IL nach 
Klausenburg berufene Landtag beschäftigte sich während seiner Dauer, 
d. i. vom 12. December 1790 bis 9. August 1791, vorztlglich mit 
der Wiederherstellung der alten Verfassung. In privatrechtlicher 
Beziehung begnügte er sich mit Einführung der Freizügigkeit der 
Unteithanen , wie dies auch in Ungarn geschehen war (Hofdecret 
vom 12. September 1791), und mit einer Regelung des Pupillar- 
und Guratelwesens der Ungarn und Szekler. Was sonst noch drin- 
gender Regelung in der Justizgesetzgebung bedurfte, das sollte die 
juridische Section der im Artikel 64 bestellten Gesetzgebungscom- 
mission (deputationes systematicae) ausarbeiten und zu diesem Be- 
hufe namentlich eine Auswahl der seit dem Jahre 1669 nicht ge- 
sammelten Landtagsartikel treffen; dann das ungarische Erbrecht, 
die Schuld- und Concurssachen, das Pfandrecht und die Veräusserung 
von Aviticalgütern einer Regelung unterziehen. Schöne Vorsätze, 
die zu keinem entsprechenden Resultate führten. Von der Einführung 
eines gemeinsamen Gesetzbuches konnte nicht einmal für Sieben- 
bürgen die Rede sein, da der ungarische Adel hier so wenig als in 
Ungarn seine Vorrechte aufgeben wollte und die Szekler an ihrem 
eigen thümlichen Erbrechte, die Sachsen an ihren alten Freiheiten 
hingen. So waltete hier im 19. Jahrhundert wie im grauen Mittel- 
alter das Nationalitätsrecht und liess das Territorialprincip nicht 
aufkommen. Nur in Bezug auf das Wechselrecht liess sich auch 
der siebenbürgische Landtag zu Goncessionen an die übrigen Kron- 
länder herbei. (Art. 37 vom Jahre 1791 , Art. 2 und 17 vom 
Jahre 1792.) 

Wenden wir uns der Rechtsentwickeluog der ausserungarischen 
Länder zu, so finden wir dieselbe durch das Aufgeben der Einheits- 
politik weniger berührt. Nur in Bezug auf die Sprachenfrage machte 
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sich der Umschwung auch hier in einer Weise bemerkbar, die zu 
nahe liegenden Yergleichungen mit den föderalistischen Bestrebungen 
der Gegenwart den Anlass bietet, indem mit den Hofdecreten vom 
29. April und 13. Juli 1790 für die wälschen Gonfinen, für Görz, 
Gradisca und Triest, dann fßr Galizien die Kenntnisse der deutschen 
Sprache bei Anstellung von Richtern und Advocaten nicht mehr als 
noth wendig, sondern nur als wünschenswerth bezeichnet wurde. In 
Ungarn war selbstverständlich die lateinische Sprache in ihre alten 
Rechte eingesetzt worden. 

Was die Organisirung der Gerichtsbehörden betrifft, so traten 
während der Regierung Leopold^s II. folgende Aenderungen diesseits 
der Leitha ein. Das vereinigte nieder- und vorderösterreichische 
Appellationsgericht wurde in Folge Patentes vom 10. November 1790 
wieder getrennt und vom 1. Mai 1791 angefangen, das vorderöster- 
reichische Appellationsgericht, mit der Regierung und Kammer zu 
Freiburg vereinigt, nach Massgabe der Jurisdictionsnorm vom 13. Fe- 
bruar 1784 wieder errichtet. Im Sprengel des niederösterreichischen 
Appellationsgerichtes wurde das Criminalkreisgericht zu Steyr, das 
einzige nach der Griminalgerichtsorganisirung Kaiser Joseph's hier 
in's Leben gerufene, mit Hofdecret vom 29. Juli 1790 wieder auf- 
gehoben, und sollten die ehemaligen Inhaber der Landgerichte im 
Traunviertel die Griminalgerichtsbarkeit so wie ehedem wieder über- 
nehmen oder sich diesfalls mit der Stadt Steyr oder einem anderen 
nahegelegenen Landgerichte benehmen. So ging auch dieses für die 
Strafrechtspflege so wichtige Organisirungsproject Kaiser Joseph's für 
lange Zeit verloren. In Gmunden wurde mit dem Hofdecret vom 
25. Juli 1791 die stehen gebliebene ausnahmsweise Gerichtsbarkeit 
des Salzoberamtes aufgehoben und vom 1. November 1791 an den 
Magistrat übertragen. Nur die allen Berggerichtsbehörden einge- 
räumte Justizverwaltung sollte dem Salzoberamte verbleiben. 

Auch das inner- und oberösterreichische Appellationsgericht 
wurde mit Patent vom 27. December 1790 getheilt und für Ober- 
österreich — Tirol und Vorarlberg — ein eigenes Appellationsge- 
richt zu Innsbruck errichtet, das gleichfalls am 1. Mai 1791 in's 
Leben trat. Im Gebiete des zu Klagenfurt verbleibenden inner- 
österreichischen Appellationsgerichtes wurde dann noch weiter mtt 
Hofdecret vom 14. April 1791 das Görzer Landrecht von dem 
Triester Stadt- und Landrecht abgesondert, nach Görz zurückversetzt 
und die adelige Justizadministration daselbst aufgehoben. Das Stadt- 
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und Landrecht zu Triest selbst, vereinigt mit dem Triester Magi- 
strat, wurde durch Hofdecret vom 3. Juni 1791 als landesfürstliche 
Instanz erklärt. Gegenüber deip Triester Mercantil- und Wechsel- 
gericht, dann dem Seeconsulate sollte es auch hinfort als zweite 
Instanz unmittelbar unter der obersten Justizstelle, in allen anderen 
Bechtsangelegenheiten als erste Instanz des Triester Bezirkes unter 
dem Appellationsgerichte in Elagenfurt stehen. Insoweit es als 
Appellatorium eintrat, hatte der Gouverneur von Triest, sonst ein 
eigener Präses, der zugleich dem politischen Magistrate vorstand, 
das Präsidium zu führen. Zwei Rathsstellen sollten durch den 
grossen Rath von Triest besetzt werden. In ähnlicher Weise sollte 
nach dem Hofdecret vom 18. August 1791 der Görzer Bürgerschaft 
das Recht zustehen, bei dem Görzer Landrecht, das als Stadt- und 
Landrecht mit der Görzer Landeshauptmannschaft und dem dortigen 
Magistrat vereinigt wurde, zwei Räthe in Vorschlag zu bringen. 
Das Görzer Griminalgericht blieb so wie das Triester ausnahmsweise 
für sich bestehen. 

In Folge Patentes vom 3. November 1791 wurden dann auch 
am 15. desselben Monats eigene, mit den Landeshauptmannschaften 
zu Klagenfurt und Laibach vereinigte Landrechte für Kärnthen und 
Krain errichtet, die adelige Justizadministration in Klagenfurt ward 
aufgehoben, und auch in Fiscal- und Unterthansangelegenheiten 
Kärnthens und Krains sollte hinfort nicht mehr das Landrecht zu 
Gratz, sondern jenes des betreffenden Kronlandes competent sein. 
In Steiermark hatte der Gouverneur, in Kärnthen und Krain der 
Landeshauptmann bei dem Landrechte das Präsidium zu führen. 
(Hofdecret vom 26. Mai 1791.) Auch ein eigenes Berggericht wurde 
für Krain an Stelle der bisherigen Substitution zu Laibach errichtet. 
(Letztes Hofdecret aus der Zeit Kaiser liCopold's II. in der Justiz- 
gesetzsammlung vom 27. Februar 1792.) Früher bereits waren in 
Folge einer in die vorarlbergischen Gerichtsbezirke abgeordneten 
Untersuchungscommission mit Hofdecret vom 17. September 1790 
die meisten Magistrats- und Ortsgerichte dieses Kronland^s einer 
neuerlichen Regulirung unterzogen worden, und insbesondere wurde 
mit Hofdecret vom 22. November 1790 in neun zur Grafschaft 
ßregenz gehörigen Bezirken das Oberamt Bregen z als allgemeine 
erste Instanz mit dem Beifügen erklärt, dass ausser diesem perma- 
nenten Gericht der Grafschaft in jedem Bezirke (Kehlhof und Alten- 
burg für einen gerechnet) alle drei Monate ein Oberamtsrath und 
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Actuar Monatsgericht halten sollten, welchem der Aromann, dann 
ein und der andere Geschworene, jedoch ohne votnm decisivum, 
zuzuziehen waren. Auch das Botzener Mercantilgericht erlitt eine 
Aenderung, indem es mit Hofdecret vom 6. December 1790 von 
dem Appellationszug an die adelige Justizadministration in Botzen 
sein Abkommen erhielt und neben dem Marktgericht erster Instanz 
wieder ein Marktgericht zweiter Instanz als Mercantil-Appellations- 
gericht im Sinne der Statuten vom Jahre 1744 errichtet wurde. 

In Böhmen erfolgte die Begulirung der Magistrate in den Berg- 
städten in Folge Hofdecrets vom 20. Juni 1791. In Mähren war 
mit Hofdecret vom 6. Juli 1790 das Appellationspräsidium von der 
Gouverneurstelle getrennt und Johann Graf von Mittrowsky zum 
ersten Appeliationspräsidenten ernannt worden. Ftlr Galizien regu- 
lirte ein HofdeQret vom 28. October 1791 die Magistratswahlen. 
Die Bukowina war bereits in Folge Hofdecrets vom 17. August 1790 
von Galizien getrennt und das Landrecht zu Stanislau provisorisch 
als bukowiner Landrecht mit dem Beisatz erklärt worden, dass das- 
selbe für die Bukowina auch jene Geschäfte zu besorgen habe, 
weiche bisher bei dem Lemberger Landrecht waren verhandelt wor- 
den. Die bukowiner Landtafei sollte laut Hofdecret vom 27. Januar 
1791 bei dem Districtsgerichte zu Öemowitz geführt werden. 

In den Jurisdictions Verhältnissen wurdQ wenig geändert; nur 
die Gerichtsbarkeit über die unadeligen Geistlichen sollte zufolge 
Allerhöchster Entschliessung vom 29. October 1790 in Jedem Kreise 
dem zur allgemeinen Delegation der Ortsgerichte bestimmtea Magi- 
strate nach den Decanaten oder Vicariaten so zugewiesen werden, 
dass jeder unadelige Geistliche unter dem Gerichtsstande jenes Ma- 
gistrats zu stehen habe, dem das Decanat oder Yicariat, zu dem er 
gehörte, zugewiesen war. Die Landrechte blieben hinfort fast aus- 
schliesslich Adels-Civilgerichte. Nicht weniger als siebenzehn Hof- 
decrete bestimmten im Laufe des Jahres 1791 — ein achtzehntes 
kömmt auf das Jahr 1792 — jene Magistrate, denen nach den ein- 
zelnen Provinzen und Kreisen die unadelige Geistlichkeit hinfort 
unterworfen sein sollte. 

Auch in Bezug auf das materielle und formelle Givilrecht machte 
die Gesetzgebung keine wesentlichen Fortschritte. In ersterer Be- 
ziehung übertrug wohl Leopold II. dem zum Präsidenten der neu 
organisirten Gesetzcompilations- Hofcommission ernannten Freiherrn 
von Martini die Abfassung eines neuerlichen Entwurfes zum allge- 
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meinen bürgerlichen Gesetzbuch. Allein Martini vollendete den 
Entwurf erst unter der folgenden Regierung, und erst nach neuer- 
licher, langjähriger Durchberathung und Umarbeitung kam das Gesetz 
zu Stande. Inzwischen hatte der publicirte erste Theil in der Praxis 
manchen Anstand erregt. Insbesondere war das der ganzen Josephi- 
nischen Gesetzgebung eigenthümliche Gebot streng buchstäblicher 
Gesetzesanwendung, verbunden mit dem Verbote der Auslegung und 
der Weisung, in zweifelhaften Fällen die Belehrung allzeit bei dem 
Landesfttrsten zu suchen, Anlass zu zahllosen Anfragen und seltsamen 
Entscheidungen geworden. In der Novelle, welche der Kaiser mit 
Patent vom 22. Februar 1791 zum ersten Theil des allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuches erliess, wurde denn auch diese Bestimmung 
gemildert. 

Der §. 26 des ersten Hauptstückes wurde aufgehoben und ver- 
ordnet, dass der Richter, wenn er einen vorkommenden Fall nicht 
in den Worten des Gesetzes entschieden fände, auf den zusammen- 
stimmenden Begriff und Sinn desselben, auf gleichförmige darin aus- 
gedrückte Fälle, auf die aus der Verbindung der Gesetze sich 
darstellendien Grundsätze und Absichten sehen und den Fall nach 
derselben Massgabe beurtheilen solle. Nur wenn der Beobachtung 
des Gesetzes besondere und sehr erhebliche Bedenken entgegen- 
ständen, sollte die Belehrung bei Hof angesucht werden. Wichtig 
war die Novelle vorzüglich noch, insoweit sie die Verhältnisse der 
unehelichen Kinder in einer von den Grundsätzen des Josephinischen 
Gesetzbuches verschiedenen Weise modificirte. Die §§. 10 — 18 im 
vierten Hauptstück des genannten Gesetzes wurden gleichfalls auf- 
gehoben. Unehelichen Kindern jeder Art sollte in Zukunft weder 
gegenüber dem Vater, noch gegenüber einem Verwandten der beiden 
Eltern ein gesetzliches Erbrecht zustehen; ja wenn ein uneheliches 
Kind von Eltern erzeugt wurde, zwischen welchen zur Zeit der Er- 
zeugung eines der folgenden Ehehindernisse: Ungleichheit der Reli- 
gion (zwischen Christen und Nichtchristen), bestehendes Eheband, 
Blutsverwandtschaft, Schwägerschaft, Ermordung des Gatten oder 
geistliche und Ordensgelübde, bestand, so blieb das Kind auch von 
der gesetzlichen Erbfolge gegenüber der Mutter ausgeschlossen. 
Letzteres war auch dann der Fall, wenn die Mutter eheliche Kinder 
hint erliess. So folgen sich die Gegensätze auch in der Gesetzgebung 
gern. Erst dem gegenwärtigen allgenieinen bürgerlichen Gesetz- 
buche vom Jahre 1811 war es vorbehalten, hier die rechte Mitte 
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zu treffen n Ueber den Beweis der Vaterschaft enthält die Novelle 
nichts. . Als Vater sollte gelten, „wer sich dazu bekannte oder 
durch angemessene Beweise überführt wurde.* Ausdrücklich wird 
hervorgehoben, dass die Legitimation durch nachfolgende Ehe (per 
subsequens matrimonium) , wenn das uneheliche Kind zur Zeit der 
Verehelichung seiner Eltern nicht mehr am Leben war, bezüglich 
der von demselben etwa vorhandenen Enkel von keiner Wirkung 
sein sollte. Ausserdem enthält die Novelle noch Bestimmungen über 
die Nichtrückwirksamkeit der Gesetze, über das Verfahren wegen 
Ungültigkeit oder — bei Nichtkatholiken — wegen Trennung einer 
Ehe, wobei wieder strenger verfahren, der Process nicht, wie eine 
andere Bechtssache, bei dem ordentlichen Richter, sondern bei dem 
Landrecht der Provinz geführt und von diesem ein Vertheidiger des 
Ehebandes aufgestellt werden sollte, über die Einführung der Ange- 
lobung statt der Beeidigung der Vormünder, über Anlegung des 
Pupillarvermögens, über Rechnungslegung der Väter und Vormünder, 
endlich über das gerichtliche Einschreiten gegen Verschwender, be- 
züglich deren die Prodigalitätserklärung wieder als zulässig bezeichnet 
wurde. Ein Hofdecret vom 21. März 1791 traf Bestimmungen über 
die Ehen der Israeliten, die zum grossen Theil in das bürgerliche 
Gesetzbuch übergegangen sind. ^ 

Sonst sind ausser dem Patent vom 29. October 1790, welches 
die Erbfolge in Bauerngüter im allgemeinen, und jenem vom 26. Mai 
1791, welches sie bezüglich Böhmens insbesondere neu und theil- 
weise modificirend normirte, dann dem Hofdecret vom 1. April 1791, 
womit über die Desiderien und Beschwerden der Stände Tirols das 
Erbfolgerecht der Töchter in diesem Lande zu deren Nachtheil be* 
schränkt und dadurch der Particularlegislation wieder theilweise 
stattgegeben ward, bezüglich des materiellen Civilrechtes keine 
wesentlichen Gesetze Kaiser Leopold^s anzuführen. 

Auch im Civilprocess traten keine bedeutenden Aenderungen 
ein. Zwar kam man auch hier bald darauf, dass das Verbot aller 
richterlichen Auslegung des Gesetzes Unzukömmlichkeiten im Gefolge 
habe, und liess es von der Befolgung desselben sein Abkommen 
finden, wie denn schon das Hofdecret vom 18. März 1790 neben 
der Erklärung, dass jede Erinnerung der Gerichtsstellen sehr will- 
kommen sein werde, wodurch nach gemachter Erüahrung im Fache 
der Gesetzgebung etwas Gemeinnütziges erzielt und wahre Verbes- 
serungen veranlasst würden, den Beisatz enthielt: „die Gerichte 
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sollten jedoch immer mit vorläufiger gründlicher Ueberlegung und 
Erwägung aller Rücksichten zu Werke gehen." Doch begnügte man 
sich im allgemeinen, die vrelfach angeregten Zweifel und Bedenken 
über Sinn und Anwendung des Gesetzes durch nachträgliche Ver- 
ordnungen zu beheben, und so begann damals schon jene Fluth von 
Hofdecreten zur Gerichtsordnung, welche nach und nach in ihrer 
Masse den Text des Gesetzes weit überragen sollten und den Ge- 
danken einer Revision der Gerichtsordnung noth wendig erzeugen 
mussten. Wirklich hatte auch schon Kaiser Leopold IL den Auf- 
trag zu einer solchen Revision erlassen, wonach man die erheblichen 
nachträglichen Verordnungen in den Text einschalten und die drin- 
gend BOÜnreBdigen Veränderungen vornehmen sollte. Doch kam der 
Entwurf unter seiner Begiemng nicht mehr zu Stande. 

Für das Handels- und Wechselrecht wichtig war das Patent 
vom 28. Februar 1791. Durch dasselbe wurde das Patent vom 
29. Januar 1787, womit die Wuchergesetze aufgehoben worden 
waren, dahin erläutert, dass der Schuldner, wenn er übervortheilt 
worden war, allerdings die ihm nach den allgemeinen Gesetzen zu- 
stehenden Einwendungen gegen den Gläubiger sollte erheben dürfen, 
und dass der Richter, so weit sich Anzeigen einer Bevortheilung 
darstellten, zur Bestrafung derselben sogar von Amtswegen ein- 
schreiten sollte. Wir sehen, wie sich auch hier die Restauration in 
der Legislatur und zwar auf eine Weise geltend macht, die an Klar- 
heit der gesetzlichen Bestimmungen mit dem 75 Jahre später er- 
schienenen Operat der österreichischen Wuchergesetzgebung wetteifert. 
Gleichzeitig wurde das Recht zur Ausstellung sogenannter trockener 
Wechselbriefe auf privilegirte Fabrikanten oder zu einem ordent- 
lichen Gremium gehörige Kaufleute beschränkt. Andere Personen 
sollten sich der gemeinen Schuldverschreibungen bedienen und von 
denselben ausgestellte Wechsel keinen Beweis abgeben. Für den 
Triester Platz wurden mit Hofdecret vom 6. Juni 1791 eigene, theil- 
weise exceptionelle handelsrechtliche Bestimmungen erlassen. 

Bezüglich des Landtafel- und Grundbuchwesens erging am 
20. Juni 1790 ein Patent für Galizien, womit Zweifel über die 
Rechtswirkung gewisser landtäflicher Eintragungen behoben werden 
sollten. Dass mit Patent vom 27. Januar 1791 die bukowiner 
Landtafcl errichtet wurde, ist bereits erwähnt worden. In Nieder- 
österreich dehnte das Patent vom 10. Januar 1791 den Wirkungs- 
kreis der für das Land ob der Euns schon seit dem 3. October 1754 
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bestehenden Landtafel auch auf das Innviertel aus, und mit Patent 
vom 24. Juli 1791 wurden auch die Grundbücher im Lande ob der 
£nns eingeführt, indem verordnet wurde, jede Grundobrigkeit solle 
bis 1. November 1792 über alle ihr unterthäuigen unbeweglichen 
Güter und Gründe, sie mögen in sogenannten Hausgründen, Ueber- 
länden oder einzelnen Gründen bestehen, ein eigens dazu bestimmtes 
Grundbuch errichten, zu welchem Behufe das Patent eine ausführ- 
liche Instruction in 48 Paragraphen enthielt. 

Für das ausserstreitige Verfahren ist das Hofdecret vom 21. Ja- 
nuar 1791 hervorzuheben, wodurch die genaueste Beobachtung der 
Depuration bei Fideicommissen neuerlich eingeschärft wurde; ferner 
das Hofdecret vom 28. März 1791, womit dem IHfeetorkmi der 
breisgauischen Bitterschaft die Aasfibinig des acteKgeii Biefaterarates 
wie vor dem Jahre 1782 wieder eingeräumt ward; endlich das Hof- 
decret vom 28. October 1791, welches für Innerösterreich in sehr 
zweckmässiger Weise verordnete, dass die Pupillar- und Quartal- 
recbmiDgen nicht mehr durch aufgestellte eigene Baitbeamte aufge- 
nommen, sonSem den zwei Aeltesten der Familie desjenigen, dessen 
Vermögen verrechnet wurde, zur entsprechenden Behandlung zuge- 
stellt werden sollten. Im übrigen enthielt, wie erwähnt, auch die 
Novelle zum ersten Theil des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
Bestimmungen über das Verfahren ausser Streitsachen. 

In strafrechtlicher Beziehung hatte die Leopoldinische Gesej;z- 
gebung hauptsächlich eine Milderung der strengen Strafen im Gesetze 
Kaiser Joseph^s im Auge. In dieser Bichtung hob schon das Hof- 
decret vom 7. Mai 1790 die öffentliche Züchtigung mit Schlägen, 
die Brandmarkung und Anschmiedung auf. Die Gefängnisse sollten 
luftig, licht und gesund sein, die Gefangenen zur Arbeit angehalten 
und wenigstens drei Mal die Woche mit warmer Speise erquickt 
werden. Besonders schwere oder unbändige Verbrecher sollten 
zwar mit Eisen und Banden belegt, allenfalls auch angehangen 
werden können, jedoch nur so, dass sie sich frei bewegen und im 
Kerker herumgehen konnten. Uebrigens wurden die Stockstreiche 
nicht abgeschafft und konnten auch als Disciplinarstrafe während 
der Haft verhängt werden. Ein Hofdecret vom 8. November 1790 
verordnete weiter, dass auch den wegen schwerer Verbrechen zu 
einer strengen Strafe verurtheilten Sträflingen täglich eine warme 
Suppe und nebst dieser auch drei Mal die Woche eine warme 
Speise von Hülsenfrüchten verabreicht werden solle, und ein Hof- 
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decret vom 10. November 1791 verfügte, indem es gleichzeitig den 
Ereisämteru die Visitation der Gefängnisse auftrug, dass in Zukunft 
die in Strafe befindlichen ZUchtlinge, um so mehr also auch Inqui- 
siten, nicht mehr auf blossen Pritschen liegen, sondern mit Stroh- 
säcken und Decken oder Kotzen versehen werden sollten. Inqui- 
siten durften sich im Verhaft auch ihrer eigenen Betten bedienen. 
Wo sich noch sogenannte Brechein vorfanden, da sollten sie sogleich 
abgeschafft werden. Allen diesen Milderungen wollte der Kaiser in 
einem neuen Strafgesetze Bechnung getragen wissen; allein der dies- 
falls erlassene Auftrag gelangte unter ihm nicht mehr zum YoUzuge. 
Wie in einigen anderen Richtungen so finden wir auch in dem Ge- 
biete des Strafvollzuges, und namentlich in der Sorgfalt für die Sträf- 
linge die eigenthümliche Erscheinung, dass die Leopoldinische Justiz- 
gesetzgebung Analogien mit der Richtung der österreichischen Legislation 
in Justizsachen unter dem letzten Sistirungsministerium darbietet. 

Was die bezüglich des Richter- und des Advocatenstandes von 
dem Kaiser erlassenen Verordnungen betrifft, so möchten wir die 
unter ihm eingetretene Milderung der Josephinischen^Disciplinar- 
Verfügungen als von zweifelhaftem Werthe bezeichnen. Betrachtet 
man die letzteren im Zusammenhange mit den übrigen, auf das Ver- 
halten des Beamtenstandes bezüglichen Normalien Kaiser Joseph's, 
namentlich im Zusammenhange mit der herrlichen „Erinnerung^ des 
Kaisers vom Schluss des Jahres 1783,^) so sieht man, dass die- 
selben nicht eine Ghicanirung der Einzelnen^ sondern das Beste des 
Gesammtstaates zum Zweck hatten; dass sie aber zu diesem Ziele 
beizutragen wohl geeignet waren, das beweisen die vortrefflit;hen, 
aus der Josephinischen Schule hervorgegangenen Staatsbeamten aller 
Kategorien. Die Disciplinargewalt der Präsidien war allerdings 
eine grosse; allein ging man bei Besetzung der letzteren von dem 
Grundsatz aus, nur tüchtige, ehrenhafte Männer an die Spitze der 
Geschäfte zu stellen, so mochte der pflichtgetreue Subalternbeamte 
von solcher Gewalt nichts zu leiden haben. Die ungenügenden 
Kräfte aber los zu werden, mochte als ein Gewinn für den Staats- 
schatz und das Gemeinwohl betrachtet werden. In solchem Sinne 
muss auch die strenge Unterordnung richterlicher Beamten unter 
ihre Vorgesetzten als ein Vortheil bezeichnet werden; denn nicht 
auf die richterliche Ueberzeugung der Untergebenen sollte der Dis- 
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ciplinargewalt eine Einwirkung gestattet sein, sondern nur darauf, 
dass jeder Einzelne die ihm zugewiesenen Geschäfte rasch, gewissen- 
haft und nach dem Gesetze erledige, dass er unbestechlich im 
Amte sei und auch ausser demselben ein ehrenhaftes, der Würde 
seines Amtes entsprechendes Leben führe. Dieses Yerhältniss wurde 
unter Kaiser Leopold gelockert. Die Gonduitelisten wurden bezttg- 
Hch der Bichter mit Hofdecret vom 13. August 1790 eben so auf- 
gehoben, wie mit Hofdecret vom 6. Juli desselben Jahres die 
Kundmachung der den Advocaten zugegangenen Ausstellungen, welche 
dem Publicum als Barometer der Vertrauenswürdigkeit einzelner 
Mitglieder des Advocatenstandes gedient 'hatten. In letzterer Be- 
ziehung war die selbstverständliche Anordnung des bezeichneten 
Hofdecretes: „Advocaten, durch deren Versehen den Parteien ein 
Nachtheil zngegaogen war, zur Entschädigung unnachsichtlich zu 
verhalten und nach Gestalt der Umstände zu bestrafen,^ nur ein 
zweifelhafter Ersatz. 

Bezüglich der Besetzung der Bichterstellen ist namentlich das 
Handbillet dfs Kaisers vom 7. März 1791 an den obersten vJustiz- 
präsidenten Grafen von Seilern hervorzuheben, womit ausdrücklich 
anbefohlen wurde, bei Vorrückung in die höheren Stellen stets auf 
die würdigsten Justizbearoten mit Bücksicht auf ihre Kenntnisse und 
Befähigung Bedacht zu nehmen. Bezüglich der Appellations- und 
Landrechtspräsidenten hatte dies schon die Hofresolution vom 29. März 
1790 angeordnet; unter gleich Würdigen sollte auf Nationalisten 
besonders Bücksicht genommen werden. Doch war die Landmanns- 
schaft für eine Appellationspräsidentenstelle nicht, wohl aber das 
Indigenat für eine Landrechtspräsidentenstelle erforderlich. Auch 
hierin manifestirte sich der grössere Provincialparticularismus unter 
Kaiser Leopold II. 

Bei den Magistraten sollte es in Zukunft von der Schuldigkeit, 
zu den erledigten Bathsstellen Militärpersonen wählen zu müss^, 
sein Abkommen erhalten. (Hofdecret vom 12. Juli 1790.) Mit Ho^ 
decret vom 21. Januar 1791 wurde die Anordnung, bei Anstellung 
der Beamten zum Bathstische auf Beibringung der Zeugnisse über 
alle Theile des juridischen Studiums und der politischen Wissen- 
schaft zu sehen, neuerdings eingeschärft. Nahe verwandte oder ver- 
schwägerte Personen sollten zufolge höchster EntSchliessung vom 
14. Juli 1791 bei keinem JustizcoUegium zugleich als Bäthe dienen. 
Die Besetzung der .Auscultanteustelle wurde — auch hierin liegt 

Domin, Ö«terr. Rechtsgeschichte. 14 



210 IV. Kaiser Leopold n. und die Restanration in der Gesetzgebung. 

eine Analogie mit der Gegenwart — vorübergehend den Magistraten, 
beziehentlich den Landrechten, nach Stimmenmehrheit überlassen; 
doch sollten die Gewählten nicht nur die Stndienzeugnisse auszu- 
weisen, sondern bereits die Bichteramtsprüfung gemacht haben. (Hof- 
decrete vom 1. und 25. October 1790.) Ein Cabinetsschreiben vom 
11. Juli 1791 befahl wiederholt, Schuldenmacher zu keiner Stelle 
in Vorschlag zu bringen. Den Appellationsgerichten wurde unterm 
6. Februar 1792 neuerdings aufgetragen, die Beobachtung der ge- 
setzlichen Vorschriften durch Visitationen bei den Landrechten und 
Magistraten zu überwachen. 

Juden sollten, da sie, wenn auch nicht doctores juris canonici, 
doch doctores juris civilis zu werden fähig waren, auch Advocaten 
werden und in dieser Eigenschaft Juden und Christen vertreten 
dürfen; nur war ihnen der Advocateneid nach den Förmlichkeiten 
ihrer Beligionsgenossen abzunehmen. (Hofdecrete vom 25. October 
1790 und 11. Januar 1791.) 

Jenen, welche an einer deutsch -erbländischen, oder vor dem 
18. Februar 1791 überhaupt an einer erbländischen, wenn auch 
nicht deutschen Universität das juridische Doctorat erlangt hatten, 
sollte die Ausübung der Advocatur in allen deutschen Erblanden 
laut Hofdecreten vom 18. Februar und 21. März 1791 gestattet 
sein. Nur sollte nach dem Hofdecret vom 21. Februar desselben 
Jahres bei den Rigorosen streng vorgegangen und niemand zur 
Advocatenprüfung zugelassen werden, der nicht eine standhafte Bechts- 
übung (Praiis) ausweisen konnte und streng rechtschaffen war. Die 
Advocatenprüfung selbst sollte sehr genau sein, unrechtschaffenen 
Advocaten ohne Schonung die Advocatur entzogen werden. Endlich 
wurden mit Hofdecret vom 11. Juli 1791 die Doctoren von Pavia 
jenen der Erbländer gleichgestellt. 

Dies sind die wichtigsten Gesetze und Verordnungen, welche in 
Bezug auf den Justizdienst unter Kaiser Leopold IL eriassen wurden. 

Wir bezeichnen diese kurze Begierungsperiode als die der Be- 
stauration der Justiz, weil die Anordnungen im Gebiete der inneren 
Politik, welche mit dem neuen Herrscher eintraten und auf ein 
Zurücklenken in die voijosephinische Begierungsweise hinausliefen, 
nicht ohne Bückwirkung auf die Justizgesetzgebung bleiben konateB, 
weil die fast schon erreichte Einheit im Organismus der Rechts- 
pflege für den Gesammtstaat, particularen Interessen der Provinzen 
und der Stände wieder geopfert wurde und die zur Durchfahrung 
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jener Einheit von Kaiser Joseph getroffenen Vorkehrungen, insoweit 
sie bereits ausgeführt waren, aufgehoben, insoweit sie aber erst an- 
befohlen waren, rückgängig gemacht worden sind. Die österreichi- 
sche Justizgesetzgebung ist hinfort wieder auf die ausserungarischen 
Kronländer beschränkt; doch mag nicht verkannt werden, dass in 
diesem engeren Gebiete, von einigen Bückschritten abgesehen, auch 
in dieser Zeit durch Milderung des allzu schroffen Formalismus 
der Josephinischen Legislation im Civilrecht und der harten Strafen 
im Strafrecht ein gewisser Fortschritt in der Gesetzgebung zu er- 
kennen ist. 
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V. Die österreichische Justiz unter Kaiser Franz I. 

Die welterschüttemden Ereignisse, welche unter Kaiser Franz' I. 
Regierung das österreichische Staatslehen so tief herührten, welche 
die Gründung des Kaiserreiches zur Folge hatten und den Terri- 
torialbestand der zu demselben vereinigten Kronländer mehrfach 
wechselnden Aenderungen unterwarfen, konnten auch auf das Justiz- 
wesen dieser Länder und insbesondere auf den Gerichtsorganismus 
derselben nicht ohne Einfluss bleiben. 

Obgleich in den bei dem Begierungsantritt des jungen Monarchen 
unter seinem Scepter vereinigten, theiiweise abgetrennten und wieder 
erworbenen Provinzen der Justizorganismus bfs zu seinem Tode 
keine wesentlichen bleibenden Umgestaltungen aufzuweisen hat, so 
ist die Darstellung desselben doch aus dem Grunde mit grösseren 
Schwierigkeiten als in den froheren Epochen verbunden, weil von 
Seite der Regierung manche transitorische Yerftlgungen getroffen 
werden mussten, weil in den abgetrennten Gebietstheilen während 
des fremden Interregnums zumeist neue Institutionen in's Leben 
traten, und weil nach Wiedererlangung derselben, sowohl in diesen, 
als in den neu erworbenen Territorien die Organisirung erst wieder 
durchgeführt werden sollte. 

Wie dies geschah, wird sich nur durch eine abgesonderte Be- 
trachtung der einzelnen Kronländer ergeben. Wollen wir vorher 
den Charakter der Justizgesetzgobung dieser Periode im allgemeinen 
kurz bezeichnen, so möchten wir sagen, die österreichische Legis- 
lation wandelte damals und namentlich während der ersten Zeit der 
neuen Begierung in den Fussstapfen der Leopoldiniscben Bestaura- 
tion. Die Zeit war den Josephinischen Beformen auch im Gebiete 
der Beolifcspflege nicht hold, und die politischen Ereignisse dieser 
Epoche, als deren Ursache man die Geistesrichtung ansah, welche 
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jene Befonnen dictirt hatte, geben uns dafür theilweise eine Er- 
klärung. Wo man, wie hie und da in den neu erworbenen Pro- 
vinzen und in der Griminalgerichtseintheilung auf Einrichtungen 
trifft, welche den Entwürfen Kaiser Joseph's entsprechen, da kam 
man dazu, weil man in Gebieten, weiche die althistorische öster- 
reichische Gerichtsverfassung gar nicht kannten, dieselbe einzu- 
führen nicht im Stande war, oder weil die alten Gerichtsherren ihre 
während des Krieges verlorene Jurisdictionsgewalt nicht wieder auf- 
nehn^en wollten. 

Man war eben in allen Dingen conservativ; vielleicht sogar 
mehr als dies. Glaubte man doch selbst, um ein Beispiel anzu- 
führen, das seines historischen Interesses wegen ohnedies an die 
Spitze einer Darstellung der Gerichtsorganisirung jener Zeit gehört, 
in Bezug auf das Yerhältniss der Justiz zur Administration auf die 
vor-Theresianischen Einrichtungen zurückgehen zu sollen. > 

Mit Patent vom 20. November 1797 wurde die oberste Justiz- 
stelle, welche Maria Theresia im Jahre 1749 errichtet hatte, mit 
dem sogenannten Directorium zur „böhmisch-österreichischen 
Hofkanzlei'^ vereinigt, welche hinfort sowohl die politischen als 
die Justizgeschäfte in oberster Instanz leiten sollte, angeblich „weil 
beide Geschäfte in genauer Verbindung stehen, mithin die gute 
Leitung derselben die Einförmigkeit der Grundsätze fordert.^ Gleich- 
zeitig — Patent vom 23. November 1797 — ward für Ost- und 
Westgalizien eine mit denselben Prärogativen ausgestattete galizische 
Hofkanzlei errichtet. 

Glücklicherweise dauerte diese Vereinigung nur fünf Jahre. In 
Folge eines Allerhöchsten Gabinetsschreibens vom 22. Augu st 1802 
machte ein Hofdecret vom 26. desselben Monats die Wiedererrichtung 
einer f ür alle ausserunga rischen Kr onlände r gemeinschaftlichen ober^ 
sten Justizstelle bekannt, welche abgesondert von der, gleichfalls fdr 
die bezeichneten Eronländer gemeinschaftlichen, daher „vereinten* 
Hofkanzlei bestehen sollte und die Functionen eines JushziblniStff^^ 
riums und eines obersten Gerichtshofes versah. Damals erfolgte 
auch die Errichtung „der Hofkammer- und Banco-Deputation,^ ent- 
sprechend einem vereinigten Finanz- und Handelsministerium. 

Uebergehend auf die Detaildarstellung der Gerichtsorganisirung 
wenden wir uns zunächst Nieder Österreich zu. 

Der Stand der Gerichte in esterreich unter der Enns blieb 
während der ganzen Begierungszeit des Kaisers Franz tti unver- 
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ändert. Nar in Bezug auf die Berggerichtsbarkeit ergnben sich 
zwei Umgestaltungen, indem mit Hofdecret vom 25. Mai 1798 der 
Ober-Berg- und Hüttenverwaltnng zu Pitten in der Eigenschaft einer 
Berggerichtssubstitution der entsprechende Wirkungskreis eingeräumt 
und, als dieselbe zu bestehen aufhörte,' mit Erlass vom 8. Juli 1815 
das Oberverwesamt zu Beichenau in gleicher Weise zur Substitution 
bestellt wurde. 

Bedeutender waren die Aenderungen in besterreich ob der 
Enns. Yon diesem waren im Art. III des Wiener Friedens vom 
14. October 1809 der Inn- und der halbe Hausruckkreis an Napo- 
leon I., resp. an den Bheinbund abgetreten und erst in Folge des 
Manchener Tractates vom 14. April 1816 nach 6V2 Jahren von 
Bayern wieder zurackerlangt worden. 

Die französischen Kriege unterbrachen hier wie in anderen 
Provinzen die Fortsetzuug der Justizrestauration, doch nicht eher, 
als bis der von Kaiser Joseph durchgefahrten Trennung der Justiz 
von der Administration entgegen, das seit 1. November 1783 be- 
standene Linzer Landrecht wieder mit der ob der ennsischen I^n- 
desregierung war vereinigt worden. Wie zur Entschuldigung dieser 
Verfügung setzte das betreffende Hofdecret vom 29. August 1793 
hinzu: es sollten in Justizgeschäften zur Stimmung nur jene Begie- 
rungsräthe zugelassen werden, die sich aber ordentlich erlernte 
Bechtswissenschaften auszuweisen vermögen; künftig aber solle zur 
Begierungsrathsstelle kein anderes Subject in Vorschlag gebracht 
werden, als welches von dem Appellationsgerichte über die Fähig- 
keit zum Bichteramte das Zeugniss erhalten oder schon als Justiz- 
rath bei einer ersten Instanz gedient habe. 

Diese Vereinigung hörte erst am 1. März 1821 auf, als in 
Folge Hofdecrets vom 8. Juli 1820 das neu errichtete landesfürst- 
liche Stadt- und Landrecht zu Linz in's Leben trat. Die I^andes- 
regierung und der Magistrat zu Linz blieben hinfort nur politische 
Behörden, während dem Stadt- und Landrecht neben der ehemaligen 
landrechtlichen die ganze städtische Civil-, Mercantil- und Griminal- 
jurisdiction, das Geschäft des städtischen Grundbuches, die Grimi- 
nalgerichtsbarkeit des landesfürstlichen Landgerichtes Donauthal und 
die ürtheilsMung über die Criminaluntersuchungen der Pfleggerichte 
des Innviertels und des Salzkammergutes zustehen sollte. 

In den abgetrennten Theilen des Hausruckviertels und im Inn- 
kreise wal^n während der bayerischen Herrschaft manche Aenderungen 
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im Jostizorganismas eingetreten. Nach dem organischen Edict des 
Königs von Bayern vom 12. August 1812 sollten Landgerichte, 
Herrschaftsgerichte und Ortsgerichte bestehen. Die Landgerichte 
zerfielen je nach der Bevölkerung ihrer Bezirke in drei Glassen, 
bestehend aus einem Landrichter und einem Adjunct, aus einem 
Landrichter und einem Actuar, oder aus einem Landrichter allein, 
nebst je einem Gerichtsdiener und zwei, einem oder keinem Knecht. 
Sie hat&n neben den Justiz- auch politische Geschäfte zu besorgen 
und entsprachen in dieser Beziehung in gewissem Sinne den ge- 
mischten Bezirksämtern der österreichischen Organisirung vom Jahre 
1854. Im Haüsruckviertel wurden fttnf, im Innkreise acht Landge- 
richte errichtet. Die Herrschaftsgerichte zerfielen in zwei Glassen, 
indem jene der mediatisirten Fürsten, Grafen und Herren zur ersten, 
die tLbrigen zur zweiten Classe gehören spUten. In den abgetretenen 
Theilen Oberösterreichs ergab sich nun mit der gutsherrliciien Ge- 
richtsbarkeit die Veränderung, dass statt der vormals ablieben Pfleg- 
gerichte, Hofmarken, befreiten oder unbefreiten (Schild-) Grundherr- 
schaften, theils Herrschaftsgerichte zweiter Classe mit der vollen 
Givilgerichtsbarkeit, theils geschlossene Ortsgerichte, je auf 50 Fa- 
milien, als, YoUziehungsbehörden der Land- und Herrschaftsgerichte, 
und für mehrere Amtshandlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und der Polizei, für die Eintreibung der grundherrlichen Ge- 
fälle u. s. w. eingeführt wurden. Diese Gerichte gehörten zu dem 
bayerischen Unterdonaukreis und unterstanden dem Appellationsge- 
richte zu Straubing, resp. dem Ober-Appellationsgerichte in München. 
Zur Zeit des Wiederanfalles iin Jahre 1816 war die Errichtung der 
landesfürstlichen Ortsgerichte noch nicht vollendet. Die Patrimonial- 
jurisdicenten fuhren fort, wenigstens die freiwillige Gerichtsbarkeit 
über ihre zerstreuten Unterthanen auszuüben. Dies gilt namentlich 
von dem abgetrennten Theile des Hausruckkreises, wo die öster- 
reichische Regierung mit den Hofdecreten vom 4. Juli 1818 und 
30. November 1819 die fünf bayerischen Landgerichte zu Franken- 
markt, Vöcklabruck, Haag, Grieskirchen und Weitzenkirchen einfach 
auflöste, die Dominien in die Civil- und Griminaljurisdiction wieder 
einsetzte und für die politischen Angelegenheiten, so wie für die 
Handhabung des Bichteramtes in schweren Polizeiübertretungen nach 
dem Muster der alten ob der ennsischen Kreise 17 Bezirkscommis- 
sariate errichtete. Anders verhielt sich die Sache im Innkreise, der 
zum Theil erst kurze Zeit bei Oesterreich war und sich von fruher 
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her an das bayerische Gerichtssystem gewöhnt hatte. An die Stelle 
der bayerischen acht Landgerichte wurden hier mit den zuletzt ge^ 
nannten Hoferlassen eine gleiche Anzahl gleichfalls landesfar^tlicher 
Pfleggerichte zu Viechtensteio, Schärding, Obernberg, Braunau, Ried, 
Mauerkirchen, Mattighofen und Wildshut eingesetzt, von denen das 
erste und letzte Pfleggerichte zweiter, die übrigen solche erster Ciasse 
sein sollten. Ihnen stand mit Ausschluss der ehemaligen 27 Be- 
zirkscommissariate die ganze Justiz-, politische und Steueradmini- 
stration des Innviertels zu. Die Pfleggerichte hatten sohin fast 
genau die Functionen der gegenwärtigen gemischten Bezirksämter 
und Steuerämter, und so vollkommen entsprach die Eintheilung den 
Bedürfnissen des Landes, dass man bei der Organisirung vom Jahre 
1849 dieselbe beibehielt und nur, statt Yiechtenstein, Raab zum 
Sitz eines Bezirksgerichtes machte, während man bei Errichtung 
der genüschten Bezirksämter im Jahre 1853 noch ein neuntes, zu 
Engelszell, hinzufügte. 

Für die Civiljustizpflege wurde übrigens auch im Innkreise die 
Jurisdiction der Dominien, so weit sie vor dem Jahre 1809 bestand, 
wieder hergestellt. In Griminalsachen (d. i. insoweit es sich um 
Verbrechen handelte) waren die Acten von den Pfleggerichten an 
den Magistrat, später an das Stadt- und Landrecht in Linz zur Ur- 
theilsMung einzusenden. 

Gross waren die staatlichen Veränderungen, welche mit dem 
ehemaligen Erzbisthum Salzburg vorgenommen wurden. Durch 
einen Geheimartikel des Lüneviller Friedens vom 9. Februar 1801, 
welcher später durch den Reichsdeputations-Hauptschluss vom 25. Fe- 
bruar 1803 bestätigt wurde, zur Entschädigung des Grossherzogs 
Ferdinand von Toscana für seine an den Herzog von Parma abge- 
tretenen italienischen Lande bestimmt, dann in Folge des Pressburger 
Friedens vom 26. December 1805, Art. X, zu Oesterreich geschla- 
gen, nach Art. III des Wiener Friedens vom 14. October 1809 an 
den Rheinbund, resp. an Bayern abgetreten und auf Grundlage des 
Münchener Tractates vom 14. April 1816 wieder mit Oesterreich 
vereinigt, bedurfte der Organismus der dortigen Behörden wohl einer 
definitiven Regelung. 

Während der bayerischen Herrschaft waren die Gerichte Salz- 
burgs ähnlich wie jene im Innviertel und in den abgetretenen Theilen 
des Hausruckkreises organisirt worden. Es bestanden 14 Landge- 
richte nach drei Classen, dann Herrschafts- und Ortsgerichte. Salz- 
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borg hatte ein Stadtgericht mit voller Givilgerichtsbarkeit über alle 
Stände und selbst über Militärpersonen in bürgerlichen Bechtfiange- 
legenheiten. Die Rentämter waren zwar nur Steuerbehörden, nahmen 
aber, der Bezüge wegen, Einfluss bei Veränderungen und Belastungen 
des unbeweglichen Besitzes, Alle Beamten waren, wie in ganz 
Bayern und den übrigen abgetretenen Gebieten nach der Pragmatik 
vom 1. Januar 1805 und der Constitutionsurkunde lebenslänglich 
vom Könige ernannt und konnten nur durch Urtheil des Dienstes 
entlassen werden. Als zweite Instanz fungirte das Appellationsge- 
richt zu Burghausen. 

Was die ältere Reichsgesetzgebung Salzburgs betrifft, so um- 
fasste sie die von Professor Zauner gesammelten Proyincialstatuten, 
das österreichische Eherecht, einzelne bayerische Verordnungen, das 
in Deutschland geltende gemeine Hecht, die bayerische Gerichtsord- 
nung (Codex Juris bavarici jud. vom Jahre 1713) seit 1. Januar 
1811, die bayerische Wechselordnung vom 20. November 1785, die 
Bergordnungen vom Jahre 1551 und 1784, die salzburgischen Lehens- 
gebräuche (in Kleinmayer's Nachrichten von Juvavia und KocVs 
statistischem Werke über Salzburg), worin aber seit 1811 durch die 
bayerischen Lehengesetze wichtige Aenderungen erfolgten, einzelne 
alte Hypothekarordnungen, Taxnormen, endlich das neue bayerische 
Strafgesetzbuch seit 1. October 1813, nebst zahlreichen Nachträgen 
und 54 Erläuterungen. 

Die von Bayern eingeführten Gesetze kamen auch in den ab- 
getretenen Theilen Oesterreichs ob der Enns während des Interreg- 
nums zur Anwendung. 

Die 'österreichische Organisirung begann mit der Allerhöchsten 
EntSchliessung vom 2. November 1817, womit die Errichtung eines 
Stadt- und Landrechtes in Salzburg verordnet und der Beginn seiner 
Wirksamkeit mit dem 1. Juni 1818 festgesetzt wurde. Der Wir- 
kungskreis dieses Gerichtshofes entsprach genau jenem des Stadt- 
und Landrechtes zu Linz und kann für die um dieselbe Zeit in den 
zurückerworbenen Theilen Illyriens und Tyrols, zu Klagenfurt, Lai- 
bach, Triest, Görz, Fiume, Rovigno, Innsbruck und Trient neu 
errichteten Stadt- und Landrechte als Muster dienen. Hinfort 
wird es nothwendig, die in den übrigen Provinzen stehen 
gebliebenen Landrechte als reine Adelsgerichte, neben 
welchen die betreffenden Stadtmagistrate eine eigene Ju- 
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risdiction aasübten, von den Stadt- und Landrechten zu 
unterscheiden. 

Mit Hofdecret vom 4. Juli 1818 wurde auch für Salzburg die 
Errichtung landesfttrstlicher Pfleggerichte angeordnet. Ihr Wirkungs- 
kreis entsprach genau jenem der Pfleggerichte im limviertei und 
dem der kaiserlichen Landgerichte in Tirol, auf welche wir später 
zu sprechen kommen werden. Sie hatten die volle Givilgerichtsbar- 
keit in und ausser Streitsachen, insoweit nicht die Gerichtsbarkeit 
des Stadt- und Landrechtes zu Salzburg, die militärische, die berg- 
und die wechselgerichtliche, oder die Patrimonial- Gerichtsbarkeit 
eine Ausnahme machten; ferner stand ihnen die Einleitung, einigen 
grösseren, als Untersuchungsgerichten, auch die ganze Vorunter- 
suchung in Griminalfällen uild die Entscheidung in Fällen schwerer 
Polizeiflbertretung zu; endlich hatten sie die politischen und Steuer- 
geschäHe ihres Bezirkes zu besorgen. Sie zerfielen in drei Glassen, 
deren erste aus einem Pfleger, aus einem für das Bichteramt ge- 
prüften Actuar, zwei Amtsschreibern, einem Eanzleiprakticanten, 
einem Gerichtsdiener und zwei Gehttlfen bestand. Bei jenen der 
zweiten Glasse entfiel der Prakticant und ein Gehfllfe. Die Pfleg- 
gerichte dritter Glasse bestanden nur aus dem Pfleger, einem Amts- 
schreiber, einem Diener und einem Gehülfen. Der Pfleger und die 
Diener hatten freie Wohnung im Amtshause. Mit Bücksicht auf 
die Besoldung sollte jeder Taxbezug der Angestellten entfallen. Die 
Ernennung des Kanzlei- und Dienerpersonals erfolgte durch den 
Pfleger gegen Bestätigung des Kreisamtes, jene der Actuare im Ein- 
vernehmen der Landesregierung (damals jene zu Linz) »it dem 
niederösterreichischen Appellationsgerichte; endlich jene der Pfleger 
durch die Hofstellen, nämlich die oberste Justizstelle, die vereinigte 
Hofkanzlei und die Hofkammer im gemeinschaftlichen Einver- 
ständniss. 

Ein zweites Hofdecret von demselben Tage stellte die Patri- 
monialgerichtsbarkeit der Hofmarken wieder her. Eben so sollten 
die sogenannten befreiten Grundherren ihre Patrimonialgerichtsbar- 
keit, jedoch nur durch geprüfte Richter und unter gewissen Be- 
schränkungen, wieder ausüben dürfen. Sagten ihnen diese Bedingungen 
nicht zu, so konnten sie ihre Jurisdiction anheimsagen, und dasselbe 
wurde den Städten und Märkten rücksichtlich ihrer Patrimonialge- 
richtsbarkeit gestattet. Yon dieser Erlaubniss machten die meisten 
Jurisdicenten Gebrauch. Die definitive Organisirung der Pfleggerichte 
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in Salzburg erfolgte gMehzeitig mit jener im Inn- und Hansrnck- 
viertel durch das Hofdecret vom 30. November 1819. Es wurden 
22 Pfleggerichte an denselben Standorten und mit demselben alther- 
kömmlichen Umfange errichtet, wie sie schon lange vor dem Eintritt 
der bayerischen Begierung bestanden hatten, nur bei den Pflegge- 
richten zu Weitwörth, Mattsee und Neumarkt machte der neue 
Grenzzug gegen Baden und das Innviertel die Abtrennung und Zu- 
theilung einiger Gemeinden nöthig. Auch hier entsprach die Ein- 
theilung so ganz den Bedarfnissen dieses gebirgigen Landes, dass 
man sie bei der Organisirung vom Jahre 1849 beibehielt, und dass 
auch der auf dem Princip der Sparsamkeit beruhende Erlass zur 
Errichtung der gemischten Bezirksämter vom Jahre 1854 solche 
nur für zwei Bezirke: Goldegg und Grossari entbehren zu können 
vermeinte, an den tLbrigen zwanzig Orten aber Bezirksämter errichtete. 

Der Gerichtsorganismus war auch im übrigen so entsprechend, 
dass während der ganzen Begierungszeit des Kaisers Franz nur noch 
in Bezug auf die Berggerichtsbarkeit eine unbedeutende Veränderung 
eintrat, indem mit EntSchliessung vom 16. Mai 1834 die Bergwesen- 
direction in Salzburg aufgelöst und deren Geschäfte an die Berg- 
und Salinendirection zu Hall in Tirol übertragen wurden. Mit 
letzterer war laut Hofdecret vom 7. Januar 1833 bereits früher das 
Berggericfat zu Hall vereinigt worden, und trat die nunmehr vereinte 
tirolisch-salzburgische Berg- und Salinendirection mit 1. November 
1834 in Wirksamkeit. 

Fast noch mannichfaltiger, als in Salzburg, waren die Wand- 
lungen d%r staatsrechtlichen Verhältnisse in dem mehrfach getheilten 
Tirol. Schon im Lüneviller Frieden vom 9. Februar 1801 wurde 
der Etschdistrict abgetreten. Hingegen erwarb Kaiser Franz in 
Folge einer mit Frankreich und Bussland am 26. December 1802 
zu Paris geschlossenen Convention, welche durch den Beichsdeputa- 
tions-Hauptschluss vom 25. Februar 1803 bestätigt wurde, als Ent- 
schädigung für das dem Herzog von Modena abgetretene Ortenau in 
Schwaben, die Bisthümer Trient und Brixen, deren Säcularisation 
gleichzeitig ausgesprochen wurde. Ein Patent vom 25. December 
1803 errichtete sofort in Trient ein eigenes Landr^cht nach dem 
Muster der übrigen. Im Pressburger Frieden vom 26. December 1805 
ging jedoch ganz Tirol und Vorarlberg, einschliesslich der beiden 
Bisthümer, wieder verloren. 

In Folge eines Separatvertrages zwischen Bayern und Frankreich, 
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welcher za Bude der Kriegsepoche vom Jahre 1809 eingeleitet und 
am 28. Februar 1810 abgeschlossen wurde, hatte ersteres von dem 
Lande Tirol „nach der Wahl des letzteren solche Theile abzutreten, 
welche unter sich zusammenhängend in der Nähe und zur Gon- 
venienz des Königreichs Italien und der illyrischen Provinzen ge- 
legen wären, und insgesammt eine Bevölkerung von 280,000 bis 
300,000 Seelen enthalten sollten.^ Diese Territorialzerstackeiung 
des Landes, in zwei Hälften, Nord- und Südtirol, nebst Festsetzung 
der Gonfinen gegen Italien, wurde sofort am 7. Juni 1810 von 
Seite beider Regierungsbevollmächtigten zu Botzen abgeschlossen und 
mit Kundmachungspatent vom 23. Juni desselben Jahres in Wir- 
kung gesetzt. 

Demnach gelangte an das Königreich Italien ganz Sfldtirol oder 
der früher bayerische Etschkreis mit den Städten Trient, Botzen, 
Bover#o und Riva, nebst einem Theile des ehemaligen Bayer-Eisak- 
Kreises bis an die Grenzen des. noch bayerisch gebliebenen Land- 
gerichtes Klausen. Gleichzeitig erhielten die illyrischen Provinzen 
einen gewissen Theil des eben gedachten Eisak-Kreises, nämlich das 
ganze Oberpusterthal bis an die Grenzen des bei Bayern gebliebenen 
Landgerichtes Brunegg, mit Ausnahme der damaligen Landgerichts- 
Expositur von Ampezzo, welche mit der längs der venetianischen 
Begrenzung laufenden Parcelle nicht zu lUyrien, sondern zu Italien 
geschlagen wurde. 

Erst in Folge der Pariser üebereinkunft vom 3. Juni 1814 
gelangten Nordtirol und Vorarlberg, dann auf dem Wiener Gongress 
im Jahre 1815 Südtirol mit dem Matreithale, endlich in Folge des 
Münchener Tractates vom 14. April 1816 das Ziller- und Brixener- 
thal an Oesterreich zurück. 

Noch vor diesen Wandlungen waren in Tirol und Vorarlberg, 
damals noch Oberösterreich genannt, einige Aenderungen in der 
Gerichtsorganisirung eingetreten. Wir übergehen minder wichtige 
Verordnungen, wie jene vom 7. Mai 1792, womit die Justizpflege 
in Ischyl und Graltyr durch Bestallung eines dem Appellationsge- 
richte unmittelbar unterstellten, auf Vorschlag der beiden Gemeinden 
von dem Gerichte zu Naudersberg gewählten Gerichtsbeamten in 
Ordnung gebracht wurde, und glauben nur das Hofdecret vom 
26. Juni 1794 hervorheben zu sollen, mit welchem nachstehende 
Aenderungen verfügt wurden. Die Gerichtsbarkeit des Landrechtes 
in Innsbruck sollte sich künftig nur rücksichtlich der Fiscalgeschäfte 
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auf das ganze Land erstrecken, hinsichtlich des Adels wurde die 
Civlljarisdiction des Landrechtes auf den des Ober- und Unter-Inn- 
thales, des Wippthaies und des Pusterthaies beschränkt. Gleichzeitig 
wurde die adelige Justizadministration in Botzen aufgehoben, und 
die Givilgerichtsbarkeit über den Adel im Yintschgau, im Etschlande 
und Eisak, dann von Nons und Trient (so weit es die a foro Tri- 
dentino eximirten Familien betraf), endlich üfier den Adel in den 
wUschen Confinen mit Ausschluss des Bezirkes der Prätur Koveredo, 
der in Botzen bestandenen Landeshauptmannschafts-Yerwaltung zuge- 
wiesen. Der jedesmalige landeshauptmannschaftliche Amtsverwalter 
sollte ein im Justizfache geprüfter Mann sein und nebst jenen 1000 fl«, 
die er als Präses der landeshauptmannschaftlichen Activität von den 
Ständen zu beziehen hatte, eine weitere Besoldung jährlicher 1000 fl. 
ex camerali erhalten. Es wurden ihm ein geprüfter, mit Wahlfähig- 
keitsdecret zur Bathmannsstelle versehener, der deutschen Hbd ita- 
lienischen Sprache kundiger Mann mit einem Gehalte von 1800 fl. 
als Landschreiber, dann ein gleichfalls im Justizfache geprüfter, 
beider Landessprachen mächtiger Actuar mit 900 fl. Gehalt und 
zwei Gerichtsdiener zugewiesen. Die Kosten der Schreiberei hattie 
der Landschreiber aus seinem Gehalte zu bezahlen. Mit demselben 
Hofdecret wurde den Magistraten zu Innsbruck, Botzen und Boveredo 
jede Justizverwaltung entzogen und deren Jurisdiction in jeder Stadt 
einem Stadt-, resp. Landrichter oder Prätor unter Beigebung eines 
Stadt-, resp. Landschreibers übertragen. Der Prätor zu Boveredo 
erhielt ausserdem die Gerichtsbarkeit über die Adeligen seiner Prätur. 
Stadt- und Landrichter, so wie Gerichtsschreiber gingen aus der 
Wahl der Bürgerschaft der betreffenden Stadt in der Art hervor, 
dass diese aus den Competenten drei Candidaten durch das Appet- 
lationsgericht und die oberste Justizsteile dem Kaiser vorschlugen. 
Die Wahl konnte alle vier Jahre erneuert werden. 

Zu diesen Yerfägungen kommt noch das Hofdecret vom 22. August 
1797, womit bestimmt wurde, dass in Tirol die Staatsverbrecher 
nicht nach Innsbruck, sondern an das Landgericht Sonnenburg ein- 
zuliefern seien. 

Während der italienischen und bayerischen Fremdherrschaft 
waren die Patrimonialgerichte und Dynastien in Tirol und Yorarl 
berg gänzlich erloschen. Nordtirol und Yorarlberg, wie es 
nach dem oben erwähnten bayerisch-französischen Theilungsvertrage 
vom 7. Juni 1810 bei Bayern verblieb, bildete keinen zusammen- 
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gehörigen Yerwaltungskörper, sondern wurde von der k. bayerischen 
Regierung zum Behufe der politischen und Justizverwaltung getheilt. 
Bayern selbst bildete seit dem Jahre 1810 neun Kreise. Während 
nun der grösste Theil Nordtirols nebst dem Rest des ehemaligen 
Eisakkreises zu dem sogenannten Innkreise gestaltet wurde, schlug 
man Vorarlberg nebst einigen kleineren Gebieten Nordtirols zum 
liier- und den Bezirk des Landgerichtes Kitzbüchel zum Salzach- 
kreise. Für jeden Kreis bestand ein eigenes Appellationsgericht, 
für den Innkreis zu Innsbruck, für den Illerkreis zu Memmingen, 
für den Salzachkreis zu Burghausen. Alle unterstanden dem Ober- 
appellationsgericht zu München. Die Appellationsgerichte, von denen 
jenes in Innsbruck aus einem Präsidenten, einem Yicepräsidenten, 
zehn Räthen und drei Secretären, nebst einigen Rathsaccessisten 
(unbesoldeten Auscultanten cum voto informativo) bestand, entschie- 
den nicht nur in zweiter, sondern grossentheils auch in erster 
Instanz. Jenes war Regel in Civil-, dieses in Criminalangelegen- 
heiten, in welch' letzteren die Entscheidung nur dem Appeila- 
tionsgerichte zustand. In Civilangelegenheiten entschied das Appel- 
lationsgericht als erste Instanz bei Rechtssachen des Hofes als 
Yerklagten, der Glieder der königlichen Familie und gewisser pri- 
vilegiiter Personen, dann in Ehestreitigkeiten und Competenzcon- 
flicten. 

Unter diesen Appellationsgerichten wurde die Gerichtsbarkeit 
erster Instanz von dem Stadtgerichte und dem damit vereinigten 
Bezirks-Criminalgmdite zu Innsbruck, dann von 36 Landgerichten, 
▼on denen 6 auf Yorarib^g^ entfielen «nd 2/ gleichzeitig Griminai- 
untersuchungsgerichte waren, geübt. Sieben Landgerichte entfielen 
auf den Hier-, eines auf den Salzachkreis, die übrigen 28 luldeten 
den Innkreis. 

Nach dem bayerischen Justizorganisations- Patent vom 27. De- 
cember 1810 sollten nur noch in den grösseren Städten und am 
Sitz der Appellationsgerichte GoUegial «Stadtgerichte nach zwei Classen 
(früher nach dem organischen Edict vom Jahre 1808 gab es deren 
in drei Abstufungen) bestehen. Solche erster Glasse waren jedoch 
nur in München, Regensburg und Augsburg, alle anderen, so auch 
jenes zu Innsbruck gehörten zur zweiten Glasse. Letztere bestanden 
aus dem Yorstand, vier Assessoren und vier Accessisten (Auscul- 
tanten) cum voto informativo, femer aus zwei ProtocoUisten, fünf 
Kanzlisten, einigen unbesoldeten Kanzleiprakticanten, zwei Boten, 



V. Die österreicbische Justiz nnter Kaiser Franz I. 223 

einem Eisenmeister und dessen Frohnknechten. In Givilsachen stand 
dem Stadtgericht, so me den Landgerichten die Jurisdiction über 
Bürgerliche und Adelige zu, da der Standesunterschied in dieser 
Richtung mit Gesetz vom 24. Juli 1808 aufgehoben worden war. 
In Criminalsachen hatten sie eben so wie die Landgerichte nur die 
Untersuchung zu führen. Eigenthümlich war, dass dem Stadtgericht 
allein die Gerichtsbarkeit in Wuchersachen, dann über die eigenen 
und die Landgerichtsbeamten des ganzen Kreises zustand. 

Das organische Edict vom 24. Juli 1808 hatte die CoUegial- 
verfassung^ auch auf die Landgerichte in ganz Bayern ausdehnen 
wollen und für das ganze, damals zu dem Königreich gehörige 
Tirol 18 CoUegial-Landgerichte festgesetzt. Allein da einerseits die 
geographische Beschafifenheit dieses Gebirgslandes einer viel grösseren 
Anzahl erster Instanzen bedui^te, andererseits die Errichtung zahl- 
reicher Collegialgerichte zu kostspielig geworden wäre, so beschloss 
der König am 31. August 1810 die Errichtung von 36 Landge- 
richten nach drei Glassen mit dem Personalstand und der Competenz 
jener, wie wir sie oben bei Oesterreich ob der Enns und Salzburg 
kennen gelernt hatten und wie sie den späteren Pfleggerichten im 
Innviertel und Salzburg zum Vorbild dienten. Da übrigens auch 
diese erhöhte Anzahl der Gerichte nicht ausreichte, so wurden von 
denselben ab und zu in den entlegeneren Theilen ihrer Bezirke Amts- 
tage für die geringeren Justizangelegenheiten abgehalten und besorgten 
die Gemeindevorsteher (Anwälte) der entfernteren Gemeinden gewisse 
Geschäfte des nicht streitigen Verfahrens. 

Die Justizorganisirung Südtirols vom Jahre 1810 bis 1815 lässt 
sich nur im Zusammenhange mit jener des Königrei^s ItaHai, von 
veelchem das Land einen Theil bildete, klar maehen, und es dürfte 
daher zweckmässig sein, die letztere gleich an dieser Stelle darzu- 
legen. Das Königreich Italien bestand nach seiner letzten Gestaltung 
aus 24 Departemente. Die Justizpflege wurde in demselben von 
einem Cassalfonshofe in Mailand, von 5 Appellationsgerichten in 
Mailimd, Venedig, Bologna, Brescia und Ancona, dann in erster 
Instanz von 24 Civil- und Griminalgerichtshöfen und 21 Tribunalen, 
zusammen von 45 Gerichtshöfen, dann von 386 Friedensgerichten 
und 14 Mercantil- und Wechselgerichten geübt. Daneben be- 
standen, zusammenhängend mit dem Gerichtsorganismus, 33 Ge- 
neral- und Subsidiär -Notariatsarchive und 24 Disciplinar- Notariats- 
kammern. 
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Der Cassationshof bestand aus zwei Präsidenten mit 12,000 
und 10,000 Lire Gehalt, und sechzehn Kiehtern, welche jährlich 
8000 Lire bezogen, einem Generalprocurator mit jährlich 12,000 Lire 
Gehalt, femer aus dem Substituten des Generalprocurators, dem 
Canceiliere oder Vorstände der Hülfsämter und dem erforderlichen 
Hülfspersonal. Competenz und innere -Einrichtung des Gerichtshofes 
entsprachen dem damaligen französischen Verfahren, insoweit das- 
selbe neben den französischen materiellen Civil- und Strafgesetzen 
im Königreich Italien war eingeführt worden. Die Richter am 
Cassationshof e mussten 40 Jahre alt sein. Das Justizorganisirungs- 
edict vom 13. Juni 1806 enthielt die näheren Bestimmungen. Mit 
demselben Edicte, dann mit dem nachträglichen Decrete des ita- 
lienischen Ministeriums vom 14. August 1807 und mit der Consti- 
tution vom 30. August 1808 wurde auch der Wirkungskreis der 
Appellhöfe normirt. Was speciell Südtirol betrifft, so unterstand es 
in gerichtlicher Beziehung als Departement Alto Adige neben den 
Departements Mella, Mincio und Serio dem Appellationsgerichte za 
Brescia. Jenes zu Mailand umfasste die Departements Adda, Agogna, 
Alto Po, Lario und Olonna, das zu Venedig die Departements 
Adriatico, Bacchiglione, Brenta, Passariano, Plave und Tagliamento. 
Der Wirkungskreis der Appellgerichtie zu Bologna und Ancona liegt 
ausserhalb der Grenzen unserer Darstellung. Neben zwei Präsidenten 
mit 10,000 und 8000 Lire und einem Generalprocurator mit 10,000 
Lire Gehalt, bestanden diese Gerichte aus 14 Bichtern mit 7000 Lir« 
Besoldung, dem Procuratorssubstituten und einem Canceiliere nebst 
den Subalternbeamten. Die Gehalte waren in Brescia, Bologna 
und Ancona etwas geringer. Die Bichter mussten 30 Jahre alt sein. 

Von den 24 Civil- und Criminalgerichtshöfen erster Instanz (Corti 
di giustizia civile e criminale) entfiel je einer auf jedes Departement. 
Jener für Tirol (Alto. Adige) war zu Trient. Die Lombardei zählte 
deren 8, Venedig 7. Sie hatten neben dem Präsidenten 8^12 Bich- 
ter und für diese 4 — 6 Supplenten. Die Bichter mussten gleich&Us 
30 Jahre alt sein. Competenz und innere Einrichtung ergab sich 
neben dem Edict vom Jahre 1806 aus besonderen Gesetzen vom 
13. August 1802 und 7. December 1810. Von den 21 Gerichts- 
höfen zweiter Classe (tribunali civili di prima instanza), welche reine 
Civilgerichte waren, kam auf Tirol einer zu Botzen, während die 
Lombardei 9, das venetiauische Gebiet deren 3 zählte. Sie bestan- 
den aus einem Präsidenten und vier Bichtern von mindestens 25 Jahren 
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nehst 2 — 3 Richtersuppteaten. Sie entschieden über nicht der Po- 
lizei zugewiesene Vergehen und erledigten die Vorfrage, ob eine 
strafbare Handlung als Vergehen oder Verbrechen zu behandeln sei. 

Der Wirkungskreis der Friedensrichter entsprach gleichfalls 
französischen Mustern. Er wurde ausser durch das mehrfach er- 
wähnte Edict vom Jahre 1806 durch das Taxreglement vom 11. Sep- 
tember 1807 und das organische Decret vom 9. August 1808 näher 
bestimmt. Auf Tirol entfielen 22, auf Venedig 124, ^uf die Lom- 
bardei 105 Friedensgerichte. Die flbrigen 135 kamen auf den 
Rest des Königreichs. 

Wechsel- und Mercantilgerichte gab es in Südtiröl zwei, zu 
Rotzen und Roveredo, in der Lombardei 4, zu Mailand, Brescia, 
Bergamo und Mantna, im Venetianischen 2, zu Venedig und Verona. 
Ausserdem bestanden deren zu Ancona, Bologna, Ferrara, Rimini 
und Sinigaglia. Ihr Personal bestand zu Mailand und Venedig aus 
einem Präsidenten, Vicepräsidenten , sechs Richtern und sechs Sup- 
plenten; in Bologna, Ancona, Brescia, Ferrara und Verona aus 
einem Präsidenten, vier Richtern und drei Supplenten; endlich in 
den übrigen Städten, namentlich auch in Rotzen und Roveredo, aus 
einem Präsidenten, zwei Richtern und zwei Supplenten. Die Richter 
waren alle aus dem Handelsstande, mit Ausnahme eines Einzigen, 
der ein in Rechten geprüfter und erfahrener Mann sein musste. 
Allen diesen Gerichten waren bestimmte Bezirke zur Handelsjuris- 
diction angewiesen, und insbesondere war dem Mercantilgericht zu 
BotzeQ der Botzener- und Trienter, dem Mercantilgericht zu Ro- 
veredo aber der Roveredaner und Rivaner District zugewiesen« Der 
Unterhalt dieser Gerichte musste aus den Geldstrafen und Taxen, 
und, wo diese nicht zureichten, aus einem Beitrage der Eaufleute 
des Bezirkes, insbesondere in Botzen aus einem gewissen Waaren- 
aufschlage bestritten werden. In ihrer Wirksamkeit hatten sich diese 
Handelsgerichte nach dem code du commerce zu richten. 

Die in der Hauptstadt jedes Departements eingeführten General- 
archive richteten sich, eben so wie die an einigen anderen Orten 
bestellten Subsidiararchive und die am Sitze der ersteren befindlichen 
Disciplinar- Notariatskammern (camera di disciplina nota^ile), nach 
der Instruction und dem Reglement vom 17. Juni 1806. 

Nach dieser Darlegung des Justizorganismus im Königreich 
Italien und dem dazu geschlagenen Theile Sfldtirols während der 
Fremdherrschaft kehren wir zur weitereu Geschichte der Gerichts- 
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226 • V. Die österreichische Justiz unter Kaiser Franz L 

Verfassung Tirols zurück. Nach Wiedergewinnung dieses Landes 
von Seite Oesterreichs wurde für dasselbe eine eigene Justizeinrich- 
tungs-Hofcommission bestellt und den vorgefundenen Gerichten ihre 
Jurisdiction bis auf weiteres provisorisch belassen. An die Ein- 
richtungscommission erging am 31. October 1815 ein Hofdecret, 
welches bis zur definitiven Neuorganisirung folgende Vorkehrungen 
traf. Als dritte Instanz wurde für ganz Tirol und Vorarlberg wieder 
der oberste Gerichtshof in Wien bestimmt. Ein neues Appellations- 
gericht, bestehend aus einem Präsidenten und zehn Räthen, sollte 
gleichfalls für das ganze Land mit 8. November 1815 zu Innsbruck 
in's Leben treten und an diesem Tage die Wirksamkeit des provi- 
sorischen Appellationsgerichtes ausser Kraft treten. Gleichzeitig 
wurden in Innsbruck und Trient je ein Stadt- und Landrecht, letz- 
teres für den Jurisdictionsbezirk des im Jahre 1803 errichteten 
Trienter Landrechtes, ersteres für das übrige Tirol und Vorarlberg 
errichtet; dieses sollte am 25., jenes am 30. November 1815 in's 
Leben treten und an denselben Tagen die Wirksamkeit des provi- 
sorischen (früher bayerischen) Stadtgerichtes zu Innsbruck und des 
gleichfalls provisorischen (ehemals italienischen) Gerichtshofes in 
Trient aufhören. Der Wirkungskreis dieser beiden Stadt- und Land- 
rechte entsprach jenem der in anderen Hauptstädten errichteten. 
Nur Fiscalsachen sollten ausschliesslich dem Innsbrucker Gerichtshofe 
zustehen. Im übrigen hatten beide die Civil- und Griminalgerichts- 
barkeit über Adel und Geistlichkeit des ganzen Bezirkes und über 
die Unadeligen des betreffefiden Stadtbezirkes, endlich die Criminal* 
Jurisdiction, im Unterinnthaler-, beziehentlich im Trienter Kreis. Die 
im Lande vorgefundenen übrigen ersten Instanzen sollten, so weit 
deren Jurisdiction nicht durch die zwei Stadt- und Jjandrechte alterirt 
wurde, provisorisch fortfungiren. Als in Folge det Münchener Trac- 
tates vom 14. April 1816 auch das Amt Vilar an Tirol zurückfiel, 
wurde auch dieses mit Hofdecret vom 30. April dieses Jahres dem 
tirolischen Oberlandesgerichte untergeordnet, und eben so das ehe- 
mals salzburgische, zu Tirol geschlagene Ziller- und Brixenthal. In 
Botzen wurde mit Verordnung vom 8. März 1816 die Wiederer- 
richtung des Marktgerichtes nach den von Kaiser Franz am 23. März 
1792 revidirten Statuten, auf welche wir später zu sprechen kommen 
werden, genehmigt. 

Bei der Wichtigkeit des Bergbaues in Tirol waren es zunächst 
die Berggerichte, auf welche man bei den Organisirungsürbeiten 
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Bedacht nahm. Schon am 20. April 1816 wurde dem Innsbnicker 
Appellationsgerichte von der obersten Justizstelle bekannt gegeben, 
Seine Majestät habe für die Administration des tirolisch- vorarlbergi- 
sehen Berg- und Salinenwesens die Errichtung einer eigenen k. k. Berg- 
und Salinendirection zu Hall, zugleich aber auch die Errichtung 
eines ebendaselbst aufzustellenden k. k. tirolisch - vorarlbergischen 
Provincial-Berggerichtes nach dem Muster der in den übrigen deut- 
schen Erbstaaten bestehenden Berggerichte und insbesondere auf 
dem Fus^e zu beschliessen geruht, auf welchem unter der Zeit des 
vormaligen österreichischen Besitzes neben dem Bergdirectorat zu 
Schwatz das besondere tirolische Berggericht zu Schwatz bestand. 
Gleichzeitig wurden die früheren Berggesetze und unter diesen auch 
der Bergentscheid Kaiser Maximilian's I. vom Jahre 1490, und die 
niederösterreichische Bergordnung Kaiser Ferdinanid's I. vom Jahre 
1553 wieder eingeführt. Die Wirksamkeit des Haller Berggerichtes 
wurde am 13. September 1816 auch auf die im Münchener Tractate 
zurückgewonnenen und Tirol einverleibten Gebietstheile erstreckt. 
Wie im Jahre 1833 das Berggericht zu Hall mit der dortigen Berg- 
und Salinendirection vereinigt uud dieser im Jahre 1834 auch die 
Geschäfte der Salzburger Bergwesensdirection übertragen wurden, ist 
bereits oben erwähnt. 

Ehe noch die Arbeiten für die Organisirung der ersten In- 
stanzen vollendet werden konnten, war es noth wendig, für die Cri- 
minal-Justizpflege in Tirol und Vorarlberg Vorkehrungen zu treffen. 
Zu diesem Behufe wurden mit Decret vom 3. August 1816 in Tirol 
als Griminal-Erkenntnissgerichte zuerst neben den Stadt- und liand- 
rechten zu Innsbruck und Trient die Collegialgerichte zu Botzen 
und Roveredo bestimmt. Beide letztere erhielten gleichzeitig die 
nicht exemte Civil Jurisdiction über die betreffende Stadt und Um- 
gebung und sollten reine Justizbehörden ohne politische Gestion und 
mit Ausschluss der Untersuchungen über schwere Polizeiübertretungen 
sein. Alle vier Erkenntnissgerichte hatten gleichzeitig die Criminal- 
untersuchungen in einem kleineren Sprengel. Unter denselben fun- 
girten als Criminal-Untersuchungsgerichte, und zwar unter jenem zu 

' Inn'sbruck die vier Landgerichte zu Rattenberg, Hopf garten, Reutte 
und Landeck, unter dem zu Botzen vier Landgerichte zu Meran, 
Brixen, Brunneck und Lienz, unter dem zu Trient die als proviso- 

■■ tische Gerichte fungirenden Friedensgerichte zu Clees und Cavalese, 
endlich unter jenem zu Roveredo das Friedensgericht zu Tione. Für 

15* 
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Yorarlherg wurden als Criminal-Untersuchungsgerlchte die Landge« 
richte zu Bregeuz und Feldkirch bezeichnet, deren eines so organi- 
sirt werden sollte, dass es in GriminalfäUen, allenCsUs mit Zuziehung 
auswärtiger Individuen, Griminalurtheile in erster Instanz gesetz- 
mässig zu schöpfen im Stande sei. Adel und Geistlichlceit gehörten 
auch hinfort in Griminalsachen nur vor das Stadt- und Landrecht 
zu Innsbruck oder Trient. Die bayerischen Land- und die italie- 
nischen Friedensgerichte fuhren in ihter provisorischen Thätigkeit 
fort; doch nicht mehr. lange. Drei Verordnungen vom 14., eine 
vom 15. März und ein Hofdecret vom 28. Juni 1817 brachten 
endlich die definitive Organisirung und eine, zweckmiissigere Yer- 
theilung der Jurisdiction über Ade] und Geistlichkeit. Diese fünf 
Verordnungen betrafen 1. die Wied^reinfährnng der Patrimonialge- 
richtsbarkeit, 2. die Einführung der landesfürstlichen Landgerichte, 

3. die Giviljurisdiction der Gollegialgerichte zu Botzen und Roveredo, 

4. die Errichtung eines GoUegialgerichtes zu Feldkirch, 5. die Aus- 
dehnung des Jurisdictionsrechtes der Gerichtshöfe zu Botzen und 
Roveredo auf Adel und Geistlichkeit. Rücksichtlich der Patrimonial- 

^gerichtsbarkeit waren bereits mit Gircularverordnung des tirolischen 
"^ Gubemiums vom 17. Juli 1816 jene Gutsbesitzer (Dynasten) Tirols 
y/^ und Vorarlbergs, welche im Jahre 1805 die volle Gerichtsbarkeit 

innegehabt und ausgeübt hatten, in Folge kaiserlicher EntSchliessung 
vom 4. Juni 1816 zu der Erklärung aufgefordert worden,, ob sie 
die Gerichtsbarkeit derart wieder übernehmen wollten, dass die Justiz 
durch geprüfte, auf bestimmte Besoldungen mit Ausschluss aller 
Sportein eingeschränkte, beeidete Gerichtsbeamte, unter voller Ab- 
hängigkeit von den landesfürstlichen Oberbehörden und unter der 
Dafürhaftung des Gerichtsherrn verwaltet werde. Mehrere (Jerichts- 
inhaber entsagten der Gerichtsbarkeit. Drei und fünfzig derselben — 
wir entnehmen diese Ziffer aus Pratobevera's Materialien für Gesetz- 
kunde und Rechtspflege Bd. III, S. 281 — erklärten sich mit den 
gestellten Bedingungen einverstanden, und diesen wurde mit Patent 
vom 14. März 1817 die Patrimonialgerichtsbarkeit wieder übergeben. 
Am 1. Mai 1817 sollte dieselbe in's Leben treten, im Falle der 
Nichteinhaltung jener Bedingungen aber wieder eingezogen werden. 
Mit dem Zeitpuncte des Eintritts der Patrimonialgerichte und der 
gleichzeitig bestellten landesfür;3tUchen Landgerichte sollten überall 
die alten Gesetze eingeführt werden, und die fremden provisorisch 
fort fungirenden Land- und Friedensgerichte aufhören. Die stftd- 
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tische und Communalgerichtsbarkeit wurde nicht wieder hergestellt. 
Die Errichtung der Landgerichte geschah in ganz ähnlicher Weise 
und mit dem gleichen Wirkungskreise, wie wir dies rücksichtlich 
der Pfleggerichte in Salzburg und im Innviertel gesehen hatten. 
Ihre Zahl wurde anfänglich auf 54 festgesetzt. Nach dem Persohal- 
und Besoldungs-Status zerfielen sie in drei Classen. Die Landrichter 
sollten von den Hofstellen, die Adjuncten und Amtsschreiber von 
den Landesstellen, das übrige Personal von dem Landrichter gegen 
kreisamtliche Bestätigung ernannt werden. Hiernach waren die 
Landgerichte wie die Pfieggerichte sowohl Justiz- als politische Be- 
hörden. Nach dem Hofdecret vom 14. März 1817 sollte der Titel 
Landgericht eigentlich nur den obgenaunten Untersuchungsgerichten 
zustehen, die übrigen hingegen sich bloss Gerichte nennen; doch 
wurde diese Unterscheidung wenig beachtet. 

Mit dem drkten Decret vom 14. März 1817 wurde durch 
Feststellung der Civilgerichtsbarkeit der Collegialgerichte zu Botzen 
und Roveredo denselben der Wirkungskreis der Stadt- und Land- 
rechte eingeräumt, mit Ausnahme der Jurisdiction über Adel und 
Geistlichkeit, und gleichzeitig das übernommene italienische Com- 
mercialgericht zu Roveredo aufgelöst. Die Gerichtshöfe waren hier 
wie dllorwärts gleichzeitig Handelsgerichte, insoweit nicht die Com- 
petenz des Botzener Marktgerichtes eine Ausnahme begründete. Sie 
hatten sich diesfalls nach den österreichischen Handelsgesetzen zu 
richten; nur für Südtirol sollte der code du commerce mit einigen 
Abänderungen in Kraft bleiben. 

Das vierte Hofdecret vom 15. März 1817 verordnete in Aus- 
führung des oben erwähnten Erlasses vom 3. August 1816, dass zu 
Fcldkirch statt eines Landgerichtes ein Coliegialgerichtshof wie in 
lloveredo und Botzen errichtet werde. Der Wirkungskreis war der- 
selbe, nur sollten ihm die politischen Geschäfte eines Landgerichtes 
bleiben und seine Jurisdiction sich auch auf Adel und Geistlichkeit 
Vorarlbergs eratrecken. Letztere Jurisdictionserweiterung wurde mit 
dem Hofdecret vom 28. Juni 1817 auch den Collegialgerichten zu 
Botzen und Roveredo rücksichtlich des Adels und der Geistlichkeit 
iä dem Sprengel ertheilt, in welchem sie als Criminal-Erkenntniss- 
gerichtte fungirten, wonach sich in dieser Richtung die Gerichtsbar- 
keit der Gerichtshöfe iu Innsbruck und Trient verminderte. Mit 
demselben Hofdecret wurde verordnet, dass in der Folge nur noch 
der Gerichtshof in Innsbruck den Titel Stadt- und Landrecht führen 
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solle, während die Collegialgerichte zu Trient, Bolzen, Roveredo 
und Feldkirch, welche, abgesehen von Fiscalangelegenheiten, gewissen 
Staatsverbrechen und Klagen auf Nichtigkeit einer Ehe, den gleichen 
Wirkungskreis hatten, hinfort, vom 1. September 1817 angeüangen, 
Civil- und Criminalgerichte heissen sollten. 

Damit war die Organisirung vollendet, und es gab in Tirol 
und Vorarlberg unter dem Appellationsgericht in Innsbruck ein 
Stadt- und Landrecht zu Innsbruck, gleichzeitig allgemeine erste 
Instanz ftlr die obigen ausgenomjnenen Civil- und Strafrechtsange- 
legenheiten, 4 Civil- und Criminalgerichte zu Trient, Botzen, Bo- 
veredo und Feldkirch, von denen letzteres gleichzeitig die politischen ^ 
Geschäfte eines Landgerichtes besorgte, das Marktgericht zu Botzen, 
54 gemischte Landgerichte, worunter 12 Criminal- Untersuchungs- 
gerichte (eigentliche Landgerichte) zu Rattenberg, Hopfgarten, Beulte, 
Landeck, Meran, Brixen, Brunneck, Lienz, Clees, Cavalese, Tione 
und Bregenz, endlich 53 Patrimonialgerichte. 

Im Jahre 1821 wurde dem Collegialgerichte zu Feldkirch mit 
Hofdecret vom 12. Februar nicht nur die politische, sondern auch 
die civilgerichtliche Gestion entzogen und einem eigens zu Feidkirch 
errichteten Landgerichte übertragen. Gleichzeitig hörte das Land- 
gericht Bregenz auf als Criminal -Untersuchungsgericht zu amtiren, 
und das CoUegialgericht zu Feldkirch blieb demnach ein reines 
Criminal -Untersuchungs- und Erkenntnissgericht, dessen Personal- 
stand mit Hofdecret vom 7. Juli 1821 systemisirt wurde. Demselben 
blieb übrigens die Jurisdiction über Adel und Geistlichkeit Vorarl- 
bergs, dann in Wechsel- und Wuchersachen. Fünf Jahre später 
(Hofdecret vom 11. Februar 1826) verfügte der Kaiser, das Feld- 
kircher CoUegialgericht gänzlich aufzuheben. Die letzterwähnte drei- 
fache Jurisdiction ging auf das Stadt- und Landrecht zu Innsbruck 
über, während zur rascheren Pflege der Criminalgerichtsbarkeit die 
Landgerichte zu Feldkirch, Bludenz und Bregenz gleichzeitig zu 
Criminal-Erkenntnissgerichten bestellt wurden und eine Personalver- 
mehrung erhielten. 

In Tirol selbst ergaben sich, abgesehen davon, dass der Sitz 
des Criminal-Untersuchungsgerichtes von Landeck nach Nauders ver- 
legt wurde (8. November 1822), nur durch die Anheimsagung von 
Patrimonialgerichten und durch die damit im Zusammenhang stehende 
Errichtung, beziehentlich Gebietsveränderung einzelner Landgerichte 
wenig bedeutende Aenderungen in der im Jahre 1817 vollendeten 
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OrganisiruDg. Solcher, auf diese kleiaereu Umgestaltungen bezüg- 
licher Hofdecrete finden wir in der Justizgesetzsammlung vom Jahre 
1822 — 1834 im Ganzen vierzehn, welche einzeln hier mitzutheilen 
nicht von Interesse wäre. Später nahm die Anheimsagung der Pri- 
vatgerichtsbarkeit so zu, dass im Jahre 1848 statt 53 Patiümonial- 
und 53 landesfttrstlichen Landgerichten nur noch 4 dj^n^tiscbe, 
hingegen 70 iandesfürstliche I^ndgerichte bestanden. 

In den ehemaligen innerösterreichischen Provinzen waren bis 
zum Wiener Frieden vom 14. October 1809, welcher die Hälfte 
derselben an Frankreich abtrat, wenig Aenderungen mit der Justiz- 
organisirung vorgegangen. 

Hervorgehoben zu werden verdienen nur folgende Verordnungen. 

Ein Hofdecret vom 6. August 1792, womit die Gerichtsbehör- 
den in Görz und Gradisca auf 17 reducirt wurden. Es waren dies 
17 Patrimonialgerichte, denen gleichzeitig die politische Amtirung 
in erster Instanz zustand. Letztere stand jedoch mit Ausschluss 
der Justizgeschäfte auch noch drei weiteren Herrschaften zu. Das 
Personal wurde von dem Gerichtsherrn ernannt -und besoldet, welcher 
allein den Parteien gegenüber für eine gesetzmässlge Rechtspflege 
verantwortlich blieb. Mit Hofdecret vom 2. Januar 1794 wurde 
verfügt, dass vom 1. Februar 1794 angefangen das bisher bestan- 
dene Görzer Criminalgericht mit dem Görzer Stadt- und Landrecht, 
welches mit der Landeshauptmannschaft zu Görz verbunden war, 
vereinigt werden solle, und eben so wurde in Folge Hofdecrets vom 
23. Juni 1794 vom 1. September desselben Jahres angefangen das 
selbständige Triester Criminalgericht mit dem dortigen Stadt- und 
Landrecht verschmolzen. Endlich war bereits mit Erlass vom 24. Mai 
1792 die Berggerichts-Substitution zu St. Veit in Eärnthen aufge- 
hoben worden. 

. Im Wiener Frieden wurden der Villacher Kreis, Krain, Görz, 
Gradisca, Oesterreichisch-Istrien und Triest an Frankreich abgetreten. 
Napoleon I. bildete aus diesen, dann aus den gleichzeitig abgetre- 
tenen Gebieten von Fiume mit dem ungarischen Litorale, dann von 
Civil- und Militärkroatien, endlich aus den im Pressburger Frieden 
bereits Oesterreich wieder abgenommepen Provinzen Venetianisch- 
Istrien, Yenetianisch-Albanien und Daimatien, die sogenannten illy^ 
rischen Provinzen, welche er von einem Generalgouvernement in 
liaibach verwalten Hess. Das Ganze zerfiel nach dem französischen 
Organisirungsdeeret vom 15. April 1811 in sechs Civil- und eine 



232 V. Die österreichische Justiz noter Kwser Franz I. 

Militärprovinz, nämlich: Erain, Eärnthen, Istrien, Kroatien, Dal- 
matien. Bagusa und Militärkroatien. Die Provinzen waren in Di- 
stricte, Cantone und Mairien abgetheilt. Zu Laibach war der Sitz 
des Generalgouvernements. Die Gerichtsverfassung unter französischer 
Herrschaft war in den illyrischen Provinzen, mit Ausnahme Dalma- 
tiens, wovon wir später sprechen werden, nach Inhalt der Decrete 
vom 15. April 1811 und 2. Juli 1812 im wesentlichen folgende: 
in Laibach, Villach, Triest, Karlstadt, Görz und Bovigno waren 
organisirte erste Instanzen nach der allgemeinen Einrichtung fran- 
zösischer Tribunale, wie wir sie oben bei der italienischen Gerichts- 
verfassung erwähnt haben; in jedem Canton gab es Friedensgerichte, 
bestehend aus einem Friedensrichter, Supplenten, Greffier und Huis- 
sier; nebstdem hatten Triest und Fiume Handelsgerichte, bloss aus 
Kaufleuten und einem rechtsgelehrten Referenten zutommengesetzt. 

Der allgemeine Appellhof für die illyrischen Provinzen war in 
Laibaoh; für das Rechtsmittel des Cassationsrecurses gab es zwei 
Behörden, den kleinen Rath in Laibach in Streitgegenständen unter 
200,000 Francs und den Cassationshof in Paris füt noch grössere 
Streitsachen. In Ansehung der Criminalgerichtsbarkeit bildete der 
Appellhof m Laibach den allgemeinen Specialhof, neben welehem 
noch insbesondere die berüchtigten Prevotalhöfe und Kriegsgerichte 
oder Militärcommissionen bestanden. 

Erst in Folge der im Pariser Frieden vom 30. Mai 1814 eßt- 
haltenen Verzichtleistung, resp. in Folge der mit Artikel 93 und 94 
der Wiener Congressacte vom 9. Juni 1815 getroffenen Bestimmungen 
fielen die bezeichneten Gebiete an Oesterreich zurück. Ehe jedoch 
der Congress die allgemeinen Anordnungen des Pariser Friedens 
ratificirt hatte, waren bereits von Seite Oesterreichs ein provisori- 
sches illyrisches Generalgouvernement eingesetzt und mit den Hof- 
decreten vom 20. September und 20. December 1814, dann vom 
24. Januar 1815 die wichtigsten Vorkehrungen für die Neuorgani- 
sirung der Justiz in den wieder erlangten Provinzen getroffen worden. 
Mit dem ersten Hofdecret wurde bestimmt, dass die für Käm- 
then, Triest, Görz und Kräin zu Klagenfurt, Triest, Görz und Lai- 
bach zur Errichtung bestimmten Stadt- und Landrechte bereits mit 
1. November 1814 in Wirksamkeit treten sollten. Die Jurisdiction 
derselben wurde in ähnlicher Weise festgestellt, wie wir dies in an- 
deren Kronländern gesehen haben. Bezüglich der Criminalgerichts- 
barkeit umfassten sie die ganze bezügliche Provinz; dasselbe gilt in 
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Ansehung der Civilgerichtsbarkeit für Adelige und Geistliche, während 
die übrigen Provinzbewohner nur innerhalb des Stadtgebietes dem 
Stadt- und Landrecht unterstanden. Ausserhalb dieses Gebietes 
sollte die Civilgerichtsbarkeit über den Bürgerstand, da die Patri- 
moniaUurisdiction während der französischen Herrschaft überall er- 
loschen war, an diejenigen Hauptdominien einstweilen delegirt werden, 
welche nach der politischen Landeseintheilung zugleich als politische 
Bezirksobrigkeiten einzutreten hatten. Zahl und Namen dieser dele- 
girten Centralbezirksgerichte sollten nachträglich bekannt gegeben 
und die Justiz bei denselben von Beamten gesprochen werden, welche 
zwar von den Dominien, jedoch nur aus geprüften Personen zu 
wählen waren und für deren Amtswirksamkeit die Gutsbesitzer ver- 
antwortlich blieben. Auch diese Bezirksgerichte glichen wesentlich 
den gegenwärtigen gemischten Bezirksämtern. Die bestandenen Land- 
tafeln und Grundbücher sollten wieder eingeführt, die unterbrochenen 
Eintragungen nachgetragen und fortgesetzt und das französische 
Hypothekenamt aufgehoben werden. Als zweite Instanz für die ge- 
nannten Provinzen würde wieder das Appeilatlonsgericht zu Elagen- 
furt bestellt und in Triest ein mit dem Seeconsulat vereinigtes Mer- 
cantil- und Wechselgericht niedergesetzt. Das zweite Hofdecret 
unterstellte die bisherigen dalmatinischen Inseln Yeglia^ Cherso und 
Lussin mit den Städten : Lussin grande und Lussin piccolo, als zum 
Fiumaner Kreis gehörig, dem innerösterreichischen Appellationsgerichte. 
Mit dem dritten Hofdecret vom 24. Januar 1815 genehmigte der Kaiser 
die im Einverständnisse zwischen dem in Illyrisch -Civilkroatien be- 
stellten Gouverneur und dem Justizhofcommissär zur Verwaltung der 
Gerechtigkeit daselbst getroffene Verfügung, wonach in Karistadt ein 
mit den Befugnissen eines Stadt- und Landrechtes für diese Provinz 
ausgestattetes Provincialgericht errichtet worden war. Auf dem Lande 
wurde die Patrimonialjurisdiction der Grundherrschaften über ihre 
Unterthanen und dio sogenannte privilegirte Gerichtsbarkeit in Givil- 
sachen wieder eingeführt« Doch sollte aus ganz Ill3Tisch-Civilkroatien 
derBechtszug in zweiter Instanz nicht an das Appellationsgericht in 
Klagenfurt, sondern an das Stadt- und Landrecht in Laibach gehen. 
Mit dem Hofdecret vom 4. Mai 1816 wurden dann auch noch 
eigene Stadt- und Landrechte zu Eovigno für Istrien und zu Fiume 
für den Fiumaner Kreis errichtet, welche mit 1. Juli 1816 in's 
Leben treten sollten. Ersteres führte den Namen Ges. Beg. Tribu- 
nale Givile e criminaie, nonch^ Gambio Mercantiie e Consolato del 
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Mare di prima Istanza; eine Allerhöchste Entschiiessung vom23. Oc- 
tober 1821 bezeichnete den Gerichtshof ausdrücklich als Stadt* und 
Landrecht. Das zweite hiess Ges. Reg. Giudizlo Civico Provinciale 
e Criminale, ed unitovi Tribunale Gambio Mercantile e Consolato 
del Mare di prima Istanza. Ihr Wirkungskreis entsprach jenem der 
abrigen Stadt- und Landrechte. Gleichzeitig wurde das zu Fiume 
bestandene provisorische Mercantil- und Wechselgericht aufgehoben. 
Die Gerichtsbarkeit der beiden Stadtrechte unter einander und 
gegenüber Triest wu^de in geographischer Beziehung geregelt, was 
um so nöthiger war, als hier altvenetianische und altösterreichische, 
beziehentlich ungarische und kroatische Gebiete zusammen liefen, 
und war neuerdings das Elagenfurter Appeilationsgericht als zweite 
Instanz bestimmt. Die österreichischen Gesetze wurden neu oder 
wieder eingeführt und auf dem Lande, eben so wie in Eärnthen 
und Erain, landesfürstliche oder privatherrschaftliche Bezirkscom- 
missariate oder Bezirksobrigkeiten als Gentralbezirksgerichte in Givil- 
rechtsangelegenheiten der nicht eximirten Personen und Sachen 
bestellt. Solcher Bezirksgerichte sollte es in Istrien, im Fiumaner 
Gebiete und auf der angrenzenden Insel Lussin im Ganzen 26 
geben. 

Nicht ohne £influss auf die Gerichtsverfassung blieb die Er- 
richtung des Königreichs Illyrien. Mit Patent vom 3. August 1816 
verordnete der Kaiser, dass die in Folge der mit den alliirten 
Mächten abgeschlossenen Tractate unter dem Namen Illyrien wieder 
erworbenen Provinzen Krain, der Villacher Kreis, Görz, das Küsten- 
land, das vormalige ungarische Litorale und der zu Provincialkroatien 
gehörig gewesene Antheil, ferner unter der Benennung Illyrien be- 
lassen, hiezu die bei dem bestandenen Königreich Italien gewesenen. 
Districte Gividale und Gradisca, dann der bisher zu Innerösterreich 
gehörige Klagenfurter Kreis einverleibt, und dieses neue Illyrien zu 
einem Königreich erhoben werde. Dasselbe sollte in zwei Gubernien 
zerfallen, deren einem Kärnthen und Krain, dem anderen der Best 
lUyriens zugewiesen wurde. Während nun der jenseits der Save 
gelegene Theil von Givilkroatien und das ehemalige ungarische Kü- 
stenland, einschliesslich Fiume^s, bereits in Folgq Allerhöchsten 
Gabinetsschreibens vom 13. Juli 1822 wieder dem Königreich Ungarn 
einverleibt wurde, um, wie es in dem Allerhöchsten Schreiben hiess, 
den getreuen Unterthanen des genannten Königreiches einen neuen 
Beweis der Allerhöchsten Huld und Gnade zu geben und ihnen die 
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YortheHe des Handels mit dem Auslande zu erweitern, und während 
die ungarische Verwaltung in den getrennten Gebieten bereits mit 
dem 1. November 1822 wieder eintrat, erfolgte die politische Ver- 
einigung des Elagenfurter Kreises mit lUyrien erst in Folge Hof- 
kanzleidecrets vom 12. März 1825 mit dem 1. Mal dieses Jahres, 
und in derselben Zeit (Allerhöchste Entschliessung vom 15. April 
1825) wurde eine neue politische Kreiseintheilung far das illyriscbe 
Küstenland festgesetzt, weiches nunmehr, ausser dem Gebiete von 
Triest, aus dem Görzer und Istrianer Kreis bestehen sollte. Dem 
letzteren wurden auch die bei Ulyrien gebliebenen Theile des be- 
standenen Fiumaner Kreises einverleibt. 

Im Zusammenhang mit diesen Wandlungen, in der politischen 
Landeseintheilung stehen folgende Aenderungen der Justizorganisa- 
tiOH. Entsprechend der Theilung Illjriens in zwei Guberuien ver- 
ordnete Kaiser Franz nach Inhalt des Hofdecrets vom 12. September 
1817, dass das bisherige innerösterreichische Appellatiousgericht zu 
Klagenfurt in zwei Obergerichte, nämlich das innerösterreichische 
und das ktlstenländische, abgesondert werde. Zu dem in Klagenfurt 
bleibenden innerösterreichischen Appellationsgerichte sollte Steier- 
mark, Kärnthen und Krain, zu dem küstenländischen, das mit 
15. October lßl7 zu Fiume in Wirksamkeit zu treten hatte, das 
ganze Gebiet des küstenländischen Guberniums mit Einschluss des 
Karlst^dtef Kreises gehören; doch sollte letzterer Kreis einstweilen 
noch bis zur Vollendung der Organisirung der Justizgeschäfte iu 
demselben unter der Oberleitung des krainerischen Stadt- und Land- 
rechtes zu Laibach, als bisherigen provisorischen Appellationsge- 
richtes, verbleiben. Das betreffende Organisiruugsdecret erschien 
erst im folgenden Jahre am 23. October 1818. Mit demselben 
wurde ausgesprochen, dass zu Karlstadt ein landesfürstiiches Stadt- 
und Landrecht, zugleich Mercantil- und Wechsel-, dann Criminalge- 
richt bestehen solle, dessen Wirkungskreis gleich jenem der übrigen 
Stadt- und Ijandrechte begrenzt wurde; gleichzeitig wurde die unter 
der französischen Begierung aufgehobene, mit dem Hofdecret vom 
24. Januar 1815 wieder genehmigte Gerichtsbarkeit der Dominien, 
der freien Märkte und anderer Districte und Corporationen , insbe- 
sondere auch jene des adeligen Districtes Turopolya den vorigen 
Besitzern unter gewissen Beschränkungen neuerdings eingeräumt; 
nur sollten die Dominien ihre Forderungen nicht bei den eigenen 
Gerichten, wie vormals bei den Herrenstühlen, sondern bei dem 
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Stadt-' und Landrecht anzubringen haben. Dasselbe Hofdecret führte 
die österreichischen Gesetze in dem Kreise ein, oder wiederholte 
deren frühere Einfahrung und bestimmte die deutsche als Gerichts- 
sprache; doch sollten noch durch einige Zeit lateinii^che Eingaben 
von Advocaten angenommen werden. 

Bas Hofdecret Tom 11. Mai 1^19, womit der Beginn der Amts- 
Wirksamkeit des Karlstädter Stadt- und Landrechtes und die Auf- 
lösung des dortigen Provincialgerichtes auf den 2. August 1819 
festgesetzt wurde, TerfCLgte in sprachlicher Beziehung, dass Justiz- 
Verordnungen in der Begel in deutscher, und nur jene, deren Kennt- 
niss dem Volke wesentlich nothwendig sei, zugleich in der kroatischen 
Sprache kund zu machen seien. 

Endlich eriblgte am 15. Novembe^'l821 (Hofdecret vom 29. Sep- 
tember d. J.) die Unterstellung des Karfstädter Kreises unter üas 
Fiumaner Appellationsgericht, womit die appellatorische Thätigkeit 
des Stadt- und Landrechtes zu Laibach ihr Ende erreichte. 

Mit der 'Wiedervereinigung Civilkroatiens und des Litorales 
mit dem ' Königreich Un^m und dem Wiedereintritt ungarischer 
Administration und Justizpflege mussten die in diesen Gebieten seit 
dem Jahre 1814 getroffenen Verfügungen über die Gerichtseintheihing 
wieder aufgehoben werden. Bereits mit Cabinetsschreiben vom 
17. Juli 1822 wurde das küstenländische Appelladonsgericht zu 
Fiume wieder mit dem innerösterreichischen zu Klagenfurt vereinigt, 
der 1. September 1822 zum Anfang der Wirksamkeit des vereinigten 
innerösterreichisch -küstenlündischcn Appellationsgerichtes festgesetzt 
und verordnet, dass die Eingaben und Berichte schon von^ 25. August 
1822 angefangen bei dem Klagenfurter Appellationsgericht zu über- 
reichen seien. Am 1. Novemb^i' 1822, als dem Tage des Eintritts 
der ungarischen Regierung, hörte dann auch die Atntswirksamkeit 
der Stadt- tnd Landrechte zu Fiüme nncf Karlstadt auf (Hofdäcret 
vom 21. October 1822). Die bei Ilfyrien gebliebenen Theile des 
Fiumanei^ Kreises fielen ih gerichtllbher Beziehung dem Istadt- und 
Landrecht zu Triest und Bovigno zu. Nlthere Aufschlüsse über 
die geographische Ausdehnung dieser, so wie des Stadt- und Land- 
rechtes zu Görz enthalten die Ilofdecrete vöfA 30. Mai 1625, 
26. Jurii 1829 und 7. März 1832, so wie hinsichtlich des^^Mer- 
cantil- und Wechselgerichtes zu Triest ein Hofdecret vom 3. Juni 
1822. Was wir noch über die Gerichtsverfassung InnerÖsterreichs 
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and des Küstenlandes während der Regierung des Kaisers Franz zu 
sagen haben, ist von geiringer Bedeutung. 

Die Bezirkscommissäre, welche mit den landesfttrstlichen Land- 
richtern in Tirol gleichen Wirkungkreis hatten, wurden denselben 
mit Hofkammerdecret vom 3. September 1818 auch im Bange gleich- 
gestellt. Während im Klagenfurter Kreis die Patrimonialgerichts- 
barkeit der Dominien und jene der Magistrate fortwährend in Thä- 
tigkeit blieb, zeigte sich in den übrigen Theilen lilyriens, von den 
mit Ungarn später wieder vereinigten Gebieten abgesehen, dieselbe 
Erscheinung, wie in den übrigen unter der Fremdherrschaft gestan- 
denen Provinzen. Die Gutsherren entschlossen sich nicht leicht zur 
Wiederübernahme der ihnen unter beschränkenden Bedingungen an- 
gebotenen Gerichtsherrlichkeit, und wo sie es thaten, legten sie 
dieselbe meistens wieder nieder, was zur Vermehrung der Bezirks- 
commissariate führte. Wegen der grösseren Ausdehnung der Bezirke 
sollten hier wie in Tirol die Gemeindevorsteher im adeligen Rieh* 
teramt den Bezirksobrigkeiten als Aushülfe dienen, und wurde dies- 
falls eine eigene Instruction für dieselben mit Hofdecret vom 9. April 
1830 publicirt. 

Es erübrigt noch über die Berggerichtsbarkeit dieser Provinzen 
Einiges hinzuzufügen. 

Bereits mit Hofdecret vom 28. September 1810 war ein ge- 
meinschaftliches Berggericht für ganz Innerösterreich, wie es damals 
zu Oesterreich gehörte, in Leoben errichtet worden, welchem eine 
neue Substitution zu Klagenfurt und die von früher her bestehende 
zu Schladming unterstehen sollte. Eine weitere Substitution wurde 
für Untersteiermark in Aussicht gestellt und später in Marburg er- 
richtet. Gleichzeitig waren die Oberbergämter zu Klagenfurt und 
Leoben aufgehoben und für den administrativen Bergdienst und die 
Disciplinarangelegenheiten der Bergarb^ter Innerösterreichs das Ober- 
kammergrafenamt in Eisenerz wieder errichtet worden. Die Wieder- 
gewinnung der verlorenen Provinzen machte auch für deren Berg- 
gerichtsbarkeit neue Vorkehrungen nothwendig. Schon in einem 
Hofkammerdecret vom 14. Juli 1814 finden wir eine Berggerichts- 
Substitution zu Laibach für die Districte von Krain, Görz, Triest 
und Fiume und eine solche zu Bleiberg für den Villacher Kreis 
erwähnt; bis zur Errichtung eines eigenen Berggerichtes wurden 
diese Substitutionen dem Berggericht zu Leoben unterstelk., Ein 
HdUeoret vom 19. October 1814 sprach sohin die Errichtung eines 
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Oberbergarotes und Berggerirhts in Klagenfurt aus, welches seinen 
Wirkungskreis in dem berggerichtlichen Cameral-, Lehens- und 
Justizfache über Kärnthen, Krain, Görz, Triest und das Litorale 
auszudehnen hatte. Gleichzeitig erfolgte die Wiedereinfflhning der 
theils älteren, theils während der Fremdherrschaft in den deutsch- 
ö>terreichischen Provinzen publicirten Berggesetze. Hingegen wurde 
mit Hofdecrei rom 28. desseUM»» Monats die ScMadminger Bergge- 
richfs-Sabstitntion aufgehoben, und die betreffenden Gewerke erhielten 
die Weisung, sich mit ihren Eingaben unmittelbar an das Leobener 
Berggericht zu wenden. 

Im folgenden Jahre (Hofdecret vom 24. Novembcfr 1815) ver- 
ordnete der Kaiser, auch das innerösterreichische Oberkammergrafen- 
amt als solches aufzuheben und die hauptgewerkschaftlichen Ange- 
legenheiten durch eine k. k. Innerberger hauptgewerkschaftliche 
Direction unter der unmittelbaren Leitung der Hofkammer im 
Mtlnz' und Bergwesen besorgen zu lassen. Das innerösterreichische 
Berggericht zu Leoben wurde zu einem steiermärkischen Oberbergamt 
und Berggericht umgestaltet und auch die Substitution zu Marburg 
vom 1. Januar 1816 angefangen aufgehoben. 

Im Karlstädter Kreis endlich war mit Hofdecret vom 30. No- 
vember 1816 die Warasdiner Berggerichts- Substitution aufgehoben 
und der ganze Kreis, einschliesslich des Kupferbergwerkes zu Sza- 
mobor, in montanistischer Hinsicht der Berggerichts-Substitution zu 
Laibach, beziehentlich dem Klagenfurter Berggericht zugewiesen 
worden. Eine Anordnung, die in Folge der Wiedervereinigung 
dieses Gebiets mit Ungarn selbstverständlich wegfiel. 

Unter den deutsch -österreichischen Erblanden waren es das 
Königreich Böhmen, dann Mähren und Schlesien, in welchen während 
der langen Begierungsperiode Kaiser Franz' I. die geringsten Aen- 
derungen im Organismus der Justizbehörden eintraten. So unbedeu- 
tend sind dieselben, dass sie kaum der Erwähnung werth scheinen, 
und dass wir sie fast erschöpft haben, wenn wir mittheilen, dass 
die Criminaljustiz der Stadt Kaurzim auf ihre Bitte in Folge Hof- 
decrets vom 22. Juni 1792 an den Magistrat der Hauptstadt Prag 
tiberging, dass die gleiche Uebertragung in Betreff der Stadt Beraun 
mit Hofdecret vom 27. Juli 1804 verftlgt wurde, und dass zu Brunn 
in Mähren eine dem Berggericht Kuttenberg untergeordnete k. k. Berg- 
gerichts-Substitution mit Hofdecret vom 16. August 1811 errichtet 
wurde, welche jedoch der den Grundherren des Herren- und Ritter- 
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Standes mit Patent vom 19. April 1785 eingeräumten berggericht- 
lichen Substitution keinen Abbruch thun sollte. 

Von grösserer Wichtigkeit und ziemlich schwierig zu verfolgen 
sind die Aenderungen im Justizorganismus Galiziens, wo die ver- 
schiedenen, während dieser Periode eingetretenen Territorialver- 
änderungen ihre Bückwirkung äusserten. Für unsere Zwecke genügt 
es, diese Gebietsveränderungen im allgemeinen in Erinnerung zu 
bringen. 

Durch die im Jahre 1795 erfolgte dritte Theiiung Polens fiel 
Westgalizien an Oesterreich. Zur Ausführung der ersten Einrioh- 
tnngsanstalten in den neu erworbenen Gebieten wurde mit dem Be- 
sitzergreifungspatent vom 21. März 1796 der bisherige Vicepräsident 
des böhmischen Guberniums Johann Wenzel Prlir, von Margelik zum 
bevollmächtigten Commissär bestellt uad gleichzeitig verordnet, dass 
von nun an alle Stellen, Aemter und Gerichte im Namen des Kai- 
sers Recht und GerechÜgkeit zu leiten und zu sprechen hätten. 

Im Artikel HI des Wiener Friedens vom 14. October 1809 
wurden unter Punct 4 das ganze neu erworbene Galizien, ein Ar- 
rondissement um Erakau am rechten Weichselufer und der Zamoscer 
Kreis von Ostgalizien an den König von Sachsen abgetreten, um 
mit dem Herzogthum Warschau vereinigt zu werden. Die Salzberg- 
werke zu Wieliczka sollten gemeinschaftliches Eigenthum des Kaisers 
von Oesterreich und des Königs von Sachsen sein. Im fünften 
Punct desselben Friedensartikels wurde festgesetzt, dass an den 
Kaiser von Bussland in Ostgalizien ein Territorium mit einer Be- 
völkerung von 400,000 Seelen abgetreten werden solle. Entsprechend 
dieser Bestimmung wurden dann in dem russisch -österreichischen 
Districts- und Grenzregulirungsvertrage zu Leopol vom 7./19. März 
1810 Tarnopol und Czortkow sammt deren Umgebung an Russland 
abgetreten. 

Die durch Art. IIl bis VIII der Wiener Congressacte erfolgte 
Wiedervereinigung einzelner Gebietstheile mit Oesterreich stellte die 
Grenzen vom Jahre 1795 nicht wieder her. Erakau wurde als 
freie Stadt erklärt, und die Weichsel sollte dieser und dem mit 
Russland vereinigten Warschau gegenüber als Grenze dienen. Vom 
Zavichost bis zum Bug wurde die Grenze vom Jahre 1809 beibe- 
halten. Nur die Minen von Wieliczka sollten ungetheilt bei Oester- 
reich bleiben, und die in Ostgalizien abgetretenen Gebietstheile des 
Leopoler Vertrages fielen zurück. Die Darstellung der Gerichtsver- 
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fassung von Oesterreichiseh - Galizien während der Regierung des 
Kaisers Frr.nz mnss sich des Verst-ändnisses wegen an diese Perioden 
anschliessen und demnach die Zeit von 1792 — 1795, 1795 — 1809, 
1809—1815 und 1815—1835 abgesondert in Betracht gezogen 
werden. 

In der ersten Periode sind es hauptsächlich Bestimmungen Aber 
die Errichtung und Organisiruug der mit Justizgeschäften betraufen 
Magistrate in Altgalizien, welchen wir begegnen. So machte ein 
Hofdecret vom 11. Juni 1792 jene Magistrate des Samborer Kreises 
bekannt, an welche die Dominical- Ortsgerichtsbarkeit zu delegiren 
war. Ein anderes Hofdecret vom 24. September 1792 traf Bestim- 
mungen über die Wahl der Ausschussmänner bei den galizischen 
Städten, aus denen wieder der Magistrat zu wählen war. Jeder Haus- 
vater, der als wirklicher Bürger in der Gemeinde angenommen war, 
auch Juden, wenn sie das Bürgerrecht förmlich erworben hatten, 
waren activ und passiv wahlMig. Die active Wahlfähigkeit sollte 
unter Umständen auch auf Bürgerswittwen übergehen. Der Rang 
der Ausschussmänner richtete sich nach der Zahl der Stimmen, die 
sie bei der Wahl erhalten hatten. Das Amt des Bürgermeisters 
sollte nach einem Hofdecret vom 27. Januar 1794 in der Folge 
lebenslänglich sein und nur alle vier Jahre die Bestätigung bei der 
Landesstelle angesucht werden, welche dieselbe im Einvernehmen 
mit dem Appellationsgerichte ertheilen oder verweigern konnte. 
Letzterem musste hierbei eine Stimme um so mehr eingeräumt 
werden, als den organisirten Magistraten nach dem Hofdecret 
vom 11. April 1796 die Gerichtsbarkeit in dem ganzen Umfang der 
Stadt und der dazu gehörigen Vorstädte über alle daselbst ansässigen 
und wohnhaften unadeligen Personen ohne Ausnahme zustand. 

Die Erwerbung Westgaliziens machte mannichfalUge Vorschriften 
für die Organisirung der Justizbehörden daselbst nothwendig. Zu- 
nächst erfolgte mit Hofdecret vom 22. April 1796 die Errichtung 
eines eigenen Appellationsgerichtes zu Krakau, das für den ganzen 
neuen Gebietstheil bestimmt war und am 2. Mai 1796 in Wirksam- 
keit trat. Diesem folgte die Einsetzung von Landrechten zu Krakau 
und Lublin, welche am 1., resp. am 15. October 1796 ihre Thätig- 
keit begannen. 

Eine eigen thümliche Schwierigkeit machte es, die bei der Ueber- 
nahme Westgaliziens auf dem Lande vorgefundenen Gerichte (Ter- 
restralgerichte, im Gegensatz zu den Stadtgerichten}, welchen insbe- 
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sondere auch die Immobilargerichtsbarkeit zustand t. in .den neuen 
Organismus einzufügen, bis deren Ersetzung durch neuB . Geiichts- 
stellen möglich wurde. Drei Hofdecrete vom 23. Januar, 24. April 
und 20. Juni 1797 enthielten hierauf bezügliche Verordnungen. 
Alle drei beschränkten die Thätigkeit der Terrestralgerichte. Wurde 
bei den Landrechten eine Klage überreicht, aus welcher hervorging, 
dass sie eine bei einem Terrestralgericht anhängige Streitsache be- 
treffe, so sollte sie bei dem letzteren nur dann verhandelt werden, 
wenn der Verklagte darauf beharrte. Beschloss das Appellations- 
gericht ein neuerliches Verfahren über eine bei dem Terrestralge- 
richt abgeführte Bechtssache einzuleiten, so war dieselbe an das 
Landrecht zu weisen; dasselbe galt von Wiedereinsetzungsklagen. 
Das dritte der oben erwähnten Decrete verfügte sogar ausdrücklich, 
dass die Terrestralgerichte baldmöglichst ausser Activität gesetzt 
und alle Mittel und Wege, wodurch sie ihre Fortdauer verlangen 
könnten, bei Seite geschafft werden sollten. 

Es handelte sich hauptsächlich darum, das bei diesen Gerichten 
noch übliche, dem Becht keineswegs förderliche alte polnische Ver- 
fahren möglichst rasch zu beseitigen. Auch das auf den früheren 
nationalen Justizgewohnheiten beruhende Scabinal- und Advocatial- 
gericht zu Erakau wurde aufgehoben und dessen Gerichtsbarkeit dem 
Krakauer Magistrat übertragen. 

Insbesondere war es nöthig, auf die Griminalrechtspflege Be- 
daiAA zu nehmen und eigene Griminalgerichte, abgesondert von den 
Civilgerichten, zu errichten. Das Hofdecret vom 14. Februar 1797 
verordnete in dieser Bichtung: In Westgalizien werden für dermal 
drei Griminalgerichte, das eine zu Krakau, das andere zu Lublin^ 
das dritte zu Sandomir hergestellt. In diese drei Griminalgerichte 
sind die Lande&kreise nach den Verhältnissen der Localität und der 
Bevölkerung einzutheilen. Wie der Magistrat einer Kreisstadt zur 
ordentlichen Organiairung kommt, ist darauf Bedacht zu nehmen, 
dass der organisirte Magistrat in dem Kreisbezirke zum Griminal- 
gerichte bestimmt werden könne. Endlich sollte jedes Griminalge- 
richt aus einem Griminalrichter, zwei Gerichtsbeisitzern, zwei Kanz- 
listen, einem Kerkermeister und vier Wächtern bestehen. Das 
Hofdecret vom 2. Mai 1797 enthielt sodann die Zuweisung der 
einzelnen Kreise Westgaliziens an die neu errichteten drei Grimi- 
nalgeriqhte, 

Dass gleichzeitig mit der böhmisch -österreichischen Hofkanzlei 

Domin, österr. Rechtsgeschichte. \Q 
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eine besondere gaiizische Hofkanzlei als oberste politische und 
Justizstelle für Ost- und Westgalizien errichtet wurde, haben wir 
schon im Eingang dieses Abschnittes erwähnt. Sie endete gleich - 
zeitig mit je ner, als in Folge Cabinetsschreibens vom 22. August 
1802 die vereinigte Hofkanzlei und die oberste Justizstelle für alle 
ausserungarischen CSncfer wie der in's Leben traten. 

ii;tie die oben erwähnten Territorialveränderungen eintraten, 
erfolgte noch die Neuorganisirung der Justizbehörden in der Buko- 
wina mit Hofdecret vom 22. Februar 1804. 

Hiernach sollte das Districtsgericht zu Sereth eingehen und 
blieben nur jene zu Czernowitz und Suczawa bestehen. Die Justiz- 
geschäfte des aufgelösten Districtsgerichtes wurden, eben so wie die 
des gleichfalls geschlossenen Justitiaramtes zu Badautz, an das Czer- 
nowitzer Gericht gewiesen. Mit Hofdecret vom 27. Juni 1829 wurde 
dann Badautz dem Districtsgericht zu Suczawa untergeordnet. Das 
Czemowitzer Gericht hingegen wurde mit dem durch dasselbe Hof- 
decret vom Jahre 1804 daselbst errichteten, aus einem Präsidenten 
und zwei Bäthen bestehenden bukowiner Landrecht in der Art ver- 
einigt, dass der Landrechtspräsident zugleich dem Czemowitzer Di- 
strictsgericht vorzustehen und die Aufsicht über das ganze Justizwesen 
in der Bukowina zu führen hatte. Indem man gleichzeitig das 
bukowiner Griminalgericht dem Czemowitzer Districtsgerichte ein- 
verleibte, und verordnete, dass Streitigkeiten zwischen EdeUeuten im 
ganzen Lande, auch dann, wenn es sich um weniger als 100 fl. chein. 
handelte, nicht mehr von den Ortsgerichten, sondern vom liandrecht 
zu verhandeln seien, hatte dieses, dem auch die Landtafel unter- 
stand, so ziemlich die Stellung eines Stadt- und Landrechtes fttr 
die Bukowina. 

Eigenthümlich blieb der Bukowina das Institut der Twomiks, 
einer Art Friedensrichter, die auch nach der neuen Justizverfassüug 
bestehen bleiben sollten. Der Twornik (Gemeinderichter) entschied 
mit den Geschwornen über Injurienhändel zwischen Bauern und in 
allen Streitsachen, deren Betrag 10 fl. rhein. nicht überstieg. Auch 
in allen anderen Streitigkeiten unter Bauern musste ein Vergleich 
vor dem Twornik, den Geschwornen und dem Mandatar versucht 
werden und konnte die Sache nur nach einem fmchtlosen Vergleichs- 
versuch von dem Ortsgericht verhandelt werden. In ähnlicher Weise 
wie die Tworniks entschied das Gemeindegericht zu Sereth bei In- 
jurienhändeln und Bechtsstreiten, welche 25 fl. rhein. nicht über- 
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stiegen, zwischen Einwohnern dieser Stadt. Um die Darstellung der 
Veränderungen in der Gerichtsverfassung Galiziens vor Eintritt der 
Territorialahtretungen zu vervollständigen, sei schliesslich noch des 
Hofdecrets vom 24. December 1808 gedacht, womit die Berggeiichts- 
Substitation zu Solka aufgehoben und dieselbe zur Schlichtung der 
Berglehens- und berggerichtlichen Angelegenheiten der Bukowina an 
das provisorische Berg- und Hüttenamt zu Passorita übertragen 
wurde, mit welchem seit dem Jahre 1805 die früher zu Kaczika 
bestandene Salineu-Berggerichts-Substitution vereinigt war. 

Während der russischen Herrschaft hatte die Regierung des 
Czar in den Kreisen Tarnopol und Czortkow die österreichische 
Gesetzgebung ganz beibehalten, so dass nach deren Wiedereinver- 
leibung nur das im Jahre 1809 erschienene bürgerliche Gesetzbuch 
an die Stelle des galizischen vom Jahre 1798 zu treten hatte. Auch 
die Gerichtsbarkeit war von der russischen Begierung nicht definitiv 
organisirt worden. Ein Gomit6 zu Tarnopol besorgte unter dem 
Vorsitz eines Generals und der Oberaufsicht eines Senators die poli- 
tischen und Justizangelegenheiten in erster Instanz für den Adel, in 
der zweiten für die übrigen Einwohner; doch sollten die Civilstrei- 
tigkeiten nach einer Instruction vom 11. Juni 1810 vorzügKch 
durch Vergleich abgethan und die Entscheidungen den noch aufzu- 
stellenden Gerichten vorbehalten werden. Die Magistrate und die 
Justizbeamten der Patrimonialgerichte fuhren in der Ausübung der 
früheren Gerichtsbarkeit fort und instruirten nebst den Horodniczy 
und Zasiadately (eine Gattung executiver politischer und Justiz- 
Kreisbeamten und Stellvertreter der später wieder eingesetzten fünf 
Grenzkämmerer) auch die Criminalprocesse , über welche der Aus- 
spruch von dem Gomit^ gefällt und von dem Senator bestätigt wurde. 
Uebrigens ergab sich, dass von 220 Dominien 156 kleinere mit 
keinen eigenen Justitiarien versehen waren. Für Strafanstalten war 
nicht gesorgt und die Gefangenen ernährten sich theils von Privat- 
arbeit, theils von Betteln und milden Beiträgen. Die in dem öster- 
reichischen Strafgesetzbuch festgesetzte Todesstrafe wurde in einzelnen . 
Fällen in eine Verweisung nach Sibirien, oft mit Verschärfung und 
Verstümmelung, verwandelt. 

In dem Hypothekenwesen wurde an die Stelle der galizischen 
Landtafelbücher ein Instrumentenbuch über die adeligen Güter von 
der russischen Regierung eingeführt, welches nahezu die Gestalt der 
alten polnischen Terrestralacten hatte und die verschiedenartigsten 

16* 
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Urkunden, Protestationen, Manifestationen, Taufscheine, Bittschrif- 
ten u. s. w. enthielt. Während des Krieges im Jahre 1813 wareu 
die Ingrossationen (Eintragungen) durch fünfzehn Monate suspendirt 
und wurden erst vom 2. Mai 1814 angefangen wieder in Gang ge- 
bracht. Bei dem Lemberger Landrecht musste später eine eigene 
Commission niedergesetzt werden, um die Uebertragung dieser Ingros- 
sationen in die Lemberger Landtafel zu veranlassen. 

Nach der Wiedervereinigung sollte die Gerichtsverfassung in 
den zurückerhaltenen Kreisen möglichst auf den alten Fuss herge- 
stellt werden. Das erste Hofdecret (vom 2. September 1815), das 
wir in dieser Beziehung in der Justizgesetzsammlung antreffen, be- 
zieht sich auf Wieliczka. Hiernach sollte in diesem, so wie im 
Bezirke von Podgorze der bei der militärischen Occupation im Jahre 
1812 angetroffene Status bis Ende October 1815 beibehalten und 
die Gerechtigkeit nach den bestehenden Gesetzen provisorisch ver- 
waltet werden. Nur sollte das österreichische Strafgesetz, so weit 
es milder war als das russische, sogleich in Anwendung kommen, 
auf Ehestreitigkeiten nur das österreichische Gesetz Anwendung 
finden, die Angelegenheiten der Adeligen sogleich dem Tarnower 
Landrecht zugewiesen werden und der Appellationszug ebenfalls so- 
gleich an das Lemberger Appellationsgericht gehen. Vom 1. No- 
vember 1815 angefangen hatte in diesen Gebieten die alte Gerichts« 
Verfassung und das österreichische Gesetz einzutreten. Dem folgte 
ein Hofdecret vom 20. April 1815, womit die Kreise Tarnopol und 
Czortkow in landrechtlicheu und Criminalangelegenheiteu dem Stanis- 
lawower Landrecht und Ciiminalgericht zugewiesen wurden. Gleich- 
zeitig ward das Lemberger Landrecht als allgemeine Tabularinstauz 
für Galizien bestätigt und das österreichische Strafgesetz, insbeson- 
dere dessen auf die Todesstrafe bezüglichen Bestimmungen, neuerlich 
kundgemacht. 

Hinsichtlich der Berggerichtsbarkeit machte ein Decret der 
obersten Justizstelle vom 17. Januar 1818 bekannt, dass der Kaiser 
die am 15. April 1817 eingeleitete Bestellung des dritten Distric- 
tualberggerichtes zu Wieliczka und die Aufhebung der in Bochnia 
bestandenen Berggerichts-^ubstitution genehmigt habe. Hiernach be- 
standen in Galizien drei Districtualberggerichte: zu Wieliczka, Sambor 
und Bohorodczan, und eine Berggerichts -Substitution zu Passorita 
in der Bukowina, welche dem Berggerichte zu Bohorodczan unter- 
stand. Ein Hofkanzleidecret vom 28. Februar 1818 machte die 
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Zuihcilung der cinzeluen Kreise Galizieus und der Bukowina an 
diese Berggerichte bekannt. Gegen Ende der Regierung des Kaisers 
Franz (Hofdecret vom 27. September 1833) wurde dann das Berg- 
gericht zu Bohorodczan, welches früher in Nadworna und später in 
Kolomea bestanden hatte, vom 1. November 1833 angefangen nach 
Stanislau verlegt. 

Vorher bereits war in Folge Hofdecrets vom 9. December 1820, 
wegen Aufhebung des Berg- und Hütteuamtes zu Passorita, die dor- 
tige Berggerichts -Substitution vom 21. November 1821 angefangen 
wieder nach Kaczika übertragen worden. 

Die vor dfen in Folge der französischen Kriege eingetretenen 
Territorialveränderungen begonnene Organisirung der Criminalge- 
richtsverfassung sollte, anknüpfend an die Verordnungen vom Jahre 
1797, vervollständigt werden. In dieser Beziehung verordnete eine 
Allerhöchste Entschliessung vom 26. August 1818, dass auch ferner- 
hin in Galizien die Criminal- von der Civilgerichtsbarkeit abgesondert 
zu bestehen habe. Das mit dem Lemberger Magistrat bisher ver- 
einigte Criminalgericht sollte von dem ersteren getrennt, zu einem 
eigenen kaiserlich-königlichen Criminalgericht erhoben und neben 
diesem und den übrigen in Altgalizien zu Sambor, Stanislau und 
Wischnitz bestandenen kaiserlichen Criminalgerichten ein fünftes au 
Rzeszow errichtet werden. Gleichzeitig erfolgte die Zuthellung der 
einzelnen Kreise an diese Gerichte und die Rangbestimmung für die 
richterlichen Beamten bei denselben. Die Wirksamkeit des liem- 
berger Lahdrechtes begann mit 1. November 1820 und wurde der 
Personalstand desselben durch Hofdecret vom 18. August 1820 in 
folgender Weise festgestellt: ein Criminalgerichtsvorsteher mit dem 
Range eines Landrathes, zehn Räthe, ein Secretär, vier Actuare, 
vier Auscultanten , das Kanzlei- und Dienerpersonal, ferner zwei 
Seelsorger i einer für den lateinischen, der andere für den griechi- 
schen Ritus, ein Wundarzt und ein Scharfrichter. 

Die im Jahre 1804 durchgeführte Justizorganisirung der Buko- 
wina erfuhr durch Hofdecret vom 10. Februar 1826 dadurch eine 
Aendefung, dass statt des mit dem bukowiner Landrecht vereinigten 
ein eigenes Criminalgericht für die ganze Bukowina in Czernowitz 
errichtet und das dortige Landrecht in ein Stadt- und Landrecht 
für die Civilstreitigkeiten des Adels im ganzen Lande und der ün- 
adeligen in dem dem Landrechte früher zugewiesenen Bezirke um- 
gewandelt wurde. Dies sind die Umgestaltungen, welche im Orga- 
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nismus der Justizbehörden Galiziens während der Regierung des 
Kaisers Franz stattfanden. Es erQbrigt uns noch, von den süd-^ 
liebsten Kroniändem des Reiches zu sprechen. 

Dalmatien wurde im Frieden von Campo Formio 1797 gleich- 
zeitig mit Venedig, Venetianisch-Istrien und Yenetianisch- Albanien 
erworben. Nebst den übrigen Errungenschaften dieses Friedens- 
schlusses wurde es im Pressburger Frieden vom Jahre 1805 wieder 
abgetreten, um erst in Folge der glücklichen Kämpfe gegen den 
Yicekönig Eugen und Murat in Italien Ende 1813 und Anfang 1814, 
in Folge der im Pariser Frieden vom 20. Mai 1814 enthaltenen 
Verzichtserklärungen und kraft der Art. 93 und 94 der Wiener 
Congressacte, vermehrt durch das Gebiet der ehemaligen Republik 
Ragusa, an Oesterreich zurückzufallen. 

Füglich lassen sich auch hier drei Perioden, die des ersten 
Besitzstandes von 1797^ — 1805, jene der französischen Herrschaft 
von 1805 — 1814 und endlich die nach erfolgter Wiedervereinigung 
unterscheiden. ^ 

Was die erste betrifft, so war die Dauer der österreichischen 
Herrschaft, bei der Entfernung von dem Regierungssitze und bei 
den Eigenthümlichkeiten des theils noch gänzlich verwahrlosten, theils 
streng nach italienischem Muster administrirten Landes zu kurz, um 
während derselben bedeutende Veränderungen in irgend einem Ge- 
biete hervorzubringen. Auch die Justizpflege wurde nahezu ganz in 
dem Stande gelassen, wie man sie vorgefunden hatte. 

Die französische Regierung schaffte dann mit den Edicten vom 
27. October und 26. November 1806 die frühere Gerichtsverfassung 
ab und versuchte die Regulirung derselben durch das 271 Artikel 
umfassende Organisationsdecret vom 15. April 1811, indem man 
gleichzeitig die französische Gesetzgebung mit Beginn des Jahres 
1812 einzuführen befahl. Allein die Justizverfassung bli6b dennoch 
eine mangelhafte; die Morlakken, bei denen noch Blutrache galt, 
Hessen nach wie vor ihre geringeren Streitigkeiten durch die Mili- 
tärvorgesetzten (Serdaren und Golonelli der Landmiliz) entscheiden, 
und Pfarrer oder andere Geistliche mussten auf dem Lande, wie 
unter der venetianischen Regierung, die Functionen der Notare ver- 
sehen. Auch das Hypothekarsystem nach französischem Muster ein- 
zuführen war man nicht im Stande. 

Zwei Appellationsgerichte zu Zara und Ragusa waren von der 
französischen Regierung aufgestellt worden. Yon diesen ging der 
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Cassationszug nach Laibach, als dem Sitze des Generalgoavernements 
der illjrischeu Provinzen. Ersterem unterstand das eigentliche Dal- 
matien mit zwei Tribunalen erster Instanz zu Zara und Spalato und 
16 Friedensgerichten. Letzterem war das Gebiet der ehemaligen 
Republik Bagusa, Albanien und der Insel Curzola untergeordnet. 
Auch hier gab es zwei Tribunale erster Instanz, zu Bagusa und 
Cattaro, ein Commercialgericht zu Bagusa und zehn Friedens- 
gerichte. 

Dass nach der Wiedererwerbung die Inseln Veglia, Cherso, 
und Lussin von Dalmatien getrennt und dem Fiumaner Kreise 
einverleibt wurden (Hofdecret vom 20. December 1814), haben 
wir schon oben erwähnt. Wie für die übrigen neu erworbenen 
Provinzen wurde auch hier eine eigene Justizeinrichtungs - Hof- 
commission bestellt. Zunächst musste ein Appellationsgericht ein- 
gesetzt werden. Dies geschah durch Hofdecret vom 18. März 1815 
für den Umfang des ganzen dalmatinischen Gaberniums. Die 
neu errichtete zweite Instanz sollte zu Zoxdk ihren Sitz haben, mit 
1. Mai 1815 ihre Amtswirksamkeit beginnen und von diesem Zeit- 
punct angefangen die Thätigkeit der provisorisch belassenen Appell- 
gerichte von Zara und Bagusa aufhören. Die Competenz dieses 
österreichischen Appellationsgerichtes wurde mit Hofdecret vom 
14. Februar 1816 dahin näher bestimmt, dass sie sich auch auf die 
Insel Curzola und alle anderen dalmatinischen und ragusanischen 
Inseln zu erstrecken habe. 

Inzwischen bestanden die übernommenen Gerichte erster Instanz, 
insbesondere auch die Friedensgerichte, noch immer fort. Sie waren 
nach dem Inhalt zweier Hofdecrete vom 18. October 1816 ver- 
pflichtet, auch den Militärbehörden in Abwesenheit des Auditors bei 
Justizvorkommnissen an die Hand zu gehen, und hatten sich \jx 
Bergrechtsstreitigkeiten an die alten Gapitoli minerali vom Jahre 
1488 und deren Erläuterung vom Jahre 1799 zu halten. Die Prä- 
turen hatten ausser der Justiz ^uch die politischen Geschäfte zu 
besorgen, und die bei denselben erledigten Stellen wurden demnach 
auch gemeinschaftlich von den politischen und Justiz -Oberbehörden 
besetzt (Hofdecret vom 25. April 1818). 

Endlich erfolgte mit Hofdecret vom 2. November 1819 die 
Organisirung der ersten Instanzen in Dalmatien. Hiernach Sollten 
vier GoUegialgerichte zu Zara, Spalato, Bagusa und Cattaro unter 
den Namen k. k. Civil- und Criminalgerichte erster Instanz, femer 
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24 Präturen, und zwar 9 der ersten, 8 der zweiten und 7 der dritten 
Oiasse bestehen. Die Gerichtshöfe waren reine Justiz-, die Präturen 
gemischte Behörden. Die Entscheidung in Griminalsaehen stand nur 
den ersteren, letzteren hingegen in der Begel nur die Vorunter- 
suchung zu; doch konnte einzelnen besonders befähigten Prätoren, 
wenn es der Zustand der Untersuchungsgefängnisse am Sitz der 
Prätur zuliess, auch die ganze Untersuchung zu ftihren überlassen 
werden. Das Verfahren und der Urtheilsspruch in Fällen des Hoch- 
verraths, dann der Fälschung öffentlicher Greditpapiere und Münzen, 
stand wie in anderen Provinzen nur dem Gerichtshofe der Kron- 
landshauptstadt , hier jenem in Zara zu. Dieser trat auch aus- 
schliesslich in Fiscal- und Lehehstrcitigkeiten und so wie die übrigen 
Goliegialgerichte in Ehesachen dann ein, wenn die Gültigkeit der 
Ehe bestritten wurde. Im übrigen war die Giviljurisdiction zwischen 
den Gerichtshöfen und Präturen nur geographisch geschieden. Der 
Adel und die Geistlichkeit hatten hier so wenig einen besonderen 
Gerichtsstand, als in Italien. 

Ausdrücklich wurde die bereits mit Vorschrift vom 30. Juli 1814 
bestätigte Gerichtsbarkeit der Serdari und Golonelli della forza terri- 
toriale aufrecht erhalten. • 

Die Gerichtshöfe von Zara, Spalato und Ragusa begannen be- 
reits am 1. Februar 1820 ihre Wirksamkeit i während in Gattaro 
das provisorisch belassene Tribunal noch kurze Zeit fortfungirte. 
Gleichzeitig wurde den Gerichten neuerlich die Beobachtung der 
österreichischen Gesetze aufgetragen, und gestattet, dass der code 
du commerce, so weit er mit der Gerichtsordnung nicht in Wider- 
spruch stehe, noch ferner in Gültigkeit bleibe. 

Die Gerichtsverfassung blieb in dieser Weise im wesentlichen 
unverändert fortbestehen, nur wurden mit Hofdecret vom 3. März 
1826 zwei Präturen aufgehoben und deren Bezirk zwei anderen 
einverleibt. 

Wie die Lombardei im Frieden von Campo Formio 1797 gegen 
Venedig abgetreten wurde, wie im Pressburger Frieden alle italie- 
nischen Besitzungen Oesterreichs verloren gingen und erst durch 
den Pariser Vertrag vom 30. Mai 1814, beziehentlich durch Art. 93 
und 94 der Wiener Gongressacte zurückfielen; ist bekannt; auch 
haben wir schon oben aus Anlass der Darstellung der Gerichtsver- 
fassung Südtirols Gelegenheit gehabt, jene der Lombardei und Ve- 
nedigs unter der französischen Herrschaft zu erörtern. 
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Nach der Wiedererlangung galt es, die österreichischen Gesetze 
und Gerichte wieder in^s Leben zu rufen. Erstere waren nicht ganz 
fremd. Mailand und Mantua hatten bereits durch Edict vom 11. Fe- 
bruar 1786 die Josephinische Gesetzgebung und Verfassung, den 
ersten Theil des Josephinischen Gesetzbuches, so wie den Strafcodex 
und Process erhalten. Die v6netianischen Provinzen wurden nach 
der ersten österreichischen Besitznahme in den Jahren 1802 und 
1805 mit der österreichischen Gerichtsordnung und dem Strafgesetz- 
buche des Kaisers Franz bekannt. Auch nun erfolgte die Bepubli- 
cation der österreichischen Gesetze, und wurde aöch hier der code 
du commerce mit gewissen Beschränkungen aufrecht erhalten. 

Was die Gerichtsverfassung betrifft, so mussten, wie in Dal- 
matien, sowohl für die Civil-, als für die Strafjustiz ausschliesslich 
landesfürstliche Behörden geschaffen werden, da es daselbst keine 
Patrimonialgerichte gab. Hierdurch unterschieden sich die genannten 
Kronländer schon vor dem Jahre 1848 wesentlich von allen übrigen. 
Während jedoch alle anderen Provinzen in dritter Instanz der ober- 
sten Justizstelle unterstanden, wurde für das lombardisch-venetianischc 
Königreich mit Bücksicht auf die sprachlichen nnd nationalen Eigen- 
thümlichkeiten der sogenannte itaiieniscbe Senat der obersten Justiz«- 
steile in Folge Hofdecrets vom 7. Juni 1816 nach Verona verlegt, 
iHn daselbst unter der Leitung eines eigenen Präsidenten, welcher 
jedoch, als zweiter Präsident der obersten Justizstell«, dem ersten 
Präsidenten derselben unterstand , die Justizgeschäfte des lombar- 
disch-venetianischen Königreiches in dritter Instanz und in ganz 
gleicher Weise zu verwalten, wie dies der obersten Justizstelle zu 
Wien rücksichtlich der übrigen ausserungarischen Königreiche und 
Länder zustand. Die Wirksamkeit dieses Senate^ begann mit 1. August 
1816 und erhielt derselbe am 13. September desselben Jahres eine 
eigene Instruction. 

Oberlandesgerichte wurden zwei eingesetzt, eiiies zu Venedig in 
Fo^e Kundmachung vom 1. Januar 1815 und eines in Mailand 
kraft Verordnung vom 27. November 1815. Die Organisimng der 
ersten Instanzen erfolgte im Venetianischen bereits mit Kundmachung 
vom 15.' Juni 1816, und wurde für dieselben am 4. Februar 1818 
eine eigene Instruction erlassen. Hingegen konnten in der liombardei 
die ersten Instanzien erst mit Gubernial - Kundmachung vom 3. Fe- 
bruar 1818, ergänzt durch das lombardisehe Appellationscircular 
vom 17. Februar desselben Jahres, errichtet werden* 
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Hiernach bestanden im Yenetianischen neben dem Civil- und 
Griminaljustiztribunal zu Venedig 7 Provinciaitribunale , 8 Stadt- 
und 69 Landpräturen ; in der Lombardei, ausser dem Gerichtshof 
erster Instanz zu Mailand, 8 Justiztribunale in den Provincial- 
Hauptstädten, dann 9 Stadt- und 64 Landpräturen. Die aus Anlass 
der griechischen Wirren in Venedig kurze Zeit bestandenen Prisen- 
geiichte erster und zweiter Instanz wurden mit Hofdecret vom 5. De- 
cember 1828 aufgelöst. 

Ehe wir die Darstellung der Veränderungen in der Justizver- 
fassung Oesterreichs während der Regierung Kaiser Franz' L be- 
schliessen, erübrigt uns noch der Vollständigkeit wegen das Oberst- 
Hofmarschallisc}ie Gerieht und die Militär-Justizbehörden in Betracht 
zu ziehen. 

Das erstere erhielt am 4. Februar 1^04 eine Instruction hin- 
sichtlich der Verlassenschaften der in kaiserlichen Gebäuden ver- 
storbenen Hofbeamten und Diener, und ein Hofdecret vom 14. Juli 
1815 setzte den Wirkungskreis desselben näher fest. 

Was die Militärgerichte betrifft, so wurde während des kurzen 
Besitzes Westgaliziens ein eigenes Judicium delegatum militare 
mixtum in Krakau, mit Zuziehung zweier Bäthe des Krakauer Land- 
reclites, errichtet, welcl^es nach einem Decret der galizischen Hof- 
kanzlei vom 7. August 1798 mit 1. September des genannten Jahres 
in's Leben trat. Ein eigenes Hofkanzleidecret vom 29. April 1818 
verfügte später die Unterstellung Tirols und Vorarlbergs unter das 
Judicium delegatum mixtum zu Gratz. 

Von grösserer Wichtigkeit ist die mit Hofdecret vom 12. No- 
vember 1802 bekannt gemachte Errichtung des allgemeinen Militär- 
Appellationsgerichtes zu Wien, das schon am 1. Januar 1803 in's 
Leben trat. Hierdurch sollte auch die Armee der Wohlthat dreier 
Instanzen theilhaft werden. Dasselbe sollte in zweiter Instanz ein- 
schreiten: in allen Rechtsangelegenheiten, sowohl in Streitsachen, als 
in Geschäften des adeligen Bichteramtes für alle Garnison- und 
Feldregimenter, ohne Unterschied des Landes, in ii^eiches sie verlegt 
seien, für alle judicia delegata in Vorder-, Inner- und Oberöster- 
reich, Ungarn, Böhmen, Mähren, Ost- und Westgalizien und Italien; 
für das Hauptzeugamt, für das Geniecorps, sämmtliche Garden, die 
Neustädter Militärakademie und die Invalidenhäuser, für das Stabs- 
auditoriat in der Banater Grenze, in Dalmatien, bei der Marine und 
für die Feldstabsauditoriate und überhaupt für den ganzen Militär- 
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ßli^hd, mit alieiniger Ausnahme der ohnehin mit eigenen Appella- 
tionsgerichten versehenen Militärgrenzen und Grenztruppen, wenn 
letztere im liande waren. 

Das Militär -Appellationsgericht sollte auch in Strafsachen als 
zweite Instanz der Kriegsgerichte einschreiten, und zwar für gewisse 
Fälle ohne weitere Berufung an den Hofkriegsrath, welcher in einigen 
Straf-, so wie in allen Civilrechtsangelegenheiten als dritte Instanz 
eintrat. Mit 1. September 1810 erfolgte dann auch die Vereinigung 
der zu Agram, Peterwardein und Hermannstadt bestandenen Militär- 
Appellationsgerichte in ein einziges Militärgrenz- Appellationsgericht 
zu Peterwardein, wonach nur noch zwei militärische Gerichtshöfe 
zweiter Instanz in der Monarchie bestanden (Hofdecret vom 6. Juli 
1810). Endlich wurde mit 1. November 1815 (Hofdecret. vom 
30. September des genannten Jahres) auch das Peterwardeiner Ap- 
pellationsgericht dem allgemeinen Militär- Appellationsgericht zu Wien 
einverleibt. 

Was die in den ungarischen Kronländern während der Regie- 
rung Kaiser Franz' I. eingetretenen, nicht bedeutenden Aenderungen 
in der Gerichtsverfassung betrifft, so wollen wir dieselben am Schlüsse 
dieses der genannten Periode gewidmeten Abschnittes, bei Beleuchtung 
der ^ustizzustände Ungarns, während derselben erörtern. 

Ehe wir auf die legislativen Arbeiten dieser Periode übergehen, 
ist es nothwendig, das Organ zu bezeichnen, welchem dieselben an- 
vertraut waren. Bis zum Jahre 1808 bestand eine eigene Gesetz- 
gebungs-Hofcommission, bei welcher Bäthe der verschiedenen Justiz- 
und Verwaltungbehörden die Justiz- und politischen Gesetze gemein- 
schaftlich bearbeiteten. Am 2. März des genannten Jahres theilte 
sich jedoch diese Hofcommission in zwei Theile, deren einer als 
Justizgesetzgebungs-Hofcommission unter dem Vorsitze des Landrechts- 
Präsidenten Matthias v. Haan bloss Justizgesetze, der andere unter 
dem Präsidium des Grafen v., Ghotek und dem Vicepräsidenten 
V. Sonnenfels nur politische Gesetze berieth. Eben so bestand beim 
Hofkriegsrath für das Militär eine eigene politische und eine Justiz- 
normalien - Commission für die Ausarbeitung und Sammlung der auf 
das Militär bezüglichen pplitischen und Justizgesetze. 

Das weitaus wichtigste Ereigniss im Gebiete des materiellen 
Givilrechtes, ja der ganzen Justizgesetzgebung des Kaisers war die 
endlich stattgefundene Publication des allgemeinen bürj^erlicl^en G^« 
setzbuches. 
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Wir haben iu den früheren Abschnitten Gelegenheit gehablt^ 
die successive Entstehung dieses Werkes zu beobachten, und haben 
bemerkt, wie nach bereits erfolgter Einführung des ersten Theils 
und nachdem zu diesem selbst wieder eine Novelle war erlassen 
worden, Kaiser Leopold II. dem Frhr. v. Martini die Abfassung 
eines neuen Entwurfes auftrug. Dieser kam mit seiner Aufgabe 
rücksichtlich des ersten Theils im Jahre 1794, rücksiehtlich des 
zweiten und dritten Theils, welche das Sachenrecht und die dem 
Personen- und Sachenrecht gemeinschaftlichen Bestimmungen um- 
fassen, in den Jahren 1795 und 1796 zu Ende. 

Ein Allerhöchstes Cabinetsschreiben vom 20. November 1796 
verfügte die Drucklegung des Entwurfes. Gleichzeitig wurden in 
jeder Provinz unter dem Vorsitze des Appellations- oder Landrechts- 
Präsidenten Gommissionen, bestehend aus Gubemial-, Appellations-, 
Land- und Magistrs^tsrftthen , dann aus Mitgliedern der Landstände, 
bestellt, welche den Entwurf in Berathung zu ziehen hatten. Eben 
so wurde der Entwurf den juridischen Lehrerversämmlungen an den 
Universitäten zur Beurtheilutig übermittelt. Ehe jedoch die Pro- 
vincial- Gommissionen ihre Berathungen beendet und die Ergebnisse 
derselben eingesendet hatten, wurde bereits mit Patent vom 13. Fe- 
bruar 1797 der Entwurf in polnischer und lateinischer Uebersetzung 
unter dem Namen eines „bürgerlichen Gesetzbuches für Westgalizien^ 
iu den neu erworbenen Theilen Polens als Gesetz eingeführt und 
eben so bald darauf mit Hofdecret vom 8. September 1797 für Ost- 
galizien kundgemacht. Ais Urtext sollte der deutsche Wortlaut gelten. 

Die Gommissionen in den Provinzen beendeten ihre BeratJiungen 
im Jahre 1801. Eine unter dem Vorsitz des Staatsministiörs Grafen 
V. Rottenhann bestellte Hofoommission erhielt nunmehr den Auftrag, 
jenen Entwurf mit Rücksicht auf die eingelangten Anträge neuer- 
dings zu revidiren. Die Sitzungen dieser Commission, bei welcher 
Hofrath v. Zeiller ^ der nachmalige erste Commentator des bürger- 
lichen Gesetzbuches, als Referent thätig war, dauerten fünf Jahre. 
Als jedoch am Ende des Jahres 1806 die Sitzungen geschlossen 
wurden, zeigten sich in dem ausgearbeiteten neuen Entwurf Wider- 
sprüche und Lücken, welche bei der Detailberathung Übersehen 
worden waren. Jene zu beseitigen, diese auszufüllen und eine ge- 
wisse Einheit in das ganze Werk zu bringen, wurde ein eigenes 
Gomiti§ aus den früheren Commissionsmitgliedern gewählt, welches 
auf Vorschlag des Referenten in weiteren zwei Jahren an dem Eüt- 
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Wurf der Commission die nothwendigen Aendeningen vornahm und 
den also revidirten Entwurf sammt den Berathungsprotocollen zu 
Anfang des Jahres 1808 dem Kaiser zur Allerhöchsten Schlussfas- 
sung unterbreitete. Noch aber sollte diese nicht erfolgen. Der 
revidirte Entwurf wurde nunmehr an den Staatsrath geleitet, dort 
dem Staats- und Conferenzrath Pfleger v. Wertenau zugetheilt, von 
diesem nach Böcksprache mit Mitgliedern der nunmehr getrennten 
Justiz-Hofcommission abermals in einzelnen Puncten abgeändert und 
sofort dem Kaiser neuerdings vorgelegt. Erst am 7. Juli 1810, 
fast 9echzig Jahre nach dem Handsehreiben Maria Theresia's, welches 
die Gompilationsarbeiten in's Leben rief , erfolgte die Bestätigung 
des neuen Gesetzbuches. 

In den Druck gelegt, wurde dasselbe sohin mit Patent vom 
1. Juli 1811 in allen damals zu Oesterreich gehörigen Provinzen, 
mit Ausnahme von Ungarn und dessen Nebenländern, so wie in 
Siebenbürgen, als „allgemeines bürgerliches Gesetzbuch* vom 1. Ja- 
nuar 1812 angefangen eingeführt. Die polnische üebersetzung wurde 
von dem Justizhofrath v. Stojowski, die böhmische von Professor 
Negedly in Prag besorgt. An der italienischen üebersetzung hatte 
der Präsident des Mailänder Appellationsgerichtes v. Patroni den 
grössten Antheil. Gleichzeitig erfolgte die Publication desselben für 
das Militär mit der hofkriegsräthliehen Circular- Verordnung vom 
17. Juli 1811, wodurch die von der hofkriegsräthliehen Justiznor- 
malien -Commission unter dem Vorsitz des Rathes bei dem Militär- 
AppellatiOBSgericht v. Ahlen vorgenommenen Arbeiten über das 
Militär-Privatrecht wesentlich verringert wurden. 

Es ist uns aus der Darstellung des Gerichtsorganismus unter 
Kaiser Franz 1. bekannt, wie viele Theile des Reiches damals aus 
dem gemeinschaftlichen Verbände losgelöst und fremder Herrschaft 
unterworfen waren. Als diese Gebiete in Folge der Pariser Verträge, 
der Wiener Congressacte und der damit zusammenhängenden Tractate 
an Oesterreich zurückfielen und neue Erwerbungen hinzukämen, 
musste das Gesetzbuch in diesen Territorien erst eingeffthrt werden; 
dies geschah, und so begann denn die Wirksamkeit desselben in 
der Karlstädter- und Banalgrenze mit 1. Juli 1Ö14, in den Kreisen 
Villach, Laibach, Neustadtl und Adelsberg mit 1. Mai 1815, im 
nördlichen Theile von Tirol und i^ Vorarlberg, dann im Triestör 
Gouvernement mit 1. Juli 1815, in Südtirol, dann in den Kreisen 
Görz, Istrien und Fiume mit 1. October 1815, in den Bezirken von 
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Wieliczka und Podgorze mit 1. November 1815, im lombardisch- 
venetianischen Königreich mit 1. Januar 1816, in der Tarnopoler 
Landschaft mit 1. Februar 1816, in den der Provinz Dalmatien 
zugetheilten Inseln Curzola, Lissa, Colomotta, Mezzo, Giupana, Me- 
leda und Lagosta mit 1. October 1816, im Ziiler- und Brixenthal 
und in dem Amte Yils mit 1. Januar 1817, in Salzburg, im Inn- 
kreise und in den wiedererworbenen Parcellen des Hausruckkreises 
mit 1. August 1817, endlich in dem zu dem Königreich Illyrien 
gehörig gewesenen Karlstädter Kreise mit 1. Januar 1820. Dass 
in dem mit Ungarn später wieder vereinigten Theile Civil-Kroatiens 
die Herrschaft des bürgerlichen Gesetzbuches wieder aufhören musste, 
ist selbstverständlich. 

Das allgemeine bargerliche Gesetzbuch zerfällt, abgesehen von 
einer aligemeinen Einleitung (§. 1 — 14), in drei Theile. Der erste 
handelt in vier Hanptttücken (§. 15 — 284) von dem Personenrechte, 
der zweite in'dreissig Hauptstücken und einer besonderen Einleitung 
(§. 285 — 1341) von dem Sachenrechte, der dritte wieder in vier 
Hauptstücken (§. 1342 — 1502) von den gemeinschaftlichen Bestim- 
mungen der Personen- und Sachenrechte, nämlich von der Befestigung, 
Umänderung, Aufhebung, endlich von der Verjährung und Erlöschung 
der Rechte. 

Auch das bürgerliche Gesetzbuch ist eben so wie die Josephi- 
nische Gerichtsordnung neuerer Zeit Gegenstand mannichfaltiger 
Angriffe geworden, und es gilt in dieser Richtung von jenem das- 
selbe, was wir über diese in einem früheren Abschnitte gesagt 
habmu*) 

Eine förmliche Kritik des Werkes zu schreiben, würde hier so 
wenig am Platze sein, als wir uns in eine detaillirte Darstellung der 
Principien und der einzelnen Bestimmungen desselben einlassen 
können. Wir haben theilweise schon in den früheren Abschnitten 
bei Darstellung der Entstehung des Gesetzbuches wichtige Momente 
angedeutet, bezüglich deren Schwankungen in der Redaction während 
der verschiedeneu Ausgaben des ersten Theils stattfanden; darauf 
aUein mögen wir uns hier beschränken, dass es das Gepräge der 
Gerechtigkeit an der Stirne trägt, das Gepräge gleichmässiger Ge- 
rechtigkeit gegen jedermann ohne Unterschied der Geburt, ohne 
Unterschied des Geschlechtes, des Alters, des Ranges und Standes, 
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selbst ohne Unterschied der Nationalität, und dies zu einer Zeit, 
wo der Unterschied der Stände noch nicht wie heute ausgeglic/hen 
war und wo man noch hie und da den Fremden fast als rechtlos 
behandelte. Getrübt erscheint diese gleichmäasige Gerechtigkeit nur 
insoweit es sich um Religionsverschiedenheit gegenüber den nicht 
christlichen, namentlich den israelitischen Glaubensgenossen, handelt. 

Auch das mag hier erwähnt werden, dass das bürgerliche Ge- 
setzbuch selbst nach dem Uilheil seiner Gegner vor dem Code civil 
die grössere Kürze bei mindestens gleicher Vollständigkeit, dann die 
systematische Behandlung und die bessere Bedaction voraus hat. 

Dass es in einigen wenigen Partien den Anforderungen einer 
seit der Publication um weit mehr als ein halbes Jahrhundert vor- 
geschrittenen Zeit nicht mehr ganz entspricht, mag nicht Wunder 
nehmen. Im Grossen und Ganzen aber ist es, eben weil die ewig 
wahren Principien des allen Zeiten und allen Völkern gemeinsamen 
Bechtes in demselben zum Ausdruck gelangten und weil auch in 
Bezug auf Nebensächliches das Bechtsbewusstsein rücksichtlich des 
materiellen Civilrechtes geringeren Schwankungen unterworfen ist, 
als bezüglich der übrigen Zweige der juridischen Disciplinen, im 
Grossen und Ganzen, sagen wir, ist es auch für die Gegenwart voll- 
kommen entsprechend, und höchstens um die Aenderung einzelner 
Bestimmungen, um eine neue Bedaction einzelner Paragraphe, nicht 
um eine radicale Umgestaltung des Gesetzes kann es sich handeln, 
wie sie bezüglich der übrigen österreichischen Gesetzbücher aus 
jener Periode theils bereits stattgefunden hat, theils nothweudig 
Platz greifen muss. 

Es ist begreiflich, dass die Einführung des allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzbuches in Gebieten, in welchen bisher nach theilweise 
ganz anderen Grundsätzen Becht gesprochen wurde, manche Erläu- 
terungen, manche Ueberglingsbestimmungen und^ wo dasselbe dem 
Gewohnheitsrecht allzu sehr entgegentrat, auch manche Ausnahme- 
bewilligungen zur Folge haben musste. 

Letzteres gilt insbesondere bezüglich der Erbfolge in Bauern- 
gütern, von welcher übrigens das bürgerliche Gesetzbuch im §. 761 
selbst bestimmt, dass die diesfälligen politischen Gesetze massgebend 
bleiben sollten. 

Schon Kaiser Leopold iL hatte, wie wir dies oben*) erwähnten, 
durch das Patent vom 29. October 1790 in das Josephinische Ge- 

•) S. oben S. 205. 
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setz vom 3^ April 1787 Bresche gelegt. Während das letztere 
(s. S. 129, 130) verordnete: im Fall der gesetzlichen Erbfolge habe 
stets der älteste Sohn das Bauerngut zu erhalten und der Stiefvater sei 
von der Vormundschaft ausgeschlossen, wurde durch das Patent 
Kaiser Leopold's so ziemlich der alte Zustand wieder hergestellt. 
Es sollte zwar auch bei dem Bauernstand die allgemeine unter dem 
11. November 1786 festgesetzte Erbfolgeordnung eintreten; allein rtlck- 
sichtlich der Vormundschaft sollten nur noch die im ersten Theil 
des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches festgestellten Hindernisse 
gelten, der Stiefvater somit an und für sich nicht mehr ausge- 
schlossen sein. Indem es weiter hiess, bei der gesetzlichen Erbfolge 
solle die Wirthschaft dem ältesten, oder im Falle eines obrigkeit- 
lichen AnStandes dem Zweitältesten Sohne, beziehungsweise der ältesten 
Tochter, nur dann anheimfallen, wenn nicht schon der Vater 
das Bauerngut einem Kinde namentlich zugedacht hätte, 
wurde der Erbfolge des jüngsten Sohnes wieder Thür und Thor ge- 
öffnet. Ausserdem sollte dem überlebenden Ehegatten, Mann oder 
Weib, wenn er schon in dem Miteigeuthum des Bauerngutes stand, 
das Becht zustehen, das ganze Bauerngut an sich zu lösen, nur 
mussten jedenfalls die Erben oder Miterben nach dem wahren Wertbe 
des Gutes, wie er entweder durch gütliches EinverstÄndniss oder 
ordentliche Schätzung bestimmt wurde, befriedigt werden. Uebrigens 
wurden die Bestimmungen beibehalten, dass niemand zwei gestiftete 
Bauerngüter besitzen dürfe und die zu einem solchen gehörigen 
Hausgründe nicht zerstückelt werden sollten. Starb der Besitzer 
eines Bauerngutes ohne Kinder, so blieb es der Willkür der Erben, 
jedoch mit Beistimmung der Grundobrigkeit, überlassen, wem von 
ihnen sie das Gut zutheilen oder ob sie es veräussern wollten. 

Schon Kaiser Leopold hatte dieses allgemeine Gesetz am 26. Mai 
1791 für Böhmen speciell mit dem weit^en Beisatz kund gemacht, 
dass mit Rücksicht auf den grossen Umfang einzelner Bauemwirth- 
schaften dieses Kronlandes die Theüung, beziehungsweise Veräusserung 
sehr entlegener Grundstücke bis zu dem Masse zulässig sein solle, 
dass bei einem Bauerngut auf dem flachen Lande wenigstens noch 
der Grund von vierzig Metzen Aussaat verbliebe. 

E^aiser Franz publicirte dasselbe Gesetz neuerlich für Krain 
mit Patent vom 4. Januar 1793, für Steiermark mit Patent vom 
1^. April desselben Jahres und mit einigen DetailbestimmuBgen fUr 
Tirol mit Patent vom 9. October 179ö. 
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Weniger interessant ist ein Patent vom 31. Juli 1795, wo- 
mit in einer mit den späteren Bestimmungen des allgemeiuen 
bürgerlichen Gesetzbuches ziemlich übereinstimmenden Weise eine 
allgemeine Richtschnur über die Art, ein gesetzmässiges Testament 
zu verfassen , für Tirol erlassen wurde. Nach Wiedererwerbung 
des letzteren Landes wurde mit Hofdecret vom 21. Februar 1816 
das Patent vom 9. October 1795 rücksichtlich der Bauernerbfolge 
für ganz Tirol und Vorarlberg als alleinige Norm ausdrücklich 
wieder bestätigt. 

In einigem Zusammenhang mit den bäuerlichen Verhältnissen 
stehen die Gesetze B^aiser Franz' IL vom 17. Januar 1799, betref- 
fend die Unterthansverhältnisse, die Verordnung über die Güter- 
erwerbsfähigkeit in Böhmen vom 5. Juli 1811 und die Zehentgesetze 
vom 8. April 1815 und 17. Februar 1823. 

Zur Begelung der Unterthansverhältnisse ixt dem neu erworbenen 
Westgalizien erliess Kaiser Franz am 17. Januar 1799 drei Patente, 
welche zwar nicht alle das materielle Civilrecht betreffen, gleichwohl 
der Zusammengehörigkeit wegen schon hier erwähnt werden wollen. 
Sie handeln 1. von der Aufhebung der Leibeigenschaft; 2. von dem 
Verfahren in Streitsachen zwischen den westgalizischen ünterthanen 
einer- und ihren Obrigkeiten andererseits; 3. von den Rechten und 
Pflichten der Ünterthanen im allgemeinen (Unterthanspatent). Die 
diesfälligen Anordnungen sind den in den übrigen Kronländern be- 
reits früher, namentlich von Kaiser Joseph mit den Patenten vom 
1. September und 1. November 1781 getroffenen Verfügungen ganz 
analog und verweisen wir daher auf dieselben. *J Erwähnung ver- 
dient, dass man in dem dritten der genannten Patente ausdrücklich 
hervorheben zu müssen meinte, was übrigens stillschweigend in dem 
Josephinischen Unterthanspatent auch enthalten ist, dass es den 
Obrigkeiten nicht gestattet sein solle, gegen ihre Ünterthanen andere 
als die gesetzlich zulässig erklärten Strafen zu verhängen oder sie 
gar mit Schlägen zu misshandeln. 

Als einen jener bedauerlichen Rückschritte auf der Bahn der 
Gesetzgebung, von denen wir im Eingang dieser Periode gesprochen 
haben, müssen wir das Hofdecret vom 5. Juli 1811 bezeichnen. 
Angeblich sollte durch dasselbe den nachtheiligen Folgen vorgebeugt 
werden, von denen man behauptete, dass sie sich in Böhmen durch 
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Duldung des unbeschränkten Güteraukaufes ergeben hätten. Tbat- 
sächlich handelte es sich darum, den Standesunterschied zwischen 
dem landstän4ischen Adel, dem eingesessenen Btlrgerthum und den 
Hörigen (ünterthanen) wieder recht grell in's Licht zu setzen und 
dem Provincialparticularismus zu huldigen. Zwar sollte jedermann, 
sowohl In- als auch Ausländern die Ansichbringung landtäflicher 
Güter gestattet sein, jedoch nur dann, wenn sie sich landesverfas- 
sungsmässig „zu einem der vier Stände legitimirt und zum Lande 
habilitirt* hätten. Nur der mit Incolat versehene Herren- und 
Bitterstand und der in den zur Landtafel privilegirten Städten ein- 
geborene Btlrgerstand sollte das Vorrecht geniessen, landtäfliche 
Gttter zu besitzen und an sieb zu bringen. Jeder Ausländer musste 
sich zuerst das Incolat erwerben, und jeder Inländer, der nicht 
unter die oben angeführten Classen gerechnet werden konnte, wenn 
er auch das Bürgerrecht in einer landtafelfähigen Stadt sich erworben 
hätte, musste erst durch eine besondere Concession des Landes- 
fürsten begnadigt werden, wenn er ein landtafelmässiges Gut an sich 
bringen wollte. 

Eben so wenig sollten Ünterthanen zum Besitze bürgerlicher 
Ansässigkeiten zugelassen werden, ohne vorher die Habilitirung er- 
langt und sich vom Bande der Unterthänigkeit losgemacht zu haben, 
weil man, wie das Gesetz sich ausdrückt, um seine Bürgerpflichten 
zu erfüllen, „mit den Stadtgenossen leben, weben und leiden^ müsse, 
was einem Unterthan wegen des Bandes der Patrimonialgerichtsbar- 
keit nicht möglich sei. 

Zur Durchführung dieser Anordnungen wurden in dem Hof- 
decrete die strengsten und genauesten Befehle gegeben. Nur be- 
züglich der Staats- und Fondsgüter wurde mit dem Hofkanzleidecret 
vom 18. April 1818 sämmtlichen .Länderstellen bekannt gegeben, 
Se. Majestät habe wegen Zulassung der nicht Landtafelfähigen zum 
Ankaufe von solchen Gütern, jenen christlichen Käufern, welche 
solche Güter unmittelbar vom Staate erstehen und zum Besitze 
landtäflicher Güter der Regel nach nicht fähig waren, Dispens von 
der Landtafelfähigkeit zu ertheilen und zugleich zu gestatten geruht, 
dass solche nicht bloss auf die Person des Käufers, sondern auch auf 
dessen Leibeserben in gerader absteigender Linie ausgedehnt werde. 

Das Hofdecret vom 8. April 1815 endlich war zunächst für 
Niederösterreich bestimmt, und bezweckte, der Dunkelheit der Ge- 
setze in Bezug auf das Zehentrecht zu begegnen. 
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Zunächst wurde festgestellt, dass jedermann, nicht bloss die 
Geistlichkeit oder die Obrigkeit, des Zehentrechtes fähig sei, dass 
dieses aber wie jedes andere Privatrecht erworben und daher in 
zweifelhaften Fällen erwiesen werden müsse. Demnach gehörten 
Zehentstreitigkeiten vor das Gericht und nur insofern es sich 
bloss um die Art der Erhebung des Zehents oder um die Fest- 
stellung eines provisorischen Besitzstandes handelte, vor die politi- 
schen Behörden. Eücksichtlich des Zehents von urbar gemachten 
öden Gründen wurden, je nach den verschiedenen drei Classen der 
letzteren — Neurisse, Aufbrüche und Oeden schlechtweg — ver- 
schiedene Bestimmungen getroffen. 

Umfassender noch ist die am 17. Februar 1823 erlassene 
Zehentordnung für Salzburg, die in sechs Artikeln und dreiund- 
dreissig Paragraphen von dem Begriff und der Eintheilung, von der 
Erwerbung und dem Umfange des Zehentrechtes, von dem Bezüge 
des Zehents, von der Erlöschung des Zeheutrechtes und von dem 
Verfahren bei Zehentstreitigkeiten handelt. 

Wie die modernen Anschauungen huldigende Ehegesetzgebung 
Kaiser Joseph's durch die Novelle vom 22. Februar 1791 im Sinne 
der strengen Auffassung der katholischen Kirche reformirt wurde, 
haben wir bereits oben erwähnt. Die strengeren Bestimmungen gingen 
auch in das bürgerliche Gesetzbuch über. 

Was insbesondere die Judenehe betrifft, so wurden die Bestim- 
mungen des Patents vom 21. März 1791 durch ein Patent vom 
28. October 1800 für „die Judenschaft beider Galizien* neuerlich 
publicirt und dabei specielle Anordnungen getroffen, welche nach- 
mals fast wörtlich in das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch (§. 125, 
133 — 135) aufgenommen wurden. Nebenbei mag hier erwähnt wer- 
den, dass die Josephinische Verordnung über die Namen der Israe- 
liten vom 23. Juli 1787*) mit Patent vom 24. Februar 1805 be- 
züglich der Juden in Westgalizien erneuert wurde.' 

Die besondere Wichtigkeit des Instituts der Ehe brachte es 
mit sich, dass auch nach Erscheinen des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches einige auf dieselbe bezügliche Anordnungen ergingen. 
So wurde mit Hofdecret vom 17. Juli 1813 den Seelsorgern die 
genaueste Beobachtung der gesetzlichen Bestimmungen über die 
Sicherstellung der Einwilligung jener Personen, welche eine Ehe 
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einzugehen im Begriffe standen , strengstens zur Pflicht gemacht. 
Inshesondere war es von Wesenheit, in dieser Bichtung Anordnungen 
bezüglich jener Länder zu treffen, welche bis zur Wiedererlangung 
unter französischer Verwaltung gestanden und die französische Ehe- 
gesetzgebung erhalten hatten. 

Ein Patent vom 20. April 1815 verfügte diesfalls rücksichtlich 
Tirols, Vorarlbergs, Erains und des Villacher Kreises, dann der von 
dem Gubernium des Küstenlandes abhängigen Kreise Görz, Istrien 
und Fiume, so wie in Bezug auf ganz Dalmatien folgendes: Die 
nach den bisherigen Gesetzen gültig eingegangenen Eheverträge wur- 
den in Ansehung ihrer bürgerlichen Wirkungen als gültig aner- 
kannt; doch sprach der Kaiser das volle Vertrauen zu den Gesin- 
nungen seiner Unterthanen aus, dass die verschiedenen Beligionsge- 
nossen bei dieser wichtigen Angelegenheit des Lebens auch die 
Pflichten der Religion und des Gewissens entweder schon erfüllt 
hätten, oder die Erfüllung nachzuholen nicht vernachlässigen würden. 
Alle bereits anhängigen oder künftig vorkommenden Fälle, in welchen 
es sich um Trennung der Ehe oder um Scheidung von Tisch und 
Bett handelte, sollten, die Ehe mochte unter was immer für einer 
Gesetzgebung geschlossen worden sein, nur nach den Bestimmungen 
des österreichischen Gesetzes entschieden werden. Die nach den 
früheren Gesetzen getrennten und noch nicht wieder verehelichten 
Eheleute sollten während der Lebenszeit ihres getrennten Ehetheiles 
nur dann und insofern zu einer neuen Ehe schreiten dürfen, als 
dies den österreichischen Gesetzen angemessen erschien. Letztere 
sollten sogleich in Wirksamkeit treten, und auch Personen, die 
nach den französischen Gesetzen die Grossjährigkeit bereits erlangt 
hatten, bis zum vollstreckten vier und zwanzigsten Jahre den Vor- 
schriften über das Eherecht der Minderjährigen unterworfen sein. 

Dieselbe Verordnung wurde auch für das lombardisch -venetia' 
nische Königreich publicirt. 

Was die sonstigen Verfügungen im Gebiete des- materiellen 
Givilrechtes im engsten Sinne betrifft, so ist noch das Gesetz vom 
16. November 1832 über den Nachdruck und das mehr in das Ge- 
biet der politischen Gesetzgebung einschlagende Auswanderungspatent 
vom 2. April 1832 zu erwähnen. Mit dem ersteren Gesetz wurde 
in Uebereinstimmung mit einem Beschlüsse der deutschen Bundes- 
versammlung vom 6. September 1832 der Schutz gegen den Nach- 
druck auf die Herausgeber, Verleger und Schriftsteller aller deutschen 
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Bundesstaaten ausgedehnt. Mit dem letzteren wurde die Auswanderung 
von österreichischen Staatsangehörigen gesetzlich geregelt, das Ver- 
fahren in Fällen unbefugter Auswanderung und Abwesenheit festge- 
stellt und die Wirkung derselben bestimmt. 

Uebergehend auf die Justizgesetzgebung in Bezug auf das Han- 
delsrecht, so sind es wieder die Botzener Marktprivilegien, welche 
uns hier zuerst in die Augen fallen. Wir haben die Geschichte der- 
selben bereits mitgetheilt, und gesehen, in welcher Weise sie von 
Kaiser Joseph modificirt wurden. Kaiser Franz bestätigte am 23. März 
1792 neuerlich die alten Freiheiten. Aber auch hier machte sich 
der Geist des Widerstandes gegen die Verfügungen des Sohnes Maria 
Theresia's geltend. Das kaiserliche Patent, welches in vier Capiteln 
und 85 Paragraphen von dem Botzener Markte, von der Marktge- 
richtsordnung, von dem Vergleiche mit den Gläubigern und den 
Concursen, endlich von verschiedenen Markt- und Wechselrechten 
handelt, bestätigte die von Kaiser Leopold wieder eingeführte vor- 
Josephinische Form des Marktsgerichtes, wonach dasselbe in erster 
und zweiter Instanz ganz in der Weise sprechen sollte, wie wir dies 
früher (S. 140 — 142) auseinandergesetzt haben. Im übrigen waren 
die Modificationen, die man für nothwendig erachtete, gering. Die 
Justiz sollte von dem Marktmagistrat unentgeltlich verwaltet werden, 
Regieauslagen konnten, wo der bestehende Fonds nicht ausreichte, 
auch durch einen gewissen Waarenaufschlag gedeckt werden; ein 
Vorgang, welcher später von der französischen Eegierung nachgeahmt 
wurde. Der Marktmagistrat ward berechtigt, zwei oder mehrere 
Deputirte zu bestellen, die in der Zwischenzeit von einem Markte 
bis zum anderen alles was nöthig erschien und keinen Aufschub litt, 
vorzukehren hatten. Die Thätigkeit der Deputation bezog sich 
namentlich auf Instruction und Execution im gewöhnlichen Streit- 
und im Concursverfahren , auf die wechselrechtliche Execution, auf 
das officiöse Verfahren bei Todesfällen ausser der Marktzeit, endlich 
auf den Verkehr mit den Behörden. Der von dem Marktmagistrat 
und den Contrattanten zu wählende Kauzler musste ein gelehrter 
Richter sein und hatte bei der ersten Instanz des Gerichtes im 
streitigen Verfahren „Relation und Information ** zu ertheilen. Bei 
der zweiten Instanz hatte ein gleichfalls wie der Kanzler zu wählen- 
der rechtsgelehrter Beisitzer Relation und Information zu erstatten. 
Dass den Contrattanten der Marktbesuch nur ein Mal im Jahr zur 
Pflicht gemacht wurde, hatte schon Kaiser Joseph bestimmt. Mit 
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der Wiedereinführung des alten Marktgerichtes musste auch die Be- 
obachtung der allgemeinen Gerichtsordnung wieder aufhören. Das 
zweite Capitel des Patentes Franz' IL stellte diesfalls das alte Ver- 
fahren ziemlich wieder her. Klage und Einrede sollten schriftlich 
eingereicht, im übrigen mtlndlich verhandelt werden. Bechtsfreunde 
wurden wieder, von Fällen besonderer Verworrenheit und Dunkelheit 
abgesehen, nur Personen, die sich selbst zu vertreten nicht im 
Stande waren, dann Gemeinden und Städten in ihren Bechtsange- 
legenheiten, vor dem Marktmagistrat gestattet. Wer in der Einrede 
der Hauptsache widersprach, brauchte nicht allen Umständen beson- 
ders zu widersprechen, und dies galt auch in Ansehung der Beplik 
^und Duplik. 

Die bisher übliche Form des Vergleichsverfahrens bei eintre- 
tender Zahlungsunfähigkeit wurde beibehalten und dem Magistrate 
zur Pflicht gemacht, auch im Falle des Concurses nach beendigter 
Liquidirung einen Vergleich zu versuchen, dem gleichfalls das über- 
stimmte Drittel der Gläubiger, insofern sie kein Pfand- oder Vor- 
zugsrecht hatten, beitreten musste. Die Classification war von dem 
Kanzler zu entwerfen, doch konnte ihm diesfalls ein rechtsgelehrter 
Beirath gegeben werden. 

Diese erneuerten Privilegien, auf deren nähere Beleuchtung 
einzugehen 'der Zweck dieser Arbeit nicht gestattet, fielen natürlich 
mit Einführung der französischen Gerichtsbarkeit hinweg. Nach 
Wiedererlangung Südtirols theilte ein Hofdecret vom 5. März 1816 
dem Präsidium des Appellationsgerichtes in Tirol und Vorarlberg in 
Folge Allerhöchster Entschliessung vom 21. Februar desselben Jahres 
mit: Se. Majestät habe die Wiedereinführung des Marktgerichtes zu 
Botzen zu genehmigen und zu befehlen geruht, dass sowohl dieses, 
als die Verfahrungsart nach den Statuten vom Jahre 1792 in Wirk- 
samkeit zu setzen sei. 

In dieser Weise bestand das Botzener Marktgericht bis zur 
Begierung des jetzigen Kaisers. 

Der Zusammenhang zwischen Civil- und Strafrecht im allge- 
meinen macht sich auch auf dem Gebiete der Handelsgesetzgebung 
geltend. Nicht selten mag ein schlechtes oder unrichtig angewen- 
detes Strafgesetz die Wirkungen der besten civilrechtlichen Institu- 
tionen vereiteln. Auf keinem Gebiete gilt dies mehr als in dem der 
Concursgesetzgebung. Nicht heute erst klagt man über allzu milde 
Auffassung des Strafgesetzes in Fällen betrügerischer Crida und über 
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die schädlichen Folgen solcher Lauheit fttr Credit und Verkehr. 
Schon am Ende des vorigen Jahrhunderts musste ein eigenes, an alle 
Appellationsgerichte gerichtetes Hofdecret grössere Strenge und Ge- 
nauigkeit in dieser Richtung einschärfen und die diesfällige besondere 
Ueberwachung der ersten Instanzen den Obergerichten zur Pflicht 
machen. (Hofdecret vom 24. August 1795.) Und am 27. April 1817 
brachte ein Decret der Commerz-Hofcommission an die niederöster- 
reichische Regierung in Erinnerung, dass, wenn bei einem Concurse 
die Gläubiger mehr als zwölf Procent verlieren würden, die betref- 
fende Handlungsbefugniss in jedem Fall, und zwar auch dann ein- 
zuziehen sei, wenn eine Verzichtleistung der Gläubiger auf ihre volle 
Befriedigung oder eine Ausgleichung durch fremde Htllfe vorliege. 

Für Westgalizien wurden mit der westgalizischen Gerichts- < 
Ordnung vom 19* December 1796, aufweiche wir später zu sprechen 
kommen werden, im 9. Capitel, §§. 74 — 164 eine eigene Concurs- 
processordnung, und im 41. Capitel, §§. 676 — 589 ein eigenes 
Verfahren bei Wechselgerichten kundgemacht, welchem am 10. Oc- 
tober 1797 eine eigene westgalizische Wechselordnung folgte, die 
mit der erneuerten Wechselordnung vom Jahre 1763 im wesentlichen 
übereinstimmte. 

Tiefeingreifend in die Verkehrsverhältnisse sind die gesetzlichen 
Bestimmungen über die Gültigkeit oder Ungültigkeit von Zinsver- 
trägen. Es ist eigenthümlich, dass auch auf diesem Gebiete die von 
Kaiser Leopold begonnene Reaction gegen die Josephinischen An- 
schauungen fortgesetzt wurde. War das Patent vom 29. Januar 
1787, womit die Wuchergesetze aufgehoben worden waren, schon 
durch die Leopoldinische Erläuterung vom 28. Februar 1791 that- 
sächlich ausser Wirksamkeit gesetzt worden, so erfolgte nunmehr mit 
Patent vom 2. December 1803 die ausdrückliche Bestimmung, dass 
das Gesetz Kaiser Joseph's ausser Kraft gesetzt werde, und wurde 
gleichzeitig ein neues Wuchergesetz erlassen. 

Wenige Gesetze der vormärzlichen Zeit sind in ähnlicher Weise 
und vielleicht mit Recht angegriffen worden, wie das eben bezeich- 
nete Wucherpatent. Hingegen war auch die Einfühning dieses Ge- 
setzes noch ein Vortheil gegen den schwankenden Zustand, wie er 
durch das Gesetz vom 28. Februar 1791 war herbeigeführt worden. 
Motivirt wurde die Wiederaufnahme der Zinsenbeschränkung in fol- 
gender Weise: „Eine vieljährige, durch häufige Beispiele bestätigte 
Erfahrung hat (Re Erwartung, in welcher die vormals gegen den 
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Wucher erlassenen Gesetze durch das Patent vom 29. Januar 1787 
aufgehoben wurden, nur zu sehr widerlegt. An die Steile der durch 
diese Begünstigung beabsichtigten freieren Bewegung der Capitalien 
zur Unterstützung nützlicher Unternehmungen trat ungemässigte Ge- 
winnsucht, die auf die Thorheit der Verschwendung und die Drang- 
umstände des Bedürfnisses speculirte, Fleiss und Betriebsamkeit 
muthlos machte, den Privatcredit unterdrückte und die schädlichsten 
Folgen auf Sitten und Gesinnungen verbreitete. Wir sehen uns 
daher verpflichtet, einem Uebel von so verbreitetem Einfluss mit 
ernster Sorgfalt entgegen zu gehen und den weiteren Fortschritten , 
desselben auf gesetzlichem Wege nach Möglichkeit Einhalt zu thun.^ 
Nun folgten die einzelnen Bestimmungen, die jedoch auf , eigentliche 
Handelsgeschäfte« nicht Anwendung finden sollten. 

Als rechtliche Zinsen durften nach §. 4 bei einem gegebenen 
Unterpfande höchstens fünf, ohne Unterpfand höchstens sechs vom 
Hundert auf ein Jahr bedungen werden; eine Bestimmung, die später 
auch in das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch §. 994 überging. 
Waren Zinsen nicht ausdrücklich bedungen, sondern nur aus dem 
Gesetz zuzuerkennen, so sollten überhaupt vier vom Hundert, in 
den schwäbischen Verlanden und in Galizien fünf vom Hundert, in 
Triest und bei Forderungen von Handelsleuten sechs vom Hundert 
gezahlt werden (§. 5). Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch setzte 
im §. 995 die Zinsen aus dem Gesetze ohne Unterschied des Eron- 
landes auf vier Procent fest, und gestattete sechs vom Hundert nur 
bei einer aus einem eigentlichen Handelsgeschäfte entsprungenen 
Schuld. Ein Hofdecret vom 21. November 1818 setzte jedoch für 
Triei^t und Fiume die gesetzlichen Verzugszinsen wieder ganz allge- 
mein mit sechs Procent an. Das Wucherpatent unterscheidet zwi- 
schen dem Wucher au Capital, an Zinsen und in den Bedingungen, 
bestimmt die einzelnen Arten desselben, so wie die dafür angedrohten 
Strafen und überträgt den Landrechten die Wucheruntersuchung; 
Nicht nur der Darleiher, sondern alle, die in irgend einer Weise 
als Unterhändler wissentlich zu einem Wuchergeschäft beigetragen 
hatten, machten sich strafbar. Die Strafe war verschieden nach der 
Art des Wuchers. Sie konnte in der Einziehung eines Theils des 
Capitals und der Zinsen oder auch unter Umständen im Verlust des 
ganzen Capitals sammt allen Zins^en bestehen. Bei erschwerenden 
Umständen konnte Arrest von drei bis sechs Monaten, öffentliche 
Ausstellung in einem Kreise mit der Aufschrift »wegen Wucher,* 
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Abschaffung aus dem Aufenthaltsorte, und rücksichtlich der Frem- 
den Landesverweisung eintreten. Uebrigens konnte unter Umständen 
auch der Bewucherte nicht nur zum Verschwender erklärt, sondern 
auch abgescliafft oder mit Arrest bis zu sechs Monaten bestraft 
werden. Endlich war in dem Patent das Verfahren in Wucherange- 
legenheiten ausführlich vorgezeichnet. 

Wie die übrigen Gesetze wurde auch das Wucherpatent in 
den durch den Wiener Congress wiedergewonnenen Gebietstheilen 
neu publicirt. 

Es würde uns zu weit führen, wollten wir auf alle handels- 
rechtlichen Gesetze aus der Eegierungsperiode des Kaisers Franz 
näher eingehen. Erwähnung verdienen die Gesetze über die Ver- 
pflichtung und die Befugniss zur ProtocoUirung der Firmen und 
Gesellschaftsverträge vom 29. September 1812 und 7. Mai 1813, 
wonach insbesondere Handels- und Gewerbsleute, welche von dem 
Becht, trockene Wechsel auszustellen, Gebrauch machen wollten, 
protocollirungspflichtig waren; die Instruction für den politisch -öko- 
nomischen Magistrat in Buccari vom 27. December 1816, betreffend 
die von ihm in seinem Bezirke ex delegatione des Stadt- und I^and- 
rechtes wie auch des Wechselgerichtes und Seeconsulats erster In- 
stanz in Fiume, hinsichtlich der Mercantii- und Seeconsulats-Gegen- 
stände vorzunehmenden Amtshandlungen, die für Niederösterreich 
erlassene Verordnung vom 26. März 1804, in Betreff des Verfahrens 
bei Aufnahme des Fondsausweises für Grosshandlungen , welcbe mit 
Hofkammerdecret vom 15. November 1817 auch in den übrigen 
deutschen Provinzen in Wirksamkeit gesetzt wurde, das Privilegien- 
patent vom 8. December 1820, womit in allen Provinzen ein gleich- 
förmiges System der Verleihung ausschliessender Privilegien auf 
Entdeckungen, Erfindungen und Verbesserungen im Gebiete der In- 
dustrie eingeführt ward und welches mit dem Patent vom 31. März 
1832 eine neue verbesserte Auflage erlebte, endlich die über die 
Gewerbsverleihungen ergangenen Gesetze, insbesondere jenes vom 
31. März 1808 und die an das böhmische Gubernium erlassene Hof- 
kanzlei-Verordnung vom 9. December 1824 über die persönlichen, 
radicirten und verkäuflichen Gewerbe. 

Nähere Würdigung hingegen erfordern auch vom Standpunct 
einer österreichischen Rechtsgeschichte die durch die Finanzlage des 
Staates während und nach den französischen Kriegen verursachten 
Gesetze, insbesoiiüere das Finanzpatent vom 20. Februar 1811, mjl 
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die vier Patente vom 1. Juni 1816, so wie die mit letzteren im 
Zusammenhang stehende Gründung der Nationalbank und die Statuten 
derselben vom 15. Juli 1817. 

Es ist bekannt, wie in Folge der Staatsbedttrfnisse die zuerst 
laut Patent vom 15. Juni 1762 in Umlauf gebrachten Wiener Banco- 
zettel bis zu der ungeheueren Summe von 1060,798,753 Gulden 
waren vermehrt worden. Der raschen Entwerthung derselben Ein- 
halt zu thun, war weder das in dem Patente vom 26. Februar 1810 
enthaltene Versprechen, das Papiergeld nicht mehr zu vermehren, 
im* Stande, noch konnte die mit dem Patent vom 8. September 1810 
ausgeschriebene zehnprocentige Steuer auf alles bewegliche und unbe- 
wegliche Privatvermögen den Staat aus solcher Bedrängniss retten. 
An eine allmäliche Verminderung des Papiergeldes und die Her- 
stellung der Valuta war nicht mehr zu denken. So erschien das 
Patent vom 20. Februar 1811. Die Bancozettel wurden auf den 
fünften Theil ihres Werthes herabgesetzt, sie sollten bis längstens 
letzten Januar 1812 gegen ein neues Papiergeld (Einlösungsscheine) 
in dem bezeichneten geringeren Betrage eingelöst und letztere ali- 
mälich getilgt werden. Das neue Papiergeld erhielt Zwangscours. 
Es ist leicht erklärlich, welchen Einfluss dieses Gesetz auf alle in 
der alten Valuta abgeschlossenen Bechtsgeschäfte nehmen musste. 
Das Patent unterschied diesfalls zwischen Verträgen, welche vor dem 
Jahre 1799, vom 1. Januar 1799 bis 30. September 1810, endlich 
vom 1. October 1810 bis 14. März 1811 geschlossen worden waren. 

Nur die auf der ersten Gattung von Verträgen beruhenden 
Zahlungen waren nach dem vollen Betrage in Einlösungsscheinen 
oder im fünffieichen Betrage in Bancozetteln zu leisten, weil bezüg- 
lich der letzteren bis zu diesem Zeitpunct kein oder nur ein geringes 
Agio bestand. Rücksichtlich der übrigen wurde der Durchschnitts- 
cours der Bancozettel nach Monaten festgesetzt und der Werth der 
Vertragsbeträge nach dem Courswerth im Monate des Vertragsab- 
schlusses berechnet. Beispielsweise wies die amtliche Coursscala für 
den Monat Juli 1802 den Cours der Bancozettel mit 120 aus. Ein 
in diesem Monat ausgestellter Schuldschein von 60,000 fl. war dem- 
nach damals 50,000 fl. Conv. Münze werth und würde an fünfpro- 
centigen Interessen 2500 fl. abgeworfen haben. Er war daher mit 
diesem Betrag in Einlösungsscheinen oder mit dem fünffachen Be- 
trag in Bancozettel, d. i. mit 250,000 fl. Bancozettel zurückzuzahlen, 
beaiehungsweise mit 12,500 fl. Bancozettel zu verzinsen. Als höchster 
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Cours galt der von 500, zu welchem die Einlösung erfolgte und 
welcher auch für die dritte Gattung von Verträgen massgebend war. 
Ausserdem sollte bei seit dem Jahre 1799 geschlossenen Verträgen 
die Bückzahlung auch dann in Pa^ergeld geleistet werden können, 
wenn dieselbe in klingender Münze war bedangen worden; nur 
wenn eine bestimmte Münzsorte zur Bückzahlung bestimmt war, 
musste dieselbe auch in dieser Sorte stattfinden. Diese Bestimmungen 
galten nach dem Patent vom 1, August 1812 auch für das König- 
reich Ungarn und dessen Nebenländer. Gleichzeitig erfolgte eine 
Herabsetzung der Kupferscheidemünzen, die Beducirung der Interessen 
fast aller Aerarial- und Domestical- Obligationen auf die Hälfte und 
die Aufhebung der zehnprocentigen Vermögenssteuer. 

Fünf Jahre später, mit dem Patente vom 1. Juni 1816, wurde 
die Einziehung der Einlösungsscheine mit Hülfe der zu gründenden 
Nationalbank angeordnet; die Valuta ward hergestellt. Hinfort sollte 
kein Papiergeld mit Zwangscours mehr ausgegeben werden. Schrift- 
liche und nach einem Hofdecret vom 25. October 1817 auch münd- 
liche Verträge konnten wieder wirksam auf klingende Münze abge- 
schlossen werden. 

Die Einziehung der Einlösungsscheine erfolgte in der Art, dass 
für je 140 fl. derselben 40 fl. Banknoten und 100 fl. einprocentige 
Staatsschuldverschreibungen gegeben wurden. Die Banknoten waren 
sogleich in klingende Münze umzuwechseln und hatten keinen Zwangs- 
cours. Die Einlösung geschah sonach zu zwei Siebentel des Nomi- 
nalwerthes in Banknoten, zu ftlnf Siebentel in Staatsschuldverschrei- 
bungen. 'Der Fonds der Bank war ausser den von der Finanzver- 
waltung derselben zu überliefernden Münzvorräthen durch 50,000 Actien 
gebildet, zu deren Ankauf gleichfalls Einlösungsscheine verwendet 
werden konnten, indem für jede ein Betrag von 2000 fl. Papier- 
geld und 200 fl. Gonv. Münze erlegt werden musste. Letztere 
Bestimmung wurde später dahin abgeändert, dass 100,000 Actien 
h, 1000 fl. Papiergeld und 100 fl. Gonv. Münze ausgegeben wurden. 
Die auf diese Art in den Besitz der Bank gelangenden Einlösungs- 
scheine waren zu vertilgen und erhielt die Bank dafür nach dem 
Nominalwerth 2V2 procentige Staatsschuldverschreibungen. 

Was die Functionen der Nationalbank als Zettel-, Escompte- 
und Hypothekenbank, so wie die Verwaltung des zur Tilgung der 
durch diese Finanzoperation entstandenen verzinslichen Staatsschuld 
gebildeten Tilgungsfonds betrifft, so gehören siQ der österreichisch^ 
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P'iuanzgeschichte an. Das Patent vom 1. Juni 1816, womit die 
Errichtung der Nationalbank ausgesprochen und die bis zu deren 
Inslebentreten erforderlichen Anordnungen getroffen wurden, zerfallt 
in ftlnfzig Paragraphe und vier Abschnitte, welche von der Ein- 
setzung und inneren Einrichtung der Bank, von ihren Verrichtungen 
und den auf sie bezüglichen Anstalten, von ihren Bechten und Yer- 
biudlidxkeiten, endlich von ihrem Yerhältniss zur Staatsverwaltung 
handeln. Zwei weitere Patente von demselben Tage setzten die 
Umrechnung der Kupferscheidemünze in Conv. Münze fest und be- 
stimmten jene Staatseinnahmen, bei welchen die vorschriftsmässigen 
Zahlungen ausschliessend in Banknoten zu leisten waren. 

Nach Anhörung des aus der Mitte der Actionäre gewählten 
Ausschusses wurden endlich vom Kaiser mit Patent vom 15. Juli 
1817 die Bank-Statuten und Privilegien für die Dauer von 
fünfundzwanzig Jahren genehmigt. Wir übergehen die auf die innere 
Einrichtung der Bank und d^e Finanzgebarung derselben bezüglichen 
Bestimmungen, und wollen nur noch bemerken, dass die Verfälschung 
und Nachahmung der Noten, Actien und anderer Bankurkunden in 
gleicher Weise für strafbar erklärt wurde, wie jene des Staatspapier- 
geldes und der öffentlichen Urkunden, so wie dass das niederöster- 
reichische Landrecht zum privilegirten Gerichtsstand der Nationalbank 
in allen Bechtsangelegenheiten derselben, sie mochte als Kläger oder 
Geklagter einschreiten, erklärt wurde, und dass nur bei Wechsel- 
streitigkeiten in beiden Fällen das niederösterreichische Mercantil- 
und Wechselgericht einzutreten hatte. 

Die meisten der der Nationalbank im gerichtlichen Verfahren 
eingeräumten Begünstigungen stammen übrigens aus späterer Zeit. 

Dies ist das wichtigste, was über die Gesetzgebung in handels- 
rechtlicher Beziehung aus der Begierungszeit des Kaisers Franz 
mitzutheilen ist. Zwar machte sich der Mangel eines allgemeinen 
Handels-Gesetzbuches schon damals fühlbar und ein Cabinetsschreiben 
vom 18. Februar 1809 beauftragte die Hofcommission in Justizge- 
setzsachen zur Abfassung eines solchen. Wirklich beschäftigte sich 
letztere lange Jahre mit dem Entwurf eines Handlungs-Godex. Den 
diesfälligen Commissionssitzungen wurden wegen des Zusammenhanges 
des Handelsrechtes mit Fragen der politischen und Finanzverwaltung 
Mitglieder der betreffenden Hofstellen und einige Glieder des Wiener 
Handelsstandes zugezogen. Von letzteren seien hier insbesondere 
aus dem Gremium der Grosshändler Heinrich v. GeymüUer und 



V. Die österreichische Justiz unter Kaiser Franz L 369 

Johann Brachmann, aus dem Handelsstandsgremium Joseph Ezelt 
und Franz Bogner erwähnt. Der niederösterreichische Mercantil- 
und Wechselrath, spätere Appeliationsrath Johann Michael Edler 
v^ Zimmerl , der sich auch als Publicist um das österreichische 
Handels- und Wechselrecht verdient gemacht hat, fungirte als Re- 
ferent bei der gedachten Commission. Seine Absicht war, den 
„ Commerz-Codex ** in fünf Bücher: 1. vom Handel überhaupt, ^. von 
Wechseln, 3. vom Seehandel, 4. von Fallimenten, 5. von der Ge- 
richtsbarkeit und den Handels- und Wechselprocessen einzutheilen. 
Hiernach sollte derselbe auch Gegenstände umfassen, über welche 
allerdings bereits ausführliche Gesetze bestanden. 

Wirklich kam der Entwurf des wichtigsten 1. Buches, das in 
sechs Hauptstücken von Handelsleuten, von Handelsbüchern, voa 
Handelsgesellschaften, von Commissionären , von Frachtführern und 
von Mäklern oder Sensalen handelt, auch zu Stande und die' Com- 
mission hatte im Jahre 1815 ihre Berathungen über dasselbe bereits 
beendet. Im Jahre 1817 war auch schon der Entwurf eines voll- 
ständigen Wechselrechtes von Zimmerl vollendet, von der Commission 
berathen und den italienischen Tribunalen zur Begutachtung mitge- 
theilt worden. Dennoch gelangte die Arbeit nicht zum Abschluss. 

Nunmehr, da seit dem 17. December 1862 das allgemeine 
Handelsgesetzbuch auf Grundlage des im Auftrage der deutschen 
Bundesversammlung durch eine Commission von Abgeordneten ver- 
ÜBissten Entwurfes auch in Oesterreich eingeführt wurde, haben jene 
Arbeiten nur noch historisches Interesse und schlummern wohl für 
ewig in den Archiven des österreichischen Justizministeriums. 

Wir werden später sehen , wie es sich in ähnlicher Weise 
mit Entwürfen zu einer revidirten Civilprocess- und Concursordnung 
verhielt. 

Dem in den früheren Abschnitten dieser rechtshistorischen Studie 
angenommenen Systeme folgend, wollen wir zunächst die Fortschritte 
der Gesetzgebung dieser Periode rücksichtlich der unbeweglichen 
Güter in's Auge fassen. Hier blieb die legislative Thätigkeit nach 
wie vor auf dem Boden der Provincialgesetzgebung stehen, ohne 
dass die Anläufe zu einer gemeinschaftlichen Grundbuchsordnung 
zum Abschluss gelangt wären. 

In Niederösterreich wurde mit Patent vom 24. Juli 1795 das 
>Becht der Vormerkung (Pränotirung), welches nach dem Landtafel- 
patente vom Jahre 1758 nur auf die landtäflichen und nach dem 
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Grundhuchspatente vom Jahre 1765 nur auf die innerhalb des 
Wiener Burgfriedens und innerhalb des Bezirkes der landesfürst- 
lichen Städte und Märkte gelegenen Güter wirkte, auch auf alle 
übrigen, in die obrigkeitlichen Grundbücher gehörigen Realitäten 
anwendbnr erklärt und mit Hofdecret vom 15. Juli 1826 eine be- 
sondere Vorschrift über den sogenannten Gewährwandel, eine Geld- 
busse von 45 kr. Wiener Währ, wegen unterlassener Gewähran- 
schreibung, erlassen. 

Für Oberösterreich, woselbst die Ausführung des Patentes vom 
24. Juli 1791 Schwierigkeiten begegnet war, wurde am 2. November 
1792 ein neues ausführliches Grundbuchspatent erlassen und die 
Errichtung der Grundbücher, wo solche fehlten, bei einer Geldstrafe 
von 50 Ducaten für die säumigen Grundherren bis längstens 1. No- 
vember 1793 angeordnet. Bücksichtlich des nach den französischen 
Kriegen von Bayern zurückerlangten Inn- und Hausruckviertels 
wurde mit Hofdecret vom 15. März 1817 verordnet, dass das ob 
der ennsische Landrecht in Linz das Geschäft der Führung der 
provisorischen Landtafelbücher bis zur definitiven Begulirung des 
Hypothekarwesens nach den bestehenden Vorschriften fortsetzen solle. 
Diese Begulirung erfolgte jedoch erst mit Hofdecret vom 4. Juni 
1825, wonach verordnet wurde, die Landtafel des Innviertels habe, 
wie bis zum Jahre 1809, auch in Zukunft abgesondert geführt zu 
werden, hingegen sei der wiedererworbene Theil des Hausruckviertels 
wieder der ob der ennsischen Landtafel einzuverleiben. Wegea 
Uebertragung der Anmerkungen aus den Interimsbüchem in die 
Landtafel wurden gleichzeitig die erforderlichen Verfügungen ge- 
troffen. Aehnliche Bestimmungen enthielten rücksichtlich der mit 
lUyrien und dem Königreich Italien vereint gewesenen (jebietstheile 
Innerösterreichs die Hofdecrete vom 17. December 1814 und 6, Sep- 
tember 1819. 

In Steiermark wurde die alte Landtafelordnung vom 31. October 
1736 am 1. December 1796 republicirt. 

Das ausführlichste und beste Landtafelpatent der Periode ist 
jenes für das Königreich Böhmen vom 22. April 1794; dasselbe 
besteht aus 42 Paragraphen und wurde demselben eine eigene In- 
struction für die königlich böhmische und mährische Landtafel, 
bestehend aus 64 Paragraphen und zahlreichen Formularien, bei- 
gegeben. 

Welche Verordnungen ftlr Galizien unter den früheren Begie- 
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ruiigen in Landtafelsachen erlassen worden waren, haben wir erwähnt. 
Insbesondere sei hier noch eines eigenen Patentes für die Stadt 
Lemberg vom 25. Mai 1792 gedacht. In Ostgalizien wurde die 
Errichtung von Grundbttchem mit der Einführung des bürgerlichen 
Gesetzbuches vom Jahre 1797 angeordnet und dafür ein Zeitraum 
von dtei Jahren festgesetzt; ein Termin, welcher n4t Hofdecret vom 
17. April 1801 bis zum Schluss des Jahres 1801 ausgedehnt werden 
musste. Da jedoch auch in diesem Zeiträume «aus Mangel eines 
ordentlichen Leitfadens, wie diese Grundbücher eingerichtet sein, 
wo sie eingeführt und was für Urkunden in dieselben eingetr;agen 
werden sollen ,^^ die Errichtung nicht zu Stande kam, sistirte ein 
Patent vom 21. September 1803 die Wirkung des §. 210 des 
zweiten Theiles jenes Gesetzbuches bis zur Bekanntgabe eines solchen 
Leitfadens. Ehe dieser jedoch zu Stande kam, traten jene Ereig- 
nisse ein, welche fast alle polnischen Gebietstheile von Oesterreich 
losrissen. 

Für Tirol, wo es keine Grundbücher gab, verordneten die Hof- 
decrete vom 20. Juli und 24. October 1816, dass jene Verfügungen 
der (galizischen) Gerichtsordnung und des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches, welche die Existenz der Grundbuchs- und Landtafel- 
verfassung voraussetzten, vor der Hand nicht zur Anwendung kommen 
sollten, sondern in dieser Bichtung die vor der Einführung des 
bayerischen und italienischen Bechtes bestandenen Verordnungen für 
ganz Tirol und Vorarlberg in Wirksamkeit zu bleiben hätten. Gleich- 
zeitig erfolgte die neue Kundmachung dieser älteren Gesetze. 

Die mit Hofdecret vom 3. December 1821 getroffenen Verfügungen 
über das von dem provisorischen Earlstädter Provincialgericht nach 
. der bei deh ungarischen Comitaten üblichen Verfahrensart eröffnete 
und von dem späteren Stadt- und Landrecht zu Karlstadt fortgeführte 
IntabulationsprotocoU erloschen mit der Wirksamkeit des allgemeinen 
btlrgerlichen Gesetzbuches in jenem Gebiete. 

Das Hypothekarwesen der italienischen Provinzen Oesterreichs 
war stets ein von dem in den übrigen Kronländern des Kaiserstaates 
bestehenden verschiedenes. Grundbücher gab es daselbst nicht; dafür 
bestanden eigene Bezirks*Hypothekenämter, welche auch die Justiz- 
organisirungen seit dem Jahre 1848 überdauerten. 

Nach den italienischen Gesetzen, insbesondere nach Art. 2135 
des bürgerlichen Gesetzbuches des Königreichs Italien, dann nach 
Art. 28 de9 Beglements vom 19. April 1806 und Art. 4 des Decrets 



272 V. Die Osterreichische Justiz nnter Kaiser Franz L 

vom 12. December 1812 hafteten auch ohne Einschreibung gewisse 
stillschweigende, gesetzliche Hypotheken zu Gunsten der Ehefrauen 
für ihr Heirathsgut und die Ehepacten, zu Gunsten der Minder- 
jährigen, der Interdicirten und ihrer Erben auf den Gfltern der 
Ehemänner. Vormünder und Guratoren. Ausserdem gab es noch 
andere Generalbj^potheken und Pfandrechte, welche in unbestimmter 
Zeit mit zurückwirkender Kraft gegen den Schuldner oder dritte 
Besitzer eingezeichnet werden konnten.' Der hieraus entstehenden 
Unsicherheit des Grundbesitzes vorzubeugen, verordnete ein ausführ- 
liches Patent vom 19. Juni 1826 die Umwandlung aller General- 
Hypotheken in specielle und die Eintragung derselben bei. dem Hy- 
pothekenamte des Bezirkes, in welchem das belastete Gut lag. 

Dies waren die vorzüglichsten, auf die Grundbuchsführung 
Bezug nehmenden Verordnungen der Begierung des Kaisers Franz. 
Wohl fühlte man schon damals das Bedürfniss nach einer gleich- 
förmigen Einrichtung der Grundbücher aller Provinzen und nach 
einer allgemeinen Gesetzgebung in diesem Fache. Auch einzelne 
Versuche wurden in dieser Bichtung vorgenommen. So wurden, und 
zwar aus speciellen Anlässen, eine Landtafelorduung für Galizien, 
eine Grundbuchsordnung für Mähren und Schlesien und eine Grund- 
büchsordnung für Böhmen von den damaligen Hofräthen Purtscher, 
Schwarz und Schappel bearbeitet und mit den darauf Bezug nehmen- 
den Acten der Hofcommission in Justizgesetzgebungssachen übergeben. 
Auf einen Vortrag der obersten Justizstelle vom 7. Juni 1817, be- 
treffend Verhandlungen, welche wegen Einführung einer Landtafel- 
und Grundbuchsordnung gepflogen worden waren, erfolgte am 4. Juli 
1817 die kaiserliche Entschliessung dahin: die Hofcommission in 
Justizgesetzgebungssachen habe eine bestimmte und reiflich erwogene 
Aeusserung darüber abzugeben, ob die Begulirung der städtischen 
und Dominical- Grundbücher in den alten Provinzen, wo es hieran 
entweder ganz mangelte, oder wo sie eine unzuverlässige Einrichtung 
hatten, bis zum Erscheinen eines zweiten Theils der Gerichtsordnung 
verschoben werden könne und was davon zur allgemeinen Anordnung 
oder zur Provincialregulirung nach den verschiedenen Eigenheiten 
der Provinzen gezogen werden dürfte, damit dieser wichtige Gegen- 
stand in ein angemessenes Geleise gebracht und nicht auf eine unab- 
sehbare Zeit verschoben werde. 

Die Hofcommission gab das abgeforderte Gutachten dahin ab, 
dass es allerdings thunlich und zweckmässig sei, die Vorschriften 
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über die Versicherung von dergleichen Rechten auf unbewegliche 
Güter in ein einziges für alle Provinzen und für Landtafel- und 
Grundbücher zugleich geltendes Gesetz zusammenzufassen, da die 
ersten Grundsätze für die Erwerbung von dergleichen Rechten durch 
die öffentlichen Bücher schon in dem allgemeinen bürgerlichen Ge- 
setzbuche enthalten und überall gleich seien, umf; bei der näheren 
Bestimmung derselben allenthalben derselbe Zweck durch die gleichen 
Mittel erreicht werden solle. Man fand in den früheren, für einzelne 
Provinzen erlassenen Landtafel- und Grundbuchsordnungen keinen 
anderen Unterschied, als dass die älteren von ihnen manche dahin 
nicht gehörige Dinge enthielten und mitunter in das Privatrecht, 
die politische Gesetzgebung oder in die Gerichts- und Coucursord- 
nung eingriffen, die neueren dagegen sich mehr nur auf ihren Ge- 
genstand beschränkten und durch die Aufnahme einzelner bestimmterer 
Vorschriften, deren allgemeiner Nutzen nach und nach durch die 
Erfahrung sich bewiesen, einen höheren Grad von Vollkommenheit 
erlangt hatten. Man bemerkte endlich, dass die besonderen Gesetze 
einzelner Provinzen nur Bestimmungen für die Fähigkeit, Güter zu 
besitzen, die Verhältnisse der Unterthanen gegenüber ihren Guts- 
herren, die Laudemien und Taxen und andere in die Grundbuchs- 
ordnung eigentlich nicht gehörige Dinge enthielten, dass jedoch 
sowohl über die allenfalls doch nothwendige nähere Bestimmung der 
allgemeinen Vorschriften für einzelne Länder, als über die Vorsichten, 
welche bei der Einführung neuer, diesen Gegenstand betreffenden 
Gesetze zu beobachten wären, die Appellationsgerichte und Gubernien 
vernommen werden könnten. 

Diese Aeusserung wurde dem obersten Gerichtshofe mitgetheilt 
und der hierauf vom letzteren erstattete Vortrag vom Kaiser mit 
Allerhöchster Entschliessung vom 1. Januar 1818 genehmigend 
zur Kenutniss genommen. Hiernach sollte auch im Landtafel- und 
Grundbuchswesen für die Zukunft ein einziges allgemeines Gesetz 
zur Richtschnur dienen. Wirklich kam auch der Entwurf eines 
solchen zu Stande, welcher in 159 Paragraphen und drei Ab- 
schnitten 1. von den Grundsätzen des Verfahrens bei Versicherung 
von dergleichen Rechten, 2. von den Einverleibungs- und Vormer- 
kungsgesuchen und der Erledigung derselben, und 3. von der Ein- 
richtung der öffentlichen Bücher, den Amtszeugnissen über die 
Einverleibung und Vormerkung und den Ijandtafel- und Grundbuchs- 
auszügen handelte. Dieser Entwurf sollte als fünftes Capitel dem 

DoiDin, österr. Rechtsgeschichte. 1 8 
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zweiten Theil der allgemeinen Gerichtsordnung angeschlossen werden, 
welcher nach dem damaligen Plane das ganze Verfahren ausser 
Streitsachen zu umfassen hatte. Wie aber dieser zweite Theil, auf 
welchen wir später noch zu sprechen kommen werden, selbst nie- 
mals zur A^usführung gelangte, so blieb auch jener Entwurf einer 
allgemeinen Laodtafel- und Grundbuchsordnung nur „schätzbares 
Material," und ist es auch dieses nur noch für den österreichischen 
Rechtshistoriker. 

Dass das österreichische, nach den Provinzen so verschiedene 
Lehenrecht irgend eine wesentliche Veränderung in dieser Periode 
nicht erfahren hat, dürfte kaum Wunder nehmen. 

Sehen wir ab von den auf die Beseitigung der Neuerungen 
und die Wiedereinführung der alten Lehengesetze in den zu Fran- 
zösisch-Illyrien vereinigten Provinzen, in Tirol und Salzburg abzie- 
lenden Verordnungen vom 6. Juni 1815, 7. Juni 1817 und 6. Juli 
1820, so dürfte aus der Lehengesetzgebung dieser Periode nur ein 
Gesetz vom 26. April 1819 über die Mittel zur Sicherstellung der 
lehenherrlichen Rechte, die Verordnung vom 23. Mai 1821 über die 
Beutellehen in Salzburg und jene vom 26. März 1824 über die Rechte 
und Pflichten der Privatlehenherren in Oesterreich ob und unter der 
Enns zu erwähnen sein. 

Gleichwohl hatten eben die in den abgetrennten Provinzen vor- 
gegangenen Veränderungen auch in diesem Gebiete den nicht zur 
Befriedigung gelangten Wunsch nach einer gemeinschaftlichen Codi- 
fication hervorgerufen. Frankreich und Bayern hatten zwar die 
Fideicommisse und die sogenannten Feudal-Gerechtsamen, z. B. jene 
der Gerichtsbarkeit, der Schankgerechtigkeit, des Zoll-, Brücken- 
und Postzehents und dergleichen Nutzbarkeiten dem Staate vorbe- 
halten; allein der Lehennexus selbst, so weit er das getheilte Eigen- 
thum zwischen dem Staate und den Vasallen betraf, sollte nur im 
Wege einer AUodification aufgehoben werden. Die bayerische Re- 
gierung leitete in dieser Absicht selbst zwangsweise Massregeln ein, 
um die zahlreichen kleinen und gemeinen Beutellehen in Tirol ver- 
schwinden zu machen und nur grosse Krön- oder Reichslehen aufrecht 
zu erhalten. Doch wurde die Verfügung bis zum Rückfall nicht 
ganz ausgeführt, so dass noch eine grosse Anzahl kleiner Lehen in 
Tirol bestehen blieb. Dasselbe galt von dem lombardisch-venetiani- 
sehen Königreich; rechnete man doch im Mailändischen allein zur 
Zeit des Wiener Congresses bis 3000 landesfürstliche lehenherrliehe 
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Entitäten. Im venetianischen Gebiete, besonders in den Provinzen 
Frianl und del Polesine, waren die Lehen häufig. Sie wurden auch 
unter der Regierung der Republik in feudi retti, nobili, giuridizionali 
und feudi censuali, bei denen nur Laudcmien in Veränderungsfällen 
bezogen wurden, unterschieden und nach den alten Gesetzen der 
Republik vom 13. December 1586, 11. März uml 29. April 1625 
und 14. August 1635 behandelt. Die österreichische Regierung 
musste sich die Frage: ob und inwieweit sie das unter der Fremd- 
herrschaft begonnene Allodificirungswerk fortführen wolle, um so 
mehr vorlegen, als sie die Allodialisirung selbst schon rücksichtlich 
der übrigen Provinzen seit dem Jahre 1801 in Betracht gezogen 
hatte. Es waren die diesfälllgen Verhandlungen mit ein Hauptgrund, 
weshalb ein von dem Hofrath v. Fölsch bereits im Jahre 1805 ver- 
fasster Entwurf einer österreichischen Lehenordnung, durch welchen 
die abweichenden Provinciallehengewohnheiten in üebereiustimmung 
gebracht werden sollten, wie so viele andere Gesetze, nicht zur 
Ausführung gelangte. 

Auch in Bezug auf das Bergrecht sind während der Regierung 
des Kaisers Franz in den äussern u garischen Landen nur Solche Ver- 
ordnungen zu verzeichnen, die mit der Neu-, beziehungsweise mit 
der Rückgewinnung einzelner Kronländer im Zusammenhang stehen. 
Hierher gehört in Tirol das Hofdecret vom 20. April 1816, wodurch 
nebst dem Bergentscheid von 1490 die Ferdinandeische Bergordnung 
republicirt wurde und in Vorarlberg die vorderösterreichische Berg- 
ordnung vom Jahre 1731 Geltung behielt. 

In Salzburg bestanden im Jahre 1815 ausser der Bergordnung 
von 1532 auch bayerische Berggesetze und Bergbaueinrichtungen, 
die auch in den zurückerworbenen Theilen Oberösterreichs waren 
eingeführt worden. Ein Hofdecret vom 3. August 1822 behielt 
dieselben theilweise bei, was namentlich von einzelnen Bestimmungen 
der bayerischen Bergordnung vom 6. Mai 1784 gilt. Doch wurden 
die bayerischen, das Berggerichtswesen betreffenden Verord- 
nungen grösstentheils aufgehoben und an deren Stelle auf die 
westgali zische Gerichtsordnung gewiesen, von welcher wir später 
sprechen werden. 

In Galizien und der Bukowina hatte man ursprünglich die 
Joachimsthaler Bergordnung einführen wollen. Man ging jedoch 
davon ab, und nachdem bei der Revindicirung Westgaliziens bestimmt 
worden war, dass jene Parteien, welche bereits Bergwerke besassen, 

18* 
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oder auf einige Berglehensgegenstände Rechte zu hahen glaubten, 
binnen Jahr und Tag ihre Berglehensgerechtsame beim Wieliczkaer 
Districts Berggerichte darzuthun und zu muthen hätten, wurde durch 
Patent vom 28. December 1804 ein aus sechs Paragraphen be- 
stehendes Provisorium hinsichtlich der Erwerbungsart der Bergwerke 
kundgemacht. Sierdurch ward für Galizien, Lodomerien und die 
Bukowina, bis zur Zustandebringung einer den Zeitumständen und 
bestehenden Bergbauverhältnissen angemessenen Bergordnung , die 
einstweilige Anwendung der Maximilian'schen Bergordnung von 1573 
vorgeschrieben. 

Was die italienischen Länder betrifft, so erhielt sich im lom- 
bardisch-venetianischen Königreich auch nach 1815 das zur 
Zeit des Königreichs Italien am 9. August 1808 publicirte Regola- 
mento per le miniere. Es ist im Ganzen eine Nachahmung des 
französischen Bergrechtes, wie es vor Publicirung des Code des Mines 
(1810) bestand, in italienischer Sprache abgefasst, und besteht aus 
VII Titeln und 83 Artikeln. 

In Dalmatieu hingegen blieb das Bergrecht so geregelt, wie dies 
durch die Erläuterungen des Cameraimagistrates vom 21. Januar 
1799 nach dem Vorgänge der Bestimmung des Käthes der Zehn 
vom 14. März 1760 für das ganze in Besitz genommene Gebiet der 
früheren Kepublik Venedig geschehen, und auch im eigentlichen 
Venedig bis 1808 geblieben war; diesem gemäss wurden am 26. August 
1817 die alte venetianische Bergordnung von 1488, der Nachtrag 
von 1670 und die Erläuterungen von 1799 als dalmatinische Berg- 
gesetze republicirt. 

Ungarns Berggesetzgebung aus dieser Epoche endlich werben 
wir am Schlüsse derselben mit der übrigen Gesetzgebung dieses Kö- 
nigreichs und seiner Nebenländer kurz skizziren. 

Zunächst ist es das formelle Civilrecht, dem wir uns nunmehr 
zuzuwenden haben. Hier sind es vorerst die Bestrebungen zur Ver- 
fassung eines alle Theile des streitigen und ausserstreitigen Ver- 
fahrens umfassenden Gesetzbuches, die uns interessiren. Was wir 
in dieser Richtung mittheilen , entnehmen wir hauptsächlich der 
vortrefflichen Arbeit des Hofraths Dr. Franz Haimerl über die legis- 
lative Thätigkeit auf dem Gebiete des civilgerichtlichen Verfahrens 
iu Oesterreich, in der österreichischen Vierteljahresschrift für Rechts- 
und Staats Wissenschaft vom Jahre 1862. 

Wir haben im IV. Abschnitt erwähnt, wie man bereits unter 
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Kaiser Leopold von dem strengen Verbot der Gesetzesauslegung 
zurtickgekommen war. Es machten sich aber auch schon damals, 
kurze Zeit nach Erscheinen der neuen Gerichtsordnung, gewisse 
Mängel an derselben bemerkbar, welche den Auftrag zu dem Ent- 
wurf einer neuen Gerichtsordnung veranlassten. Dieser Entwurf 
kam unter der Regierung des Kaisers Franz zu Stande, wurde von 
den inländischen juristischen Lehranstalten, so wie von den Ge- 
richten begutachtet, von der Gesetzgebungs-Hofcommission neuerlich 
geprüft und endlich mit Kundmachungs- Patent vom 19. December 
1796 unter dem Titel; Allgemeine Gerichtsordnung für Westgalizien, 
in 619 Paragraphen vorläufig nur für dieses Kronland püblicirt. 
Bereits am 1. Mai 1797 begann die Wirksamkeit desselben; gleich- 
zeitig war aber auch eine neue allgemeine Gerichtsordnung für alle 
Erblande in Aussicht gestellt worden; ein Verspi*echen , das seit 
nunmehr siebzig Jahren immer und immer wieder erneuert ward, 
an dessen Erfüllung zeitweise mit Eifer gearbeitet wurde, das aber 
doch niemals zur Ausführung gelangte, und insofern damit eine Ver- 
besserung mit Beibehaltung der alten Principien gemeint war, wohl 
auch kaum mehr zur Ausführung gelangen dürfte, seit es sich um 
die Einfuhrung eines neuen Systems und die gänzliche Beseitigung 
der alten Processnormen handelt. 

In den Text der westgalizischen Gerichtsordnung waren die bis 
zu ihrem Erscheinen kundgemachten Nachträge zur allgemeinen Ge- 
richtsordnung aufgenommen worden. Ausserdem wurden vier neue 
Hauptstücke hinzugefügt, nämlich das 37. von den Fristen, das 
41. von dem Verfahren bei den Wechselgerichten, das 42. von dem 
Verfahren bei den Berggerichten und das 43. von dem Verfahren 
bei den Militärgerichten, welches letztere jedoch den Militärgerichten 
uie bekannt gemacht wurde und auch bei denselben niemals in 
Wirksamkeit trat. 

Auch die westgalizische Gerichtsordnung erklärte im Kund- 
machungspatente alle früheren Gesetze über Gegenstände, welche in 
diesem Gesetze entschieden sind, unter was immer für Benennung 
sie übrigens ergangen seien, für aufgehoben. 

Im Jahre 1803 erschien eine italienische Uebersetzung derselben 
für das im Frieden von Campo Formio erworbene Venedig unter 
dem Titel: Begolamento giudiziario generale per la Galizia occideu- 
tale dl 19. dicembra 1796. Becato in lingua italiana per le Pro- 
vincie Venete col qui annesso patente di 16. marzo 1803. Mit 
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Patent vom 15. Januar 1807 wurde sie iu Ostgalizien und in der 
Bukowina eingeführt und seit 15. September 1814 auch für Tirol 
und Vorarlberg, beziehungsweise seit 1. October 1816 in Vils, im 
Ziller- und Brixenthale gültig erklärt, bei welcher Gelegenheit aber- 
mals wegen Wälschtirol eine italienische üebersetzung zu Stande 
kam, in welcher drei Paragraphe weniger sind als in der westgali- 
zischen. Die vorerwähnte für Venedig bestimmte üebersetzung vom 
Jahre 1803 wurde im Jahre 1815 (24. April) in Istrien und Fiume 
eingeführt, die Wiedereinführung der italienischen Gerichtsordnung 
im lombardisch -venetianisohen Königreich erfolgte im Jahre 1815*, 
im Jahre 1816 wurde eine italienische Uebertragung unter dem 
Titel ; Regolamento generale del Processo civile per gli stati austriaci 
in Italia im lombardisch -venetianischen Königreiche vorgeschrieben, 
welche letztere gewöhnlich unter der näheren Bezeichnung: italienische 
Gerichtsordnung citirt wurde, von der westgalizischen Gerichtsord- 
nung nur wenig abwich, aber die letzten drei Capitel derselben, das 
Verfahren bei Berg-, Wechsel- und Militärgerichten betreffend, gar 
nicht enthielt. Weiter wurde die westgaiizische Gerichtsordnung 
auch in Salzburg (3. October 1816), so wie in Dalmatien und auf 
dessen Inseln (1. Juli 1815, 7. Juni und 23. Juli 1816 und 2. April 
1819) publicirt. 

Die Einführung derselben in Krakau fällt erst unter die gegen- 
wärtige Regierung (23. März 1852). 

In Kärnthen, Krain, Görz und Triest war nach der Wiederge- 
winnung am 1. November 1814, im Inn- und. Hausruckviertel am 
3. October 1816 die allgemeine Gerichtsordnung wieder eingeführt 
worden. Insoweit den Triester Gerichten Gebiete Istriens unter- 
standen, hatten sie jedoch nach dem Kegolamento von 1802 vorzu- 
gehen (Hofdecrete vom 3. August und 4. November 1823). Neben 
der westgalizischen und italienischen Gerichtsordnung wurde nicht 
so wie neben der allgemeinen, auch eine abgesonderte Concursord- 
nung publicirt und in Wirksamkeit gesetzt, sondern es wurden im 
dritten Capitel dieser Gerichtsordnung, neben den Normen für das 
Verfahren im Concurse, auch die materiellen Bestimmungen über 
die Vor- oder Classenrechte der Gläubiger unter sich aufgenommen. 
Alle diese Gerichtsordnungen beruhen übrigens auf denselben Prin- 
cipien. Die Abweichungen der westgalizischen und italienischen von 
der allgemeinen betrafen nur Detailbestimmungen, und obgleich sie 
Anfangs nicht unbedeutend waren, so haben sie sich doch im Laufe 
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der Zeit, von wenigen Ausnahmen abgesehen, verloren, weil man die 
differenten Puncto allmälich durch Nachtragsverordnungen in üeber- 
einstimmung brachte, so namentlich durch die Allerhöchste Ent- 
schliessung vom Jahre 1835 über Form und Inhalt der Urtheile auf 
den Beweis durch Zeugen und Sachverständige, und durch jene vom 
Jahre 1839 über den Executivprocess. 

Ungeachtet auf diese Art, trotz der verschiedenen Gesetzbücher 
für alle Theile des Reiches ausser Ungarn und den Nebenländern 
desselben, eine und die nämliche Processordnung bestand, wurde 
doch der früher gefasste Plan, wie durch das allgemeine bürgerliche 
Gesetzbuch in materieller, so auch in formeller Beziehung oder 
rücksichtlich des Civilprocesses ein gleichförmiges Gesetz für alle 
Provinzen zu Stande zu bringen, nicht aufgegeben. 

Diese Gerichtsordnung sollte nach einer schon am 15. October 
1798 erfolgten Allerhöchsten EntSchliessung in zwei Theile zerfallen, 
und das Verfahren sowohl in streitigen als in nicht streitigen Ange- 
legenheiten, jedoch mit Ausschluss der Jurisdictionsgesetze, umfassen. 
Bestand doch für letztere oder die sogenannte freiwillige Gerichts- 
baikeit gar kein zusammenhängendes, alle Theile umfassendes Gesetz. 
Kaiserliche EntSchliessungen vom 26. October 1801, 25. September 
und 13. November 1802, 16. März 1803 und 31. December 1809 
bestätigten wiederholt den obigen Auftrag. Nach einer weiteren 
kaiserlichen EntSchliessung vom 20. Januar 1803 sollte bei der 
Verbesserung des gerichtlichen Verfahrens die westgalizische Gerichts- 
ordnung zu Grunde gelegt werden, während sich für das adelige 
Richteramt eine, obwohl unvollständige Grundlage in der Gerichts- 
Instruction vom 9. September 1785 finden liess. . 

Die Bearbeitung des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches und 
andere Geschäfte verzögerten jedoch die Berathungen über den Ent- 
wurf der Gerichtsordnung so lange, dass man erst gegen Ende des 
Jahres 1815 der Beendigung des einen, das Verfahren in Streitsachen 
enthaltenden Theiles näher kommen konnte« In Folge eines Be- 
richtes der Hofcommission in Justizgesetzsachen vom 7. März 1816: 
dass die, damals noch gar nicht angefangene Bearbeitung des Ent- 
wurfes einer Amts-Instruction für das nicht streitige Verfahren noch 
längere Zeit erfordern werde, die Processordnung dagegen beinahe 
vollendet sei, dass es daher am zweckmässigsteu wäre, die letztere 
wieder allein, als ein eigenes Gesetzbuch sogleich zur Kundmachung 
zu bringen und die Vorschriften, welche den zweiten Theil der 
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Gerichtsordnung ausmachen sollten, dann ebenfalls als ein für sich 
bestehendes Ganzes nachfolgen zu lassen, erfolgte im Jahre 1816 
die EntSchliessung des Kaisers dahin, dass die Kundmachung der 
Gerichtsordnung in Streitsachen, nicht aufzuhalten , jedoch möglichst 
bald ein bestimmter Plan über Inhalt und Umfang der Gerichtsord- 
nung ausser Streitsachen zur AUerh. Genehmigung vorzulegen sei. 

Der Entwurf einer revidirten Gerichts- und Concursordnung 
wurde auch wirklich der kaiserlichen Sanction unterbreitet, doch 
wurden darüber die Erinnerungen der italienischen Gerichtsbehörden 
eingeholt; die kaiserliche Sanction erfolgte nicht und der Entwurf 
gelangte wieder an die Commission zurück. 

In demselben Jahre (10. December 1816) starb der damalige 
Präsident der Hofcommission in Justizgesetzsachen, frühere Oberst- 
Landrichter und niederösterreichische Landrechts-Präsident Matthias 
Wilhelm Edler v. Haan. Das Präsidium der Hofcommission ging 
auf den Landrechts -Präsidenten zu Wien Frhr. v. Aichen über, 
während di Pauli, Lentl, Baron Müuch-Bellinghausen, Jüstel und 
Prof. DoUiner als neue Mitglieder in die Commission traten, in 
welcher auch Frhr. y. Gärtner, der Bearbeiter des Civilprocesses und 
der Concursordnung, v. Schwarz, v. Sardagna und Locella sassen. 
Das Jahr darauf (25. April 1817) starb Sonnenfels. 

Die Hofcomroission begann nunmehr die Berathungen über den 
zweiten Theil der Gerichtsordnung. Da sie jedoch wegen dessen 
Sonderung vom ersten Theile auf Schwierigkeiten stiess und dieser 
ohnehin noch nicht bekannt gemacht war, so trug man im Jahre 
1818 bei dem Kaiser wieder darauf an, das Ganze, den früheren 
Absichten gemäss, in ein vollständiges Gesetzbuch über das civil- 
gerichtliche Verfahren zu vereinigen und unter dem Namen Ge- 
richtsordnung als ein Werk erscheinen zu lassen. Dasselbe 
sollte in drei Theile zerfallen. In den ersten Theil wurden nach 
diesem Vorschlage die allgemeinen Anordnungen über* Richter, Ge- 
richtsverfassung, Gerichtsbarkeit und Advocaten aufgenommen; er 
zerfiel in sieben Capitel, welche 1. von dem Richter, 2. von der 
Gerichtsverfassung, der Unterordnung der Gerichte und ihrem Ver- 
hältnisse gegen andere Gerichte und Behörden, 3. von der Gerichts- 
barkeit, 4. von dem Gange der Geschäfte bei CoUegialgerichten erster 
Instanz, 5. von dem Gange der Geschäfte bei Gerichten erster In- 
stanz, die kein Justizcollegium ausmachen; 6. von dem Gange der 
Geschäfte bei den Gerichten zweiter und dritter Instanz, und 7. von 
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den Advocateu und Sachwaltern handelten. Das vierte Capitel zerfiel 
selbst wieder in acht Abschnitte unter folgenden Ueberschriften : 
1. Von dem Einreichungsprotocoll; 2. von der Bestellung des Re- 
ferenten; 3. von der Bearbeitung des Referats; 4. von der Berath- 
schlagung des Gerichts; 5. von den Tagsaizungen; 6. von der Aus- 
fertigung und Zustellung der gerichtlichen Verordnungen; 7. von der 
Verwahrung der Acten, und 8. von der Verwahrung der Depositen. 
Der zweite Theil sollte die Gerichtsordnung in Streitsachen , der 
dritte die Bestimmungen über das Verfahren ausser Streitsachen 
enthalten. 

Der Entwurf einer revidirten Concursordnung wäre in den 
zweiten Theil gefallen, während der dritte Theil neun Capitel ent- 
halten sollte, welche 1. die allgemeinen Anordnungen für diesen 
Theil des civilgerichtlichen Verfahrens, 2. die Vorschriften für die 
Abhandlung der Verlassenschaften , 3. jene für die Vormundschafts- 
und Curatelgeschäfte, 4. die gerichtliche Obsorge über Fideicommisse, 

5. die Versicherung dinglicher Rechte durch öffentliche Bücher, 

6. die freiwillige Schätzung, Feilbietung und Deponirung, 7. die 
gerichtlichen Zeugnisse überhaupt und die Vidimirung und Beglau- 
bigung der Urkunden insbesondere, 8. die Adoptirung, Legitimation 
und Entlassung aus der väterlichen Gewalt, endlich 9. die Errich- 
tung gerichtlicher letzter Willenserklärungen zu besprechen hatten. 
Der Kaiser ging jedoch auf den Vorschlag der Hofcommission dies- 
mal nicht ein, sondern verwies dieselbe mit Entschliessung vom 
22. Juli 1818 auf die frühere Resolution vom Jahre 1816, worauf 
am 21. December 1820 vorerst der Entwurf einer vereinten Pro- 
cess- und Concursordnung vorgelegt wurde. 

Hierüber erfolgte jedoch keine Sanction. Obwohl nun weder 
diese, noch die weiter in allen Richtungen der projectirten revidirten 
Gerichtsordnung fortgesetzten Arbeiten zur Publication gelangten, so 
sind dieselben, namentlich die auf den ersten und dritten Theil be- 
ztiglichen, doch für die Geschichte der österreichischen Justizgesetz- 
gebung von höchstemi Interesse, weil die gesammte neuere Gesetzgebung 
im Verfahren ausser Streitsachen, in Bezug auf Jurisdictionsnorm, 
Amtsinstruction u. s. w. auf jenen Arbeiten beruht und aus den- 
selben organisch sich entwickelt hat. 

Gelang es jedoch auch nicht, ein gemeinschaftliches Gesetzbuch 
in der bezeichneten Richtung zu Stande zu bringen, so wurden doch 
mannichfaltige Verordnungen in den verschiedenen Gebieten des 
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beabsichtigten Gesetzes unter der Regierung des Kaisers Franz er- 
lassen, von denen wir einige anzufahren haben werden. 

Hierher gehören zunächst, was das streitige Verfahren betriflPt, 
die Verordnung über den Schuldenarrest eines niederösterreichischen 
Landstandes vom 29. August 1793, die Feilbietungsnormen vom 
31. Januar 1801, 9. Juli 1802 und 15. März 1806, und einzelne 
Verordnungen über bestimmte Gattungen des Verfahrens , so die 
Prager Wohnungsaufkündigungs-Ordnung vom 9. März 1805 und die 
Verordnungen vom 23. August 1819 über das Verfahren in Ehe- 
streitigkeiten, vom 17. Februar 1827 über jenes bei Todeserklärungen 
und vom 8. October 1830 über den Besitzstörungsstreit. 

Die speciellen Verfügungen über Uuterthansprocesse in Galizien 
und über das Verfahren in Zehentstreitigkeiten in Niederösterreich 
und Salzburg haben wir schon früher erwähnt. 

Was das erste der vorerwähnten Gesetze betrifft, so mahnt es 
noch sehr an die Zeit der Ungleichheit vor dem Gesetze. Den 
niederösterreichischen Landständen stand nämlich von Alters her das 
Recht zu, schuldenhalber nur in einem eigenen Local, dem soge- 
nannten „grünen Stübel" angehalten werden zu können. Die specielle 
Bewachung und Beheizung dieses Locals war natürlich mit grösseren 
Kosten verbunden, als die Anhaltung im allgemeinen Schuldenarrest. 
Es erhob sich die Frage: ob auch nach Einführung der allgemeinen 
Gerichtsordnung dem Gläubiger die Kosten einer solchen privilegirten 
Haft könnten aufgeladen und ob überhaupt das „grüne Stübel^ als 
ein zulässiges Local für den Personalarrest könne angesehen werden. 
Das citirte Hofdecret bestimmte nun, dass landständische Mitglieder 
von diesem Privilegium nur dann sollten Gebrauch machen dürfen, 
wenn sie die Kosten der Bewachung und Beheizung selbst tragen 
konnten, oder der diesfalls eigens zu befragende Landmarschall sich 
bereit erklärte, die Kosten aus der ständischen Cassa zu entrichten. 

Wichtiger sind die oben erwähnten auf die Feilbietung bezüg- 
lichen Gesetze. Das erste, ein Patent vom 31. Januar 1801, das 
später (4. April und 1. Mai) auch in West- und Ostgalizien kund- 
gemacht wurde, hob im Interesse des Pfandschuldners und der im 
Bange nachstehenden Gläubiger, damit jener nicht an seinem Eigen- 
thum, diese nicht an ihren Forderungen allzu sehr geschmälert 
würden, für den ganzen Umfang der Länder, für welche die allge- 
meine und westgalizische Gerichtsordnung Geltung hatte, die in 
derselben enthaltene Bestimmung auf, dass liegende oder fahrende 



V. Die österreichische Justiz uuter Kaiser Fr«nz L 283 

G(iter bei der dritten Feilbietuiig auch unter dem Schätzungswerth 
losgeschlagen werden dürften; verfügte, dass in Zukunft kein Pfand- 
object unter dessen Werth executiv veräussert werden solle, und 
bestimmte, dass wenn sich bei der letzten Feilbietung weder um 
diesen, noch um einen höheren Preis ein Käufer fände, das liegende 
oder fahrende Gut in einem Executionsfalle dem die Execution 
führenden Gläubiger auf dessen Ansuchen als sein Eigeuthum, in 
Concursfällen aber den sämmtlichen angemeldeten Gläubigern, nach 
Massgabe ihrer Forderungen und des ihnen zuerkannten Vor- 
rechtes, und zwar in beiden Fällen zu dem Schätzungswerthe einzu- 
antworten sei. 

Mit diesem Gesetze waren, abgesehen davon, dass es nunmehr 
in der Hand des Schätzmeisters lag, den Gläubiger durch zu hohe 
Schätzung zu chicaniren, die Vortheile des Realcredits in Oesterr^ich 
nahezu beseitigt und der Personalcredit in Frage gestellt; konnte 
es doch auch im Falle der billigsten Schätzung, oft nicht im In- 
teresse des Gläubigers liegen, statt seiner Forderung ein um den 
Schätzungswerth nicht zu verkaufendes Immobile oder Mobile zu 
erhalten. Die Folgen solchen Gesetzes machten sich auch um so 
mehr fühlbar, als es gerade die ersten Satzgläubiger waren, die 
zum Vortheil der letzten dadurch am meisten benachtheiligt worden 
waren. Kündigungen kamen in Menge vor, niemand wollte auf 
Immobilien leihen und auch der Personalcredit ward schwieriger 
als je. 

Bereits mit Patent vom 9. Juli 1802 sah man sich daher ge- 
nöthigt, wenigstens für Triest und dessen Gebiet, das in Folge 
seines Handels besondere Rücksichten erheischte, den alten Zustand 
wieder einzuführen und die Gerichtsordnung diesfalls in ihre alten 
Rechte einzusetzen. 

Mit Patent vom 15. März 1806 ertheilte mau jedoch den dies- 
fälligen Vorschriften der Gerichtsordnung wieder in allen Theilen 
des Reiches verbindliche Kraft und hob die Verordnung vom 31. Ja- 
nuar 1801 auf. Veranlasst wurde diese Aufhebung, wie es in dem 
Patent heisst, zunächst durch die Einführung des Wuchergesetzes 
vom 7. December 1803, welches den Credit abermals beschränkt 
und somit eine Belebung desselben nothwendig gemacht hatte. Man 
gestand jedoch gleichzeitig zu, die Erfahrung habe gelehrt, dass 
manche billigdenkendo Geldbesitzer von den zur Beförderung des 
Verkehrs so unentbehrlichen Darleihungen durch die Gefehr abge- 
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halten wurden, dass ihnen nach Verlauf der Zahlungsfrist, anstatt 
der haaren Zahlung, gegen ihren Willen hewegliche oder unheweg- 
liehe Güter des Schuldners, und zwar um einen Werth zugewiesen 
werden sollten, der sich hei dem so veränderlichen Verhältniss der 
Baarschaft zu den Gütern durch eine unparteiische Schätzung der 
Kunstverständigen nicht so zuverlässig, als durch den heförderten 
Zusammenfluss der Käufer vermittels der öflFentlichen Versteigerung 
erheben lässt. 

Die Prager Ausziehordnung hatte einen lediglich localen Cha- 
rakter. 

Von grösster Wichtigkeit hingegen ist die Vorschrift über das 
Verfahren in streitigen Eheangelegenheiten vom 23. August 1819; 
ein Gesetz, nach welcher, bis zu der in Folge des Concordats mit 
1. Januar 1857 eingetretenen Wiedererrichtung der geistlichen 
Ehegerichte, für Christen und NichtChristen bei den landesfürst- 
lichen Gerichten verfahren wurde, und die auf dem allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuch fussend, gewissermassen die Ergänzung der 
§§. 94, 97 und 107 desselben bildet. 

Sie zerfällt in zwei Hauptabschnitte und 19 Paragraphe. Der 
erste Abschnitt (§. 1-^12) handelt von dem Verfahren über die 
Scheidung von Tisch und Bett, der zweite (§. 13 — 19) von jenem 
über die Ungültigkeit oder Trennung der Ehe. Für beide Ver- 
fahrensarten wurde im allgemeinen das mündliche Verfahren nach 
den §§. 21 und 22 der westgalizischeri Gerichtsordnung als Muster 
vorgeschrieben. Bei der Scheidung sollte stets ein Vergleich ver- 
sucht und dadurch entweder die Zurücknahme des Scheidungsbe- 
gehrens oder doch eine ein verständliche Scheidung für bestimmte 
oder unbestimmte Zeit erzielt werden. Der zweite Theil normirte 
das Verfahren nach dem Grundsatz der möglichsten Aufrechthaltung 
des Ehebandes. Das ganze Gesetz war ziemlich mangelhaft und 
überliess wesentliche Momente dem Ermessen des Richters. Uebrigens 
kann nicht verkannt werden , dass gerade bei Verhandlungen so 
delicater Natur nicht leicht stricte Vorschriften gegeben werden 
können und vieles auf die Gewandtheit des leitenden Beamten an- 
kommt. Freilich ist die dem Letzteren dadurch auferlegte Verant- 
wortlichkeit keine geringe, und daher die häufigen Klagen über die 
Lückenhaftigkeit dieser Verordnung von Seite der Gerichte. 

Gewissermassen im Zusammenhang mit diesem steht das Gesetz 
über die Todeserklärung vom 17. Februar 1827 wegen der Erlaubniss 
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der Wiederverehelichung. Auch dieses Decret ist eine Ergänzung 
des allgemeinen hargerlichen Gesetzhuches, insofern das letztere in 
den §§. 112 — 114 die Erfordernisse der Todeserklärung im allge- 
meinen hezeichnet. 

Interessant endlich ist das am 8. October 1830 erlassene Hof- 
decret, womit, jedoch nur für Dalmatien, ein besonders be- 
schleunigtes Verfahren in Besiizstörungsstreitigkeiteii vorgeschrieben 
wurde. Das am 27. October 1849 R. G. Bl. Nr. XII für alle Kron- 
länder vorgeschriebene Verfahren in Besitzstörungsstreitigkeiten ist 
in Inhalt und Form dem vorstehenden dalmatinischen Gesetze fast 
wörtlich nachgebildet; beide Gesetze haben 19 Paragraphe; nur war 
im ersten Gesetz die Intervention von Advocaten im Besitzstörungs- 
processe ausgeschlossen, im letzteren gestattet. 

Bereits vor Erscheinen des allgemeinen bürgerlichen Gesetz- 
buches waren für Galizien einige grössere Gesetzesoperate bekannt 
gemacht worden, welche theils für sich allein, theils in Verbindung 
mit jurisdictionellen Normen und solchen über die innere Einrichtung 
der Gerichtsbehörden, das Verfahren ausser Streitsachen be- 
handelten.. 

Die wichtigsten derselben sind das Abhandlungspatent für Ga- 
lizien vom 26. Februar 1796, die allgemeine Vorschrift über die 
Verfahrungsart bei den Gerichtsbehörden in Westgalizien vom 27. No- 
vember 1801, welche mit Hofdecret vom 14. März 1807 auch in 
dem älteren (östlichen) Theile Galiziens eingeführt wurde, und die 
Judical-Grenzkämmerer-Instructionen für West- und Ostgalizien vom 
22. December 1797 und vom 3. November 1803. 

Diese Gesetze, so wie sie selbst zum grössten Theil auf der 
Josephinischen Gerichtsinstruction vom 9. September 1785, II. Ab- 
theilung beruhten, boten ihrerseits wieder die Grundlage für die in 
den späteren Instructionen für die Präturen im lombardisch- venetia- 
nischen Königreiche and Dalmatien enthaltenen Bestimmungen, für 
die mit letzteren fast gleichlautenden Instructionen für die Landge- 
richte von Tirol und Vorarlberg und für die küstenländischen Be- 
zirksgerichte in Geschäften ausser Streitsachen vom 21. November 
1824 und 15. Juli 1825, welche gleichfalls im wesentlichen an das 
Gesetz vom 9. September 1785 sich anlehnen, so wie für die In- 
struction der Gemeindevorsteher im Eüstenlande vom 9, April 1830, 
insoweit letztere die Bezirksgerichte in Geschäften ausser Streitsachen 
innerhalb gewisser Grenzen ?u vertreten hatten. 
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Diese Gesetze und die vorerwähnten Arbeiten der Justizgesetz- 
gebungs- Hofcommission bildeten dann wieder das Material für das 
gegenwärtige Gesetz vom 9. August 1854; so beobachten wir auch 
in der Rechts- wie in der polilischen Geschichte den allmälichen 
Fortschritt der Entwickelung, und auch die scheinbar sprungweise 
hervortretenden Werke der Legislation haben ihre Fäden in den 
Arbeiten der Vergangenheit. 

Das zuerst erwähnte Hofdecret vom 26. Februar 1796 über 
die Yerlassenschaftsabhandlungen in Galizien umfasst 50 Paragraphe; 
es enthält Vorschriften über die Sicherstellung des Nachlasses durch 
Versiegelung, enge Sperre und Verwahrung, über die Geltendmachung 
des Erbrechtes^ über die Kundmachung der Testamente und die 
dabei zu beobachtenden Vorsichten , über Erberklärung und die 
Fristen äu derselben, über die Rechtswohlthät des Inventars, über 
die Sicherstellung der Verlassenschaftsgläubiger und Legatare, über 
Erbeneinberuf ungsedicte, über Einberufung der Gläubiger, über den 
Unterhalt der Wittwe, über Erbrechtsklagen und über die Folgen 
einer irrthiimlichen Todeserklärung. Wie man sieht, finden sich 
auch einzelne dem materiellen Privatrecht angehörige Bestimmungen 
in dem Gesetze, während der §. 10, welcher von den Folgen der 
Unterschlagung eines Testaments handelt, in strafrechtliches Gebiet 
hinüberschweift. 

Noch weit umfangreicher ist das Gesetz vom 27. November 
1801, welches in zwanzig Hauptstückeo und 261 Paragraphen eine 
Amtsinstruction der Gerichtsbehörden und Normen für das ausser- 
streitige Verfahren umfasst. 

Dem letzteren in dem engen Sinne, wie es dem Gesetze vom 
9. August 1854 zu Grunde liegt, sind nur die Hauptstücke 15 und 16 
von dem Benehmen der In^anzen in Abhandluugssachen und in 
Waisensachen und Curatelen gewidmet. Gewissermassen im Zusammen- 
hang mit dem letzteren steht das 17. Hauptstück, welches von dem 
Benehmen in Bechnungssachen handelt, während das 19. eine Depo- 
siten -Instraction enthält. Als Ergänzung der Civilprocessordnung 
sind die Hauptstücke 11—14 und 18 anzusehen, welche das Be- 
nehmen der Behörden bei Aufnahme mündlicher Klagen , bei. Tag- 
satzungen, bei Zeugenverhören, bei Eiden und bei Inrotulirung der 
Acten regeln. Eine Amtsinstruction im eigentlichen Sinne enthalten 
die Hauptstücke 1-— 10, wozu noch das 20. Hauptstück über das 
Benehmen der Appellationsgerichte bei Advocatenprüfungcn kommt. 
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Die ersten zehn Hauptstücke enthalten die gewöhnlichen Be- 
stimmungen einer Amtsinstruction. Sie handeln von dem Ein- 
reichungsprotocoil und den daselbst einzureichenden Schriften, von 
der Zutheilung der Schriften an die Referenten, von Abgabe des 
Eiulaufes an dieselben, von der Bearbeitung der Referate, von dem 
Vortrage, der Berathschlagung und Erledigung, von der Führung 
der Rathsprotocolle, von Expedirung des Rathschlusses , von der 
Ausfertigung und Zustellung der Expeditionen, von der Aufbewahrung 
der Acten und der Registratur, endlich von der Aufsicht und Con- 
trole über die Behörden. Zu letzterem Behufe wurde den unteren 
Instanzen schon damals die Vorlage periodischer Geschäftsausweise 
nach bestimmten Formularen aufgetragen , und wurde den Oberge- 
richten die häufige Untersuchung der Gerichte erster Instanz zur 
Pflicht gemacht. Ein in die Augen fallender Mangel der Amts- 
instruction ist, dass sie zunächst nur das Verfahren der Gerichtshöfe 
iii's Auge fasste, während die Vorschriften für die Einzelgerichte 
nach wie vor den Herrschaften überlassen blieben, was eine sehr 
verschiedenartige Manipulation zur Folge haben musste. 

Das fünfte Hauptstück enthält im §. 77 ausführlich die Fälle, 
in welchen sich die Richter von Amtshandlungen zu enthalten haben. 
Dem siebenten Hauptstück waren einige Urtheile und Edictsformulare 
angeschlossen. Sehr an die Zopfzeit mahnt der §.91 dieses Haupt- 
stückes, welches die Personen bezeichnete, denen von den Gerichten 
der Titel „Herr* oder „Frau" beizulegen war, und wer wird in 
unseren Tagen nicht lächeln, wenn er liest, wie die landesfürstlichen 
Gerichte als höher stehende Behörden nur einem beschränkteren 
Kreise von Personen diese Ehrenworte spendeten, während den 
Magistraten gegenüber derselbe erweitert wurde. Erstere hatten nur 
die Mitglieder des Prälaten-, Herren- und Ritterstandes, die k. k. Räthe, 
die Militär-Offioiere (also nicht jene der Bürgergarden), die Capitu- 
iaren oder höher stehende Geistliche, endlich die Universitätslehrer 
der Rechtswissenschaft, beziehungsweise deren Gemahlinnen mit jenen 
Titeln zu honoriren, während bei den Magistraten auch die übrigen 
Professoren, die immatriculirten Doctoren, die Fiscaladjuncten , die 
Pfarrer und Klostervorsteher und alle landesfürstlichen Beamten ohne 
Unterschied, so wie deren Frauen als Herr und Frau bezeichnet 
werden mussten. 

Hinsichtlich des Sitzes vor Gericht war man bei den landes- 
fürstlichen Behörden minder streng ^ bei den Magistraten strenger 
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als rücksichtlich der Ehreatitulatur, indem nach §. 149, im Haupt- 
stück von den Tagsatzangen, auch den Fiscalamts-Adjuncten der 
Sitz vor Gericht gebührte, während den unteren landesfürstlichen 
Beamten auch bei den Magistraten der Sitz nur gebührte, wenn sie 
den Charakter eines kaiserlichen Secretärs bekleideten. Auch an 
dieser Ehrenbezeigung participirten selbstverständlich die Gattinnen 
der Bevorzugten. „Alle übrigen müssen vor Gericht stehen," heisst 
es ausdrücklich in dem Gesetze, ohne dass auch nur bezüglich 
kranker Personeu eine Ausnahme gemacht wäre. 

Eben so alterthümlich und feierlich sind die Vorschriften für 
die Eidesabnahme, und ist namentlich auf die Eides- und Meineids- 
Erinnerung bei Israeliten in den §§. 158 bis 163 viel unnöthige 
Sorgfalt verschwendet. 

Spärlich sind die Vorschriften in Verlassenschaftsangelegenheiten. 
Sie umfassen nur 42 Paragraphe (§. 165 — 206) und handeln zu- 
nächst von der Todfallsaufuahme und Inventurserrichtung, bezüglich 
deren mit den jetzigen ziemlich übereinstimmende Verfügungen ge- 
troffen werden. Eigenthümlich ist die Bestimmung des §. 200, 
wonach Testamente von Amtswegen auf den in die Verlassen schaft 
gehörigen Realitäten vorzumerken waren. 

Das 16. Hauptstück enthielt, ausser der Vorschrift betrefiTend 
die Sicherstellung des Vermögens der Pupillen und Curanden, Be- 
stimmungen über die Grossjährigkeitserklärungen und die Führung 
des WaisenprotocoUs. Das 17. handelte von dem Vorgehen der 
Kaitofficianten und ihrem Verhältniss zu Referenten und Rechnungs- 
legem. 

Die Depositenvorschriften sind sehr schwerfällig. Das CoUegium 
haftete in solidum für die Gasse und Depositen konnten nur vor der 
Rathsversammlung zu Händen des Vorsitzenden erlegt werden. 

Der Advocatenprüfung wurde kein Advocat als Prüfungscom- 
missär zugezogen, die mündliche Prüfung ging der schriftlichen vor- 
aus und konnte mit vorzüglichem, gutem, hinlänglichem oder ohne 
Erfolg abgelegt werden. 

Wir haben das Institut der Grenzkämmeier bereits in einem 
früheren Abschnitte kennen zu lernen Gelegenheit gehabt. (S. 109.) 
Bereits am 22. Dccember 1797 erschien eine eigene Instruction für 
diese Gerichtscommissäre in 41 Paragraphen , welche zuerst für 
Westgalizien bestimmt, mit einigen Zusätzen versehen am 3. No- 
vember 1803 auch für Ostgalizien bekannt gemacht wurde. 
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Ausser der Bestimmung, dass zu Grenzkämmerern nur geprüfte, 
mit Eligibiiitätsdecreten versehene Personen ernannt werden konnten, 
und dass sie eine Caution von 12,000 Gulden polnisch zu erlegen 
batffen, enthielt die Instruction zunächst Normen für die von den 
Kämmerern als Gerichtscommissären vorzunehmenden Todfalls* und 
Inventursaufuahmen , Sperren, Zeugenvernehmungen und Feilbie- 
tungen, über ihre Intervention bei Zustellung gerichtlicher Verord- 
nungen u. dgl. 

Da die Grenzkämmerer kein Gehalt hatten, wurde bestimmt, 
sie sollten von den Parteien für jeden Tag, den sie in ihrer eigenen 
Wohnung im Parteiinteresse verwendeten, zwei Gulden rheinisch, 
für jeden Tag ausserhalb der Wohnung vier Gulden gleicher Währung 
erhalten. Die Sorge der Einbringung blieb ihnen selbst überlassen. 
Verzögerten sie eine Arbeit, um eine grössere Entlohnung zu er- 
halten, so konnte die Zahl der Tage im Verhältniss zur Arbeit 
vom Landrecht ermässigt werden und war der Kämmerer überdies 
zu bestrafen. 

Das erste systematische, auch der Form nach dem Patent vom 
9. August 1854 nahestehende Gesetz im Verfahren ausser Streit- 
sachen ist die später auf Tirol und das Küstenland ausgedehnte 
Instruction der lombardisch-venetianischen Präturen in den Geschäften 
ausser Streit. 

Dieselbe behandelt nach Angabe des §. 1 zwei Gegenstände 
des ausserstreitigen Verfahrens: die Verlassenschaftsabhandlung und 
das Waisen- und Curatelwesen ; ersterem ist das erste Hauptstück 
in 55 Paragraphen (2 — 56), letzterem das zweite in 2 Paragraphen 
(57, 68) und das dritte in 8 Paragraphen (59—63) gewidmet. Das 
erste ist „von der Verlassenschaftsabhandlung, * das zweite „von dem 
Benehmen der Gerichte in Waisensachen und Curatelen,** das dritte 
„von dem Benehmen der Gerichte in Rechnungssachen" (der Pupillen 
und Curanden) überschrieben. 

Das System des ersten Hauptstückes ist im §. 2 dahin aus- 
einandergesetzt: die Einschreitung des Richters bei Verlassenschafts- 
abhandlungen umfasse drei abgesonderte Vorgänge, nämlich die Er- 
hebung und Versicherung der Erbmasse, die Anerkennung des 
Erben und die Zuweisung der Erbmassen an die anerkannten Erben. 
Sie zerfalle daher a) in die gerichtliche Sperre (d. i* d'e Todesfall- 
aufnahme), b) in die Inventur, c) in die Vorforderung des Erlen 
und die Erberklärung, d) in die Zuweisung und Einantwortung der 
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Erbschaft. In dieser Reihenfolge ordnen sich sodann die weiteren 
Bestimmungen. Es würde uns zu weit führen, wollten wir dieses 
Gesetz seinem ganzen Umfang nach näher auseinandersetzen. Für 
unseren Zweck mag es genügen, wenn wir bemerken, dass sich 
dasselbe in den wesentlichsten Puncten schon dem gegenwärtigen 
Stande der österreichischen Gesetzgebung anschliesst, und dass es 
im Küstenlande durch die den Gemeindevorstehern als zeitweiligen 
Gerichtscommissären ertheilte Instruction vom 9. April 1830 vervoll- 
ständigt wurde. 

Ausser diesen grösseren sind noch einige kleinere Gesetze über 
das sogenannte adelige Richteramt aus der Francisceischen Periode 
zu erwähnen. Die meisten derselben betreffen Waisenangelegenheiten. 
So das Patent vom 18. October 1792, wonach schon, wie später 
im bürgerlichen Gesetzbuch (§. 230), bestimmt wurde, dass Waisen- 
capitalien eben so wie solche von Fideicommissen, Kirchen, Stif- 
tungen, Bruderschaften, dann des Religions- und Stiftungsfonds nur 
gegen gesetzmässige Sicherheit auf Realitäten geliehen werden dürfen, 
und dass eine solche Sicherheit nur dann vorhanden sei, wenn ein 
Haus nicht über die Hälfte, ein Landgut oder Grundstück aber 
nicht über zwei Drittel seines wahren Werthes beschwert werde; 
ferner das Hofdecret vom 8. December 1796, welches theilweise das 
vorstehende bestätigte, theils Verfügungen über die Anlegung von 
Waisengeldern und Fondsobligationen traf; das Hofkanzleidecret vom 
14. März 1799, womit Formulare für die Rechnungsführung der 
Pupilleugelder bekanntgegeben wurden; der Unterricht für Waisen- 
cassen vom 10. September 1813 und die Erläuterung zu demselben 
vom 5. April 1814, endlich das Hofdecret vom 9. December 1815, 
womit die Revision der Pupillarrechnungen in Tirol für die Zukunft 
den zwei nächsten Anverwandten zugewiesen wurde. 

Der Vollständigkeit wegen müssen auch noch hervorgehoben 
werden: das Hofkanzleidecret vom 24. November 1808, womit in 
der Bukowina eben so wie in Galizien nach dem Kreisschreiben vom 
17. September 1789 das Abhandlungs- und Waisenwesen den Herr- 
schaften überlassen wurde, wogegen die Verlassenschaftseinantwortung 
nur von dem landesfürstlichen Gerichtshof des betreifenden Bezirkes 
erfolgen konnte. Dann die Hofdecrete in Fideicommisssachen vom 
14. Juni 1798 und 31. October 1809. Ersteres ist namentlich 
wichtig, weil es, die freisinnige Anordnung Kaiser Joseph's vom 
9. Mai 1785 (s. S. 124) über die Umwandlung der Real- in 



V. Die österreichische Justiz unter Kaiser Franz I. 291 

Pecuniar-Fideicomniisse beschränkend, wieder die Zustimmung sämmt- 
licher Theilnehmer, des Fideicommisscurators, der Anwärter und 
des Curators der Nachkommenschaft zur Umwandlung für nothwendig 
erklärte, auch hierin den reactionären Standpunct der Leopoldini- 
schen Regierun gsprincipien verrathend; das zweite, von minderem 
Interesse, bloss bestimmend, dass die Aufhebung eines in einer ab- 
getretenen Provinz gelegenen Fideicommisses durch die fremde Re- 
gierung auf die in den nicht abgetretenen Provinzen gelegenen 
Zugehöre desselben nicht zurückwirke. 

Gedacht sei endlich noch des Hofdecrets vom 11. Januar 1819, 
welches das Verfahren bei Adoptionen und Legitimationen regelte 
und den diesfäUigen Bestimmungen des Patents vom 9. August 1854 
zum Muster diente. 

Wir haben soeben bei Erörterung der Vorschrift über die Ver- 
fahrungsart bei den Gerichtsbehörden in Westgalizien vom 27. No- 
vember 1801 Gelegenheit gehabt, auch der in derselben enthaltenen 
Anordnungen bezüglich der Gerichtsinstruction zu gedenken. 

Es war dies jedoch nicht das einzige in dieser Richtung er- 
gangene Gesetz der Francisceischen Legislation, und sind deren 
noch andere, welche den neueren Gesetzen vom 28. Juni 1850 und 
28. Juli 1852 und dem an deren Stelle getretenen kaiserlichen 
Patent vom 3. Mai 1853 über die innere Einrichtung und die Ge- 
schäftsordnung der Gerichte zur historischen Grundlage und zur 
Nachahmung dienten. In gewissem Sinne gehören auch, abgesehen 
von der Instruction für das königl. ostgalizische Fiscalamt vom 
25. März 1801, die beiden Grenzkämmerer-Instructionen vom Jahre 
1797 und 1803 hierher. Galizien, das durch seine Organisirung 
überhaupt den Anlass zu den massgebendsten und musterbildenden 
Gesetzen des Anfangs der Regierung Kaiser Franz' IL gab, bietet 
uns in dieser Richtung jedoch noch eine andere wichtige Verordnung. 
Es ist dies die erste allgemeine Criminalgerichts-Instruction, welche 
mit Hofdecret vom 28. October 1808 für beide Theile Galiziens 
publicirt wurde und das bloss die civilgerichtliche Gestion der Ge- 
richtshöfe betreffende Gesetz vom 27. November 1801 somit ergänzte. 
Die Instruction zerfällt in 12 Hauptstücke und 133 Paragraphe, 
denen eine Reihe von Formularen angeschlossen ist. Die ersten 
10 Hauptstücke handeln 1. von den ersten Verfügungen des Cri- 
minalgerichtes, und behandeln dann, dem Geschäftsgange folgend, in 
analoger Weise wie das Gesetz vom Jahre 1801, 2. das Einreichungs- 
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protocoll, 3. die Zutheilung der Arbeiteu an die Beferenten, 4. die 
Ausarbeitung zun} Beferate und die Führung der Untersuchung, 
5. den Vortrag, die Berathung und Erledigung, 6. die Führung der 
Bathsprotocoiie, 7. die Expedirung des Bathschlusses, 8. die Ausfer- 
tigung und Zustellung der Expeditionen, 9. die Aufbewahrung der 
Criminalacten in der Begistratur, und 10. die Aufsicht und Controlc 
über die Behörden. Das 11. Hauptstück giebt dann das erste Bei- 
spiel einer zusammenhängenden Criminaldepositeuamts-Instruction und 
das 12. giebt einige karge Vorschriften über die Zucht und Ordnung 
in den Gefängnissen. In letzterer Beziehung wird zwar (§§. 128, 129) 
hervorgehoben, dass sowohl Inquisiten als Sträflinge gehörig be- 
schäftigt werden sollen; doch finden sich diesfalls keine näheren 
Bestimmungen, und für den Unterricht der Häftlinge ist in keiner 
Weise vorgesorgt. 

Mit Hofdecret vom 17. Mai 1819 wurde diese Instruction auch 
für die küstenländischen Criminalgerichte vorgeschrieben. Auch sie 
zeigt uns den Ausgangspunct für das gegenwärtige Gesetz der be- 
zeichneten Bichtung, nämlich für die Instruction über die innere 
Amtswirksamkeit und die Geschäftsordnung der Gerichtsbehörden in 
strafgerichtlichen Angelegenheiten vom 16. Juni 1854, welche ihrer^ 
seits zur Instruction vom 3. Mai 1853 sich verhält wie die vom 
28. October 1808 zu jener vom 27. November 1801. Als Er- 
gänzung der Strafgerichts-lnstruction mag die allgemeine Instruction, 
betreffend gerichtliche Leichenschau, vom 19. Januar 1815 ange- 
sehen werden. 

Die zunehmende Menge der Depositen einerseits und die Sorg- 
falt, welche das Interesse der an denselben zumeist betheiligteu 
Pupillen erheischte, machte den Wunsch nach einer gemeinschaftlich 
geregelten Manipulation aller Depositenämter rege. So ward denn 
mit Hofdecret vom 7. Juni 1811 eine Beschreibung der bei dem 
Depositenamte des Wiener Landrechtes bestehenden Manipulations- 
art, welche allgemein als die beste galt, sammt der Instruction für 
die von dem niederösterreichischen Landrechte zur Besorgung der 
Depositen erwählten Commissäre, auf welcher Instruction die Mani- 
pulation im wesentlichen beruhte, allen Appellationsgerichten zur 
Darnachachtung der unterstehenden Landrechte bekannt gegeben. 
Der österreichische praktische Jurist wird in diesem umfangreichen, 
mit Tabellen versehenen Elaborate ohne Mühe die Grundlage der 
jetzigen Depositenamts-Instructionen erkennen. 
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Getrennt von dem landrechtlichen bestand in Wien das magi- 
stratische Depositenamt. Auch dieses, namentlich die Criminalab- 
theilung desselben , bedurfte einer neuen zusammenhängenden In- 
struction. Eine solche wurde mit Hofkanzleidecret vom 20. Mai 1813 
bekannt gemacht. Dieselbe ist umfangreicher und genauer als die 
im 11. Hauptstück der galizischen Criminalgerichts-Instruction vom 
28. October 1808 enthaltene Depositenamts -Ordnung und umfasst 
29 Paragraphe nebst drei Formularen. Viele dieser Bestimmungen 
sind nunmehr in die Instruction der Criminalgerichte vom 16. Juni 
1854 , insoweit dieselbe von slrafgerichtlichen Depositen handelt, 
übergegangen. 

Sonstige auf die Geschäftsordnung bezügliche Gesetze der Epoche 
sind: das Hofdecret vom 17; August 1797, womit dem niederöster- 
reichischen Appellationsgerichte gestattet wurde, geringfügigere An- 
gelegenheiten in Senaten von zwei Räthen und einem Vorsitzenden 
zu behandeln; das Hofdecret vom 20. Juli 1816, insofern damit in 
allen Theilen des vereinigten Tirol die Amtsinstruction vom 9. Sep- 
tember 1785 eingeführt wurde; die früher (S. 249) erwähnte wich- 
tige Instruction für den italienischen Senat des obersten Gerichtshofes 
vom 13. September 1816 ; das an die Appellationsgerichte von 
Meder- und Innerösterreich, von Tirol, dem Küstenlande und Gali- 
zien gerichtete Hofdecret vom 31. Juli 1820 über die zweckmässige 
Vertheilung der Civil- und Criminalgeschäfte unter die Käthe jener 
CoUegialgerichte, welchen die Ausübung dieser beiden Zweige der 
Gerichtsbarkeit übertragen war — eine Verordnung, welche zunächst 
die gleichmässige Ausbildung der Käthe in beiden Zweigen des 
Justizdienstes bezweckte; endlich eine für die Tribunale erster In- 
stanz in dem lombardisch-venetianischen Königreiche erlassene höchste 
Vorschrift zur Behandlung und Erledigung der Justizgeschäfte in 
mehr oder minder zahlreichen Rathsversammlungen, welche mit Hof- 
decret vom 9. Februar 1822 auf alle ausserungarischen Gerichtshöfe 
ausgedehnt wurde. 

Der Umfang der Gerichtsbarkeit bei den einzelnen Justizbe- 
hörden war durch die früheren, namentlich Josephinischen Gesetze 
und durch Gewohnheit zwischen den landesfürstlichen und Patrimonial- 
(beziehungsweise Communal-) Gerichten geregelt. 

Nur gering ist daher die Anzahl der neuen gesetzlichen Be- 
stimmungen, welche in jurisdictioneller Beziehung unter Kaiser Franz 
zu erlassen far nothwendig befunden wurde. Die wichtigsten der- 
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selben sind folgende: vorerst eine'Beihe von Verordnungen, womit 
in den verlorenen und wieder gewonnenen Provinzen die vorigen 
Josephinischen Jurisdictionsnormen reactivirt wurden, so die Hof- 
decrete vom 20. September 1814 für den Villacher Kreis und Krain, 
vom 4. Mai 1816 für Triest, vom 4. Juli 1818 und 30. November 
1819 für den Inn- und Hausruckkreis, und vom 14. März 1817 für 
Tirol und Vorarlberg. Mit Hofdecret vom 24. Januar 1816 wurde 
auch für Illyrisch -Civil -Kroatien die allgemeine Jurisdictionsnorm 
eingeführt, was im Jahre 1822 wieder hinwegfiel. 

Neue Jurisdictionsnormen wurden durch die Erwerbung West- 
galizieus, der Lombardei und Venedigs so wie Dalmatiens bedingt. 
Jene für das erstgenannte Kronland erschien am 9. August 1798, 
trat jedoch mit dem Verlust des Landes im Jahre 1809 ausser Wirk- 
samkeit. Mit derselben wurde die Gerichtsorganisirung Westgaliziens 
halb und halb abgeschlossen. Die Gerichtsbarkeit vertheilte sich 
hiernach zwischen den Landrechten zu Krakau und Lublin und den 
Ortsgerichten. Die Magistrate zu Krakau und Lublin waren gleich- 
zeitig Mercantil- und Wechselgerichte. Die Competenzvorschriften 
entsprachen den Josephinischen Grundsätzen. (S. S. 93.) 

Im lombardisch -venetianischen Königreich wurde die bereits 
dargestellte Organisirung der Gerichte durch die Jurisdictionsnorm 
vom 29. September 1819 abgeschlossen; auch hier entsprachen die 
Competenzvorschriften so ziemlich den in den anderen Provinzen 
aufgestellten Principien. Dasselbe gilt von Dalmatien, wo das Patent 
vom 10. September 1827 die Competenz der Gerichte regelte. 
Unterschiede ergaben sich in beiden Kronländern hauptsächlich nur 
dadurch, dass in denselben nicht wie in den anderen Provinzen Pa- 
trimonialgerichte bestanden und dass der Adel und die Geistlichkeit 
keinen eigenen Gerichtstand genossen. 

An sonstigen jurisdictionellen Verfügungen seien erwähnt: ein 
Hofdecret vom 11. April 1796 über den gerichtlichen Wirkungskreis 
der Magistrate in Galizien; das Hofdecret vom 2. April 1802, womit 
die Jurisdiction über den gesammten unadeligen katholischen Clerus 
den Magistraten abgenommen und vom 1. November 1802 ange- 
fangen an die Landrechte übertragen wurde; das Hofdecret vom 
7. Juli 1821, betreffepd die Jurisdiction der Civilgerichte gegenüber 
den Bewohnern der Militärgrenze; die Jurisdictionsnorm für die 
k. k. Militärmarine vom 10. September 1824; endlich auch die das* 
obersthofmarschallische Gericht betreffenden Hofdecrete vom 5. Fe- 
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bruar 1819 wegen der Jurisdiction über Hausleute und Dienstboten 
fremder Gesandten und Souveräne, und vom 26. October 1832, wo- 
mit Prinz Gustav Wasa, seine Familie und seine Dienerschaft als 
vor das Forum jenes Hofgerichtes gehörig bezeichnet wurden. 

Ehe wir nun das Gebiet der strafrechtlichen Gesetzgebung be- 
schreiten, wollen wir, dem in den früheren Abschnitten beobachteten 
Vorgange folgend, noch die auf Gerichtstaxen und Gebühren 
bezüglichen Verordnungen kurz berühren. 

Auch hier ist es zunächst eine Verordnung für Westgklizien, 
die uns entgegentritt.. Mit Patent vom 6. Juli 1797 wurden die 
Gerichtstaxen in und ausser Streitsachen für das genannte Kronland 
nach denselben Principien bestimmt, wie dies durch die Josephi- 
uischen Verordnungen vom 1. April 1781 und 13, September 1787 
in den meisten übrigen Provinzen geschehen war. Für die Bemes- 
sung der Gebühren in Streitsachen wurden die Landrechte und der 
Magistrat zu Krakau als Gerichte erster Classe, die Magistrate zu 
Lublin und Sandomir als solche zweiter, die Magistrate aller Kreis- 
und einiger namentlich angeführter Städte als solche dritter Classe 
bezeichnet. In die vierte Classe gehörten die Magistrate aller übrigen 
Ortschaften und die Berggerichte. Die Endurtheils-Gebühren waren 
bedeutend billiger, die Advocaten- Ernennungstaxen eben so wie im 
Patent vom 1. April 1781. (S. S. 124.) 

Das Stempelpatent vom 5. October 1802 hielt rücksichtlich der 
Wirkungen der Stempellosigkeit und bezüglich der Haftungspflicht 
der Gerichtsbeamten die Bestimmungen des erneuerten Stempelpatents 
vom 30. Januar 1788 aufrecht. Ein Hofdecret vom 21. November 
1817 machte eine nach den eingetretenen Finanzoperationen jener 
Zeit geregelte Stempelscala bekannt. 

Ein ausführliches, 66 Paragraphe, Tabellen und Anmerkungen 
umfassendes Patent vom 15. October 1810 brachte umfassende Be- 
stimmungen über die Erbsteuer. Durch die im 38. Paragraph ent- 
haltene Bestimmung, wonach die von den Erben zu überreichenden 
Erbsteuerausweise von der Abhandlungsbehörde zu prüfen waren, 
wurde schon zu jener Zeit den Gerichten diese ihrer Function ganz 
fernstehende Arbeit aufgelastet; ein Uebelstand, der sich übrigens 
bei dem Vorhandensein gerichtlicher Rechnungsbeamteu damals noch 
weniger fühlbar machte. 

Am 19. Januar 1811 erschien eine allgemeine Taxordnung in 
streitigen und nicht streitigen Angelegenheiten. Urtheile waren in 
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derselben im schriftlichen Verfahren mit 2 fl., im mündlichen mit 
lV<2 fl* taxirt. Für die Landtafeln aller ausserungarischen Länder 
wurde mit Patent vom 1. Apiil 1812 eine allgemeine Landtafel- 
Taxordnung festgesetzt. Letztere wurde nach Wiedererlangung der 
verlorenen Provinzen im Jahre 1814 im Küstenlande und am 3. Oc- 
tober 1817 im Laibacher Gubernialgebiete für gültig erklärt. 

Ueberhaupt beschäftigte sich eine Beihe von Verordnungen mit 
der Einführung, beziehungsweise Bepublication der alten Gebühren- 
gesetze in den vom Congress erlangten Provinzen. So erfolgte die 
Einführung der Erbsteuer in Krain, Görz und dem Villacher Kreis 
mit Hofdecret vom 30. December 1814, jene der alten Taxordnungen 
von 1781 und 1787 in Istrien und dem Fiumaner Kreis mit Hof- 
decret vom 8. Juni 1815, und in Tirol und Vorarlberg mit Hof- 
kammerdecret vom 22. Juli 1815, wozu mit Hofkammerdecret vom 
6. Mai 1817 ein Nachtrag bekannt gemacht wurde. Ein Decret 
der Central -Organisirungs- Hof commission vom 17. Juli 1815 be- 
stimmte für letzteres Land die für den Schulfonds anzurechnenden 
Sterbetaxen. Mit Hofkauzleidecret vom 16. Juli 1817 wurden auch 
im Inn- und Hausruckviertel die Josephinischen TaiSordnungen, hin- 
gegen in Salzburg die westgalizische Taxordnung vom Jahre 1797 
mit der einzigen Ausnahme publicirt, dass in Salzburg die höhereu 
Urtheilsgebühren der alten Taxordnung vom Jahre 1781 gelten 
sollten. Für die Grundbuchstaxen der beiden bezeichneten Kreise 
Oberösterreichs und Salzburgs wurde das Hofdecret vom 7. März 
1818 massgebend. 

Die in dem Gebiete der Strafrechtspflege unter Kaiser Franz 
erlassenen Gesetze und Verordnungen lassen sich am besten in nach- 
stehender Beihenfolge darstellen, und zwar erstens die vor Erscheinen 
des Strafgesetzbuches vom Jahre 1803 kundgemachten Erlasse, zwei- 
tens das neue Strafgesetzbuch selbst, und drittens die nach dessen 
Kundmachung erlassenen Verfügungen. 

In ersterer Beziehung ist als Fortschritt das Hofdecret vom 
12. März 1792 zu erwähnen, womit verordnet wurde, dass künftig „von 
einer bloss anonymischen Anzeige kein Gebrauch gemacht, sondern 
solche als eine Scarteken betrachtet werden solle. ^ Hervorgehoben zu 
werden verdienen ferner zwei Hofdecrete für Innerösterreich vom 3. Juli 
und 12. October 1792 und eines für Vorderösterreich vom 14. Sep- 
tember 1792, womit zunächst nur eine grössere Beschleunigung der 
Criminaljustizpflege beabsichtigt wurde, die jedoch gleichzeitig den 
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Kern zur Bildung von Collegial-Criminalgerichten erster Instanz in 
den bezeichneten Provinzen enthielten, indem in Vorderösterreich 
die Griminal-Einzeliichter bei Schöpfung der Erkenntnisse zwei ge- 
prüfte Criminalrichter aus der Nachbarschaft zuziehen sollten, während 
in Innerösterreich den ordentlich bestellten, mit einem eigenen Vor- 
steher versehenen Landgerichten die eigene Abführung des Processes 
ohne Einfiuss eines landesfürstlichen Bannrichters dergestalt zuge- 
standen wurde, dass sie nur die abgeschlossene Untersuchung mit 
dem Urtheilsentwurf dem Criminal- Obergericht einzusenden hatten. 
Nahe gelegene Landgerichte sollten mit solchen ordentlich besetzten 
in das Einvernehmen treten und ihre Untersuchungsacten an die- 
selben abliefern oder um Bildung eines concentrirten Landgerichtes 
unter einem eigenen beeideten Vorsteher einschreiten dürfen. Dies 
war freilich nur ein schwacher Ersatz für die von Kaiser Joseph 
beabsichtigte Orgaiiisirung der Criminalgerichte, Ein Hofdecret 
vom 11. Juli 1796 beschränkte den Wirkungskreis der Polizei 
gegenüber den Strafgerichten, und ein solches vom 12. Mai 1798 
erweiterte jenen der Bergämter in Bezug auf strafbare Handlungen 
der Bergleute. 

Wir haben früher (S. 148, 150) erwähnt, dass die Todesstrafe im 
ordentlichen Verfahren für alle und somit auch für politische Ver- 
brechen durch die» Josephinische Strafgesetzgebung war abgeschafft 
worden. Hier trat nun mit Patent vom 2. Januar 1795 eine Aen- 
derung zum Schlimmeren ein, indem gerade für politische Verbrechen 
die Todesstrafe wieder eingeführt wurde. Inwieweit die damalige 
Lage Europa's und insbesondere die in Frankreich durch die Revo- 
lution hervorgerufenen Zustände auf die Gesetzgebung einwirkten 
und sie veranlassten, jenes Patent zu erlassen, vermögen wir nicht 
genau zu beurtheilen; so viel aber dürfte wohl mit Bestimmtheit 
behauptet werden, dass jene Verhältnisse nicht ohne Einfluss darauf 
waren« 

Unter Aufhebung der im Josephinischen Strafgesetz, Cap. III, 
§§. 41 bis 48, über die als Majestätsbeleidigung und Landesverrath 
bezeichneten Verbrechen enthaltenen Bestimmungen, definirte das 
Patent vo m Jahre 1 795 diese nun als Hochverrath bezeichneten straf- 
^ baren Handlungen in einer Weise, wie sie sich mit mehr oder min- 
derer Präcision bis zum gegenwärtig geltenden Strafgesetz erhalten hat. 

Im §. 1 heisst es: Das Verbrechen des Hochverrathes begeht 
derjenige, a) der die persönliche Sicherheit des Oberhauptes des 
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Staates verletzt, b) der etwas unternimmt, was auf eine gewaltsame 
Umgestaltung der Staatsverfassung, oder auf Zuziehung oder Ver- 
grösserung einer Gefahr von Aussen gegen den Staat angelegt wäre, 
es geschehe nun öffentlich oder in geheimen Gesellschaften, oder 
auch von einzelnen Personen, durch Anspinnen, Eath oder eigene 
That, mit oder ohne Ergreifung der Waffen, durch mitgetheilte , zu 
solchen Zwecken leitende Geheimnisse oder Anschläge, durch Auf- 
hetzung, Anwerbung, Ausspähung, Verbindung, Unterstützung oder 
was immer für eine andere dahin abzielende Handlung. 

Selbst der blosse Versuch des Verbrechens war mit dem Tode 
durch den Strang zu bestrafen, wenn auch kein Schaden erfolgte. 
Nichtverhinderung des Verbrechens, wo es möglich war, dasselbe zu 
verhindern, und Nichtanzeige eines Hochverräthers begündete die 
Mitschuld und wurde mit lebenslänglichem schweren Kerker bestraft. 
Nur bei Verwandten galt die Ausnahme, dass die Nichtanzeige ent- 
schuldigt blieb, jedoch nur dann, w^enn sie überzeugt sein konnten, 
dass ungeachtet der unterbliebenen Anzeige kein Schaden zu be- 
sorgen sei. 

Auch das Verbrechen der Störung der öifentlichen Ruh e fand 
in dem Patent seine Begriffsbestimmung, und reuigen Verschwörern 
ward Verzeihung und Geheimhaltung ihrer Anzeige zugesichert. Mit 
diesem Gesetz war ein Theil der Vorarbeiten für den neuen Straf- 
codex kundgemacht» — — 

Wir haben gesehen, wie bereit s unter Kaiser L eopold der Auf- 
trag zur Verfassung eines solcEen war erlassen, jedoch nicht zur 
Ausführung gebracht worden. Nach der Absicht des Gesetzgebers 
sollten die von Kaiser Joseph noch in drei verschiedenen Gesetz- 
operaten, nämlich in dem Strafgesetz vom 2. April 1787 und in 
den Strafprocessordnungen für Criminal- und politische Verbrechen 
vom 17. Juni 1788 und vom 5. März 1787 niedergelegten straf- 
rechtlichen Bestimmungen in einem einzigen Gesetzbuche zusammen- 
gefasst werden. ■"" "'"' ^ 

Im Jahre 1796 war man mit dem Entwurf für das Strafgesetz 
über Criminalverbrechen oder über „Verbrechen" im eigent- 
lichen Sinne, wie man sie jetzt den als schwere Polizeiübertretungen 
bezeichneten politischen Verbrechen gegenüber schon nannte, so wie 
mit dem Entwurf der Strafprocessordnung über Verbrechen fertig 
geworden. Die auf Polizeiübertretungen bezüglichen strafgesetzlichen 
und processualen Anordnungen bedurften noch der Ausarbeitung. 
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Da es jedoch nothwendig schien, in dem neu erworbenen West- 
galizien die strafgesetzlichen Bestimmungen des Beiches zur Geltung 
zu bringen, da man mit dem alten Gesetze ohnehin nicht mehr zu- 
frieden war, und da es zweckmässig erscheinen musste, die Brauch- 
barkeit des neuen Gesetzes praktisch zu erproben, ohne deshalb in 
den übrigen Provinzen den geregelten Gang der Strafrechtspflege 
vorläufig zu stören, so wurde der Entwurf mit Patent vom 1. Jun i 
1796 für Westgalizien als Gesetz bekannt gemacht. Gleichzeitig 



wurde jedocü aerseiDe eigenen in den übrigen ausserungarischen 
Provinzen bestellten Commissionen zur Prüfung mitgetheilt, welche 
sich dann auch über den Entwurf, betreffend die schweren Polizei- 
übertretungen, auszusprechen hatten. 

Das westgalizische Strafgesetzbuch zerfiel in zwei Theile, deren 
erster „von Verbrechen und Strafen," der zweite „von dem recht- 
lichen Verfahren über Verbrechen" überschrieben ist. Jener zerfiel 
in 28, dieser in 19 Hauptstücke, das ganze in 568 Paragraphen 
Der erste Theil handelte in nachstehender Reihenfolge: 1. von Ver- 
brechen überhaupt; 2. von Bestrafung der Verbrechen überhaupt; 
3. von den verschiedenen Gattungen der Verbrechen; 4. von dem 
Hochverrathe (nach dem Sinne und Wortlaut des Patents vom 2. Ja- 
nuar 1795); 5* von Aufruhr und Tumult; 6. von öffentlicher Ge- 
waltthätigkeit; 7. von der Rückkehr eines Verwiesenen; 8. von dem 
Missbrauch des obrigkeitlichen oder eines anderen öffentlichen Amtes; 
9. von Verfälschung der Staatspapiere; 10. von der Münzverfälschung; 
11. von der Religionsstörung; 12. von der Nothzucht und anderer 
Unzucht; 13. von dem Morde; 14. von Abtreibung der Leibesfrucht; 
15. von Weglegung eines Kindes; 16. von Verwundung und anderer 
Verletzung; 17. vom Zweikampfe; 18. von der Brandlegung; 19. von 
dem Diebstahl und anderen Entwendungen; 20. von dem Raube; 
21. von dem Betrüge; 22. von der zweifachen Ehe; 23. von der 
Verleumdung; 24. von Verbrechern gethanem Vorschub; 25. von 
den die Strafe mildernden Umständen; 26. von den Umständen, 
welche das Verbrechen schwerer machen; 27. von Beurthcilung der 
Milderungs- und Beschwerungsumstände; 28. von Erlöschung der 
Verbrechen und Strafen. 

Von der Anordnung des zweiten Theiles giebt folgende Titel- 
reihe der Hauptstücke die Grundzüge an, und zwar: 1. von der Ge- 
richtsbarkeit in Absicht auf Verbrechen; 2. von Erforschung der 
Verbrechen und Verbrecher; 3. von der rechtlichen Beschuldigung 
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eines begangenen Verbrechens; 4. von Verhaftung und summarischer 
Abhörung des Beschuldigten; 5. von den Gefängnissen; 6. von dem 
ordentlichen Untersuchungsprocesse; 7. von dem ordentlichen Ver- 
höre des Beschuldigten; 8. von Abhörung der Zeugen; 9. von der 
Gegenstellung des Beschuldigten und der Zeugen; 10. von der 
rechtlichen Kraft der Beweise; 11. von dem Urtheile; 12. von Kund- 
machung und Vollziehung des (Jrtheils;-13. von dem Becurse; 14. von 
dem Verfahren wider Flüchtige und Abwesende; 15. von Wiederauf- 
nehmung der Untersuchung wegen neuer Umstände; 16. von dem 
Standrechte; 17. von der Entschädigung und Genugthuung; 18. von 
den Strafgerichtskosten; 19. von dem Zusammenhange der Strafge- 
richte und Obergerichte in den peinlichen Sachen. 

Gehen wir von dieser Inhaltsangabe auf eine kurze Vergleichuag 
des westgalizischen Strafgesetzes mit dem von den Criminalverbrechen 
handelnden ersten Theil des Josephinischen Strafgesetzes vom 2. April 
1787 über, so fällt uns schon in der äusseren Erscheinung der 
grössere Umfang des ersteren in die Augen. Die Materie, welcher 
Kaiser Joseph 7 Capitel und 184 Paragraphe widmete, ist hier in 
28 Hauptstücke und 232 Paragraphe vertheilt. 

Hatte die Eintheilung in mehrere Hauptstücke den Zweck, eine 
bessere Uebersicht zu erlangen, so entsprang der grössere Inhalt 
aus der Aufnahme der nachträglichen Verordnungen und aus dem 
Bestreben , zwischen der Casuistik der Theresiana und der oft 
allzu gedrängten Kürze des Josephinischen Gesetzes die rechte Mitte 
zu treffen. 

Aber nicht nur in der äusseren Anordnung, sondern auch im 
Inhalt ergeben sich wesentliche Unterschiede zwischen den beiden 
Gesetzen, wenn gleich im Grossen und Ganzen die Josephinische 
Grundlage, die sich ja auch noch in dem gegenwärtig gültigen Ge< 
setze nicht verkennen lässt, geblieben ist. 

Ganz eigenthümlich ist dem westgalizischen Strafgesetz die Un- 
terscheidung der eigentlichen Verbrechen in Criminal- und Civil- 
Verbrechen. Es waren unter letzteren nicht etwa die politischen 
"Verbrechen der Josephinischen und die schweren Polizeiübertretungen 
der späteren Gesetzgebung zu verstehen. Die Civilverbrechen waren 
nach dem Strafgesetz vom Jahre 1796 eigentliche Verbrechen, die 
sich von den Criminalverbrechen nur dadurch unterschieden, dass 
sie „den Buhe- und Sicherheitsstand im gemeinen Wesen ^ weniger 
verletzten, als letztere, und deshalb geringer bestraft wurden. Diese 
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Eintheilung, welche sich aus der verschiedenen Natur der Verbrechen 
von selbst ergiebt und in den verschiedenen Strafen und den Folgen 
derselben zum Ausdruck gelangt, war füglich überflüssig, sie hatte 
für die Praxis gar keine Anwendung und wurde mit Recht im Ge- 
setze vom Jahre 1803 beseitigt. Analog, aber durchaus nicht gleich 
ist die sehr berechtigte, neueren Gesetzentwürfen angehörige Ein- 
theilung in entehrende und nicht entehrende Verbrechen. 

Weit wichtiger als diese Eigenthümlichkeit ist die Wiederein- 
führung der Todesstrafe auch im ordentlichen Verfahren. Das" Pateffl 
Tom 5 r Januar 1795 hatte" sie' 7üf * p6litiscIie"*Verbrechen zulässig 
erklärt , das westgalizische Strafgesetz dehnte sie auch auf gewisse 
Gattungen dfes Mordes (Meuchelmord oder bestellter Mord an den 
intern oder dem Gatten und Kaubmord) aus» Wir werden sehen, 
wie die österreichische Gesetzgebung bei Wiederaufnahme der Todes- 
strafe nur Schritt für Schritt und gleichsam zögernd vorging, denn 
auch das Strafgesetz vom Jahre 1796 bezeichnet nur eine Stufe 
bis zur weit allgemeineren Aufnahme der Todesstrafe im Gesetz vom 
Jahre 1803. 

Hiervon abgesehen, ist jedoch die Ausmessung der Strafen, 
wenigstens was die Dauer des Kerkers betrifft, eine mildere als im 
Josephinischen Gesetz. Doch blieb die Theilung in schwersten, 
harten lind gelinden Kerker. Die erste Kategorie war insofern milder 
behandelt, als drei Mal in der Woche eine warme, jedoch keine 
Fleischspeise gestattet wurde, während die Josephina nur Wasser 
tind Brod zuliess. Hingegen war das neue Gesetz bezüglich der 
zweiten Gattung strenger, indem es zwar täglich warme Speise, aber 
gleichfalls kein Fleisch gestattete, das selbst die Josephina zwei Mal 
in der Woche bewilligte. Bei der letzten Classe fiel das Eisen fort. 
Als Verschärfung der Kerkerstrafe galt Anhaltung zur öffentlichen 
Arbeit, Ausstellung auf der Schandbühne, Züchtigung mit Stock- 
oder Ruthenstreichen und Fasten. Wir haben bei Erörtenmg der 
Josephina erwähnt, dass dieselbe neben der auf beiden Wangen an- 
gebrachten öffentlichen, noch eine geheime Brandmarkung kannte; 
letztere bestand in der Einschröpfung eines Galgens an der linken 
Seite des hohlen Leibes, sollte jedoch nur gegen ausländische Ver- 
brecher in Anwendung kommen. Obwohl nun das Hofdecret vom 
7. Mai 1790 die Brandmarkung der Verbrecher für alle möglichen 
Fälle aufhob, so scfieinT'mah "'dässero6""(!ötJli auf "die geheime Brand- 
markung der Ausländer nicht bezogen zu haben; wenigstens iSnden 
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wir die letztere im westgalizischen Strafgesetzbuch §. 37 mit dem 
Unterschied wieder hv zulässig erKlärt, dass statt des lialgens, wie 
in der Theresiana der Buchstabe R. und der Anfangsbuchstabe der 
Provinz, in welcher das Urtheil gefällt wurde, eingeschröpft werden 
sollte, und diese abscheuliche Bestimmung ist dann auch in das 
Strafgesetz vom Jahre 1803 (§. 22) übergegangen. (Ein Hofdecret 
vom 21. Juli 1820 enthielt noch eine eigene Bestimmung über 
deren Vornahme.) 

Als Fortschritt gegenüber der Josephina muss bezeichnet wer- 
den, dass der im §. 39 ausgesprochene Grundsatz, die Strafe solle 
nur den Schuldigen treffen, nunmehr wirklich zur Geltung gelangte, 
indem die Vermögensconfisca tion auch heim Hofih vft rratb wp ^ rfip ] . 
Hingegen fand das internationale Strafrecht auch im westgalizischen 
Gesetze^ keine gehdnjge,.rVVürdigung*,, Ganz eigenthümlich ist dem 
letzteren die Bestimmung, dass derjenige, welcher sich ein Geschäft 
daraus machte, Unterthanen Oesterreichs zur Ansiedlung in fremden 
Ländern zu verleiten, dadurch das (Civil-) Verbrechen der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit beging. 

Strenger als die Josephina war das neue Gesetz hinsichtlich 
der unsittlichen Handlun^ea. Unzucht wider die Natur, Blutschande, 
ja selbst "Ehebruch und Betreibung des unzüchtigen Gewerbes werden 
als Verbrechen im eigentlichen SinYie bezeichnet, jedoch beim Ehe- 
bruch dem beleidigten Gatten das Recht der Verzeihung gewahrt. 
Selbstmord wird in dem Gesetze nicht mehr erwähnt, doch fehlt 
noch die klare Unterscheidung zwischen Mord und Todtschlag. Wer 
iift Zweikampf seinen Gegner tödtete, wird auch hier (§. 147) noch 
als Mörder bezeichnet. Betrug und Diebstahl, zwischen denen noch 
die Josephina nicht gehörig unterschied, sind klar gesondert und 
entsprechend definirt. 

Was jedoch mehr als die klarere Begriffsbestimmung in ein^ 
zelnen Partien, mehr als die nur hie und da gemilderten Strafen, 
dem neuen Gesetze vor dem alten den Vorzug gab, das ist die Rück- 
sichtnahme auf erschwerende und mildernde Umstände und die da- 
mit dem Richter eingeräumte Gewalt, nach dem Grade der Straf- 
barkeit auch die Sühne höher oder niederer zu bemessen; das ist 
die Loslösung der Strafrechtspflege von der Fessel des todten Buch- 
stabens und die Wiedereinführung der richterlichen Erwägung in 
dieselbe. Das 25 — 27. Hauptstück enthalten diesfalls ausführliche 
Bestimmungen, von denen wir mit Rücksicht auf die in der neuesten 
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Zeit gepflogenen Debatten nur die eine hervorheben wollen, dass der 
Richter nach §.219 die nach dem Gesetze verwirkte Todesstrafe 
nie mildern konnte. Die Verjährung der Verbrechen endlich war 
in das Gesetz mederluj^enommen. 

Gehen wir nunnayÄir auf eine kurze Vergleichung des zweiten 
Theils desselben mit dem Patent vom 17. Juni 1788 über, so 
ergiebt sich folgendes. Im allgemeinen mag der Unterschied rück- 
sichtlich des Strafprocesses als geringer, bezeichnet werden, als be- 
züglich des Strafgesetzes. Schon eine oberflächliche Zusammenstellung 
der oben erfolgten, mit der auf Seite 161 enthaltenen Inhaltsangabe 
macht die geringe Differenz in der Anordnung bemerkbar. Gleich- 
wohl ist schon das erste Hauptstück des zweiten Theils im west- 
galizischen Strafgesetz insofern eine Neuerung, als damit die juris- 
dictionellen Bestimmungen in den Strafprocess aufgenommen wurden. 
Die Aufhebung der privilegirten Gerichtsstände bei der Strafrechts- 
pflege wurde aus dem Patent vom 20. August 1787 und nach 
Massgabe desselben hertibergenommen; eine Frucht der Josephinischen 
Gesetzgebung, die unangefochten bis zur Gegenwart erhalten blieb. 

Bezüglich des Rechts und der Pflicht zur Anzeige blieben die 
alten Bestimmungen bestehen. Auf anonyme Anzeigen sollte zwar 
(§. 252) gegen niemand verfahren werden; war jedoch das Ver- 
brechen auf eine glaubwürdige Art beschrieben, so konnte sie zum 
Anlass dienen, der Wahrheit nachzuspüren. Die Beeidigung der 
Zeugen während der Untersuchung erfolgte nunmehr erst nach deren 
Vernehmung, falls keine Bedenken gegen sie vorlagen. (§. 281.) 

Die rechtliche Beschuldigung eines Verbrechens (Einleitung der 
Specialuntersuchung) findet sich in der westgalizischen Strafprocess- 
ordnung zuerst von der Voruntersuchung getrennt. Zu derselben 
wurde „rechtmässige Anzeigung* (Vorhandensein von Verdachts- 
grtinden) erfordert. (§. 284.) Solcher Anzeigungen enthielt §. 287 
zahlreiche, zum Theil allgemeine, zum Theil auf bestimmte einzelne 
Verbrechen bezügliche. Das 5. Hauptstück enthielt ausführliche 
administrative Massregeln über die Inquisitengefängnisse. Im allge- 
meinen blieb es auch in dieser Richtung bei den Josephinischen und 
Leopoldinischen Anordnungen. Ein Vertheidiger wurde dem Ange- 
klagten nicht beigegeben, da, wie es im §. 359 hiess, die Vertbei- 
digung der Unschuld von Amtswegen schon in der Pflicht des 
Strafgerichtes mitbegriffen ist; hingegen musste der Angeklagte nach 
§. 313 bei der Verhaftung unverzüglich in die nöthige Kenntniss 
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der Beschuldigung gesetzt werden und konnte alles an die Hand 
geben, was er immer zu seiner Vertheidigung dienlich erachtete. 

Verstellung durch angebliche Sinnenverwirrung und hartnäckige 
Verweigerung der Antwort, ja selbst falsche Verantwortung konnten 
an dem Inquisiten noch mit Schlägen und Fasten geahndet werden 
(§§. 385 — 3B7), wie in der Josephina. Auch bezüglich d€r Beweis- 
herstellung galten dieselben Grundsätze. Doch genügte es, wenn 
der Zeuge achtzehn Jahre alt war, um beweiskräftig aussagen zu 
können. Auch die dreifache Form der' Urtheile als Lossprechungs- 
und Straferkenntnisse, und solche, womit die Untersuchung wegen 
Abganges rechtlicher Beweise für aufgehoben erklärt wurde, blieb 
bestehen. Todesurtheile waren von Amtswegen der obersten Justiz- 
stelle vorzulegen. (§§. 451 und 459.) 

Ohne uns auf weitere Details einzulassen, genüge hier die Be- 
merkung, dass der Fortschritt, welcher dem ersten Theil des west- 
galizischen Gesetzbuches gegenüber der Josephina nicht abzusprechen 
ist, keineswegs auch bezüglich des zweiten Theils bemerklich sei, 
sondern dass auf strafprocessualem Gebiete die Gesetzgebung so 
ziemlich in den Fussstapfen der Josephinischen , hie und da selbst 
der Theresianischen Bestimmungen stehen blieb. 

Auf Grundlage des westgalizischen Gesetzes und der Gutachten 
von den über dasselbe einvernommenen Ländercommissionen wurden 
nunmehr im Schoosse der Hofcommlssion neue Berathungen gepflogen, 
an denen der damalige Hofrath v. Sonnenfels als Referent Theil 
nahm, und denen auch d^TIntwürrTin' einT^SIfafgesetz, ßetrefifend 
die schweren Polizeiübertretungen, unterzogen wurde. 

Endlich erfolgte die kaiserliche Sanction, und mit Patent vom 
3. September 1803 wurde das neue Gesetzbuch aligemein in allen 
deutschen Erbländern bekannt gemacht. Dasselbe zerfiel in zwei 
Theile, deren erster, dem westgalizischen Gesetzbuch entsprechend, 
in zwei Abschnitten und 557 Paragraphen Strafgesetz und Straf- 
proceös rücksichtlich der Verbrechen, und deren zweiter Theil, 
gleichfalls in zwei Abschnitten und 459 Paragraphen, dieselbe Ma- 
terie rücksichtlich der schweren Polizeiübertretung^n (ehemals poli- 
tischen Verbrechen) behandelte. 

Eine Vergleichung des ersten Theils mit dem westgalizischen 
Gesetzbuche zeigt, dass rücksichtlich des Strafprocesses fast keine, 
rücksichtlich des Strafgesetzes jedoch einige wesentliche Unterschiede 
zwischen beiden bestehen. In beiden Richtungen ist die Anzahl der 
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Hauptstücke und die Anordnung der Materie im Ganzen die gleiche, 
doch zeigt sich bei dem Strafgesetze der Unterschied, dass die das 
25—27. Hauptstück des westgalizischen Gesetzbuches bildenden Be- 
stimmungen über erschwerende und mildernde Umstände und deren 
Anwendung bei Bestimmung der Strafe richtiger als 3 — 5. Hauptstück, 
und zwar die erschwerenden Umstände voran, gereiht wurden. 

Der Unterschied zwischen Criminai- und Civiiverbrechen fiel 
weg, das internationale Strafrecht erhielt seine gehörige Berücksich- 
tigung in dem 2. Hauptstlluk: „von Bestrafung der Verbrecher über- 
haupt." Einzelne Begriffsbestimmungen wurden noch genauer fest- 
gestellt und di e Todesstrafe au ch auf Nachahmung von öffentlichen 
Greditpapieren, die als Münze galten (Bancozettel), und die im Yer- 
ständniss mit den Nachmachern oder einem Mitschuldigen erfolgte 
Hintangebung der gefälschten Papiere, dann auf Mord ohne Unter- 
schied, auf räuberischen Todtschlag und gewisse Fälle der Brandlegung 
ausgedehnt. Ein eigenes Hofkanzleidecret vom 29. October 1803 
theilte weitläufig die Gründe mit, welche bei dieser Ausdehnung der 
Todesstrafe massgebend waren und die zunächst die öffentliche und 
Privatsicherheit zum Zwecke hatten. Auch zeigt sich die anscheinende 
Härte der Wiedereinführung in einem milderen Lichte, wenn man 
liest, dass von 1304 Todesurtheilen, welche bis zum Jahre 1848 in 
denjenigen Xrontändern, auf welche sich die WirEsamKeiTctes Straf- 
gesetzbuches erstreckte, mit alleiniger Ausnahme des lombardisch- 
venetianischen Königreichs, im ordentlichen Verfahren gefällt worden 
waren, nur 448 zur Vollziehung gelangten, während in 856 Fällen 
Begnadigung durch den Kaiser eintrat, und dass namentlich von 
121 wegen Hochverrath und 174 wegen Creditpapierverfälscbung 
geschöpften Todesurtheilen nur 2 und beziehungsweise 3, wegen des 
let zteren Verb rechens aber seit dem Jahre 1808 überfiaupTTiein 
Todesurtheil mehr vollzogen wurde. 

(jenauere Begriffsbeinmmungen zeigen sich, anderer nicht zu 
gedenken, namentlich im 5. (nun 8.) Hauptstück, das nicht mehr 
„vom Aufruhr und Tumult," sondern „von dem Aufstande und Auf- 
rühre" überschrieben ist; im 8. und 9. (nun 11. und 12.) Haupt- 
stück, handelnd „von dem Missbrauche der Amtsgewalt" und „von 
der Verfälschung der öffentlichen Creditpapiere;" im 13. (nun 16.) 
Hauptstück, das jetzt gehörig gesonderte Bestimmungen „über Mord 
und Todtschlag" enthielt; endlich im 19. (nun 22.) Haupfestück, wo 

Domin, österr. Rechtsgesohicbte. 20 
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nunmehr auch, die Veruntreuung vom Diebstahl geschieden und der 
Unterschied schon in der Ueberschrift bemerkbar gemacht wurde. 

Im Capitel von den gegen die Sittlichkeit begangenen strafbaren 
Handlungen wurden nur noch Nothzucht, Unzucht wider die Natur, 
Blutschande, Verführung, wodurch jemand eine seiner Erziehung 
oder Aufsicht anvertraute Person zur Unzucht verleitet, und Kuppelei, 
wofern dadurch eine unschuldige Person verführt wurde, als Ver- 
brechen bezeichnet; andere unsittliche Handlungen, insbesondere der 
Ehebruch, wurden als schwere Polizei^rtretungen qualificirt. Be- 
treibung des Schandgeweibes galt nur unter gewissen Voraus- 
setzungen als schwere Polizeiübertretung und war dann von der 
politischen Obrigkeit zu ahnden. Im allgemeinen war deren Bestra- 
fung der Polizei überlassen. 

Auch sonst wurden mehrfache im westgalizischen Gesetz als 
Civilverbrechen bezeichnete strafbare Handlungen den schweren Po- 
iizeiübertretungen zugerechnet, wie ja das Kundmachungspatent aus- 
drücklich hervorhob, der Gesetzgeber sei vor allem darauf bedacht 
gewesen, dass zwischen den Verbrechen und schweren Polizeittber- 
tretungen eine genaue Grenzlinie bestehe und bei dieser wichtigen 
Entscheidung keine Willkür stattfinde. 

Bezüglich des Strafprocesses waren die Veränderungen, wie 
gesagt, nicht wesentlich und betreffen mehr die klarere Stylisirung. 
Die Anordnung der Materie blieb dieselbe, nur das 14. und 15. Haupt- 
stück wurden mit einander verwechselt und das Verfahren wider 
Abwesende und Flüchtige den Bestimmungen wegen Wiederaufnahme 
der Untersuchung vorangestellt. Auch enthielt der II. Abschnitt des 
ersten Theils im Gesetz vom Jahre 1803 um 11 Paragraphe mehr 
als der II. Abschnitt des Gesetzes von 1796. 

Als Unterschied mag erwähnt werden, dass die Bestimmungen 
über die Pflicht zur Anzeige gewisser Verbrecher wegfielen. Hin- 
gegen blieben auch hier die Disciplinarstrafen gegen angeblich sinn- 
verwirrte, Antwort verweigernde oder sich falsch verantwortende 
Inquisiten bestehen. Wohl mag nicht verkannt werden, dass man 
auch dem westgalizischen Strafprocess gegenüber bemüht war, den 
Gang der Untersuchung mehr zu vereinfachen und dass man insbe- 
sondere den Wirkungskreis der ersten Instanz im Interesse der Be- 
schleunigung des Processes zu erweitern suchte; doch möchte wohl 
niemand behaupten, dass in dieser Beziehung ein wesentlicher Fort- 
schritt im Gesetz ersichtlich sei. 
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Der zweite Theil des Strafgesetzes vom Jahre 1803 handelt in 
zwei Abschnitten und 459 Paragraphen : I. von den schweren Polizei- 
übertretungen und der Bestrafung derselben, II. von dem diesfölligen 
Verfahren. Der I. Abschnitt zerfällt in 14 Hauptstücke mit nach- 
folgenden Ueberschriften ; 1. von den schweren Polizeiübertretungen 
überhaupt; 2. von den Strafen derselben; 3. von Bestrafung der 
Unmündigen (auch Verbrechen der Unmündigen waren nur als 
schwere Polizeiübertretungen zu ahnden); 4. von den verschiedenen 
Gattungen dieser Uebertretungen; 5. von den schweren Polizeiüber- 
tretungen gegen die Sicherheit des gemeinschaftlichen Staatsbandes 
und den öfifentlichen Ruhestand (Theiinahme an geheimen Gesell- 
a^^ten^ Auflauf, Druck, Verkauf oder Verbreitung von Büchern und 
Eupferstleiiea gegen die Censurgesetze, Winkelbuchdruckerei, Ver- 
leitung zur Ausvpanderung und Aufwiegelung der Unterthanen gegen 
ihre Obrigkeiten) ; 6. vo» schweren Polizeiübertretungen gegen öffent- 
liche Anstalten und Vorkehrungen, welche zur gemeinschaftlichen 
Sicherheit gehören; 7. von solchen gegen die Pflichten eines öffent- 
lichen Amtes; 8. von solchen gegen die Sicherheit des Lebens und 
9. gegen die Gesundheit; 10. von anderen die körperliche Sicherheit 
verletzenden oder bedrohenden schweren Polizei Übertretungen; 11. von 
jenep gegen die Sicherheit des Eigen thums; 12. gegen die Sicherheit 
der Ehre (insbesondere auch durch Schmähschriften), und 13. gegen 
die öffentliche Sittlichkeit; endlich 14. von Erlöschung der schweren 
Polizeiübertretungen und ihrer Strafen. Der II. Abschnitt handelte 
in 9 Hauptstüeken 1. von der Gerichtsbarkeit (welche der politischen 
Obrigkeit zustand); 2. von der Erforschung und Erhebung des That- 
bestandes; 3. von Untersuchung des Beschuldigten und dem Verhöre; 
4. von rechtlichen Beweisen; 5. von der Aburtheilung (die gleich- 
falls nach den bekannten drei Kategorien erfolgte); 6. von dem 
Becurse und dem Nachsuchen um Begnadigung; 7. von Kundmachung 
und Vollstreckung des Urtheils; 8. von den Kosten der Gerichts- 
barkeit, und 9. von der Leitung der Gerichtsbarkeit und der Auf- 
sicht über dieselbe. 

Von den in der Josephina enthaltenen Bestimmungen über poli- 
tische Verbrechen unterscheidet sich der zweite Theil des Strafge- 
setzes vom Jahre 1803 in manchen wesentlichen Puncten. Einige 
in dem ersteren als politische Verbrechen bezeichnete strafbare 
Handlungen erscheinen in dem letzteren gar nicht mehr; einige 
wurden, wie erwähnt, unter die Verbrechen aufgenommen, so die 

20* 
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Beligionsstörung, gewisse unsittliche Handlungen, einige Fälle des 
Diebstahles u* dgl.; andere wurden den minderen Polizeiübertretungen 
zugewiesen, so das unzüchtige Gewerbe ohne besondere erschwerende 
Umstände, öffentliches unanständiges Betragen, ärgerliche Entblössung 
des Körpers, Gebrauch einer Maske oder Verkleidung ausserhalb jenes 
Ortes, an dem die Obrigkeit ihn gestattet, u. s. w. 

Hingegen erscheinen gewisse Verbrechen der Josephina als 
schwere Polizeiübertretungen, so der Selbstmord, die Entwendung 
fremden Viehes von dem Triebe oder der Weide, einige Arten der 
Privatveruntreuungen u. s. w. Eben so wurden mehrere Handlungen, 
die früher nur als Polizeivergehen galten, in die Beihe der schweren 
Polizeiübertretungen aufgenommen, insbesondere gewisse Censurüber- 
schreitungen (wie überhaupt die Zahl der Pressdelicte in dem neuen 
Gesetzbuch zunahm), Verleitung zur Ansiedlung in fremden Ländern, 
Auflauf u. s. w. 

Was den Selbstmord betrifft, so bestimmte noch'§. 91, dass 
der Uebelthäter, wenn es beim Versuch geblieben war und die Aus- 
führung nur zufällig oder wider seinen Willen unterblieb, in sichere 
Verwahrung zu bringen und so lange unter strenger Aufsicht zu 
behalten, sei, bis er durch sittliche und physische Heilmittel zur 
Vernunft und zur Erkenntniss seiner, dem Schöpfer, dem Staate 
und sich selbst schuldigen Pflicht zurückgeführt, über das Begangene 
Beue zeigt und für die Zukunft dauerhafte Besserung erwarten lässt. 
War der Tod wirklich erfolgt, so sollte der Selbstmörder nach §. 92, 
bloss von der Wache begleitet, an einen ausserhalb des Leichenhofes 
gelegenen Ort gebracht und durch gerichtliche Diener verscharrt 
werden. Dass die Einscharrung auch hinfort durch den Scharfrichter 
zu geschehen hatte, scheint aus einem Hofdecret vom 18. November 
1803 hervorzugehen, wodurch die bezügliche Taxe in Böhmen mit 
7 fl. 30 kr. belassen wurde. 

Die Vorzüge des neuen Gesetzes gegenüber dem alten sind neben 
der grösseren Vollständigkeit, die genauere Begriffsbestimmung der 
strafbaren Handlungen, die sorgfältigere Bestimmung und Abstufung der 
Strafen, insbesondere aber die schon oben erwähnte schärfere Tren- 
nung der Polizeiübertretungen und Verbrechen. Wesentlicher noch 
ist der Fortschritt rücksichtlich des Verfahrens, denn während die 
Instruction vom 12. Februar 1787 in 16 Paragraphen nur die Haupt- 
momente des Verfahrens enthielt, umfasst der zweite Abschnitt des 
zweiten Theils des Gesetzes vom Jahre 1803 in 184 Paragraphen 
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alle Stadien des Strafprocesses , sucht durch gemessene Vorschriften 
für die Strafbehörden die richterliche Willkür möglichst zu be- 
schränken und die Ausübung des Strafrechles des Staates eben so 
wie die Ansprüche der Bürger auf Schonung ihrer persönlichen Frei- 
heit sicher zu stellen. 

Doch kann nicht verkannt werden, dass jene Saumseligkeit des 
Verfahrens , welche bei Verbrechen im Strafprocesse bemerklich 
wurde und bezüglich der Polizeiübertretungen noch viel drückender 
erschien, zum Theil in den gesetzlichen Bestimmungen mit be- 
gründet war. 

Das Gesetz vom Jahre 1803 wurde gleich nach seinem Er- 
scheinen mit grossem Beifall begrüsst und hat erst neuerlich wieder 
in Prof. Bemer's „Strafgesetzgebung in Deutschland,^ Leipzig 1867, 
gerechte Würdigung gefan3eny "docET ISezieten" sicET die Lobsprüche, 
die demselben damals und später zu Theil wurden, wohl nur auf 
den materiellen Theil, und auch dieser konnte ein halbes Jahrhundert 
später den Anforderungen der Neuzeit trotz mancher derselben 
Bechnuug tragenden Novellen nicht mehr genügen. Namentlich aber 
war es der Straf process , der einem neuen System Platz machen 
musste, das Oeffentlichkeit, Mündlichkeit, Aukiageverfahren und Ge- 
schworene in sich aufzunehmen hatte. 

Indem wir auf die Darstellung der nach dem Jahre 1803 er- 
schienenen strafrechtlichen Verordnungen übergehen, kann es selbst- 
verständlich nicht unsere Aufgabe sein, alle zu dem Strafgesetz 
erschienenen nachträglichen Verfügungen zu erörtern ; nur die wich- 
tigsten Bestimmungen mögen hier einen Platz finden. 

Dieselben bezogen sich entweder auf die Republication oder 
Neueinführung des Gesetzbuches, auf die Jurisdiction der Gerichte, 
auf das materielle oder formelle Strafrecht selbst, oder auf das Ge- 
fängnisswesen. 

Eingeführt oder republicirt wurde das Gesetzbuch mit dem 
Justiz -Einrichtungsedict vom 12. August 1814 in Nord- und Süd- 
tirol, mit Hofdecret vom 20. September 1814 in Eämthen, Erain, 
Görz und Triest, mit Patent vom 24. April 1815 in Istrien und 
Fiume, mit Patent vom 2. September 1815 in Podgorze und Wie- 
liczka und mit Patent vom 20. April 1816 in der Tarnopoler Land- 
schaft, wo übrigens, wie in den ander en von Russland zurückerwqr; 
benen Theilen Galiziens dw Republic^^ mg^n Wifi(jeyfJ^fn)irimg \ 
der ftolfesstrafe noth wendig war, indem die russische Regie rung das ^ 
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österreichi sche Strafj^esetz VQff^ .l^hre 180^^ in Wirksamkeit liess 
und nur die Todesstrafe meistens in Verbannung nach Sibirien ver- 
wandelte; dann mit Patent vom 24. April 1815 und Mailänder 
GuberniaUGircular vom SO. December 1815 im lombardisch-venetia- 
nischen Königreich; ferner mit Hofdecret vom 20. Juli 1816 im 
Ziiler- und Brixenthale, dann im Amte Yils; mit Hofdecret vom 
23. Juli desselben Jahres auf den dalmatinischen Inseln; mit Be- 
gierungsverordnung vom 4. October 1816 in Oberösterreich und 
Salzburg; mit Hofdecret vom 20. Mai 1817 im Karlstädter Kreis, 
woselbst es später wieder ausser Wirksamkeit trat; endlich mit Hof- 
decret vom 2. November 1819 in Dalmatien. 

In juri^dictioneller Beziehung ist insbesondere das Hofkanzlei- 
decret vom 30. September 1806 hervorzuheben, womit für Wien 
und für jene Provincial-Hauptstädte, in denen die Landesstelle ihren 
Sitz hatte, eine Beihe schwerer Polizeiübertretungen von der Ge- 
richtsbarkeit der Magistrate ausgeschieden und dem Verfahren der 
Polizeidirectionen überlassen, gleichzeitig auch eine Begulirung der 
Uebortretungsstrafen verfügt wurde. Hierher gehört auch das Hof- 
decret vom 5. Februar 1819, welches die ausnahmsweise Griminal- 
Jurisdiction des Obersthofmarschallamtes normirte, und das Hofdecret 
vom 1. Mai 1830, womit das steiensche Landrecht als erste Gri- 
minalinstanz in der Art bestellt wurde, dass die Land- und Bann- 
richter Steiermarks die Voruntersuchungsacten, oder ab^r, wenn es 
sogenannte befreite Gerichte waren, die abgeschlossene Untersuchung 
nicht mehr dem Klagenfurter Appeliationsgericht , sondern dem 
Gratzer Landrecht zur Fortsetzung der Untersuchung, beziehungs- 
weise zur Urtheilsfällung vorzulegen hatten. Die Griminälgerichts- 
barkeit der Magistrate von Gratz, Gilli, Leoben und Marburg wurde 
dadurch nicht berührt. 

In Beziehung auf materielles Strafrecht sind insbesondere das 
Pestpalent vom 21. Mai 1805 nebst der dasselbe betreffenden Er- 
läuterung an das böhmische Appellationsgericht vom 8. Juni 1805, 
das Patent über den Sclavenhandel VQm 19. August 1826, endlich 
gewisse Strafmilderungs-Decrete zu erwähnen* 

Das erste dieser Gesetze war nothwendig, weil man die Ueber- 
schreitung der gegen die Pest getroffenen Anstalten in das Straf- 
gesetz aufzunehmen unterlassen hatte; das zweite, das seinen Aus- 
gangspunct im §.16 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches hat, 
enthielt, beginnend mit den schönen Worten: „Jeder Sciave wird in 
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dem Augenblicke frei, da er das k. k. Gebiet oder auch nur ein 
österreichisches Schiff betritt/ die Strafsanction gegen den Handel 
mit Sclaven und deren Misshandlung. In der dritten Richtung sei 
insbesondere der kaiserl. Entschiiessuag vom 12. April 1819, weiche 
die Galeerenstraf e abschaffte, und jener vom 11. Januar 1833 ge - 
dacht, wonach künftig die Strafe des schwersten Kerkers nicht mehr, 
sondern statt derselben in jenen Fällen, wo das Gesetz sie verhängt, 
im Wege der Milderung nur die schwere Kerkerstrafe, allenfalls 
mit angemessenen Verschalungen, verhängt werden sollte und hier- 
nach auch die schon früher zur schwersten Kerkerstrafe verurtheilten 
Yerbre<^er künftig gleichfalls nur im schweren Kerker anzuhalten 
waren. Mit dieser kaiserl. Entschliessung fiel endlich die grausame, 
noch aus der Josephina beibehaltene Anfesselung des Verbrechers 
mittels eines um die Mitte des Leibes gezogenen eisernen Binges. 

In strafprocessualer Beziehung sind namentlich die Hofdecrete 
vom 13. Januar 1804, 25. September 1807 und 17. Mai 1816 an 
die Appellationsgerichte Nieder- und Innerösterreichs hervorzuheben, 
welche auf die gehörige Besetzung der Spruchgerichte erster Instanz 
und zwar wo möglich mit rechtsgelehrten Richtern, allenfalls durch 
Zuziehung von Bechtsfreunden , hinarbeiteten; ferner das Hofdecret 
vom 19. December 1806 an das böhmische und die beiden galizischen 
Oberlandesgerichte wegen Bestellung der Gerichtszeugen im Unter- 
suchungäverfahren ; endlich das ausführliche, für die spätere Gesetz- 
gebung massgebende Patent vom 6. Juli 1833 über den Beweis aus 
dem Zusammentreffen der Umstände. 

Als Ergänzung der Strafprocessordnung ist ferner das die Aus- 
lieferung fremder Verbrecher an das Ausland behandelnde Hofdecret 
TonTfÖ. December 1808 zu betrachten, wobei auch der Auslieferungs- 
verträge mit Parma und Toscana, insbesondere aber des deutschen 
Bundesbeschlusses vom 5. Juli 1832, wenig rühmlichen Andenkens, 
gedacht werden mag. Schliesslich ist noch der Aufstellung von Ge- 
richtsärzten bei den Criminalgerichten in Folge der Verordnungen 
vom 3. October 1818 und 21. Mai 11824 Erwähnung zu thun. 

Da fast jedes Patrimonialgericht sein Gefängniss hatte, so ist 
es begreiflich, dass bei der grossen Anzahl derselben und mit BUck- 
BLCht auf die diesfälligen Kosten nicht jedes den gesetzlichen Anfor- 
derungen entsprechen konnte. Waren auch die Gefängnisse der 
grösseren Magistrate besser bestellt, so klagte man doch damals 
schon insbesondere »uf dem Lande über Mangel an Arbeit für die 



312 V. Die ößterreichische Justiz unter Kaiser Franz I. 

Verhafteten. Auch die Aufsicht war nicht stets entsprechend. Eine 
appellatorische Visitation in Unteröst^rreich in den Jahren 1818 und 
1819 suchte zwar den wesentlichsten Gebrechen abzuhelfen, doch 
gelang dies keineswegs in genügender Weise. 

Die seit dem Jahre 1808 erlassenen, das Gefängnisswesen be- 
treffenden Gesetze beschäftigen sich theils nur mit allgemeinen An- 
ordnungen, theils haben sie die Verpflegung der Sträflinge oder 
deren Besserung durch Unterricht und Arbeit im Auge. Ein auch 
den Gerichtsgefängnissen als Muster dieilendes Gesetz war das mit 
Hofdecret vom 7. December 1816 genehmigte Normativ über die 
künftige Einrichtung des Wiener Zuchthauses, insofern damit ins- 
bosondere die Arbeit anempfohlen wurde. Ferner die allen Appel- 
lationsgerichten mit Hofdecret vom 4. März 1820 zur Darnach- 
achtung mitgetheilte Instruction für die Gefangenwärter -Mannschaft 
in Tirol. 

Ein Hofdecret vom 11. Mai 1810 ordnete für alle Criminal-^ 
arreste d^n Religionsunterricht an und zwei solche vom 9. und 
iJ3. HöbfUar TSüV gHeEmTgleiTTSe^Vertheilung von Erbauungs- 
büchem unter die Sträflinge. Von der Verpflegung handelte ein 
Hofkanzleidecret vom 12. November 1812. 

Ehe wir das Gebiet des Strafrechtes verlassen, sei noch der am 
13. Fejbruar 1824 bekanntgemachten langen Instruction für Gefälis- 
behörden über die Behandlung und Untersuchung der Contreband- 
und StrafTälle, so wie der Eriegsartikel vom Jahre 1803 für die 
Marine und vom Jahre 1808 für die Armee, dann der Bestimmungen 
über das Verbrechen der Ausspähung (Spionerie) vom 10. October 
1821, endlich der Arbeiten gedacht, welche unter der Direction 
des Militär 'Appellationsrathes v. Ahlen bei der Militär-Justiznorma- 
licu-Commission zur Bearbeitung eines Militär-Strafgesetzbuches vor- 
genommen wurden, jedoch zu keinem Resultat führten» 

Die Stellung des Richterstandes erlitt unter Kaiser Franz 
keine wesentliche Veränderung. Die Regierung begnügte sich, durch 
eine lange Reihe von Verordnungen dafür Sorge zu tragen, dass 
nur fähige Personen zu Richtern bestellt würden, und suchte deren 
entsprechende Amthandlung durch eine zweite Reihe von Verfügungen 
zu währen. 

In ersterer Richtung sind eine Anzahl von Hofdecreten über 
die Besetzung der richterlichen Stellen bei den Magistraten hervor- 
zuheben, so jene vom 3. Januar und 18. März 1793 über die Wahl 
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der Magistratsrätlie in Wien und. Linz, vom 30. Januar 1806 über 
die Aufhebung der Wahl und die Besetzung dieser Stellen nach 
vorausgegangener Concursausschreibung durch Gubernium und Appel- 
lationsgericht in Galizien, und vom 1. April 1808 und 9. Juni 1819, 
womit in allen übrigen Provinzen die Wahl der richterlichen Magi- 
stratsbeamten beseitigt und deren Ernennung den Länderstellen und 
Appellationsgerichten tiberlassen wurde, jene vom 23. October 1808 
und 27. Januar 1809 tlber die Besetzung der Bürgermeister-Stellen 
in Böhmen, Mähren und Schlesien, und vom 28. November 1818, 
betreffend die Ernennung der richterlichen Beamten im Eüstenlande. 
Dann die allgemeine Vorschrift über die Concursausschreibung für 
erledigte Stellen im Justizdienst vom 17. December 1819, erläutert 
durch das Hofdecret vom 4. März 1820, die Vorschrift zur Besetzung 
der Dienstplätze bei den Präturen in Dalmatien vom 26. März 1822, 
endlich die Verordnung vom 4. Februar 1826 über diö Besetzungs- 
art der Stellen der geprüften Syndiker, Stadt- und Marktschreiber 
in Böhmen. 

Durch alle diese Verordnungen suchtie die Regierung einerseits, 
indem sie das Besetzungsrecht an die Länderstellen und Appellatorien 
zog, die Gewissheit zu erlangen, dass keine unfähigen Personen mit 
Bichterstelien bekleidet würden, andererseits durch die Concursaus- 
schreibung zur Eenntniss der befähigtesten und würdigsten Bewerber 
zu gelangea. Allein sie erliess auch noch andere Verfügungen, welche 
die Besetzung der Bichterstelien mit fähigen Personen zum Ziele 
hatten. Hierher gehören das Hofdecret vom 24. September 1793 
über die Ertheilung von Wahlfähigkeits-Decreten bei den Magistrats- 
wahlen in Galizien; vom 24. April 1794 und 4. September 1801 
über die Studien der Judicialbeamten in demselben Eronlande und 
in Niederösterreich; vom 27. November 1795 über die Entlassung 
untauglich befundener Auscultanten, und vom 3. August 1798, wo- 
nach bei Dienstvergebungen in Mähren und Schlesien nur auf die 
Fähigsten und Würdigsten Bedacht genommen werden sollte« Femer 
die in dem westgalizischen und in dem Strafgesetze vom Jahre 1803 
enthaltenen Bestimmungen über die Befähigung zur Ausübung der 
Criminaljustiz, Verordnungen, denen gegenüber das Hofdecret vom 
27. Juli 1803 über die Uüterbringung pensionirter^ Officiere und 
invalider Unterofficiere und Gemeinen bei den politischen, Cameral* 
und Justizämtern wenigstens für richterliche Stellen auch dann keine 
Bedeutung gehabt hätte , wenn nicht ausdrücklich hervorgehoben 
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worden wäre, dass di« Genannten die erforderlichen Eigenschaften zu 
den betreffenden Stellen besitzen müssten. 

Erwähnt müssen ferner noch werden: das Hofdecret vom 12. De- 
cember 1807 über die Richteramts -Prtlfungen in Gralizien, vom 
13. August 1819 über die Bestellung geprüfter Richter und herr- 
schaftlicher Justizbeamten in Niederösterreich, vom 23. Februar 1821 
und 27. März 1829, womit neuerlich allen Appellationsgerichten 
aufgetragen wurde, bei Besetzungsvorschlägeu auf das gewissenhaf- 
teste, ohne alle Nebenrücksichten, bloss allein auf die für den Dienst 
erforderlichen Eigenschaften, nebst einer untadelhaften Moralität der 
Competenten zu sehen und auch vei*diente Nichtcoinpetenten zu be- 
rücksichtigep, endlich vom 17. August 1832, wonach ein Candidat 
für das Civil- und Criminal-Richteramt, welcher auch in der zweiten 
mit ihm vorgenommeneu Prüfung nicht Genüge leistete, zu einer 
dritten Prüfung nicht zugelassen werden sollte. 

War durch alle diese Verfügungen Vorsorge getroffen, dass die 
Richter ihr Amt vermöge ihrer geistigen Befähigung entsprechend 
ausüben konnten, so bedurfte es noch anderer, um dieselben zu 
bestimmen, ihr Amt auch so ausüben zu wollen. Hierher gehören 
diß Verordnungen über die Moralität der Richter, über die Sicher- 
stellung ihrer Existenz und gewisse allgemeine Bestimmungen über 
die Axt der Ausübung richterlicher Functionen. 

In ersterer Beziehung sei vor allem des Hofdecretes vom 24. De- 
cember 1811 gedacht, womit es den Behörden zur Pflicht gemacht 
wurde, bei Besetzungen neben den Kenntnissen und dem Fleiss ins- 
besondere den moralischen Charakter der Candidaten in Betracht zu 
ziehen, und des Hofdecretes vom 12. April 1828 über die Besetzung 
der Patrimonialbeamten- Stellen mit makellosen Individuen. 

Die wirthschaftliche Existenz und damit die Unabhängigkeit 
des Richters ist bedingt durch die Bestimmungen über sein Gehalt, 
über die Dauer seiner . Stellung und über die Art seiner Pen- 
sionirung. 

Was das Gehalt betrifft, so war dasselbe für die damalige Zeit 
durch die Josephinischen Verordnungen in genügender Höhe ange- 
setzt. Als durch die Finanzcalamitäten Oesterreichs die grossen 
Valtttaschwankungen im Anfange des Jahrhunderts eintraten, wurde 
das ungenügende Gehalt durch entsprechende Theuerungszuschüsse 
ergänzt; aber auch in anderer Weise wurde für den unverkürzten 
Genuss Sorge getragen. Hierher gehören insbesondere die Verord*. 
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nuDgen über die Befreiung der Gehalte öffentlicher Beamten von 
jeder Executionsführung. Schon die Hofd^crete vom 20. März 1794, 
17. September 1796 und 7. Juli 1797 hatten die Gehalte zur 
Hälfte, die Quartiergelder, als Ersatz der Naturalwohnungen , ganz' 
befreit. 

Hingegen verfügte das Patent vom 25. October 1798, einerseits 
um dem muthwilligen Schaldeumachen der Beamten Einhalt zu thun, 
andererseits um ohne Schuld Bedrängten zu Hälfe zu kommen, dass 
Besoldungen öffentlicher Beamten weder freiwillig abgetreten, noch 
auch selbst i^ur theilweise gepfändet werden sollten. Gleichzeitig 
wurde wiederholt, dass leichtsinnige Schuldenmacher zu entlassen 
seien, und gestattet, in dringenden Nothfällen Gehaltsvorschüsse zu 
ertheilcD. Dieses Patent -wurde durch Hofd^ret vom 15. Mai 1818 
näher erläutert. In die Kategorie der die Bezüge der Beamten be- 
treffenden Gesetze gehört auch das Quartiergelder -Schema für Wien 
vom 19. November 1819. Erwähnt sei, dass damals die Präsidenten 
des Appellationsgerichtes und des Landrechtes jeder 500 fl., die 
Appeliatiotisräthe 200 fl., die Landräthe und die Käthe bei dem 
Mercantil- und Wechselgericht je 150 fl. C. M. Quartiergeld bezogen. 

Die Anstellung der richterlichen Beamten geschah auf Lebens* 
dauer; mit den Hofdecreten vom 17. Januar 1803 und 22. August 
1806 wurde insbesondere auch erklärt, dass die Bürgermeister und 
Marktrichter aller organisirten Magistrate lebensiäuglich ohne neue 
Bestätigung in ihren Aemtern belassen werden sollten. 

Von den zahlreichen Pensionsnormalien sei jenes über die Pen- 
siOQsfähigkeit der Criminalgerichts-Boamteu vom 6. September 1806 
hervorgehoben. 

Als sonstige auf den richterlichen Dienst bezügliche Vorschriften 
sind noch zu erwähnen: das Hofdecret vom 24. Januar 1793 über 
die Verschwiegenheitspflicht der richterlichen Beamten; jenes vom 
23. September 1808, womit denselben der Handel mit Staatspapieren 
untersagt und der Besuch der Börse zu diesem Behufe verboten 
wurde; die auf Diätenclasse und Uniformirung der richterlichen 
landesfürstlichen Beamten bezüglichen Vorschriften, als das Hofdecret 
vom 18. Januar 1807, die Sammlung der Diätennormalien vom 
Jahre 1812, der Erlass der Hofkammer vom 20. Mai 1813, das 
Uniform-Bewiiligungsdecret vom 30. September 1814 und die Diäten- 
herabsetzung vom 10. September 1825. 

Hierher gehören ferner die Vorschriften über die Beeidigung 
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der Richter vom 5. December 1812, über die Substituirung in Ver- 
hinderungsfällen vom 29. Januar 1813, über die Nichtanstellung 
verwandter Personen bei denselben Gerichtsstellen vom 3. März 1821 
und 9. Juni 1826, endlich über die !Nichtbesorgung der Justitiariate 
durch Bürgermeister, Käthe und sonstige Magistratsbeamte vom 
18. August 1826. 

Zahlreiche' Gesetze hatten die Heranziehung eines entsprechenden 
Nachwuchses für den Richterst-and im Auge. Dieselben bezogen sich 
auf die Anstellung von Auscultanten , auf deren Adjuten, auf ihre 
gehörige Verwendung und Ausbildung, ihre Prüfungen und die Art 
und Weise, die Fähigeren derselben den Oberbehörden zur Kenntniss 
zu bringen und zu befördern. 

In ersterer Beziehung verordnete schon das Hofdecret vom 
29. November 1793, dass zwar nicht übermässig viel Auscultanten 
angestellt werden sollten; doch wurde zugelassen, bei besonders 
fähigen Leuten, die sich selbst erhalten konnten, ausnahmsweise wegen 
deren Ernennung Vortrag zu erstatten. Die während der Josephi- 
nischen Organisirung festgesetzte Zahl erwies sich nachträglich zu 
gering, und viele Verordnungen erhöhten dieselbe bei den einzelnen 
hervorragenden Magistraten, bei den reinen Landrechten und bei 
den Stadt- und Landrechten. 

So wurde mit Hofdecret vom 16. Juni 1821 die Anzahl der 
Auscultanten bei dem Civilsenat des Wiener Magistrates auf 20, bei 
dem Strafsenat auf 17, die Zahl der Adjuten auf 11 festgesetzt, 
wobei auf besonderen Fleiss und Befähigung bei Verleihung der 
Adjuten Bedacht zu nehmen war. Eine spätere Verordnung vom 
14. April 1826 erhöhte die Zahl bei dem Civilsenat auf 24. Beim 
Wiener Landrecht wurde sie mit Erlass vom 1. December 1821 
auf 12 festgesetzt. Solche Verordnungen ergingen für die Landrechte, 
gleichwie ftlr die Stadt- und Landrechte zu Triest, dann in Steier- 
mark, Kämthen und Krain, für Rovigno und Görz, endlich für 
Galizien am 21. Juli 1826. Für letzteres waren gleichzeitig wegen 
Mangels an brauchbaren Auscultanten besondere Adjuten bestimmt 
worden. Die Zahl der von dem Prager Appellationsgericht zu er- 
nennenden Auscultanten für den dortigen Magistrat ward mit Decret 
vom 5. Januar 1827 auf 40 bestimmt. Noch sei der Erlass vom 
16. Juni 1827 für den Gerichtshof zu Innsbruck und jener vom 
24. August 1832 für den Magistrat in Gratz erwähnt. Zur Be- 
setzung der Auscultantenstellen sollte ein Concurs in der Regel nicht 
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ausgeschrieben werden, (Hofdecret vom 20. Juli 1827.) Die Er- 
nennung der Theresianisten und Convictisten zu Auscultanten , so 
wie deren Adjutirung behielt sich der Kaiser nach einem Hofdecret 
vom 22. August 1828 vor, doch mussten auch diese innerhalb der 
vorgeschriebenen Zeit ihre praktischen Prüfungen machen. 

Besondere Adjutensystemisirungen finden sich ausser in den 
obigen Gesetzen noch in dem Gesetz vom 20. Juli 1808 fttr Gar 
lizien, vom 7. Januar 1809 für alle anderen ausserungarischen und 
nichtitalienischeu Länder, vom 19. Juli 1815 insbesondere für Triest, 
vom 29. October 1819 für Fiume und vom 23. September 1826 
für Gratz. Für die Auscultanten des Griminalsenates beim Wiener 
Magistrat wurde durch die Creirung neuer Actuarstellen gesorgt. 
(Hofdecret vom 15. September 1832.) 

Die Prüfung der angehenden Bichter war eine doppeltie: die 
Aufnahme- (Auscultanten-) Prüfung und die eigentliche Richteramts- 
prüfung. Erstere fand vor der Ernennung statt, letztere sollte 
längstens innerhalb drei Jahren nach der Ernennung abgelegt werden. 
(Hofdecret vom 20. November 1830.) Die eigentliche Richterprüfung 
war selbst wieder eine doppelte: die Criminal- und die Civilrichter- 
amtsprüfung; keine derselben durfte, wie erwähnt, ein drittes Mal 
wiederholt werden. 

Die Auscnltantenprüfung beschränkte sich nach einem an den 
galizischen Appellationspräsidenten am 18. Juli 1797 ergangenen 
Hofdecret, das am 4. December 1819 auch dem Appellationsgericht 
zu Innsbruck mitgetheilt wurde, auf das Civiljustizfach und bestand, 
neben einer mündlichen „standhaften^ Prüfung, in der Verfassung 
eines Actenauszuges, Gutachtens und Urtheilsentwurfes in einem vor- 
gelegten Civilprocesse. Erst ein Hofdecret vom 10. März 1821 an 
das galizische Appellationsgericht dehnte die Auscultanteuprüfung 
auch auf das Strafgesetz aus. Ueberhaupt scheint man in den ver- 
schiedenen Kronländern nicht ganz gleichmässig vorgegangen zu 
sein, denn ein Hofdecret vom 13. April 1827 an sämmtliche Appel- 
lationsgerichte brachte neue allgemeine Vorschriften über die Aus- 
cultanten- und Richteramtsprüfung. Beide Prüfungen wären bei dem 
Appellationsgericht abzulegen. Zu ersterer war eine vorausgegangene 
Uebung in Rechtsgeschäften nicht nöthig. und genügten die zurück- 
gelegten Studien; zu letzterer war ein Jahr Civil- und ein Jahr 
Criminal-, oder ein Jahr vereinigte Praxis nothwendig. 

Zugleich wurde bestimmt, dass ausser den landesfürstlichen 
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Collegialgerichten nur bei den Criminal- Magistraten, dann bei den 
zu Criminaluntersuchungen berechtigten landesfürstlichen Land- und 
Pfleggerichten in Tirol, Salzburg und dem Innviertel und den lan- 
desfürstllchcn Banngerichten in Steiermark Criminalpraxis genommen 
werden konnte. Die Civil- und Criminalprüfang konnte an einem 
oder an verschiedenen Tagen abgelegt werden. 

Am 8. Mai 1829 erschien eine Erläuterung zu vorstehendem 
Hofdecret, welche insbesondere die Uebung aufrecht erhielt, vermöge 
deren die Givilpraxis auch bei Advocaten gültig genommen werden 
konnte. Es war diese Yerfägimg^ um so wl^llger^ als sdKRi. naeb 
eioeB frtHierett UtMeeret vom 18. August 1820> wenigstens bei 
deDJenigen reinen Civilgerichten oder Kreissenaten, welche zur Auf- 
nahme von Auscultanten berechtig^ waren, keine (Civil-) Rechts- 
prakticanten aufgenommen werden sollten (s. Hofdecret vom 1. Sep- 
tember 1826); nur den gemischten oder den Criminalgerichtshöfen, 
so wie den landesfttrstlichen Orts- und Bezirksgerichten, dann den 
nicht organisirten Magistraten war die Aufnahme von Rechtsprak- 
tlcanten für ein Jahr gestattet, und konnte bei den gemischten Ge- 
richten auch die Civilpraxis genommen werden. Nur war darauf zu 
sehen, dass sich die Rechtsprakticanten nicht auf Winkelschreiberei 
verlegten. Gleichzeitig wurden an das Appeliationsgericht in Galizien 
mehrere Vorschriften über die Prüfung erlassen und hierbei auf den 
Vorgang bei den Advocatenprüfungen hingewiesen. Um den Aus- 
cultanten bei reinen Civil- oder Criminalgerichteh zur Praxis in 
beiden Fächern Gelegenheit zu geben, sollte ihnen von den Appel- 
lationsgerichten der erforderliche Urlaub ertheilt werden. In ähn- 
lichem Sinne hatte bereits ein den Wiener Magistrat betreflfendes 
Hofdecret vom 22. Februar 1822 verordnet: „Da die Hauptbestira- 
mung eines Auscultanten nicht in der Mitwirkung zur Be- 
förderung der Dienstgeschäfte, und noch weniger in 
Erleichterung der Last der Arbeiten für dieRäthe, sondern 
nur darin besteht, sich für das Richteramt im allgemeinen praktisch 
auszubilden . . . , so haben Seine Majestät einem periodischen Wechsel 
der Auscultanten des Civil- und Criminalsenales bei dem Magistrate 
in Wien statt zu geben befunden.*^ Eine Verordnung, die in der 
Gegenwart, wo die Masse der gerichtlichen Geschäfte bei unge- 
nügender Zahl der Richter das Schwergewicht der Arbeit auf die 
jüngsten und deshalb nicht erfahrensten Mitglieder des Richterstandes 
laden Hess, von erhöhtem Interesse ist. 
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Uieberhaupt legte Kaiser Franz auf -die tüchtige Ausbildung der 
Eichterstandscandidaten ein grosses Gewicht. Es sind in dieser 
Richtung noch mehrfache Verordnungen hervorzuheben. Nach einem 
am 27. Mai 1825 an das niederösterreichische Appeliationsgericht 
ergangenen, später am 23. September desselben Jahres allen Ober- 
gerichten mitgeth eilten Hofdecret, sollten in Folge höchster Ent- 
schliessung vom 18. Mai 1825 die Auscultanten in Verhinderungsfällen 
der Häthe nicht nur die Dienste des unteren Rathspersonals ver- 
sehen, sondern auch allenfalls bei dem Appellationsgerichte selbst 
zur Aushülfe verwendet werden. Hierher gehört auch das Hofdecret 
vom 6. April 1827, welches in der Absicht, die Auscultanten für 
den Dienst in den deutscheu und italienischen Provinzen brauchbar 
zu machen, die Uebersetzung derselben mit Vorbehalt des Rücktrittes 
regelte. Insbesondere ist jedoch hier das Hofdecret vom 6. October 
1826 an sämmtliche Appellationsgerichte hervorzuheben. „Seine 
Majestät, heisst es daselbst, haben der obersten Justizstelle zur 
Pflicht zu machen geruht, dafür zu sorgen, dass die Auseultaiiten 
für das Beste des Dienstes gehörig gebildet, diejenigen, welche keine 
Talente haben, um so mehr diejenigen, denen es an Fleiss oder an 
Verwendung, oder an Sittlichkeit, oder a» Rechtschaffenheit fehlet, 
in gehöriger Zeit entfernt, und die schon durch längere Zeit vor- 
handenen, deneo es an Talenten gebricht, die aber fleissig, recht- 
schaffen und sittlich sind, da^ wo es sich ohne Nachsetzung länger 
dienender rechtschaffener Individuen thun lässt, in erledigte Dienstes- 
stellen beim Kanzleigöschäfte untergebracht werden. Diese Aller- 
höchste Entschli^es^ng wird dem Appellationsgerichte zu dem Ende, 
damit es die darin enthaltenen Vorschriften auch seines Orts zur 
Eichtschnur zu nehmen wisse, und i*!t dem Auftrage mitgetheilt, 
solche sämmtlichen ihm untergeordneten, mit Auscultanten versehenen 
Gerichtsbehörden bekannt zu machen, und zugleich allen diesen Be- 
hörden zu eröffnen : die oberste Justizstelle versehe sich zu ihnen 
und ihren Präsidien der zweckmässigen Mitwirkung zur Erreichung 
der Absichten des höchsten Befehls, und erwarte insbesondere, dass 
die Auscultanten sogleich von ihrem Eintritte in den Dienst an auf 
eine ihrer künftigen Bestimmung angemessene Art, und zu Arbeiten, 
woraus sich ihre Aulagen und Kenntnisse beurtheilen lassen, werden 
verwendet, und wenn einige unter ihnen geringe Fähigkeiten besitzen 
oder in anderen Rücksichten für den Dienst nicht vollkommen 
brauchbar sein sollten, sobald mau hierüber hinlängliche Gewissheit 
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erlangt hat, und auch vor dem Schlüsse des Jahres, die Anzeigen 
an das Appellationsgericht zur weiteren Berichterstattung an die 
oberste Justizstelle überreicht werden." 

Jährliche Berichte über die Fähigkeiten der Auscultanten waren 
den Gerichten schon früher mit verschiedenen der oben erwähnten 
Gesetze, namentlich mit einigen Verordnungen über die Systemisirung 
von Auscultantenstellen aufgetragen worden. 

Es waren (diese Verfügungen nur Wiederholungen einer bereits 
unter Kaiser Joseph aus Anlass der Unt6rsuchung der galizischen 
Gerichte am 31. October 1785 ergangenen Allerhöchsten Resolution, 
worin es sub lit. k. k. k. für alle Appellationsgerichte hiess: „Bei 
denen Landrechten sowohl, als den Magistraten der Hauptstädte, wo 
Auscultanten bestehen, solle alle Jahre ein getreuer Bericht über 
derselben wahre Beschaffenheit erstattet, und, damit die Plätze nicht 
brauchbaren Leuten benommen werden, diejenigen ohne weiteres 
entlassen : werden, die von Seite ihrer Geistesgaben, ihres Charakters 
oder ihres Fleisses keine geschickte Bäthe zu werden nicht (?) er- 
warten lassen." Diese Resolution : wurde mit den Hofdecreten vom 
9. April 1822 und 2. December 1825 ausdrücklich in Erinnerung 
gebracht, damit nicht, wie es in dem ersteren hiess, „minder taug- 
liche oder beschränktere Individuen beibehalten werden, und vorzüg- 
liche Subjecte hintangewiesen werden müssen.^ 

Ehe wir die Darstellung der auf den Richterstand bezüglichen 
Verordnungen der Regierungszeit des Kaisers Franz schliessen, möge 
hier eine kurze Stelle aus Karl Joseph Pratobevera^s Materialien 
L Bd., S. 270 vom Jahre 1815 Platz finden, welche uns interessant 
erscheint, weil sie über den Justizaufwand jener Zeit und über die 
Höhe, der Gerichtstaxen einiges Licht verbreitet, und weil, was in 
derselben über die Ehrenhaftigkeit des Richterstaudes gesagt ist, 
zum Nachdenken auffordert, wenn man die gegenwärtige weit schlim- 
mere Lage desselben in's Auge fasst, wo keine Theuerungszuschüsse 
die Differenz zwischen Gours- und Nominalwerth seines an und für 
sich werthloseren Gehaltes ausgleichen. 
Daselbst heisst es: 

„Der öffentliche Aufwand für die Justizpflege nach der der- 
maligeu Verfassung ist für den Umfang des Staates nicht beträchtlich. 
Der Staat besoldet bloss die Richter der höheren Behörden und 
adeligen Gerichtshöfe, nebst dem niederösterreichischen Mercantil- 
und Wechselgericht. Diese Auslage dürfte sich mit Einschluss des 
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höchsten Gerichtshofes and der Beiträge zu der Criminalyerwaltung, 
für Eanzleireqoisiten, Wohnungszinsen insgesammt auf 1,200,000 fl. 
belaufen; eine Summe, die sich nach Wiedereinverleibung aller Pro- 
vinzen bedeutend erhöhte und bloss die deutsch-österreichischen Erb« 
lande nebst Chilizien umfiisst. Die Richter sind auf ihre Besoldungen 
beschränkt und beziehen von Gerichtstaxen keinen Antheil, mit 
Ausnahme der Depositengebühren. Was daher an Judicialtaxen, Mor- 
tuarium, Ländtafeltaxen (in elnier Totalsumme von ungefähr 360,000 fl.) 
unter politischer Leitung eingehoben wird, fliesst dem öffentlichen 
Schatze zu und erleichtert die Auslagen des Staates fttr die gesammte 
Verwaltung der peinlichen und Civiljustiz. Dieser geringe Ertrag 
beweist aber auch zugleich die Mässigüng, mit welcher die Gerichts* 
taxen, besonders gegen arme Parteien , denen sehr liberal die Be-^ 
freiung bewilligt wird, eingetrieben werden. 

Die städtischen Gemeinheiten und die Inhaber der Patrimonial- 
gerichtsbarkeit bestreiten aus ihren Einkünften den übrigen beträcht* 
liehen Aufwand, beziehen aber auch, nebst anderen wichtigeren 
GefiUlen, vorzüglich bei Uebertragung des unbeweglichen Eigenthums, 
die sehr massigen Gerichtstaxen, mit Ausnahme Galiziens, wo den 
Gutsunterthanen die Justizpflege unentgeltlich geleistet wird. 

Mögen meine Mitbürger die Ueberzeugung schöpfen, dass, ob- 
gleich allerdings noch wichtige Fortschritte zu einem besseren 
Zustand der Bechtspflege, besonders für die niederen Yolksclassen, 
gedenkbar und wirklich in der Verhandlung begriffen sind, die 
Staatsverwaltung eine hohe Sorgfalt für diesen Zweig des öffentlichen . 
Dienstes beweise, und der wärmste Gerechtigkeitseifer eines' gütigen 
Regenten selbst unablässig darüber wacht. Diesem höchsten Vor- 
bilde ist es zu danken, dass die Integrität — diese erste Tugend 
der Richter — besonders bei den organisirten CoUegiea und Magi- 
straten, ungeachtet des widrigen Geschickes, welches die Richter mit 
allen Beamten und Rentierern in der letzten unglücklichen !^poche 
theilten, noch immer in der öffentlichen Meinung geehrt und begründet 
ist, und dass Anklagen gegen ehrlose Richter selten vorkommen. 
Ich weiss zwar, dass der Sphleier des Geheimnisses kein anderes 
Verbrechen so leicht verhülle, als jenes verrathener Amtspflicht;' 
aber schon das Schweigen von Parteien, welche nur zu leicht bei 
fehlgeschlagenen Erwartungen das Aergste zu vermuthen und zur 
Schuld zu geben geneigt sind, berechtigt^ an die Unbescholtenheit 
der grössten Mehrzahl der Richter zu glauben.^ 

Domin, Österr. Aeohtageschichte. 21 
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Interessant wäre es nun, hier einen vergleichenden Blick anf 
den Gesch&ftsniBfang der Oerichtsbehörden Ton damals und hente 
ZQ wer£en. Eingehend könnte dies wohl in keinem Fidle geschehen, 
denn theils würde uns hierzu fOr die Vergangenheit, bei dem Mangel 
gehöriger Aufzeichnungen, das Material fehlen, thals würde uns eine 
detaillirte Zusammenstellung hier zu weit führen. 

Wir mögen uns daher mit folgenden Hauptmomenteh begnügen. 

Im Jahre 1812 entschied der k. k. oberste Gerichtshof zu 
Wien 99 CriminalMe , 546 Civilprocesse und 466 Becurse. Im 
Jahre 1865 betrugen diese Zahlen nach amtlichen Mittheiiangen, 
abgesehen von Ungarn nebst dessen Nebenl&ndem, dann abgeseheH 
von dem lombardisch-venetianischen Königreich und von Tirol, das 
ist so ziemlich für das gleiche Jurisdiotionsgebiet: 730 Uctheile 
über Verbrechen, 2072 Civilprocesse und 2839 Becurse. Das Ge- 
schäftsvisrhftltniss bei einzelnen Obergerichten ergiebt sich aus nach- 
stehender Tabelle. 



Oberlandesgericht 
zu 


Jahr 


Urtbeile im 1 


Civil- 


Criminal-j 


Processe. 


Wien 

Gratz (Klagenfurt) . . 

Brunn 


\ 1801—1806 imDurchschnitt 
1 1865 
1 1801-1806 

j m6 

(1801-1806 
1 1865 
(18dl~lfi06 
j 1865 


866 
2611 

592 
1472 

218 
1508 
' 570 
3621 


1055 
295 
573 
176 


Prag 


452 
266 

, 984 



Dass der Unterschied hinsichtlich des Gesammteinlaufes, nament- 
lich hinsichtlich der zahlreichen Becurse in Civil- und Strafsachen 
noch viel bedeutender war, ist selbstverständlich. 

Werfen wir noch einen Blick auf die ersten Instanzen, so zeigt 
sich, dass die Gesammtzahl der Criminaluntersuchungen in den Jahren 
1808 bis 180a för Oesterreich ob und unter der Enns 1343, für 
Steiermark und Kämthen 469, für Böhmen 943 und für Mähren 
und Schlesien 545 im Durchschnitt betrug. Im Jahre 1865 ordnete 
sich die Anzahl der wegen Verbrechen Angeklagten in denselben 
Kronländern nach vorstehender Beihenfolge: 5463, 2440, 5696 
und 3769. 
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Schliesslich sei noch folgendes erwähnt. Im Jahre 1812 betrug 
bei dem niederösterreichischen Landrecht die Gesammtzahl der Ein- 
laufe 25,825 Stück, darunter 763 Civilprocesse. Concurse waren 
im Laufe des Jahres 6, Yerlassenschaften 233 beendet worden, 
während 32 Concurse und 241 Yerlassenschaften anhängig blieben. 
Grösser waren diese Zahlen beim Wiener Magistrate, wo der Ge- 
sammteinlauf 60,281 Stück mit 767 Givilprocessen betrug und die 
Zahl der beendeten Recurse und Yerlassenschaften sich auf 31 und 
3112, jene der anhängigen auf 102 und 1348 belief. 

Zusammengerechnet ergeben sich für das Lan^recht und den 
Magiistrat: 86,106 Eingaben, 1530 Processe, 37 beendete und 134 
anhängige Concurse, 3345 beendete und 1589 anhängige Yer- 
lassenschaften. 

Im Jahre 1866, nachdem ein grosser Theil der Concurse und 
der Yerlassenschaften an das Handelsgericht übergegangen war, be- 
trug, abgesehen von den städtisch delegirten Bezirksgerichten, welchen 
das Gros der laufenden Arbeit, namentlich alle Yerlassenschaften 
ohne unbeweglichen Nachlass, obliegt, der Einlauf bei dem Wiener 
Landesgerichte in Civilrechtsangelegenheiten zwar nur 79,976, bei 
dem Landesgerichte Wien in Strafsachen nur 41,245 Geschäftsstücke. 
Die Anzahl der Civilprocesse war aber auf 4766 gestiegen, während 
die Anzahl der beendeten und verbliebenen Concurse 375 und 632, 
jene der beendeten und verbliebenen Immobiliar-Yerlassenschaftsab- 
handlungen 379 und 738 betrug. 

Noch auflßallender erscheint der Unterschied in der Handelsge- 
richtspflege. Im Jahre 1812 waren bei dem Wiener Mercantil- und 
Wechselgerichte 12,717 Geschäftsstücke, darunter 825 Civilprocesse 
eingelangt. Concunie und Yerlassenschaftsabhandlungen gehörten 
nicht in seinen Jurisdictionsbereich. Im Jahre 1866 betrug der 
Einlauf unter der Leitung eines jede überflüssige Exhibirung aus- 
schliessenden Präsidenten 161,275 Nummern, worunter 8192 ge- 
schlossene Rechtsstreite, 44 Concurse, 124 Ausgleiche und 74 Yer- 
Ilussenschaftsabhändlungen, während aus dem Jahre 1865 noch 139 
Concurse, 90 Ausgleiche und 91 Yerlassenschaften anhängig ge- 
blieben waren. 

Nicht nur auf den Bichterstand, auch auf die Advocatur be- 
zügliche Yerordnungen finden sich zahlreich in der Legislaturperiode 
des Kaisers Franz. Zu Anfang der Begierung desselben war die 
Ausübung der Advocatur unter gewissen Yoraussetzungen frei. Als 

21* 
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Bedingungen zur Erlangung derselben bezeichnete das Hofdecret vom 
6. September 1800 : 1. das Doctorat, 2. dreijährige Praxis bei einem 
Advocaten und zwar wie der Wortlaut schliessen lässt, nach erlangtem 
Doctorat, endlich 3. die Appellationsprüfung pro stalle advocandi 
nach der Amtsinstruction vom Jahre 1785, zu welcher niemand ohne 
die bezeichnete Praxis zugelassen wurde. Hatte jemand diese drei 
Bedingungen erfüllt, so konnte er in dem Lande, für welches er den 
stallum advocandi angesucht hatte und für welches er geprüft worden 
war, bei allen Justizbehörden Parteien vertreten. 

Die allgemeine Vorschrift über die Verfahrungsart (Instruc- 
tion) bei den Gerichtsbehörden in Westgalizien vom 27. November 
1801 enthielt im 20. Hauptstück dem Gesetz vom Jahre 1785 
entsprechende Vorschriften über die Vornahme der Advocaten- 
prüfung. 

Die Fiscaladjuncten -Prüfung galt auch als Advocatenprüfang; 
dies wurde mit Hofdecret vom 19. Februar 1831 ausdrücklich be- 
stätigt und nur hinzugefügt, dass die als Fiscaladjuncten geprüften 
Bechtsgelehrten, die sich noch keiner Prüfung aus dem Criminal- 
rechte unterworfen hatten, diese Prüfung nachholen mussten, da 
nach einem Hofdecret vom 17. Mai 1816 Advocaten wegen ihrer 
Verwendung bei Urtheilsfällungen bei den befreiten Land- und Stadt- 
gerichten diese Prüfung zu machen hatten. 

Da übrigens die an der Pester und an der Universität zu Pavia 
üblichen Einrichtungen, den an das Doctorat gestellten Anforderungen 
der Universitäten in den ausserungarisehen, nichtitalienischen Eron- 
ländern nicht entsprachen, so stellten die Hofdecrete vom 23. De- 
cember 1793 und 14. August 1794 die Bedingungen fest, unter 
welchen Pester, und ein Hofdecret vom 25. April 1796 jene, unter 
welchen Pavianer Graduirte zur Advocatur in den bezeichneten an- 
deren Provinzen zuzulassen seien. 

Umgekehrt mussten die deutschen Doctoren gewisse Examen 
ablegen, um in Ungarn advociren zu können. 

Die zunehmende Menge der Bechtsstreite einer- und die miss- 
üche Lage vieler Advocaten andererseits, deren Grund man in der 
grossen Anzahl der letzteren suchen zu müssen glaubte, bestimmte 
jedoch die Begierung, ausser Ungarn die Freigebung der Advocatie 
wieder aufzubeben. 

Bereits am 12. April 1802 erschien ein Hofdecret, welches 
sämmtlichen Appellationsgericbten den Befehl Sr. Majestät mittheiltCi 
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dass bis auf weitere höchste Anordnung keine Advocatenprtlfung mehr 
vorgenommen werden dürfe. 

Diese Verfügung wurde zwar später wieder aufgehoben, allein 
ein Hofdecret vom 23. December 1814 schärfte den Appellations* 
gerichten ein, bei Gesuchen um Zulassung zur \Advocatur den Stand 
dei^ Advocaten und dessen Ab- oder Zunahme genau aufzuführen, 
und nöthigen Falls die ersten Behörden zu vernehmen. Ein "Hof* 
kanzleidecret vom 21. October 1817 setzte für die Ausübung der 
Advocatur in Wien alis weitere Bedingung die kostspielige*. Einver- 
leibung in die Wiener juridische Facultät fest, und das im selben 
Jahre am 6. November erschienene Hofdecret, betreffend die Zu- 
lassung von Advocateü in der Bukowina, betonte, dass diese Zu- 
lassung nach dem Bedürfnisse zu bemessen sei. 

Mit dein Jahre 1818 begann dann eine lange Beihe von Hof- 
verordüungen, mit welchen die Anzahl der Advocaten fast für alle 
wichtigeren Gerichtssitze normirt und damit die freie Ausübung 
der Advöcati^ definitiv beBeitigt wurde. 

Die wichtigsten derselben sind: das Hofdecret vom 7. Februar 
1818 für Tirol (Innsbruck, Trient, Botzen, Roveredo und Feldkirch), 
vom 8. August 1820 fttr Istrien sammt Triest, sodann für Fiume, 
Bttccari und die quarnerischen Inseln, womit gleichzeitig die Bedin- 
gungen zur Ausübung der Advocatie in den genannten Gebieten 
kundgemacht wurden; ferner voin 2. März 1822 und vom 1. Juni 
1827 für Dälmatien, vom 18. und 29. Mär? 1822 für Galizien, 
Görz und Gradisca, voih 9. und 13. April 1822 für Mähren, Schle- 
sien uiid Steiermark, Kärnthen und Erain. (Die ursprünglich für 
Kräin auf achtzehn festgäscitzte Zahl wurde später mit Hofdecret 
vom ^3. April 1830 auf vierzehn bestimmt und sollte auf zehn 
herabgebracht werden. Nach letzterer Verordnung soUtö kein Ad- 
vockt des Eronländes ausserhalb Laibach seinen Wohnsitz aufschlagen 
dürfen.) Endlich gehört hierher das Hofdecret vom 3. Februar 1824, 
WOÄit die Zahl der Advocaten für Prag vorläufig auf siebzig fest- 
gesetzt und die EntSchliessung für das flache Land nach dem sich 
zeigenden Bedarf vorbehalten wurde. Für Wien hatte das Hofdecret 
vom 8. März 1822 achtzig Advocaten bestimmt; eine Zahl, die mit 
Verordnung vom 16. August 1834 auf siebzig reducirt wurde. In 
Linz sollten nach ersterem Hofdecret höchstens neun; in Wiener 
Neustadt nach dein Hofdecret vom 22. April 1831 drei Advocaten 
bestehen. ■, 
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Im Zusammenhang mit diesen Verfilgangen steht der Erlast 
vom 16. November 1830, womit unter anderem ausgesproohea wurd^ 
dass die Ablegung der Advocatenprüfung nur die Befäl^igung, nicht 
aber das Becht zur Ausübung der Advocatie ertheile. 

Auch einige den Advocatenstand betreffende Disciplinar-Yor- 
schriften sind hier zu verzeichnen. So das Hofdecret vom 7. Oc-r 
tober 1793, womit den Vertretern . unnütze Reisen auf Kosten ihrer 
dienten, namentlich zum Behufe angeblicher Betreibung der bei 
den Ho(ßtellen anhängigen Sachen untersagt wurden, und die Ver- 
ordnungen vom 12. Januar 1810, 15. Februar 1812 und 13. April 
1822, welche den Gerichtsbehörden strenge Aufsicht über die Ge- 
barung der Advocaten, genaue Führung und ^jl^hrliche Vorlage 
eigener Correctionsbücher auftrugen. 

Die Bedingungen zur Erlangung eines Armenvertreters und zur 
Vormerkung der Gebühren wurden mit HoMecret vom 26, October 
1826 neuerlich normirt. 

Es waren jedoch aussei: den Advocaten imter der Begieruug 
des Kaisers Franz auch noch andere Personen, welche zur Pftrteien- 
vertretung theils überhaupt, theils in bestimmten Bichtungen geset^r 
lieh oder doch gewohnheitsmässig berechtigt waren, der. niemals 
aussterbenden Schaar von Winkelschreibem nicht zu gedenken, deren 
Bestrafung und Unterdrückung vergeblich in vielen der oben ange* 
führten, auf die Advocaten bezüglichen Verordnungen angeordnet 
worden war. Solche anerkannte Vertreter waren die Jüstitiarci auf 
dem Land« und die Ho&geuten in der Stadt. Erstere waren zur 
Parteienvertretung selbstverständlich nur ausserhalb ihres JurisdiCr 
tionsgebietes ermächtigt. Ein Im das böhmische Appellationsgericht 
ergangenes Hofdecret vom 25. Juni 1795 äusserte sich über die^ 
selben in folgender Weise: „Durch die den Justitiaren auf dem 
Lande ausser ihrem Gi^richtöbezirke bewilligte Vertretung sei deuf 
selben nicht eine ordentliche Advocatur, sondern nur das Befugoiss, 
als Bevollmächtigte der Parteien zu erscheinen', eingei^umt worden; 
sie bedürften also der DoctorwtLrde nicht, dennoch hätten sie über 
ihre Bechtswissenschaftea sich einer strengen Prüfung zu unterziehien 
und sei sich gegen sie über alle sonst zu einer beruhigenden Verr 
tretung erforderlichen Eigenschaften zu versichern.*^ 

Ib ähnlicher Weiße wie die Justitiare übten auch die Magi- 
stratsbeamten neben ihrer richterlichen eine advocirende Thätigkelt 
aus. Es konnte nicht fehlen, dass eine so grosse Menge von Ver^ 
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tretern auf die Zaniahme der Rechtsstreite Einfluss tlbte. Eiüem 
geregelten Advöcatenstande ' gegenüber konnten solche Verhältnisse 
nicht bestehen bleiben, und das Hofdecret vom 22. September 18^1 
machte denselben auch eiii Ende. Hiernach sollten zwar jene Justi- 
tiare, Syndici und Magistratsräthe , welche die Advocatie 'bisher 
aujszuöben bereditigt waren, dieselbe auch, fernerhin ausser ihrem 
Oemchtäbezirke, wiewohl nur bei Gerichten ausdben dttrfen, die iiicht 
init mehreren im Gerichtsorte wohnenden Advocaten versehen waren. 
In Zukunft jedoch sollte die Verwaltung der Gerichtsbarkeit und die 
Advöcatie zugleich zu übernehmen nicht mehr ge&tattet sein. Kein 
richterlicher Beamte sollte hinfort die Advociftie, kein Advocat die 
Verwaltung der Gerichtsbarkeit übernehmen. Am Schlüsse der Ver« 
Ordnung wurde den Appellationsgerichten aufgetragen, falls in Folge 
dieser Verfügung eine Vermehrung der Advocaten auf dem Lande 
nothwendig würde, deshalb au die oberste Justizstelle Bericht zu 
erstattcfn. . 

Die Bestimmung der Hofagenten war Parteienvertretung in 
politischen Angelegenheiten und im Verfahren ausser Streitsachen; 
insbesondere waren sie zu Vormündischaften und Guratelen berufen 
und hatten eine sehr einträgliche Stellung; nur processuale Vertre«^ 
tui^gsleistung war ihnen nicht gestattet. Armen sollten sie uneht- 
gdtlißh mit Bath und That beistehen« Ursprünglich gab es deren 
ei^e grosse Anzahl. Die denselben am 1. November 1798 ertheilte 
umfangi^eiche Instruction setzte jedoch ihre Zahl für die böhmisch-r 
österreichisch - deutschen Erbläoder auf 25 fest, unter denen kein 
Unterschied nach den Provinzen stattfand und die bei allen Hofr 
und denselben untergeordneten Ställen einschreiten konnten. Ausserf* 
dem gab es eigene ungarische und italienische Hofagenten. Zur 
Erlangung einer böhmiseh- deutschen Hofagentenstelle war ausser 
zehnjährigem Aufenthalt in einem Erbland und gutem Buf Kennte 
ni6s der betreffenden Landessprache, Absolvirung der juridisch-poli^^ 
tischen Studien an einer erbländlschen Universität,' dreipkhrige Praxis 
bei einem Amte oder als SolUcitatoi* bei einem Hofagenten oder 
Advocaten, eiidlich der Besitz eines Vermögeuß von V^enigstens 
10,000 fl. erforderlicb. Die eigene Hofogenten*Prüfuagscommi9si$ii 
bestand aus je einem Hofrath.voa jeder Hofsteile^ 

Es wurde bekanntlich viel Missbrauch .J»it' diesen Stellen, ge?: 
trieben. Dies einerseits und die ge^i»ge.Ueberwacht)«ig der Privat: 
geschäftskanzleien andererseits, veranlasste den Kaiser, mit Hofkanz- 
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leidecret vom 16. April 1833 das Institut der Hofagenten ganz 
aufiniheben und an deren Stelle berechtigte öffentliche Agenten oder 
Geschäftsführer, treten zu lassen. 

Um das Recht zur öffentlichen. Agentie zu erlangen, mnsste der 
Beweirber das Alter von 24 Jahren überschritten, die vorgeschriebenen 
Bechtsstudien an einer inl&ndischen Universität oder an einem in« 
ländischen Lyceum gut vollendet, wenigstens durch drei Jahre ent- 
weder in einem öffentlichen Staats- oder Patrimonialamte, oder bei 
einem Advocaten, oder einem berechtigten Agenten prakticirt, sich 
mit vortheilbaften Zeugnissen ausgewiesen und in einer Prflfang, 
welche von einem Gubernial- und einem Appellationsrathe Aber die 
wichtigsten Gegenstände der einschlagenden Geschäfte vorzunehmen 
war, gut bestanden haben. Er musste ferner sich über seine Sitt- 
lichkeit und Bechtlichkeit gehörig ausweisen und eine Caution von 
10,000 fl. G. M. erlegen. Die Concessionen wurden von den Landes- 
stellen für die ihnen untergeordneten Provinzen ertheilt. Die Agen'ten 
hatten die Befugniss, sich zu allen gesetzlich nicht anderen Pisrsonen 
vorbehaltenen Geschäften anzubieten, Geschäftskanzleien und Aus- 
kunftsbureau^s zu errichten. Die damaU bestandenen Privatgeschäfts- 
kanzleien sollten genau überwacht und bei der ersten Unregelmässig- 
keit aufgiehoben werden. 

In gleicher Weise wurde mit Hofkanileidecret vom 19. Jnti 
1834 das neben den HoÜAgenten bestandene Institut der Hofkriegs- 
agenten mit Ausnahme der Militärgrenz- Agentenstelle aufgehoben und 
den Generalcommando^s ausser Ungarn, Siebenbürgen ukid der Mili- 
tärjDtrenze die Ermächtigung ertheilt, deQjenigen Öffentlichen Agenten, 
welche darum ansuchten, nach einer vorläufigen gut bestandenen 
Prüfung fElr den Generalcommaüdo-Bezirk die Befugniss zu ertheilen, 
die an selbe sich wendenden Parteien bei den Militärbehörden zu 
vertreten, insofern diese Vertretung gesetzlich nicht anderen Personen 
vorbehalten war. Hingegen mussten solche Agenten die von der 
Militärbehörde ihnen übertragenen Vormundschaften und Curatelen 
dürftiger Parteien unentgeltlich übernehmen. 

Schliesslich sei hier noch der Notare gedacht, bezüglich deren 
wir in der Justiz-Gesetzsammlung jener Zeit nur das Hofdecret vom 
29. Februar 1804 finden, womit ausgeisprochen wurde, dass Notare 
so wenig als Advocaten sich aller Orten zur Ausübung ihres Amtes 
willkürlich niederlassen dürften, sondern in -ihren Standorten, nto- 
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lieh in jenem Lande aUein berechtigt sein sollten, wo sie naeh vor- 
heiigegangener Prüfung zum Notar angenommen worden waren. 

Uebrigens waren in Mercantil- und Wechselsachen nach dem 
alten Hofdecret vom 29. November 1784 auch die Wechselnotare zur 
Part^ienTertretung bei den Gerichten ermächtigt. 

Damit wäre die Darstellung der Justizreformen in Gestenreich 
«nter der Regi^ung des Kaisers Franz vollendet. 

Wir haben bereits im Eingange dieses Abschpittes daranf hin'* 
gewiesen, wie sich die Francisceische Legislationsperiode wenigstens 
in ihrem Beginne nnr als eine Forteutwickelung des Beformwerkes 
Kaiser Leqpold's darstellte* Das Aufgeben der Staatseinheitsrldee, 
die grössere Autonomie der Provinzen manifestirte sich anf unserem 
Gebiete zunächst darin^ dass der Gebranch der deutschen Sprache 
nicht bei allen Gerichtsstellen der verschiedenen polyglotten Krön- 
ländei; gefordert wurde, .und in der foitdaüernden Schwerfälligkeit des 
Verkehrs mit den ungarischen Gerichten. 

Doch trat in beiden Richtungen in der zweiten Hälfte der Re^ 
giemngszeit des Kais^^ Franz, weniger in legislativer Weise als 
durch die Macht der Verhältnisse thatsächlich herbeigeführt, in den 
ausserungarischen Ländern eine Veränderung ein, welche der seit 
der Gründung des Kaiserreiches allmäiich Wieder mehr hervortre* 
tenden, auf dem deutschen Elemente der Bevölkerung beruhenden 
Idee des Einheitsstaates auf Unserem Gebiete zum Ausdruck diente. 

So verftlgte allerdings auch mit Rfksksicht auf. die durch den 
Verkehr gebotene Nothwendigkeit das Hofdecret vom 22. April 1815, 
dass die Geschälte bei dem Wechselgerichte in Lemberg künftig in 
deutecher Sprache zu verhandeln seien. Das Hofdecret vom 23. Oc- 
teber 1818, womit die Justizpflöge im Karlstädter Kreise regulirt 
wurde^ bestimmte, wie wir dies schon früher (S. 236) erwähnt 
haben; ausdrücklich, ' die Gerichtssprache sei die deutsche und es 
seien nur noch durch einige 2^it, lateinische Eingaben von Advooaten 
anzunehmen. Ein Hofdecret vom 9. Juli 1824 erklärte endlich ietuch 
bezüglich Dalmatiens, <Se. Majestät habe zu befehlen geruht, Sorge 
zu tragen, diass bei Erledigungen, die künftig bei dem Personal des 
dalmatinischen Appellationsgerichtes vorfallen würden, auf die Kennt* 
niss der deutschen Spräche der geeignete Bedacht genommen werde 
und, sobald es thunlich sei^ die Expeditionen des obersten Gerichts- 
hofes an das dailniatinische Appellationsgericht eben so, Wie an das 
galizische Appellatiönsgerioht in deutscher Sprache erlassen TTürdon, 
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« . Id Bezug auf den Verkehr der Gerichte mit Ungarn i^rgingen 
nachstehende Yorschriiten: Die Magistrate und Ortsgerichte sollten 
mit der ungarischen Hofkanzlei nicht unmittelhar, sondern' durch 
die Appeliationsgerichte correspondiren (Hofdecret vom 6. October 
1792), damit — so heisst es in dem Erlasse — in Fällen, wo 
etwa nicht auszulangen wäre, unnütze Weitlänfigkeit vermie- 
den werde. Die B^quisitionsschreiben selbst waren nicht an dit 
Stuhlrichterämter, sondern an die Comitate^ eventudl an die könig- 
lichen Freistädte zu richten. (Hofdecrete vom 10. Octoher 1793 
und 17. April 1816.) Mit den Hofdecreten vom 2a. Juni 1797 
und 21. Mai 1824 wurde wiederholt (s. jenes vom 31. Deceraber 
1791, S. 199) aufgetragen, sich in Rechts- und CriminalföUen an 
die Hofkanzlei und nicht an die Septemviraltafel zu wenden. 

Ganz so wie es nach dem Jahre 1860 war wieder angeordnet 
worden, befahl schon ein Hofdecret Tom 24. November 1797, dass 
im Falle von Executionsrequisitionen dem ungarischen Gerichte ein 
Vertreter des Executionswerbers musste bekannt gegeben werden. 
Ein Beleg für die iniemJEttionale Stellung der ungarischen und ausser* 
ungarischen Länder von damals sind auch die Hofdecrete vom 7. Fe- 
bruar und 14. April 1794 aber den Schutz deutscher, ungarisohet 
und siebenbilrgischer Werke der Literatur gegen Nachdrucke 

Der Schwerpunct der Gesetzgebung Ungarns lag damals v so wie 
heute im Keichstag. Doch sind es kaum m^hr als Bestrebungen, 
Anläufe, die wir aus den Arbeiten der verschiedenen Sessionen 
desselben unter Kaiser Fran^ in Bezug auf Justiz -Gesetzgebung 
mitzutheilen haben. Irgend ein namhaftes Operat hat er nicht ge- 
liefert. 

So wenig war am Anfang der Regierung Kaisers Franz die 
ungarische Sprache im Lande verbreitet, so sehr war die lateinische 
als Geschäftssprache üblich, dass erat der 7. Artikel des Reichstags- 
schlusses vom Jahre 1792 verfügte, die ungarische Sprache sei als 
Studium ordinarium in den Schnlen einzuführen, damit es nach und 
nach n)öglich w^rde, in Ungarn nur solche Individuen zu Beamten 
zu befördern, die sich ausweisen könnten, auch die ungarische Sprache 
gelernt zu haben. In Kroatien und SlaTOuien blieb die ungiärische 
Sprache ein Studium extraordinarium, also nicht obligat. < 

Die nngarische Sprache, welche nach deis Geschichtschceibeis 
Graf Maildth Aeusserung in der Mit^^e. des aehtzehntdn Jahrhundetria 
aaha>ilaran wär^ :am m&rasmus skills zu .eD^tochenJ,- w;ürde.!aeil3Hgf: 
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yoa ledern Reichstag gefördert. Aach dies war eine Folge der Bäac* 
tion gegen die centralisirendea Refonnen Kaiser Joseph's. 

Der Beichstag :vom Ja)ire 1796 brachte keine auf die Justiz- 
(Gesetzgebung bezüglichen Verhaadlnugen. Während jenes vom Jahre 
1801, welcher viel aber die Einlösung des Papiergeldes verhandelte, 
wiesen die kaiserlichen Resolutionen auf die Nothwendigkeit hin, die 
Processordnung zu verbessern, das Givürecht zu sichten und zu 
oüduea und Wechselgerichte einzufahren. Der R^chstag aberging 
jedoch diese Andeutungen mit Stillschweigen, hauptsächlich weil et 
sich ftkrphtete, hierdurch die Freiheiten und Vorrechte des Adels 
zu beschränken. Der Kaiser wiederholte seine Propositionen am 
Reichstag von 1807, allein gleichfalls ohne Erfolg. In diesem Jahre 
wurde der lustanzenzug durch unmittelbare Unterstellung des Taver- 
aicalstuhles unter die Septemviraltäfel vereinfacht. 

, Der Reichstag vom Jahre 1811 — 1812 zeigte sich in einer 
andere^; das Rechtsgebiet berührenden Frage de!n kaiserlichen An- 
trägen abliold. Wir meinen die Werthscala des Geldes, welche in 
den übrigen Landen durch das Finanzpatent vom Jahre 1802 war 
eingeführt worden und weldxe der Kaiser auch, in Ungarn wirksam 
wissen wollte. Da diesfalls die Zustimnrung der Stände idurchaus 
nicht zu .erlangen war', so eriiess dei* Kaiser nach Auflösung des 
Reichstages ein Rescript an die königl. Curie, in. welchem jer befahl^ 
jene Scala in Geldfragen bei den gerichtlichen Eutscheidungen zur 
Basis zu nehmen. Da die Curie gehorchte und die übrigen Ge-' 
richte Ungarns dem Beispiele derselben folgten, so war thatsädilich^ 
wenn auch nicht gesetzmässig, die Bcala eingeführt. 

Nun folgte längere Zeit kein Reichstag. Die Opposition des 
letztere^ gegen die Einführung der Werthscala Hess weitere Schwie- 
rigkeiten voraussetzen, der Kaiser versuchte tmit Rescripteh zu 
regieren, und eine Zeitlang schien es, als ob man zu den Josephi- 
nisichen Einheitsprincipien zurückkehren wollte. Der erste ^iss in 
diese Bestrebungen wlir die Wiedereinverleibung Fiume-s und des 
Utorales in Ungarn. 

Aid sich endlich der Kaiser entschlos^, zur Krönung seiher 
Yier4.e¥i Gemahlin im Jahre 1825 einen Reichstag zu tberufen, fand 
aich unter den königlichen I^opositionen die Verhandlung von ndun 
Operaten,.zu deren Ausarbeitung, auf d^m Reichstag. vom Jahre 1791, 
Art. 6T, neun Deputationen waren niedergesetzt .worden. .. Untet 
di^iBen: Deputationen befand sich eine. ÜLt SttotSr^cbt,. eihe für dsa 
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Urbariale, eine für Berg- und Münzwesen und Bergrecht und eine 
für Juridisches im allgemeinen. 

Allein die sämmtlichen Ope^te erwiesen sich als veralteft, und 
80 wurde eine neue grosse Deputation unter dem Vorsitze des Erz- 
herzogs Joseph als Palatin ernannt, die bis zum häcltöten Beichstag 
dieselben Gegenstände aufarbeiten sollte. So wären die dringenden 
Justizreformen abermalä auf die lange Bank geschoben. Was insbe- 
sondere das Bergrecht betrifft, so sei erwähnt, dass von dem dieis- 
ftlllgen 53 Artikel umfassenden Operat 13 Artikel de camporüm 
födinalium capacitate eorumque dimänsione mit königlichem Bescrij^t 
vom 20. Juni 1792 fth* den niederungarischen und den Nagy^B&nyaer 
Bergbaudistrict waren vorgeschrieben worden. . 

Der von der neuen (1826ger) Deputation ausgearbeitete Berg- 
gesetzentwurf: Codex juris metaliici fiungarici (Posonii 1831) brachte 
nur das alte Recht in neue Form und blieb gleichfalls eifolglos. 

Der nur zur Krönung des Kronprinzen (Ferdinand T.) im Jahre 
1830 ausgeschriebene Beichstag erhielt als zweite kömgliche Propo- 
sitiou die Aufforderung zur Verhandlung über die Operate der 
1826ger Deputation. Diese Operate sollten in Druck gelegt werden 
und wurde zu ihrer Verhandlung d^r nächste Beichstag auf den 
2. November 1831 ausgeschrieben; dn Termin, der sich wegen der 
Cholera verzögerte. Da voräuszusieheii war, dieser Verhandlungs- 
reichstag würde länger dauern, so sollte Verfügung getroffen werden, 
dass während desselben nicht wie bisher die Comitatsgerichte und 
Districtualtafeln feierten. Die Stände beschloss'en diesfalls, dass in 
Zukunft die Gerichtshöfe, mit Ausnahme der königlichen und der 
Banaltafel, während des Beiclistages fortfungiren sollten. B^ den 
genannten beiden Tafeln sollten aber inzwischen .nur appellirte Cri- 
minal-, Magistratual- oder Ehescheidungsprocesse entschieden werden. 

Unter den von dem l'830ger Reichstag vorgebrachten Präferen- 
tialbeschwerden befand sich auch die, dass die Gerichte über die 
Verhältnisse der Gläubiger und Schuldner, welche durch das Finanz- 
patent vom Jahre 1811 erschüttert wurden, nach königlichen Vor- 
schriften au urtheilen, Verhalten worden seien. Der Kaiser be- 
schwichtigte die Besorgnisse der Stände, indem er auf Art. 12 vom 
Jahre 1791 wies, welcher festsetzt, dass die Gerichte nicht durch 
Bdicte regulirt werden sollen, und welcher durch Art. 3 vom Jahre 
1827 erneuert wc»rden WUT. Der ungarischen Sprache wurden bei 
den Gerichten und Behörden neue Begünstigungen eiiigeräumt« Auf 
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diesem Beichstag war zum letzten Mal das Verfahren beobachtet, 
dass die Gesetze aus den Bepräsentationen und Besolutionen durch 
eine Beicbstagsdeputation mit Beiziehung des ungarischen Hofkanzlers 
und einiger Hofräthe ausgearbeitet wurden. Schon auf dem langen 
Beichstag von 1832 — 1836 wurden die Gesetzentwürfe den Beprä- 
sentationen gleich beigelegt, wodurch die Nothwendigkeit entfiel, 
dieselben erst am Schlüsse des Beichstages auszuarbeiten. Damals 
begann die ungarische Sprache auf dem Beichstag sich geltend zu 
machen. Die Nuntien (der Notenwechsel) der Magnatentafel wurden 
ungarisch geschrieben und auch die Bepräsentationen an den Hof 
lateinisch und ungarisch zugleich unterbreitet. Der Kaiser wollte 
zuerst das Operat der Urbarialdeputation berathen wissen, welches 
schon damals die Grundentlastung vorbereitete. Die Opposition be- 
stand jedoch darauf, vorerst das Commercialoperat in Berathung zu 
ziehen, angeblich weil der den Grundherren durch die neuen Ur- 
barialgeset^e drohende Schade nnv durch das Emporbltlhen des Han- 
dels gut gemacht werden könne. Das Yerhältniss der Protestanten 
und Katholiken, insbesondere die Mischehen und die Erziehungs- 
reverse waren Gegenstand lebhafter Debatten dieses Beichstages, 
welche wir jedoch hier füglich übergehen können. Endlich gelangte 
man zum Urbariale. Das wesentlichste Besultat der Verhandlungen 
waren folgende gesetzliche Verfügungen. 

Als Grundsatz wurde die Freizügigkeit des Bauers ausgesprochen. 
Als Termin des Wegziehens galt der Tag des heiligen Gregorius. 
Nicht mehr ein halbes Jahr vorher musste er jedoch seinen Willen 
bekannt geben; es genügte, wenn dies vor dem ersten September 
geschah. 

Entrichtete der Bauer die Abgaben an Staat- und Grundherrn 
so konnte ihn niemand am Wegzug hindern. Der Grundherr blieb 
zwar Eigenthümer, der Bauer nur Nutzniesser der Urbarialansässig- 
keit; allein er sowohl, als die Gemeinde, konnte sich durch soge- 
nannten ewigen Contract, entweder durch jährliche Zahlungen oder 
Erlegung eines gewissen Capitals frei machen. Kein Bauer sollte 
in der Begel mehr als vier Ansässigkeiten haben. Der sogenannte 
kleine Zehent wurde ohne Entschädigung abgeschafft. Bei der Bichter- 
wahl blieb dem Grundherrn nur das Becht, drei taugliche Individuen 
vorzuschlagen, die Geschworenen und Kleinrichter wurden von der 
Gemeinde ohne Einfluss der Herrschaft gewählt. Nur zur Wahl des 
Notars war die Zustimmung des Grundherrn nöthig. Der Ortsrichter 
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entschied mit zwei Geschworenen in adeligen Gemeinden Streitsachen 
bis zu 60, in nnadeligen (unterthftnigen) bis zu 32 fl. Die Sorge 
far Pupillen und Curanden fiel der Gemeinde anheim; die Herr- 
schaft hatte nur die Oberaufsicht. Die Herrenstühle blieben zwar 
noch immer das Gericht erster Instanz, allein der Grundherr war 
nicht mehr Präses, noch auch Beisitzer. Der Herrenstuhl bestand 
aus einem Gerichtstafelbeisitzer des Comitats als Präses, zwei anderen 
rechtskundigen Männern, dem Stuhlrichter und Geschworenen. Mehr 
oder weniger als fünf Richter durften nicht sein. Körperliche Strafen 
konnte der Herrenstuhl nicht verordnen, höchstens einen Arrest von 
acht Tagen ohne Verschärfung. Allen Nichtadeligen wurde endlich 
das persönliche Klagerecht verliehen, jedoch war es ihnen freige- 
stellt, wenn sie es vorzogen, sich durch den Magistratsfiscal oder 
durch die Grundherrschaft vertreten zu lassen. 

Dies ist das Wesentlichste aus den Urbarialgesetzen des Reichs- 
tags, welche überhaupt das wichtigste legislative Operat Ungarns in 
dieser Periode bilden. 

Noch während des Reichstags starb der Kaiser am 2. März 1835. 



VI. Die letzten dreizehn Jahre der Patrimoniatjustiz unter Kaiser 

Ferdinand i. 

Um die GescluGhte der österreichischen Justiz bis zu dem durch 
die Ereignisse des Jalires 1848 herbeigeftlhrten Umschwung fortzu- 
führen, erübrigt uns noch, den Zustand der Bechtspflege in den 
letssten dreiz^n Jahren vor Eintritt dieses Zeitpunetes zu skizziren. 
Man würde irren, wollte man. ^aiibai, das» dieser kurze Zeitraum 
in Hiablidc aztf die darauf folgende Neugestaltung der öst^rdchi* 
sch0ii Jusftiz als Yorbereitungsepoche von besonderem Interesse sei. 
B^ne der früheren Perioden, selbst nicht die kurze Begierungszeit 
Kaiser Leopold's IL ist so arm an Beformen auf unserem Gebiete 
wie die nun zu besprechende. Fast möchte man sagen, es war ein 
Stillstand in der Justizgesetzgebung eingetreten, da die, wenngleich 
zahlreichen, in unserer Darstellung nicht zu berührenden Meinten 
y erOrdnungen, durch welche die bestehenden Gesetze commentirt 
und ausgelegt wurden, und einzelne auf Beschleunigung dier Bechts- 
pflege u. dgl. gerichtete kaiserliche Patente s\s ein namhafter Fort- 
schritt nicht können bezeichnet werden. Selbst die wenigen im 
Schoosse der Justizgesetzgebungs^Hofcommission berathenen Arbeiten^ 
welche auf eine Neugestaltung, einzelner Zweige der Bechtspflege 
abzielteo ,. standen mit dem seit dem Jahre 1848 eingetretenen ge- 
waltigen Umschwung fast aller Zweige der Justizgesetzgebung in 
keinem unmittelbaren Zusammenhang. Die Bewegimg vollzog sich 
vielmehr sprungweise, und nur einem geübten Auge sind die feinen 
Fäden bemerkbaT, die gleichwohl über die Kluft zwischen Einst und 
Jetzt hinüberführen,. . . 

Was zunächst don Organismus der Justizbehörden betrifft, so 
blieb derselbe in den Jahren 1835^-^1848 fast unveräDdert. Nur 
in den ehemals französischen Gebieten, und sporadisch in anderen 
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Eronländern erlitt die Patrimonialgericlitsbarkeit durch Anheimsagung 
und die damit im Zusammenhang stehende Errichtung landesfflrst- 
licher Gerichte (Landgerichte, Bezirks- Commissariate) wieder einige 
Einbusse. 

So finden iivir in der Justizgesetzgebung für Erain allein nicht 
weniger als dreizehn hierauf bezagliche Erlasse: vom 19. Juli 1835, 
12. November, 14. und 31. December 1838, 10. April unji 30. Oc- 
tober 1840, 30. Januar und 23. April 1841, 9. und 27. Juni 1843, 
24. April, 3. Juli und 28. November 1844; für Tirol sechs: vom 
12. December 1836, 7. Februar (beziehentlich 26. April), 18. April 
und 17. December 1838, 4. November 1839 und 30. September 
1842; für das Küstenland fünf: vom 16. Januar 1836, 4. Januar 
und zwei vom 5. Januar 1839' und vom 23. December 1847, endlich 
je einen für Kärnthen, Steiermark und NiederÖsterreich vom 24. De-* 
ceviber 1839, 10. October 1846 und 14. Januar 1847. 

Auch eine allgemeine Yorschrifb über die Anheimsagung lelren- 
barer Landgerichte vom 5. Mai 1841 fällt in diese Epoche, und 
wurde mit derselben der Grundsatz ausgesprochen, dass wenn die zu 
Lehen gegebene Landgerichtsbarkeit auch mit dem Besitze eines 
unbeweglichen Gutes oder anderer nutzbarer Bechte verbunden und 
alle diese Lehensobjecte in einem und demselben Lehensbriefe ver- 
liehen worden seien, der Zurückstellung der Grimlnalgerichtsbarkeit 
allein, ohne gleichzeitige Yerzichtleistung auf das unbewegliche Gut 
und auf die nutzbaren Bechte keine Folge gegeben werden dürfe; 
ein Grundsatz, der mit der sonst ausgesprockenen Teiidenz zur Ver- 
einigung der CriminaJljttstiz in den H&ndea der staatlichen Organe 
in einigem Widerspruch stand. 

Werfen wir einen Blick auf die sonstigen Veränderungen im 
Justizorganismus der einzelnen Provinzen, so haben wir in Nieder- 
österreich die Umgestaltung des Wiener Magistrats in Folge der 
Hofdecrete vom 9. Januar 1838 und vom 13. April 1841 hervor- 
zuheben. Die Erfahrung hatte gelehrt, dass bei der grossen Anzahl 
und Wichtigkeit der dem Magistrate zugewiesenen Geschäfte die 
Leitung aller drei Senate, nämlich des politischen, des Civil- und 
Oriminaljustiz-Senates, dem Bürgermeister allein mit dem gewünschten 
Erfolge nicht konnte aufgetragen werden. So wurde denn in Folge 
AUerhüchster EntSchliessung mit dem ersten Hofdecret bestimmt, 
dass ohne Beeinträchtigung der der Gemeinde zustehenden Patri- 
monial- Gerichtsbarkeit die drei Senate getrennt von einander zu 
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, bestehen hätten, dass der YorsUnd eines jeden Senates nur für den 
regelmässigen Geschäftsgang seines Senates zu sorgen und in dieser 
Beziehung der Vorstand sowohl, als das Collegium selbst nur der 
vorgesetzten Landesbehörde, d. i. der politische Senat der nieder- 
österreichischen Landesregierung, die Justizsenate i|ber dem nieder- 
österreichischen Appellationsgerichte, so wie in dritter Instanz den 
Hofstellen Bechenschaft zu geben hätten; dass endlich die Vorschläge 
zur Besetzung der Stellen bei jedem Senate ohne Dazwischenkunft 
der Vorstände und Mitglieder der übrigen Senate zu geschehen 
hätten. In Ausführung dieser Verordnung wurde dann mit dem 
zweiten Hofdecret verfügt, der bisherige politisch-ökonomische Senat 
habe in Zukunft den Namen Magistrat, der Civilsenat, jenen Civil- 
gericht, der Criminalsenat jenen Criminalgericht der Stadt Wien zu 
führen. Der Vorstand des Magistrats allein hatte den Titel Bürger- 
meister und den Bang eines Begierungsrathes , die Vorsteher des 
Civil - und Criminalgerichtes hiessen Präses - Vice - Bürgermeister, 
hatten den Bang eines Appellationsrathes und gingen dem Bürger- 
meister nach, dem Vice -Bürgermeister des Magistrats aber vor. 
Unter sich rangirten die beiden nach dem Senium und waren von 
einander völlig unabhängig; ein Verhältniss, das, beiläufig erwähnt, 
bei der späteren Schöpfung des Landesgerichtes Wien in Civil- und 
Strafsachen nicht zum Vorbild genommen wurde, indem man unge- 
achtet der geschäftlichen und localen Trennung den Vorstand des 
Strafsenates jenem des Civilsenates als alleinigem Präsidenten unter- 
ordnete. Jeder der beiden Präsidenten sollte ein Gehalt von 3000 fl., 
jener des Civil geridites insbesondere noch ein Quartiergeld von 
500 fl. beziehen. Die Bäthe der städtischen Gerichte hiessen auch 
hinfort Magistratsräthe. 

Die Ernennung der Präsides geschah auf Vorschlag des Appel* 
lationsgerichtes und des obersten Gerichtshofes durch den Kaiser, 
jene der Bäthe, Secretäre, Bathsprotocollisten und Auscultanten auf 
Vorschlag der Abtheilung und des Appellationsgerichtes durch die 
oberste Justizstelle, jene der Criminalactuare und Hülfsämtervorsteher 
durch das niederösterreichische Appellationsgericht, endlich jene der 
anderen Eanzleibeamten und Diener, insbesondere die Ernennung 
des Verwaltungs-, Aufsichts-, ärztlichen und sonstigen Personals für 
die im Criminalgerichts- Gebäude befindlichen Inquisitenspital- und 
Strafanstalten durch das Gremium des betreffenden Gerichtes. 

Nur bei dem sogenannten Wirthschaftsrathe sollten die beiden 

PomiOi öaterr. Bechtsgeschichte. 22 
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Präsidenten auch in Zukunft interveniren , wie überhaupt in ökono- 
mischer Beziehung der Zusammenhang mit dem Magistrate bestehen 
blieb, da ja die Auslagen alle das Stadtbudget betrafen. Auch bei 
wichtigen, die Gemeinde betreffenden Interessen und Rechtsfragen 
konnte der Büraermeister die Mitwirkung der Stadtgerichte bean- 
spruchen, wie es ihm auch zustand, die Rechte der Gemeinde als 
Patrimonial-Gerichtsherr zu wahren. Eigenthümlich war es, dass 
das Hauptdepositen- und das Grundbuchsamt dem Magistrate und 
nicht den Gerichten untergeordnet wurden. 

In Gratz erfolgte mit Hofdecret vom 7. November 1838 zwar 
eine Regulirun g des Personalstandes des Magistrats, wonach für den 
politischen Senat vier, für den vereinigten Justizsenat acht Räthe 
und ein dem entsprechendes weitere^ Personal bestehen sollten, doch 
blieb die Gesammtleitung in den Händen des Bürgermeisters. Sonst 
ist für Steiermark nur die mit Justiz -Hofdecret vom 11. Januar 
1844 verfügte Aufhebung des untersteierischen Banngerichtes zu 
Gratz hervorzuheben. Die Gerichtsbarkeit des Stadt- und Landrechtes 
zu Görz und des Mercantil- und Wechselgerichtes zu Triest in 
Mercantil- und Wechselsachen wurde mit Hofdiecret vom 25. November 
1839 bezüglich einzelner Bezirke festgestellt. 

In Tirol wurde die von dem Haller Berggericht verwaltete 
Berggerichtsbarkeit in und ausser Streitsachen für den Innkreis und 
für die von Bayern zurückgefallene Parcelle des Hausruckkreises mit 
Hofkammerdecret vom 3. Juni 1840 dem Berggerichte zu Steyr 
übertragen; nur die Berggerichtsbarkeit für das salzburgische Gebiet 
blieb auch nach der mit Hofkanzleidecret vom 26. November 1844 
erfolgten Uebertragung der diesfälligen Berg- und Forstwesengeschäfte 
an das Salinenoberamt zu Gmunden, bei der Berg- und Salinendirec- 
tion in Hall. 

In Böhmen erfolgte die Vereinigung des Pilgramer mit dem 
Taborgr Criminalgerichte durch Justiz-Hofdecret vom 8. Januar 1847; 
in Schlesien wurden die Landrechte zu Teschen und Troppau mit 
Hofdecret vom 30. August 1841 unter Aufrechthaltung des herzog- 
lichen Ernennungsrechtes in Bezug auf Personal- und Besoldungs- 
stand regulirt; in Dalmatien erfolgte mit Hofdecret vom 9. Juli 
1837 die Errichtung einer Berggerichtssubstitution zu Sebenico, und 
mit zwei Hofdecreten vom 17. Februar 1848 die Aufstellung von 
zwei neuen Präturen zu Vergoraz und Selve. Auch in Galizien 
ging eine kleine Veränderung vor, indem in Folge Hofdecrets vom 
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19. Februar 1843 das Districtual-Berggericlit von Stanislau definitiv 
nach Kolomea verlegt wurde. Eine mit Hofdecret vom 26. März 
1846 bekannt gemachte Allerhöchste Entschliessung vom 9. März 
1846, womit^ die Einftihrung landesfürstlicher erster Instanzen in 
Galizien im Grundsatz genehmigt wurde, führte zi» keinem unmittel- 
baren Erfolge, indem die deshalb eingeleiteten Verhandlungen in 
Betreff der Einführung landesfürstlicher Bezirksgerichte oder einer 
diesen ähnlichen Einrichtung durch die Ereignisse des Jahres 1848 
überholt wurden. 

Bezüglich des in Folge Uebereinkommens mit Kussland und 
Preussen im Jahre 1846 einverleibten Gebietes von Krakau blieb 
es anfänglich bei den zur Zeit der Einverleibung vorhandenen Ge- 
richtsbehörden. In strafgerichtlicher Hinsicht wurde mit Justiz- 
Hofdecret vom 24. December 1846 die Criminalgerichtsbarkeit in 
erster Instanz rücksichtlich der durch das organische Statut für die' 
Gerichtsbehörden in Krakau vom Jahre 1842 an die schutzherrliche 
Untersuchungscommission verwiesenen Verbrechen an die statt der 
letzteren bestellte k. k. Criminalcommissiön, in Betreff aller anderen 
Verbrechen aber an das Landgericht (Tribunal) in Krakau gewiesen. 
In zweiter Instanz sollte bei allen Verbrechen das Appellationsgericht 
in Lemberg, in dritter Instanz die oberste Justizstelle einschreiten. 
Als provisorisches B^rggericht für Krakau galt nach Inhalt des 
Justiz^-Hofdecrets vom 25. November 1847 das Districtual-Berggericht 
zu Wieliczka, doch blieben die im Krakauer Gebiete bisher in Gel- 
tung gestandenen Berggesetze vorläufig in Kraft. 

Erwähnung muss hier noch einer eigenthümlichen Behörde ge- 
schehen, welche nach dem Muster einer in Wien bereits früher er- 
richteten Commission mit Hofkanzlei decret vom 17. Februar 1847 
auch in Gratz als „permanente gemischte Commission zur Schlichtung 
von Zwistigkeiten und Irrungen zwischen Civil- und Militärpersoneri" 
errichtet wurde. Aus der diesfälligen Instruction entnehmen wir, 
dass diese Commission aus dem Platzcommandanten als Vorsitzenden, 
dann aus dem Garnisonsauditor und einen^ Magistratsrat h bestand. 
Sie konnte nur solche Gegenstände in Verhandlung nehmen, welche 
ihr von dem Generalcommando oder von dem Gubernium durch be- 
sonderen Auftrag zugewiesen wurden. Es waren dies nur minder 
wichtige Irrungen, welche zu einem Vergleiche geeignet erschienen, 
und sollte dadurch in die gerichtliche Sphäre nicht übergegriffen werden. 
Kam kein Vergleich zu Stande, so hatte die Commission nur Gut- 

22* 
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achten zu erstatten. Die Entscheidung stand dem General- (eventuell 
Regiments-) Commando oder dem Gubernium zu. 

In Bezug auf materielles Civilrecht sind in der Zeit vom 
Tode des Kaisers Franz bis zum Jahre 1848 keine wesentlichen 
Veränderungen zu verzeichnen. Die Regelung der Mischehen zwi- 
schen Katholiken und Akatholiken, welche schon unter der vorigen 
Regierung die Aufmerksamkeit des ungarischen Landtages auf sich 
gezogen hatte, veranlasste auch zur Erlassung bezüglicher Verord- 
nungen in den ausserungarischen Kronländern. Da man jedoch im 
Ganzen auf dem früheren Standpunct stehen blieb, so haben diese 
Verfügungen kaum eine principielle Bedeutung und dürfte eine kurze 
Anführung derselben genügen. So verfügte das Hofkanzleidecret vom 
14. Juni 1835 für die Bukowina neben anderen auf confessionelle 
Verhältnisse Bezug nehmenden Bestimmungen, dass der bei Ueber- 
nahme des Landes bestandene Gebrauch, wonach im Falle von 
Mischehen die Söhne der Religion des Vaters, die Töchter jener 
der Mutter zu folgen hatten, auch in Zukunft bestehen bleiben solle. 
Von grösserer Bedeutung ist das mit Hofdecret vom 20. September 
1841 bekannt gemachte Allerhöchste Cabinetsschreiben vom 24. August 
dieses Jahres, womit der päpstlichen Instructio ad Archiepiscopos et 
Episcopos Austriacae ditionis in foederatis Germaniae Partibus das 
Placetum regium ertheilt wurde. Diese Instruction was das Resultat 
von Verhandlungen, welche zur Beseitigung der Schwierigkeiten, 
die sich namentlich in Ungarn bei Mischehen aus der Verschieden- 
heit der kirchlichen und weltlichen Bestimmungen ergeben hatten, 
in Folge Cabinetsschreibens vom 2. Juni 1840 durch Bischof Lonovics 
von Csänad mit dem heiligen Stuhle waren eröffnet worden. So 
sehr die Instruction gegen die Mischehen im allgemeinen und ins- 
besondere dann sich ausspricht, wenn nicht die Erziehung aller 
Kinder in der katholischen Religion zugesagt wird, so befahl sie 
dennoch mit Rücksicht auf die bestehende Gesetzgebung (§. 77 a. b. 
G. B.) dem Curatclerus in den zum deutschen Bunde gehörigen 
Provinzen des österreichischen Kaiserstaates auch im letzteren Falle 
wenigstens die passive Assistenz bei Eingehung der Ehe. Konnte 
doch nach §. 6 des Toleranzedictes vom Jahre 1781 die Ausstellung 
der Erziehungsreverse nicht als Bedingung zur Eheabschliessung 
verlangt werden (s. S. 128). Hie und da hielt man die Ausstellung 
solcher Reverse nrit Beziehung auf das Toleranzedict geradezu für 
verboten und es m%sste erst mit Hoflianzleidecret vom 3. Juli 1842 
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darauf aufmerksam gemacht werden, dass jene Versprechen nicht 
verboten seien, welche ein Protestant bei der Eingehung einer^ Ehe 
mit einer Katholikin freiwillig zur Erziehung aller in dieser Ehe 
erzeugten Kinder in der katholischen Religion abgiebt, und dass es 
dem katholischen Seelsorger, von welchem die Einsegnung der zu 
schliessenden Ehe (sohin mehr als die passive Assistenz) verlangt 
wurde, nicht verwehrt sei, dass er zur Sicherstellung dieses Ver- 
sprechens dessen schriftliche, durch die Unterschrift zweier Zeugen 
beglaubigte Ausstellung verlange, um sie dem Trauungsbuche beizu- 
legen. Die Erfüllung eines solchen Versprechens sollte dann erfor- 
derlichen Falles auch erzwungen werden können. Mit Hofdecret 
vom 8. August 1842 wurde die päpstliche Instruction auch für 
Gralizien massgebend erklärt. Weiter wurde mit Hofkanzleidecret 
vom 27. December 1842 verordnet, dass rücksichtlich der unter der 
passiven Assistenz des katholischen Geistlichen geschlossenen Misch- 
ehen nachträgliche gottesdienstliche Handlungen in dem akatholischen 
Bethause nicht stattzufinden hätten. 

Wie sehr übrigens die höhere Geistlichkeit ungeachtet der päpst- 
lichen Instruction selbst der passiven Assistenz des katholischen 
Priesters bei Ermangelung von Erziehungsreversen entgegenstrebte, 
geht daraus hervor, dass viele Bischöfe die Instruction ihrem Clerus 
gar nicht oder doch nicht vollständig mittheilten, dass sie zu dieser 
Publication erst durch Hofkanzleidecret vom 27. April 1843 ver- 
halten werden mussten und dass es nothwendig war, in diesem De- 
crete neuerdings auf die Bestimmungen des Hofdecretes vom 3. Juli 
1842 und darauf aufmerksam zu machen, dass ein Bevers vom 
protestantischen Bräutigam de non seducenda muliere nicht zu 
fordern sei. 

War nach einer auf Grundlage des Erziehungsreverses von dem 
katholischen Priester eingesegneten Ehe die katholische Gattin gleich- 
wohl nachträglich zur akatholischen Beligion übergetreten, sb sollte 
rücksichtlich der Erziehung der Kinder nach dem Hofkanzleidecret 
vom 14. Januar 1847 unterschieden werden, ob die Kinder vor oder 
nach dem Uebertritt der Mutter geboren wurden. Erstere, welche 
nach Inhalt des Reverses katholisch getauft sein mussten, sollten 
auch weiter als Katholiken angesehen und in Betreff der religiösen 
Erziehung ganz gleich den übrigen Katholiken nach den d,&{iXr be- 
stehenden Vorschriften behandelt werden. Rücksichtlich derselben 
behielten die Erziehungsreverse ihre volle Gültigkeit auch nach dem 
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Uebertritt der Mutter und blieb es dem katholischen Pfarrclerus 
überlassen, den nachtheiligen Folgen, welche aus der Verschiedenheit 
in den Glaubensbekenntnissen der Eltern und der Kinder zu besorgen 
sein mochten, mit strenger Beobachtung der Gesetze nach Thunlich- 
keit entgegen zu wirken. Die nach dem Uebertritt der Mutter 
geborenen Kinder sollten jedoch gleich den aus einer schon ursprüng- 
lich akatholischen Ehe geborenen Kindern nicht gehindert werden 
können, dem Glauben ihrer Eltern zu folgen. Sie waren daher 
nicht nach dem bei dem Eingehen der gemischten Ehe ausgestellten 
Erziehungsreverse zu behandeln, weil — so lautete das Hofdecret — 
diese Ehe aufgehört habe, eine gemischte zu sein, somit bei dieser 
Ehe nicht mehr jene Vorschriften Platz greifen könnten, welche für 
andere Verhältnisse gegeben. 

Dies ist es, was unter der Kegierung Kaiser Ferdinand's I. in 
Bezug auf die religiöse Erziehung der Kinder bei Mischehen zwi- 
schen Katholiken und Akatholiken war verordnet und in die Justiz- 
gesetzsammlung aufgenommen worden. 

Von sonstigen einzelne Privatrechte betrefifönden Gesetzen möchten 
wir noch hervorheben: jenes vom 28. November 1838, womit die 
Nachdrucksverbote auf das mechanische Nachformen selbständiger 
Werke der plastischen Kunst ausgedehnt wurden, und das neue um- 
fangreichere Gesetz zum Schutz des literarischen und artistischen 
Eigenthumes gegen unbefugte Veröffentlichung, Nachdruck und Nach- 
bildung vom 19. October 1846. Letzteres zerfiel in fünf Abschnitte, 
welche in 39 Paragraphen: 1. von den Rechten der. Autoren an 
ihren literarischen und aristischen Werken; 2. von den Schutzfristen 
für das literarische und artistische Eigen thum; 3. von der zu ver- 
hängenden Strafe und dem Entschädigungsrecht; 4. von der Unter- 
suchungsbehörde und dem Terfahren, und 5. von dem Eintritt und 
Umfang der Wirksamkeit dieses Gesetzes handelten. Die Uebertre- 
tungen des Gesetzes wurden damals als schwere Polizeiübertretungen 
bezeichnet. Durch Aufhebung der Censur, durch Aufnahme des 
Nachdruckes unter die Vergehen im §. 467 des allgemeinen und 
§. 740 des Militär -Strafgesetzes und durch den Verlauf der Zeit 
sind manche der diesfälligen Bestimmungen, insbesondere die Para- 
graphe 21, 24, 25, 26, 31 und der vierte Abschnitt (§§. 33—35) 
ausser Wirksamkeit getreten. Im Grossen und Ganzen besteht das 
Gesetz aber auch heute noch zu Becht. 

Auch durch die Erneuerung des Bankprivilegiums und die Er- 
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lassung der bezüglichen Statuten mit Patent vom 1. Juli 1841, dann 
durch die Errichtung der galizisch - ständischen Creditanstalt mit 
Patent «^om 3. November desselben Jahres wufden privatrechtliche 
Bestimmungen getroffen. Dasselbe gilt bezüglich des Gesetzes vom 
8. November 1842, womit eine Instruction über das bei den Grund- 
einlösungen für die Staatseisenbahnen zu beobachtende Verfahren 
erlassen wurde, und bezüglich der in jene Zeit fallenden Eisenbahn- 
concessionen und Eisenbahngesetze, mit welchen gleichfalls theilweise 
civil- und strafrechtliche Anordnungen getroffen wurden. Endlich 
gehört hierher auch der Erlass des für die Stadt Krakau und deren 
Gebiet bestellten Hofcommissärs vom 10. Mai 1847 über den Besitz- 
stand der bäuerlichen Grundbesitzer im Krakauer Gebiete. 

Wichtiger jedoch als die vorhergehenden, wenn auch mehr in 
das Gebiet der politischen Gesetzgebung einschlagend, ist das Hof- 
kanzlei -Präsidialdecret vom 18. December 1846, womit, um das 
Zustandekommen freiwilliger Abfindungen zwischen den Grund- 
und Zehentherren und ihren Grund- und Zehentholden über die 
Naturalfrohne und die Naturalzehente zu erleichtern, Normen über 
die Kobot- und Zehent-Ablösung bekannt gegeben wurden. Ist dieses 
Gesetz auch durch die bald darauf eingetretenen politischen Ereig- 
nisse, durch die Aufhebung dqr Grundlasten und die Uebernahme 
der grundherrlichen Entschädigung auf den Staat weit überholt wor- 
den, so hat es doch ein grosses historisches Interesse, weil es die 
Anschauung der vormärzlichen Regierung kennzeichnet und den 
Weg andeutet, welchen diese bei der auch von ihr als nothwendig 
erkannten Befreiung des Grundes und Bodens einzuschlagen be- 
absichtigte. 

Auch auf dem Gebiete des formellen Givilrechtes haben 
wir keine sehr bedeutenden Veränderungen in der eben besprochenen 
Periode zu verzeichnen. Die Verordnungen , welche die Herbei- 
führung einer grösseren Uebereinstimmung zwischen den einzelnen 
Gerichtsordnungen bezweckten, wurden fortgesetzt, und haben wir 
zwei derselben, das Hofdecret vom 22. Juni 1835 über Form und 
Inhalt der ürtheile auf den Beweis durch Zeugen, und jenes vom 
7. Mai 1839 über das executive Verfahren, bereits im vorigen Ab- 
schnitt erwähnt. Von grösserer Bedeutung ist auch noch das Hof- 
decret vom 22. Juni 1836 über die Oppositionsklage, namentlich 
aber das Gesetz vom 24. October 1845, womit eine Vorschrift über 
das summarische Verfahren in gewissen geringeren, den Betrag von 
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200 fl. nicht übersteigenden Civilrechtsstreitigkeiten erlassen wurde, 
welche später mit Hofkriegsraths-Decret vom 10. Februar 1847 auch 
bei den Militärgerichten eingeführt und mit Hofdecret vom ^. März 
1848 unter Ausdehnung derselben auf einige Streitsachen, welche 
in der früheren Vorschrift nicht erwähnt sind, für die dalmatinischen 
Gerichte insbesondere publicirt wurde. Es ist diese Arbeit der 
Justizgesetzgebungs - Hofcommission für die innere Geschichte des 
österreichischen Civilprocesses aus dem Grunde von besonderem In- 
teresse, weil sich in derselben zuerst eine Abweichung von dem 
Grundprincip der Gerichtsordnung, von der sogenannten Verband« 
lungsmaxime und eine Annäherung an die Untersuchungs - oder 
Officialmaxime durch Erweiterung der amtlichen Thätigkeit des Rieh- 
terij bei der Instruirung des Processes erkennen iässt. Obwohl als 
mündlich ausdrücklich bezeichnet, ist übrigens dieses Verfahren kein 
solches im eigentlichen Sinne des Wortes, nämlich im Sinne der 
Unmittelbarkeit vor dem erkennenden Gericht, sondern es ist, wie 
das mündliche Verfahren nach der allgemeinen und westgalizischen 
Gerichtsordnung ein protocoUarisches, also im Hinblick auf den er- 
kennenden Bichter ein schriftliches. 

Andere, mehr den formellen Theil des Civilrechtes betreffende 
Gesetze der Regierungszeit Kaiser Ferdinand's waren die verschie- 
denen Ausziehordnungen für Gratz (6. Februar 1837), für Salzburg 
(18. Februar 1839), für Brunn (5. October 1843) und für die 
Städte Dalmatiens (30. December 1843). Dann das Hofdecret vom 
22. December 1836 betreffend die üebersetzung fremder Urkunden 
und die Bestellung von Dolmetschen. Die Gesetze vom 13. Februar 
und 8. August 1837, womit für Tirol Verfügungen über das Ver- 
fahren bei Besitzstörungen jeder Art, insbesondere bei, Grenzstreitig- 
keiten und W^asserleitung« oder Wasserwerken , und über ein 
besonderes beschleunigtes Verfahren zur Einbrigung geringer For- 
derungen, welche den Betrag von 20 fl. C. M. nicht überstiegen, 
getroffen wurden. Ferner die Gesetze vom 6. Juni 1838 und 
19. November 1839, über die Folgen unerlaubter Verabredungen 
bei Feilbietungen und über die Vertheilung des Kaufschillingserlöses; 
letzteres gleichfalls für Tirol erlassen. Endlich die Allerhöchste Ent- 
schliessung vom 17. Mai 1842 über die Behandlung ausserordent- 
licher Revisionen. 

Für das Verfahren ausser Streitsachen interessant ist die 
Instruction für die Wirthschaftsämter und Gemeindegerichte in der 
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Bukowina, dann für den Czernowitzer Magistrat in Geschäften ausser 
Streit, welche einen Fortschritt in der Systematik der Gesetzgebung 
fttr Verlassenschafts- und Pflegschaftssachen bezeichnet. 

In Concurssachen erging kein neues Gesetz. Doch war die 
Gesetzgebungs-Hofcommission gerade in dieser Richtung thätig. Wir 
haben im vorigen Abschnitt erwähnt, wie Kaiser Franz dem am 
21. December 1820 zugleich mit dem Entwürfe einer neuen Ge- 
richtsordnung überreichten Vorschlag zur Verbesserung des Concurs- 
verfahrens die Allerhöchste Sanction nicht ertheilte. Die inzwischen 
eingetretenen Aenderungen in den Verhältnissen und Ansichten be- 
wogen die Hofcommission im Jahre 1843 neuerdings zu Anträgen 
auf Umgestaltung des Concursverfahrens. Mit kaiserlicher Ent- 
schliessung vom 13. April 1844 erfolgte die Genehmigung der Gnyid- 
linien, nach welchen dieses geschehen sollte, und am 6. December 
1845 legte die Hofcommission den nach diesen Grundzügen berich- 
tigten Entwurf auch bereits zur Allerhöchsten Genehmigung vor. 
Allein auch diesmal verzögerte sich die kaiserliche Entschliessung, 
und nur ein Bruchstück des Entwurfes, über die Bestrafung schuld- 
barer Cridatare, erlangte mit^AUerhöchster Entschliessung vom 13. März 
1847 Gesetzeskraft, (Justiz-Hofdecret vom 18. März 1847.) 

In jurisdictioneller Beziehung von einigem Interesse ist 
das Hofdecret vom 10. August 1835, womit die Jurisdiction über 
die sogenannten deutschen Lehen der böhmischen Krone von dem 
böhmischen Appellationsgericht auf das Landrecht zu Prag überging. 

Als Nachträge zu den verschiedenen Amtsinstructionen 
sind zu bezeichnen: das Hofdecret vom 30. April 1838 über £e 
Bildung der Senate bei den Appellationsgerichten und über die zu 
den Berathschlagungen erforderliche Zahl der Stimmführenden, und 
die Amtsinstruction der Landgerichte Tirols im streitigen Verfahren 
vom 5. Juni 1838, welche in 12 Hauptstücken , 178 Paragraphen 
und mehreren Formularien von den gewöhnlichen Gegenständen der 
Amtsinstructionen in folgender Reihenfolge nach dem Muster der 
früheren ähnlichen Gesetze handelte, und zwar 1. von den Klagen 
und anderen Gesuchen und Anbringungen-, 2. von dem Einreichungs- 
protocoll; 3. von der Erledigung der eingelaufenen Stücke; 4. von 
der Ausfertigung und Zustellung der Erledigungen; 5. von der Auf- 
bewahrung der Acten und der Registratur; 6. von dem Benehmen 
bei gerichtlichen Tagsatzungen; 7. von dem Benehmen bei der Auf- 
nahme von Eiden; 8. von dem Benehmen bei Zeugenverhören; 
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9. von der Inrotulirung und Exrotulirung der Acten; 10. von der 
Art, den Stand der Geschäfte in Uebersicht zu erhalten; 11. von dem 
Benehmen hinsichtlich der gerichtlichen Depositen, und 12. von den 
Pflichten der Landgerichtsbeamten. 

Hierher gehören ferner die niederösterreichischen und die all- 
gemeinen Scartirungsvorschriften vom 11. Mai 1840 und 16. October 
1843, endlich das wichtige Gesetz über die Stimmenzählung und 
über die Fassung der Rathsbeschlüsse bei den Gerichtsstellen in 
bürgerlichen Rechtsangelegenheiten vom 5. April 1841 in fünf 
Paragraphen. 

Die stets wachsende Menge der gerichtlichen Geschäfte machte 
schon damals nothwendig, den aus alter Zeit überkommenen schlep- 
penden Gang im inneren Organismus der Gerichte zu beseitigen und 
die Schwerfölligkeit des Apparats durch Vereinfachung desselben zu 
beheben. So beginnen unter der Regierung des Kaisers Ferdinand 
eine Reihe von Verordnungen, welche die kürzere Fassung der Raths- 
protocoUe und die currente Behandlung gewisser minder wichtiger 
Gegenstände ausserhalb der Rathssitzungen zum Zweck hatten. An- 
dererseits begann man immer mehr auf genaue statistische Daten 
über das gerichtliche Verfahren Werth zu legen, und so stammen 
auch eine Reihe von Vorschriften über die Vorlegung gewisser sta- 
tistischer Ausweise aus jener Zeit, 

Auf das Gebührenwesen hatte das Stempelgesetz vom 27. Ja- 
nuar 1840 einen bedeutenden Einfluss. Die dem Richterstande auf- 
gebürdete Last financieller Verantwortlichkeit wurde dadurch nicht 
verringert. Ein eigener, dem Gesetze angeschlossener Unterricht 
über die Verpflichtungen, welche das Stempel- und Taxgesetz sämmt- 
lichen öffentlichen Behörden und Aemtern auferlege, enthielt dies- 
falls die näheren Bestimmungen. Mit Beziehung auf dieses Gesetz 
wurden mit Hofkammer -Präsidialdecret vom 26. Juli 1840 neue 
Vorschriften über die Stempelfreiheit der Armen und Abwesenden 
und die Stempelvormerkung für die letzteren erlassen. Eine eigene 
Gattung der Gebühren, nämlich jene der Consuln, erhielt mit 
Hofkammer - Präsidialdecret vom 28. September 1846 eine neue 
Normirung. 

Auch in strafrechtlicher Beziehung sind keine bedeutenden 
Gresetze aus der Regierungszeit des Kaisers Ferdinand anzuführen. 
Wohl machte sich die Unzulänglichkeit der Patrimonialgerichte, 
uamentlich in Bezug auf das Strafgerichtsverfahren am meisten fühl- 
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bar; damit das letztere wenigstens nicht durch die ungenügende 
Gelddotation von Seite der Gommunen als Gerichtsherreu leide, be- 
fahl ein Hofkanzleidecret vom 24. September 1841, in so lange es 
nicht möglich sein werde, landesfürstliche Criminalgerichte aufzu- 
stellen, seien mit dem Beginne des Militärjahres 1842 sämmtliche 
Auslagen der mährischen Criminalgerichte aus dem dortlandigen 
ständischen Domesticalfonds , jene der schlesischen Criminalgerichte 
aus dem schlesischen Haupt-Landes-Domesticalfonds zu bestreiten, 
und mit Allerhöchster Entschliessung vom 1. Februar 1845 wurde 
die Criminalrechtspflege und der damit verbundene Aufwand in 
Böhmen schon vom Jahre 1846 angefangen als Staatsaufwand 
erklärt. 

Zur Beseitigung der in Oesterreich unter der Enns, dann in 
Steiermark und in Kärnthen obwaltenden Mängel der Strafrechts- 
pflege war man endlich genöthigt, wenigstens im Princip auf die 
Josephiuischen Grundzüge der Strafgerichtsorganisirung zurückzu- 
kommen, und eine Allerhöchste Entschliessung vom 1. April 1845 
sprach neuerdings im Grundsatz aus, dass die Criminalgerichtsbarkeit 
künftig nur durch CoUegialgerichte , welche nach Vorschrift des 
Strafgesetzes bestellt und am Sitze des Kreisamtes, oder, wenn dieses 
unthuulich wäre, so viel möglich im Mittelpunct ihres Jurisdictions- 
bezirkes untergebracht sind, ausgeübt werden solle. 

Die Massregeln zur Ausführung dieses Grundsatzes waren vor- 
erst nur in Oesterreich unter der Enns in Verhandlung zu nehmen 
und zu diesem Behufe von den betheiligten Hofstellen einverständ- 
lich eine Commission niederzusetzen und mit der Ausarbeitung der 
Detailfragen zu beauftragen. Bei den Vorschlägen zur Durchfdhrung 
dieser Massregel in Oesterreich unter der Enns hatten folgende Be- 
stimmungen zur Richtschnur zu dienen: 

1. Die Ausübung der Criminalgerichtsbarkeit durch gutsherrliche 
Gerichte oder durch Magistrate, welche nicht die erforderliche 
Anzahl geprüfter Käthe hatten, sollte aufhören und an Magi- 
strate landesfürstlicher Ortschaften übertragen werden, welche 
dazu bereits geeignet waren oder die gehörige Begulirung zu 
erhalten hatten. Solche Magistrate sollten jedoch wie bisher 
die städtische Gerichtsbehörde und Obrigkeit bleiben. 

2. Sollte es nicht thunlich sein, dem Magistrate einer landes- 
fürstlichen Ortschaft die Criminalgerichtsbarkeit über den ganzen 
Kreis, in welchem sie lag, zu übertragen, so ws^r diese zu 
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theiien und der Criminaljurisdictionsbe^irk eines jeden der be- 
theiligten Magistrate genau zu bestimmen. 

3. Behufs der im ersten Absatz angedeuteten Hegulirung war den 
Magistraten das nöthige Baths- und Hüifspersonal beizugeben, 
der Personal- und Besoldungsstand des ganzen Magistrats zu 
bestimmen und für die Einrichtung der Amtsgebäude und der 
Gefängnisse zu sorgen. 

4. Den gedachten Criminalgerichten sollten zur Erhebung des 
Thatbestandes und zur Vornahme der Voruntersuchung, ausser 
dem ihnen auch zu diesen Amtshandlungen zugewiesenen 
(engeren) Bezirke, jene Behörden zur Seite stehen, welchen die 
Thatbestandserhebung und Voruntersuchung bisher oblag. Soll- 
ten die Bezirke dieser Behörden einer zweckmässigen Be- 
stimmung bedürfen, so war diese vorzunehmen und auf alle 
Fälle dafür zu sorgen, dass sie behufs ihrer Amtshandlung 
eine deutliche und erschöpfende Instruction erhielten. 

5. Der durch diese Einrichtung sich ergebende Mehraufwand 
sollte vorderhand als eine Provinciallast angesehen und als 
solche, insofern er nicht durch die ständischen Beiträge be- 
deckt wäre, nach der bisherigen Einrichtung vertheilt und auf- 
gebracht werden. 

Bei Zuweisung der nöthigen Zuschüsse an die einzelnen Magi- 
strate war der Grundsatz festzuhalten, dass deren Gemeinderenten 
durch die eingetretene Veränderung weder gewinnen noch verlieren 
sollten. 

Sobald die Sache bezüglich Oesterreichs unter der Enns in 
Ordnung gebracht war, sollte die oberste Justizstelle im Einvernehmen 
mit den dazu berufenen Behörden dem Kaiser Gutachten darüber 
erstatten, ob und inwiefern die vorstehenden Bestimmungen auch auf 
die anderen erwähnten Provinzen anzuwenden seien. 

Allein die Sache wurde unter Kaiser Ferdinand's Regierung 
nicht mehr geordnet. Wohl erscheint diese kaiserliche Entschliessung 
als das Zeichen einer schon von Kaiser Joseph vorausgesehenen Zeit, 
welche, mit der Patrimonialwirthschaft gründlich aufräumend, die 
Staatsgewalt in ihre Bechte einzusetzen berufen war. Noch aber 
glaubte man diese Zeit fern, und der Umschwung, den man lang- 
sam vorbereitend zu vollziehen gedachte, trat plötzlich ein, rasch 
vernichtend, rasch erbauend, woran man sich zu rütteln und zu 
bftuen nicht getraute, 
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Mit der Strafrechtspflege im Zusammenhang steht das Hof- 
kanzleidecret vom 16. Öctoher 1840, womit das Verbot der Glücks- 
spiele aufs neue bekannt gemacht wurde, die Allerh()chste Ent- 
Schliessung vom 7. Januar 1842, welche auch für die Armee die 
Strafe der Vermögensconfiscation, insoweit sie wegen des Verbrechens 
der meineidigen Entweichung aus dem Kriegsdienste noch bestand, 
abschaffte, und das interessante Hofkanzleidecret vom 21. Mai 1845, 
womit, anlangend das Begräbniss der Selbstmörder, eine Allerhöchste 
EntSchliessung bekannt gemacht wurde, wonach es von der strengen 
Anwendung des Strafgesetzes dann sein Abkommen erhalten sollte, 
wenn der betreffende Kirchen Vorsteher des Verstorbenen unter Er- 
klärung der von diesem bezeigten Reue sich um Nachsicht der An- 
wendung verwendete. Doch war darauf zu sehen, dass die Beer- 
digung auf dem Kirchhofe in* der Stille erfolge. 

Theils auf das Gefängnisswesen, theils auf die Strafprocessord- 
nung und das Strafgesetz beziehen sich die für Böhmen einer-, dann 
für Mähren und Schlesien andererseits erlassenen Instructionen fUr 
die Criminalgerichtsärzte und Wundärzte vom 4. Juni und 30. No^ 
vember 1835. 

Das Gefängnisswesen allein betrafen eine Reihe von Verordnungen 
über Verpflegung, Unterricht und Beschäftigung der Häftlinge. 

In ersterer Beziehung sind namentlich die allgemeinen Erlasse 
vom 9. Juli und 1. December 1835, dann die Verordnungen vom 
20. April 1837 und 25. Mai 1844 über die Sträflingsverköstigung 
in Mähren und Dalmatien hervorzuheben. 

Mit dem Hofkanzleidecret vom 9. Juli 1835 wurde sämmtlichen 
Länderstelleu, da diesen die Strafanstalten unterstanden, in Erinnerung 
gebracht, es sei bereits mit Hofdecret vom 7. December 1815 be- 
willigt worden, dass a) die Lagerstätte der Sträflinge mit Stroh- 
säcken, Leintüchern und Strohpolstern, jedoch unter Sorge für Rein- 
lichkeit und Sicherheit der Gefängnisse, mit möglichster Sparsamkeit 
versehen werde; und b) dass den Züchtungen an Sonntagen eine 
Fleischbrühe mit Y4 Pfund Fleisch nebst einer Mehlspeise, dann in 
der Woche drei Mal eine Mehlspeise mit Milch und 1 Pfund Brod 
täglich verabreicht werden könne. 

Da die Sträflinge in dieser Hinsicht nicht in allen Provinzen 
gleich gehalten wurden, so verordnete das Hofdecret, dass die Vor- 
schrift bezüglich der Lagerstätte sogleich in allen Provinzen in An- 
wendung zu kommen habe und dass auch die Allerhöchste Bestimmung 
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wegen der Beköstigung mit Berücksichtigung der Landesverhältnisse 
im wesentlichen in Erfüllung zu bringen sei, ohne an diese Gattung 
der Speisen gebunden zu sein. 

Das Hofdecret vom 1. Dezember 1835 dehnte vorstehende Be- 
stimmungen auch auf die bei den Criminalgerichten zur YoUziehung 
der Strafe angehaltenen Häftlinge aus. 

Die vorerwähnte Verordnung für Mähren enthielt namentlich 
eine Speiseordnung für die Spielberger Sträflinge. In Dalmatien 
ward mit dem Justizhofdecret vom 25. Mai 1844 in Rücksicht auf 
die liandesverhältnisse statt der Mehlspeisen mit Milch eine bessere 
Suppe gestattet, hingegen die beantragte Betheilung mit V4 Seitel 
Wein für jeden Sträfling, von Krankheitsfällen abgesehen, nicht 
genehmigt. 

Der Unterricht der Sträflinge blieb auch in dieser Periode auf 
den Religionsunterricht beschränkt. Die diesfäUigen Auslagen sollten, 
da sie einen Zweig der allgemeinen Seelsorge betreffen, zur Brzielung 
einer Gleichförmigkeit derselben nach dem Hofkanzleideoret vom 
30. September 1844 auf den Religionsfonds übernommen werden. 

Um die Arbeitskräfte der Sträflinge nutzbarer zu machen, 
stellte die niederösterreichische Regierung bei der Hofkanzlei den 
Antrag, jene der Sträflinge des Criminalgerichts- und Gefangenhauses 
zu Wien einem Generalpächter zu überlassen, welchem Antrag die 
Hofkanzlei mit Decret vom 21. Februar 1845 entsprach. Ein früheres 
Hofkanzleideoret vom 4. März 1836 hatte im Widerspruch mit den 
sonstigen humanen Verfügungen bestimmt, die Ueberverdienstgelder 
der Sträflinge seien nur an die Verbrecher selbst und nicht an ihre 
Erben auszuzahlen, der Ueberverdienst jener, welche das Ende ihrer 
Strafe nicht erlebten, sollte der Strafanstaltscasse zu gute kommen; 
eine Verordnung, welche auf die Arbeitslust der zu lebenslanger 
Haft verurtheilten Sträflinge nur nachtheilig wirken konnte^ abge- 
sehen davon, dass sie eine Unbilligkeit in sich schliesst und dem 
Verbrecher das Mittel nimmt, für seine unschuldigen Angehörigen 
während der Strafe, so weit es möglich ist, Sorge zu tragen. 

Durch das umfangreiche Strafgesetz, betreffend die Gefailsüber- 
tretungen vom 11. Juli 1835, das wir jedoch hier nicht näher zu 
erörtern haben, wurde ein specieller Zweig der Strafrechtspflege und 
das darauf bezügliche Verfahren normirt. Auch das Hofkammer- 
decret vom 3. October 1835, womit die Errichtung einer Gefällen- 
wache angeordnet wurde, und das Hofkammerdecret vom 21. April 
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1843, womit die Grenz- und Gefällenwache unter dem Namen Finanz- 
wache vereinigt wurden und eine Dienstvorschrift für die letztere 
erschien, enthielten auf die Strafrechtspflege bezügliche Anordnungen, 
namentlich im Hinblick auf den Gebrauch der Waffen von Seite der 
bezeichneten Organe. 

Auf keinem Gebiete des Rechtslebens hat die Neuzeit fast aller 
Orten einen so entschiedenen und raschen Fortschritt zu verzeichnen, 
als auf jenem des internationalen Privatrechts. Hervorgerufen 
durch die ungeahnte Lebhaftigkeit und Mannich&ltigkeit des Ver- 
kehrs, welche im Gefolge der neuen und vielfaltigen Verkehrsmittel 
eintrat, machte sich, wenn auch unausgesprochen, überall der Drang 
geltend, die Rechtsverhältnisse der Angehörigen verschiedener Staaten 
nach gemeinschaftlichen, allgemein anerkannten Principien zu regeln. 
Das Bewusstsein von der Einheit und Allgemeinheit des Rechtes 
führt nothwendig zu dem Wunsche, dasselbe in einer allgemein an- 
erkannten Form zum Ausdruck zu bringen. Wie dies geschehen 
solle, darüber hat der Verfasser seine Ansicht in einer anderen 
Schrift: „Precis d' un code du droit international.** Brockhaus, 
Leipzig 1861, darzulegen gesucht. Sind wir nun auch von dem als 
Ziel dieses Strebens gedachten Völkerrechtscodex noch weit ent- 
fernt, so sind wir doch der Ueberzeugung, dass es erreichbar ist, 
und gerade im Gebiete des internationalen Privatrechts zuerst er- 
reicht werden wird. 

Selbstverständlich kann dieses Recht nicht im Wege der Gesetz- 
gebung einzelner Staaten, sondern nur im Wege des Uebereinkom- 
mens mehrerer Staaten formulirt werden, wobei es die stillschweigend 
vorausgesetzte Pflicht jedes Vertragstheilnehmers ist, das Ueberein- 
kommen in seinem Gebiete als Gesetz zu erklären. So sehen wir 
denn auch in Oesterreich seit den dreissiger Jahren das interna- 
tionale Privatrecht durch Staatsverträge näher bestimmt und for- 
mulirt. Hierher gehört eine Reihe von Conventionen über die 
Aufhebung des sogenannten Abfährtgeldes und die Vermögensfrei- 
zügigkeit der Angehörigen verschiedener Staaten mit Preussen vom 
24. Juli und 8. September 1835, mit Sachsen vom 20. August 1835, 
mit Hannover vom 20. Mai 1837, mit dem Churfür&tenthum Hessen 
vom 17. September (5. October) 1837, mit Württemberg vom 28. No- 
vember 1837, mit Belgien vom 9. Juli 1839, mit den Niederlanden 
vom 7. Februar. 1840 (ergänzt durch das Hofdecret vom 6. April 
1842), mit Frankfurt vom 4. Juni 1840, mit Oldenburg vt^m 
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4. Jali 1842, mit dem Königreich heider Sicilien vom 9. April 1844, 
mit Anhalt- Bernhurg vom 28. Januar 1847 und mit den heiden 
HohenzoUern vom 31. Mai und 15. Juni 1847, wobei noch die 
Hofdecrete vom 9. Juni 1835 und 2. November 1840 zu erwähnen 
sind, welche mit Hücksicht auf die in Frankreich und Neapel be- 
stehenden Gesetze die Freizügigkeit bezüglich fieser beiden Staaten 
schon früher im Princip anerkannten. 

Ferner gehören hierher die Auslieferungsverträge mit Parma 
vom 22. Januar 1836, mit Sardinien vom 6. Juni 1838 und mit 
Sicilien vom 24. December 1845, so wie der diesföllige Beschluss 
des deutschen Bundes vom 18. August 1836, publicirt mit Patent 
vom 24. October 1837 und in seiner Anwendung auf jene nicht 
zum deutschen Bunde gehörigen Provinzen, in denen das Strafgesetz 
vom Jahre 1803 galt, erweitert durch Hofdecret vom 25. Februar 
1839. Dann das Uebereinkommen wegen Bestrafung der Forst-, 
Jagd-, Fisch- und Waldfrevel mit Bayern vom 25. August 1839, 
verlängert am 30. April 1844 und erläutert in Folge neuer Ver- 
handlungen mit Hofkanzleidecret vom 18. September 1847 und das 
den gleichen Gegenstand betreffende Uebereinkommen mit Preussen 
vom 21. März }842, erneuert am 24. Januar 1848. Eben so die 
Convention mit Sardinien vom 22. Mai 1840 wegen Beschützung 
des literarischen und artistischen Eigenthums, welcher nach einem 
Hofkanzleidecret vom 26. November 1840 die päpstliche, die mode- 
nesische und lucchesische Regierung und nach einem weiteren Hof- 
kanzleidecret vom 30. December 1840 auch die toscanische und 
parmesanische Regierung beitraten. In der gleichen Richtung sind 
insbesondere auch die mit Hofkanzleidecret vom 26. November 1840 
kundgemachten, von der deutschen Bundesversammlung am 9. No- 
vember 1837 beschlossenen Grundsätze zu Gunsten der im Umfange 
des Bundesgebietes erscheinenden literarischen und artistischen Er- 
zeugnisse hervorzuheben, welchen ]jfiit Bundesbeschluss vom 22. April 
1841 (publicirt mit Hofkanzleidecret vom 15. Mai 1841) neue Be- 
stimmungen zum Schutze der inländischen Verfasser musikalischer 
Compositionen und dramatischer Werke gegen unbefugte Aufführung 
und Darstellung folgten. Weitere Bestimmungen wurden nach Inhalt 
des Hgfkanzleidecrets vom 25. Juli 1845 mit Bundesbeschluss vom 
19. Juni 1845 festgestellt. 

Die wegen Aufhebnng des Sclavenhandels mit den europäischen 
Michten gepflogenen Verhandlungen ' erhielten ihren vorläufigen 
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Abschluss durch den Staatsvertrag zwischen^Oesterreich, Frankreich, 
Grossbritannieh, Preussen und Russland vom §0, Decerober 1841. 

Es würde uns zu weit führen, wollten wir alle vorstehenden 
Verträge erörtern oder auf die zahlreichen Bestimmungen näher ein- 
gehen, durch welche in den verschiedenen, während der Regierung 
des Kaisers Ferdinand geschlossenen, hier nicht angeführten Handels-, 
Schiiffahrts-, Freundschafts- und anderen Verträgen öifentliche und 
Privat-Rechtsverhältnisse berührt wurden. 

Erwähnen wollen wir nur noch das Hofdecret vom 10. April 
1835, betreffend ein Uebereinkommen mit der Sachsen-Meiningen'schen 
Regierung wegen der gegenseitigen unentgeltlichen Justizpflege in 
Criminalangelegenheiten, Jenes vom 25. Mai 1835 über die Zustellung 
von Vorladungen fremder, insbesondere sicilianischer Gerichte, vom 
28. Mai 1838 über die Vollziehung civilgerichtlicher Urtheile aus 
dem Grossherzogthum Baden, vom 16. October und 13. November 
1838, vom 4. August 1840 und vom 13. Juli 1841 über denselben 
Gegenstand bezüglich Krakau^s, Polens, Preussens und Bayerns, vom 
2. September 1839 über den Gerichtsstand der in Privatdiensten 
fremder Gesandten stehenden Personen, vom 24. Mai 1841 über 
die Nichtvollziehung ausländischer Straferkenntnisse, vom 31. März 
1842 über im Königreich Bayern oder mit bayerischen Unterthanen 
geschlossene Ehen, vom 13. September 1844 über die kostenfreie 
Behandlung gerichtlicher Requisitorien aus Preussen und vom 14* April 
1845, betreffend ein Uebereinkommen mit demselben Staate zur 
Förderung der Rechtspflege in Goncursfällen. 

Den zahlreichen unter der Regierung des Kaisers Franz erlas- 
senen, auf die Stellung des Richterstandes Bezug nehmenden Ver* 
Ordnungen folgte eine Reihe neuer Verfügungen, welche theils die 
Befthigung zur Ausübung des Richteramtes, theils die Würde des 
Standes, theils die pecuniäre Lage desselben, theils die Heranbildung 
eines tüchtigen Nachwuchses im Auge hatten. 

In ersterer Beziehung ist das Hofdecret vom 3. Juni 1835 
hervorzuheben. Dieses ist um deswillen von einigem Interesse, weil 
es im Grundsats feststellte, dass die abgelegte Advocaten- oder Fis- 
caladjuncten-Prüfung noch nicht zum Richteramte befähige, sondern 
nur von der Civilrichteramtsprüfung befreie, so dass zur Erlafigung 
eines Wahlfähigkeitsdecrets noch die Criminalrichteramts - Prüfung 
nothwendig war; ein .Verhältniss, das dem zwischen Advocaten- und 
Richteramts -Prüfung gegenwärtig bestehenden Verhältniss ziemlich 

DomiD, österr. Rechtsgesobichte. 9ß 
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entgegengesetzt war. U«brigens bestand bis zur Durchführung der 
seit dem Jahre 184S in Bezug auf Richter- und Advocatenstand 
erlassenen Gesetze ein geringerer Unterschied zwischen beiden so 
nahe verwandten Ständen, als dies gegenwärtig leider der Fall ist. 
Der Uebergang von einem in den anderen Beruf, so wie er in an- 
deren Ländern häufig stattfindet, war nicht schwer und kam häufig 
vor, wie denn das eben citirte Hofdecret auch anordnete, dass die 
Gerichtsbehörden ausgezeichnete Fiscaladjuncten und Advocaten, wenn 
sie auch die formelle Befähigung zum Richteramte nicht erlangt 
haben, zu Rathsstelleu in Antrag bringen durften; eine Verfügung, 
die rücksichtlich der Fiscaladjuncten mit Hofdecret vom 11. Februar 
1839 ausdrücklich erneuert wurde. In sprachlicher Beziehung sollte 
in Galizien darauf gesehen werden, dass die richterlichen Beamten 
der moldauischen (walachischen) Sprache kundig seien. (Hofdecret 
vom 15. Februar 1842.) 

Obrigkeitliche Beamte, welche es sich zum Geschäft machten, 
Forderungen an Gerichtsinsassen jener Obrigkeit, bei der sie ange- 
stellt waren, an sich zu. bringen, sollten nach dem Hofdecret vom 
10. Juni 1835 von ihren Dienstplätzen entfernt werden. Ueberhaupt 
wurde sehr auf die Moralität der richterlichen Beamten gehalten. 
Ob es übrigens zweckmässig war, die Oberbehörden zu beauftragen, 
bei Vorschlägen über die moralische Correctheit der Bewerber nicht 
minder als über die politische derselben mit der Polizei sich in^s 
Einvernehmen zu setzen (Hofdecret vom 30. October 1846), muss 
dahin gestellt bleiben. . 

Das Verbot, verwandte oder verschwägerte richterliche Beamte 
bei einer und derselben Behörde zu verwenden, wurde mit Hofdecret 
vom 7. Januar 1839 näher regulirt. 

In Bezug auf die pecuniäre Lage des Richterstandes haben wir 
in der Legislaturperiode nach dem Tode des Kaisers Franz nament- 
lich einige Verordnungen über Nebenbeschäftigungen der Beamten 
im allgemeinen zu erwähnen. Es ist bekannt, dass in dieser Rich- 
tung sehr strenge Verbote bestanden. Je weniger jedoch bei den 
steigenden Anforderungen des Lebens der subalterne Beamte mit 
sieinem unverändert gebliebenen Gehalte das Auslangen finden konnte, 
desto mehr sah man sich genöthigt, von jener Strenge nachzulassen 
und es ihm nicht geradezu zu verbieten, neben seiner kargen Be- 
soldung noch in anderer als amtlicher Beschäftigung den Lebens- 
unterhalt sich zu erwerben. Das Hofdecret vom 17. August 1835 
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verfügte diesfalls, dass es von dem Verbote besonders bezeichneter 
Nebenbeschäftigungen landesfürstlicher Beamten und Öiener abzu- 
kommen habe, dass jedoch im allgemeinen keinem solchen Beamten 
und Diener gestattet werden dürfe, sich einem Nebengeschäfte oder 
einer Unternehmung was immer für einer Art zu widmen, oder sich 
an derselben zu interessiren, welche 1. nach ihrer Beschafifenheit 
und ihrer Beziehung auf die Stellung des Beamten die Voraussetzung 
einer Be&ngenheit in der Ausübung seines Amtes begi*ünden könne, 
oder welche 2. dem Anstände und der äusseren Ehre des Banges, 
in welchem der Beamte steht, widerstreite, oder welche 3. die Zeit 
des Beamten auf Kosten der genauen Erfüllung seines Berufes in 
Anspruch nehme. Diese Verordnung wurde mit Hofdecret vom 
29. März 1836 auch auf städtische, ständische und Fondsbeamte 
ausgedehnt. Ausdrücklich wurde jedoch mit Hofdecret vom 25. Fe- 
bruar 1839 hervorgehoben, dass die Gestattung von Nebenbeschäf- 
tigungen auf jene Geschäfte, zu deren Besorgung eine besondere 
Berechtigung, wie bei der Vertretung der Parteien vor Gericht, er- 
forderlich sei, keineswegs Bezug nähme. 

Die Verleihung von Remunerationen und Aushülfen an beson- 
ders üeissige oder dürftige Beamte wurde mit Hofkammerdecret vom 
6. Mai 1839 regulirt. Auf Pensionen unter 100 fl. sollte ein ge- 
richtliches Verbot oder eine Pfändung nicht zulässig sein. (Hofdecrete 
vom 3. Juli 1838 und vom 22. April 1839.) In Dalmatien wurden 
die Reisegebühren der Beamten und Diener mit Hofkammerdecret 
vom 3. März 1847 festgestellt. 

Für die Competenz der einzelnen Instanzen bei Anstellung, Ent- 
lassung, Pensionirung, Degradirung und bei dem Diensttausch rich- 
terlicher Beamten und Diener wurde das an sämmtliche Appellations- 
gerichte ergangene Hofdecret vom 15. März 1836 massgebend; 
insbesondere wurde das Vorgehen bei Besetzungen, um überflüssige 
Supplirungen zu vermeiden, durch Hofdecret vom 4. April 1839 
normirt. Die Dienstesresignation eines Beamten, welcher die Ent- 
lassung aus dem Staatsdienste verdient hatte, sollte nicht angenommen 
werden. (Hofdecret vom 7. December 1839.) Uebrigens war nach 
dem Hofdecret vom . 16. Juni 1843 bei Dienstesentlassungen mit 
grosser Vorsicht zu Werke zu gehen und war überhaupt nach der 
Allerhöchsten Entschliessung vom 23. August 1842 gegen keinen 
Beamten mit einer Disciplinarstrafe vorzugehen, ohne dass ihm 
vorher die gegen ihn erhobenen Beschuldigungen deutlich vorgehalten 

28* 
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und seine Bechtfertigung mündlich oder . schriftlich abgefordert 
worden wäre. 

Ai»ch für den richterlichen Nachwuchs wurde unter Kaiser Fer- 
dinand weiter gesorgt. Neue Adjuten-Systemisirungen erfolgten für 
die Auscultauten (ralizieas und der Bukowina mit Hofdecret ¥om 
16. Januar 18.37 und wurde die Zahl der Auscultauten gleichzeitig 
festgestellt. Die mit 200 und 300 fl. bemessenen Adjuten sollten 
in Zukunft von der obersten Justizstelle verliehen werden. In gleicher 
Weise wurden für die Conceptsprakticanten der Landgerichte Tirols 
und Vorarlbergs, weiche gleichfalls Richteramtsaspiranten waren, 
mit Hofdecret vom 21. März 1843 dreissig Adjuten zu je 200 fl. 
systemisirt. Ausdrücklich setzte das Hofdecret vom 19. October 
1843 hinzu, dass zur Erlaugung eines solchen Adjutums jene Er- 
fordernisse nöthig seien, die in Ansehung der Auscultantonstellen 
bestanden, also die mit gutem Erfolg abgelegte Auscuitantenprüfung 
in beiden Justizfächern, oder die Richteramtsprüfung wenigstens in 
einem Fache; die fehlende gänzliche Befähigung zum Richteramte 
musste längstens binnen drei Jahren bei Verlust des Adjutums nach- 
getragen werden. Auch waren die Adjuten stets an die fähigsten 
Bewerber zu verleihen und sollte auf längere Dienstzeit und Dürf- 
tigkeit nur bei gleicher Fähigkeit Rücksicht genommen werden. Aus 
einem späteren Hofkanzleidecret vom 25. März 1844 geht hervor, 
dass auch auf die Qualification zum politischen Dienst bei Verleihung 
derlei Adjuten Rücksicht genommen werden konnte. 

In Dalmatien wurde den Auscultauten, welche sich zur Aushülfe 
bei einem Gerichte ausserhalb des Ortes des Gerichtes, dem sie au- 
g:ehörten, verwenden Hessen, eine Belohnung nach dem Verhältnisse 
von jährlich 500 fl. nebst den Reisekosten gegen Einstellung ihrer 
Adjuten bewilligt. (Justiz-Hofdecret vom 17. October 1843.) 

Eben so wie für die pecuniäre Unterstützung wurde für die 
geistige Ausbildung der jungen Richterstands- Candidaten gesorgt. 
Ein Justiz -Hofdecret vom 11. October 1842 an das inneröster- 
.reichisch-küstenländische Appellationsgericht machte darauf aufmerk- 
sam, das einzelne Auscultauten durch aushtüfeweise Dienstleistung 
bei Bezirkscommissariaten nicht auf zu lange Zeit ihrer eigentlichen 
Bestimmung und der Gelegenheit, sich bei den Justizstellen die er- 
forderliche praktische Ausbildung zu erwerben, entzogen werden 
sollten. Wichtiger jedoch für das ganze Institut waren die drei 
Normalvorschrifteu vom 20. Juni 1837, 15. März 1844 und 28. Mai 
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1845. Mit dem ersten dieser Erlasse wurden alle bisherigen, das 
Institut der Auscultanten (die Pflanzschule für Justizbeamte, wie es 
in dem Erlasse heisst) betreffenden, von uns bisher mitgetheilten 
Vorschriften in einem achtzehn Paragraphe umfassenden Gesetze 
zusammengefasst. Die Ernennung der Auscultanten, welche sich in 
früherer Zeit, wenigstens bei den Landrech ten^ der Kaiser selbst 
vorbehalten hatte, ging definitiv auf die oberste Justizstelle über. 
Da sich jedoch dieser Erlass zunächst nur auf die Auscultanten der 
Landt*echte und jene der Stadt- und Landrechte bezog, so erfolgte 
mit Hofkanzleidecret vom 15. März 1844 eine auf gleicher Grund- 
lage ruhende Normirung des Instituts der Auscultanten bei den Ma- 
gistraten in vierzehn Paragraphen. Die Ernennung systemisirter 
Auscultanten und die, Verleihung der diesfälligen Adjuten stand jedoch 
hier der politischen Landesstelle zu. 

Ausdrücklich verfügte endlich das letzte der citirten Hofdecrete 
vom Jahre 1845, dass die Auscultanten, da sie vorzüglich dazu be- 
stimmt seien, einst tüchtige Räthe zu werden, auch von Zeit zu 
Zeit zur mündlichen Stimmführung über die Vorträge der Bäthe 
aufzurufen seien. 

Was die Advocaten betrifiPb, so zeigte sich in der Periode, 
die wir gegenwärtig besprechen, insbesondere das Bedürfniss nach 
deren Vermehrung. Wir haben gesehen, wie die Gegner der Josephi- 
nischen Gesetzgebung auch in diesem Gebiete an die Stelle der 
Freigebung die Beschränkung gesetzt hatten, und zwar eine Be- 
schränkung auf so geringe Zahl, dass dadurch allein schon ein 
Drängen nach den früheren Zuständen oder doch nach Vermehrung 
der Stellen nothwendig herbeigeführt werden musste; hiezu kam 
jedoch weiter die' unter Kaiser Franz erlassene, in dem früheren 
Abschnitte besprochene Verfügung, wodurch es den Justitiarien auf 
dem I^ande und den Magistratsbeamten untersagt wurde, in Zukunft 
ausserhalb ihrer Gerichtsbezirke advocatorischen Beistand zu leisten. 
Man hatte es vorausgesehen, dass sich in Folge dessen auf dem 
Lande ein Mangel an Rechtsfreunden fühlbar machen werde, und 
das Hofdecret vom 22. September 1821 hatte diesfalls bereits die 
Berichterstattung angeordnet. (S. vorigen Abschnitt.) 

, Wirklich finden wir nun unter den Justizgesetzen Kaiser Fer- 
dluand^s eine ganze Reihe solcher, mit welchen die Advocatenstellen 
in einzelnen Kronländern vermehrt wurden. So in Oberösterreich 
mit Erlass vom 11. Juni 1839, in Böhmen mit den .Erlassen vom 
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12. Mai 1840, mit einem vom 1. Mai 1843, mit zweien vom 17. Juli 
1844 und mit einem vom 28. November 1845, dann im Küsten- 
lande mit zwei Erlassen vom 16. April 1840 und mit einem vom 
30. December 1842, in Triest mit Erlass vom 24. Januar 1843, in 
Tirol mit Erlass vom 22. März 1843, mit zwei solchen vom 7. Fe- 
bruar, mit zweien vom 5. Juni und mit einem vom 11. December 
1844, in Krain mit Hofdecret vom 18. Februar 1845 und in Dal- 
matien mit Verordnung vom 30. December 1842. 

Als Grundsatz bei Besetzung der Stellen wurde mit Hofdecret 
vom 30. Mai 1837 festgestellt, dass unter den Geeigneten der in 
jeder Beziehung Vorzüglichste, bei allenfalls gleichen Vorzügen aber 
erst der Senior im Doctorate zu berücksichtigen sei. In Kämthen 
und Krain sollte nach dem Hofdecret vom 6. December 1841 ins- 
besondere auf solche Competenten Bedacht genommen werden, welche 
zur Ausübung der Praxis bei Berggerichten befähigt waren. 

In Bezug auf den Bezirk, innerhalb dessen die Advocatur aus- 
zuüben war, galt im allgemeinen der Grundsatz, dass den Advocaten 
nicht nur in dem Kreise, in welchem sie ihren Wohnsitz hatten, 
sondern in der ganzen betreffenden Provinz die tarteienvertretung, 
jedoch mit der Beschränkung gestattet sein sollte, dass jene Ad^ 
vocaten, welchen bei ihrer Ernennung der Wohnsitz ausserhalb der 
Hauptstadt angewiesen wurde, von der Vertretung bei den Gerichten 
der Hauptstadt ausgeschlossen waren. Dieser Grundsatz wurde be- 
züglich Böhmens in einem der oben citirten Vermehrungserlasse, 
bezüglich Steiermarks insbesondere mit Justiz-Hofdecret vom 11. Juli 
1843 ausgesprochen. 

In Gonsequenz des Hofkanzleidecrets vom 16. April 1833 wurde 
mit gleichem Decret vom 10. März 1841 die in Erledigung ge- 
kommene Unterthans-Hofagentenstelle definitiv aufgehoben. Die Caution 
der Agenten in Galizien wurde von 10,000 auf 4000 fl. C. M. 
herabgesetzt. (Hofkanzleidecret vom 29. Mai 1843.) 

Bezüglich (Jes amtlichen Verkehres mit Ungarn blieben die 
alten Vorschriften bestehen. Das Hofdecret vom 3. November 1835 
brachte in Erinnerung, dass Ersuchschreiben an ungarische Landes- 
behörden um Einleitung von Erhebungen in üntersuchungsangelegen- 
heiten an das Comitat zu richten seien. Ein Cabinetsschreiben vom 
10. Juli 1841 trug der obersten Justizstelle auf, die Verfügung zu 
treffen, dass die betreffenden Gerichtsbehörden, wenn sie in die Lage 
kämen, mit den ungarischen Jurisdictionen unmittelbar zu correspon- 
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diren^ ihre dlesfälligen Erlasse in der lateinischen Sprache, in welche^ 
ihnen gegenseitig die ungarischen Gerichtsbarkeiten zu schreiben 
verpflichtet seien, zu verfassen hätten. Die dualistische, nicht Staats-, 
sondern völkerrechtliche Stellung der beiden Reichshälften ist klar 
an dem Hofkanzleidecret vom 30. November 1847 erkennbar, womit 
das Abfahrtsgeld zwischen beiden Gebieten aufgehoben wurde. 

Das wichtigste Ergebniss der Justizgesetzgebung -Ungarns unter 
Kaiser Ferdinand's Begierung war die durch den 15. Diätalartikel 
des Landtages vom Jahre 1840 erfolgte Annahme eines neuen Han- 
dels* und Wecliselrechtes. Das Wechselgesetz war von dem Wiener 
Advocaten Ignaz Wilduer ausgearbeitet und dieser äafttr mit dem 
Indigenat bekleidet worden. Gleichzeitig wurden acht Wechselgerichte 
erster Instanz zu Pest, Pressburg, Oedenburg, Karlstadt, Arad, 
Debreczin, Eperies und Fiume, dann ein eigenes Wechselappellations- 
gericht zu Pest errichtet und ein eigener Senat der Septemviraltafel 
zur höchsten Instanz in Wechselsachen erklärt. 

lieber die gegenseitige Execution der in den deutschen und 
ungarischen Provinzen gefällten Wechselgerichtserkenntnisse wurden 
.durch ein Hofdecret vom 13. März 1843 Bestimmungen erlassen, 
welche jenen des internationalen Privatrechtes entsprachen. 

Sonst ist in Bezug auf Justizgesetzgebung aus dieser Zeit in 
Ungarn wenig zu berichten. Die von dem Bischof von Grosswardein 
Laicsäk an seinen Clerus im März 1839 erlassene Instruction, in 
welcher er die Einsegnung gemischter Ehen verbot, wenn die katho- 
lische Erziehung der Kinder nicht im vorhinein zugesichert war, 
erregte auf dem Landtag 1839/1840 grossen Sturm, ohne dass die 
Frage wegen des Gegensatzes der beiden Tafeln wäre zum Austrag 
gebracht worden. Derselbe Reichstag ernannte eine Deputation, 
welche bis zur nächsten Session ein neues Criminalgesetzbuch und 
ein neues Criminalverfahren ausarbeiten sollte, und führte die unga- 
rische Sprache endgültig überall als Amtssprache ein. Der Reichstag 
vom Jahre 1843/1844 erkannte die Mischehen als gültig, auch wenn 
sie vor einem evangelischen Seelsorger geschlossen wurden. Bischof 
Lonovics hatte zwar von dem heiligen Stuhle ein ähnliches Breve 
erwirkt, wie jenes bezüglich der deutschen Provinzen, das wir oben 
erwähnten, allein die Opposition gegen dasselbe war so gross, dass 
es die Regierung nicht vorlegte. Die Debatten über die neuen 
Strafgesetzentwürfe führten zu keinem Resultat, und scheiterte 
namentlich die beantragte Errichtung von zehn grossen Zellenge- 
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fäcgnissen an Stelle der vielen vollkommea ungenügenden Comitats«* 
gefängnisse an der Kostenfrage. Hingegen wurde die Sprachenfirage 
stets lebendiger und der Kampf der Deutschen und Slaven in den 
ungarischen Provinzen gegen die Magyarisirung entbrannte. 

Damit stehen wir an der Schwelle jener neuen Zeit, welche fttr 
Oesterreich mit dem Jahre 1848 begann. 



Werfen wir noch einen Blick. zurück auf das Jahrhundert öster- 
reichischer Justizzustände, das wir zu schildern versucht haben. 
Zwei Momente sind es zunächst, welche auf den Entwicke- 
lungsgang desselben von grösstem Einfluss waren: die 
Fortschritte der Rechtswissenschaft einer- und die Wand- 
lungen der österreichischen Staatsidee andererseits. Jene 
machten sich namentlich in den Detailbestimmungen der verschie- 
denen Gesetzes -Operatö des materiellen und formellen Civil- und 
Strafrechtes bemerkbar; diese gelaugten in dem Aufgeben der Pro- 
vincialgesetze, in der Organisirung der Justizbehörden und in ein- 
zelnen Verfügungen der administrativen Justiz besonders zur Geltung. 
Hier wie dort zeigen sich neben gewaltigem Vorwärtsschreiten auch 
einzelne Rückschritte, und merkwürdigerweise fallen die letzteren 
in beiden Richtungen auch der Zeit nach zusammen. Das Erwachen 
der Staatseinheitsidee unter Maria Theresia und die straffe 
Centralisation Kaiser Joseph's waren dem Einfluss der fortschrei-' 
tenden Rechtswissenschaft auf die Justizgesetzgebung günstig. Die 
Leopoldinische Restauration mit ihrem Zurücklenken auf die Bahn 
des Provincialparticularismus brachte die Legislatur auch mit der 
wissenschaftlichen Entwickelung in Gonflict, und erst die, haupt- 
sächlich durch die Gründung des österreichischen Kaiserreiches wieder 
zur Geltung gelangende Idee der Staatseinheit, welche in der zweiten 
Hälfte der Regierung des Kaisers Franz und unter Kaiser Ferdinand 
einegi gemässigten Dualismus als Regulator diente, führte die Justiz- 
pflege, wenigstens in den cisleithanischen Provinzen wieder ailmälig 
auf den Josephinischen Standpunct zurück. 

Es genügt in dieser Richtung auf dasjenige hinzuweisen, was 
wir am Anfang und am Ende der einzelnen Abschnitte dieser Arbeit 
über den Charakter der verschiedenen Legislaturperioden bemerkt 
haben. 



VI« Die letzten 13 Jahre der Patrimonialjustiz unter Kaiser Ferdinand L 361 

Noch aher stand am Schlüsse der Ton uns geschilderten Zeit 
die Patrimonialgerichtsharkeit in schönster Blttthe und die Idee der 
politischen Glelchherechtigung aller Staatshtlrger war noch in ein- 
zelnen Gebieten der Rechtspflege, namentlich auch in jurisdictioneller 
Beziehung nicht ganz zum Durchbruch gelangt. 

Den gewaltigen Umschwung zu schildern, welcher in dieser und 
in anderen Beziehungen durch die Bewegung des Jahres 1848 auf 
dem Gebiete der österreichischen Justizpflege sich vollzog, liegt 
ausserhalb der Grenzen unserer Aufgabe. 



L Anhang. 



Chronologische Uebersicht 

der in der Rechtsgeschichte bezogenen österreichischen Gesetze 
und Verordnungen. 



1518 24. 
1583 18, 
1628 26, 

1637 6. 

1638 27. 

1648 15. 

1649 20. 
1655 27. 

1662 21. 

1663 19. 
1666 30. 
1669 18, 
1671 31, 
1679 13, 
1681 28. 
1688 12. 
1712 29. 
1712 18, 
1714 13, 

1717 10, 

1718 6. 
1720 25. 
1722 20. 

1724 28, 

1725 26. 
1727 ^. 
1729 16, 

1732 10. 

1733 23. 

1734 18, 
1736 31, 
1736 14. 
1740 17, 
1743 10, 

1743 18. 

1744 1. 

1745 14 





Seite 


. Mai 


13 


, Februar 


30 


. Mai 


6 


April 


9 


. März 


26 


September 140 


. April 


18 


. Juli 


26 


. März 


26 


. Juli 


140 


. August 


140 


. Februar 


44 


♦ Dezembei 


• 26 


. März 


26 


. März 


26 


. März 


26 


. Januar 


117 


. März 


22 


. Juli 


26 


. September 10 


August 


140 


. Mai 25, 


129 


. Mai 


14 


. November 26 


. Juli 


10 


April 


25 


. März 25, 


129 


. October 


25 


. October 


8 


. August 


25 


. October 


270 


. Dezember 27 


. August 26, 40 


. October 


80 


. October 


76 


April 

. Sept. 35 


140 


,40 



Seite 

1745 5. November 40 

1746 13. Mai 36 
1716 2.^. Juni 83 

1747 24. Juli 84 

1747 16. Dezember PO 

1748 29. November 35 

1749 24. Januar 37 
1749 1. Mai 34 
1749 7. Mai 37 
1749 16. Mai 35 
1751 30. Januar 36 
1751 28. Februar 37 
1751 26. April 138 

1751 26. Juni 80 

1752 20. April 51 

1752 10. Mai 68 

1753 24. März 40 
1753 12. April a5 

1753 22. Juni 41 

17.53 17. October 63 

1754 18. Juni 41 

17.54 25. Juni 41 
1754 26. September 85 

1754 3. October 83 

1755 3. Februar a5 

1757 4. April 87 
1755 5. Juli 84 

1755 13. October 76 

1756 23. October 87 

1758 19. Januar 81 
1758 22. Juni 86 
1758 24. November 83 

1758 27. November 82 

1759 15. Februar 83 

1759 6. Juni 24, 125 

1760 15. Mai 86 
1760 8. Au^st 51 



Seit« 
1761 10. Januar 84 

1761 21. Januar 51 

1762 15. Juni 266 
1762 7. August 83 
1762 21. August 62 
1762 28. November 62 

1762 31. Dezember 41 

1763 7. Januar 83 
1763 19. Januar 83 
1763 22. Januar B5 
1763 1. Juli 37 
1763 29. August 36, 37 

1763 31. October 82 

1764 9. Januar 38 
1764 6. Februar 80 

1764 24. September 36 

1765 1. Mai 51 
1765 13. Juni 85 
1765 22. Juli 38 
1765 1. September 84 

1765 6.--October 85 

1766 3. Juli 38, 63 

1766 5. November 53 

1767 5. Januar 87 
1767 18. Mai 51 

1767 26. Juni 63 
1763 5. November 84 

1768 19. November 84 

1768 31. Dezember 

52, 55 

1769 15. März 55 
1769 21. Juli 84 

1769 20. August 85 

1770 22. Februar 82 

1770 13. October 84 

1771 28. Januar 41 
1771 13. April 125 
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Seite 




1771 28. September «4 


1782 20. 


1772 4. Januar 


45 


1782 11. 


1772 2. April 
1772 25. April 


83 


1782 30, 


63 




1772 10. Juli 


87 


1782 12. 


1772 24. Juli 


84 


1782 28. 


1772 12. AuguBt 


87 




1772 26. Ootober 


84 


1782 10. 


1773 1. März 


48 


1782 18. 


1773 17. September 48 


1782 21. 


1773 7. Dezember 


87 


1782 28. 


1774 15. Juni 


51 


1783 13. 


1774 20 Juni 


45 


1783 16. 


1774 21. Juni 


45 


1783 27. 


1774 3. October 


88 


1783 10. 


1775 11. Februar 


78 


1783 11. 


1775 8. JnU 


45 


1783 17. 


1775 22. Juli 


83 


1783 20. 


1775 15. September 68 


1783 3. 


1775 2. Dezember 


52 


1783 19. 


1775 16. Dezember 


52 


1783 10. 


1775 19. Dezember 


49 


1783 24. 


1776 2. Januar 80, 


147 


1783 28. 


1776 19. Januar 


80 


1783 1. 


1776 10. August 


51 


1783 4. 


1776 24. September 83 


1783 16. 


1777 24. October 


87 


1783 22. 


1777 31. Dezember 


87 


1783 25. 


1778 8. August 


78 


1783 1. 


1778 12. September 85 




1780 4. März 


84 


1783 19. 


1780 28. April 


82 


17^3 27. 


1781 9. März 148, 


179 


1783 1. 


1781 25. März 


124 


1783 5. 


1781 31. März 


176 


1783 22. 


1781 1. April 124, 


295 


1783 1. 


1781 5. April 


179 


1784 1. 


1781 1. Mai 116, 
137, 


117, 


1784 9. 


173 


1784 11. 


1781 14. Mai 


179 




1781 1. September 


257 


1784 13. 


145, 146, 




1781 13. October 


128 
155 


1784 27. 


1781 25. October 


190 


1784 5. 


1781 28. October 


146 


1784 22. 


1781 1. November 117, 


1784 9. 


144, 145, 


257 


1784 14. 


1781 1. Dezember 


117 


1784 15. 


1781 6. Dezember 


136 


1784 21. 


1782 23. Januar 


121 


1784 1. 


1782 2. März 


95 


1784 6. 


1782 5. April 


125 


1784 9. 


1782 9. April 117, 


136 


1784 18. 


1782 11. April 


94 


1784 24. 


1782 12. April 


105 


1784 27. 


1782 18. April 


97 


1784 3. 



Seite 

.April 115,117 
. August 183 
. August 126, 
192 
. September 125 

September 98 
168 

October 

October 

October 

October 
.Januar 168,174 
.Januar 126, 192 

Februar 121 



111 
136 
125 
143 



März 
März 
März 
März 
April 
Mai 
Juli 



115 
162 
117 
147 
144 
117 
144 



94 
143 
iVd 
121 
148 
127 



Juli 102, 128 

Juli 

August 

August 

3. August 

August 

August 

September 148 
166 
.September 121 
. September 96 
October 102 
October 95 
.November 174 
Dezember 177 
Januar 1 17 
Februar 

Februar 



Februar 



103 

102 

106 

105 

201 

Februar lOL 

107, 175 

März 106 

März 121, 180 

April 109 

, April 108 

. April 128, 180 

. April 99, 125 

Mai lOo 

Mai 183 

Mai 101 

Mai 183 

Mai 96 

Mai 103, 180 

Juni 121 



1784 6. Juni 
1784 7. Juni 
1784 11. Juni 
1784 25. Juni 
1784 1. Juli 
1784 15. Juli 
1784 23. Juli 



Seite 

126 
136 
114 
176 
108 
102 
174 



1784 27. August 183 
1784 1. September 97 
1784 14. September 180 
1784 1. October 99 
1784 21. October 190 
1784 29. November 329 

1784 13.Dezemberl74, 

176 

1785 21. Februar ia5 
1785 18, März 185 
1785 18. April 127 
1785 19. April 144, 239 
1785 9. Mai 124, 290 
1785 23. Mai 114,127 
1785 28. Mai 127 
1785 1. Juli . 108 
1785 1. September 99 
1785 9. September 121, 

122, 134, 135, 180, 
189, 279, 285, 293 
1785 16. September 12» 
1785 25. September 184 
1785 30. September 175 
1785 10. October 95 
1785 18. October 145 
1785 31. October 180, 

320 
1785 7. November 174 
1785 22. November 185 
1785 1. Dezember 125, 

183 

1785 19. Dezember 111, 

188 

1786 1. Januar 103 
1786 29. Januar 173 
1786 3. Februar 173, 

191 
1786 11. Februar 249 
1786 13. Februar 147 
1786 6. März 192 

1786 13. März 175 

17H6 25. März 168 
1786 27. März 168 

1786 31. März 158 

1786-1. April 97 

1786 3. Mai 127 

1786 7. Mai 110, 145 
1786 11. Mai 129 

178« 19. Juni 138, 191 
1786 7. Juli log 
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Seite 



1786 10. Juli 


147 


1788 22, 


1786 15. Juli 


120 


1788 6. 


1786 24. Juli 


169 


1788 9. 


17^6 31. Juli 


110 


1788 27. 


1786 9. October 


110, 


1788 30. 




145 


1788 1. 


1786 1. November 


130 


1788 22. 


1786 11. November 256 


1789 8. 


1787 13. Januar 


103, 


1789 29. 


139, 149, 


192 


1789 28. 


1787 15. Januar 


177 


1789 5. 


1787 16. Januar 


177 


1789 12, 


1787 23. Januar 


104 


1789 25, 


1787 29. Januar 


139, 


1789 10. 


206, 263, 


264 


1789 17. 


1787 8. Februar 


183 


1789 25. 


1787 12. Februar 


308 




1787 22. Februar 


174 


1790 4. 


1787 1. März . 


175 


1790 28. 


1787 5. März 159, 


192, 


1790 18. 




298 


1790 29. 


1787 16. März 


115 


1790 29. 


1787 23. März . 


175 


1790 7. 


1787 26. März 


183 


1790 20. 


1787 2. April 148, 


149, 


1790 6. 


298, 


30ü 


1790 12. 


1787 3. April 129, 


256 


1790 13. 


1787 17. April 


179 


1790 29. 


1787 19. Juli 


188 


1790 13. 


1787 23. Juli 135, 


259 


I'i90 17. 


1787 20 August 


169, 


1790 3. . 


172, 


303 


1790 17 


1787 13. September 109, 


1790 1. 


125, 172, 


295 


1790 25. 


1787 18. September 147 


1790 29. 


1787 31. Dezember 181, 






191 


1790 8. 


1788 3. Januar 


181 


1790 10, 


1788 16. Januar 


87 


1790 22. 


1788 22. Januar 


135, 


1790 6. 




176 


1790 27. 


1788 30. Januar 


126, 


1791 10. 




295 


1791 11. 


1788 31. Januar 


170 


1791 21. 


1788 9. Februar 


191 




1788 21. Februar 


171 


1791 27. 


1788 26. Februar 


172 




1788 10. März 135 


,138 


1791 18. 


1788 28. März 


175 


1791 21. 


1788 16. Mai 130, 


191 


1791 22. 


1788 2. Juni 


146 




1788 17. Juni 161, 


192, 


1791 28. 


298, 


303 




1788 31. Juli 


160 


1791 4. 


1788 11. August 


101 


1791 7. 


X788 21, August 


113, 
181 


1791 21. 



183 
192 
205 
209 
201 



Seite 

2. September 130 

Oktober 189 

October 166 

7. October 177 

October 96 

Dezember 114 

2. Dezember 177 

Januar 147 

Januar 175 

Februar 184 

Juni 177 

Juni 176 

5. Juni 130 

. August 191 

. September 290 

.Dezember 189, 

190 

Januar 

Januar 

März 

[). März 

April 

Mai 207, 301 

Juni 206 

Juli 203, 209 

' Juli 209 

[J. Juli 201 

d. Juli 201 

August 209 

August 203 

, September 199 

".September 202 

October 210 

October 210 

d. October 203, 

205, 256 

November 207 

O.November 201 

.November 202 

Dezember 203 

. Dezember 201 

[). Januar 206 

1. Januar 210 

Januar 207, 

209 

Januar 203, 

206 

Februar 210 

Februar 210 

Februar 204, 

259 

Februar 206, 

263 

März 199 

März 209 

.März 205, 210, 

259 



1791 28. 
1791 1. 
1791 11 
1791 26< 

1791 3. 
1791 6. 
1791 20. 
1791 11. 
1791 14, 
1791 24. 
1791 25. 
1791 18, 
1791 12, 
1791 28, 

1791 3. 
1791 10, 
1791 7. 

1791 31, 

1792 6. 
1792 27< 
1792 12, 
1792 23, 
1792 7. 
1792 24, 
1792 25. 
1792 11. 
1792 20, 
1792 22, 
1792 3. 
1792 6. 
1792 14, 
1792 24, 
1792 5. 
1792 12< 

1792 18, 
1792.2. 

1793 3. 
1793 4. 
1793 21, 
1793 18. 
1793 15. 
1793 29. 

1793 24. 
1793 7. 
1793 10, 
1793 29. 

1793 2a 

1794 2. 
1794 27, 
1794 7. 
1794 20. 
1794 14, 
1794 22. 



Seit« 

März 207 

April 205 

April 201 

.Mai 202, 205, 

256 



202 

206 
203 
210 



Juni 

Juni 

. Juni 

. Juli 

. Juli 

. Juli 207, 270 

. Juli 201 

. August 202 

. September 200 

. October 203, 

207 
November 202 
. November 208 
Dezember 199 
.Dezember 199, 

3.30 

Februar 210 

. Februar 202 

. März 296 

März 226,261 



Mai 

Mai 

Mai 

Juni 

Juni 

Juni 
Juli 
August 



220 
231 
271 
240 
332 
238 
296 
231 



Septenxber 296 
September 240 
October 330 
. October 296 
, October 290 
November 270 
Januar 312 
Januar 256 
. Januar 315 

März 

April 

August 



312 

256 
214, 



September 313 
October 326 
, October 330 

► November 316 
, Dezember 321 
Januar 231 

> Januar 240 
Februar 330 
. März 315 

April 330 
April 270 
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Seite 

1794 24. April 313 
1794 23. Juni 231 

1794 26. Juni 220 

1794 14. August 324 

1795 2. Januar 297,299, 

301 
1795 25. Juni 326 

1795 24. Juli 269 

1795 31. Juli 257 

1795 24. August 263 
1795 17. September 315 
1795 9. October 257 

1795 27. November 313 

1796 26. Februar 285, 

286 
1796 21. MXr« 239 

1796 11. April 240,294 
1796 22. April 240 
1796 25. April 324 
1796 1. Juni 299 

1796 11. Juli 297 

1796 20. November 252 
1796 1. Dezember 270 
1796 8. Dezember 290 

1796 19. Dezember 263, 

277 

1797 23. Januar 241 
1797 13. Februar 252 
1797 14. Februar 241 
1797 24. April 241 
1797 2. Mai 241 
1797 20. Juni 241 
1797 23. Juni 330 
1797 6. Juli 295 
1797 7. Juli 315 
1797 18. Juli 317 
1797 17. August 293 
1797 22. August 221 
1797 8. September 252 
1797 10. October 263 
1797 20. November 213 
1797 23. November 213 
1797 24. November 330 
1797 22. Dezember 285, 



1798 12. 
1798 25. 
1798 14 
1798 3. 
1798 7. 
1798 9. 
1798 15, 
1798 25, 

1798 1. 

1799 17. 

1799 14, 

1800 6. 



297 
214 
290 
313 
250 
294 



. Mai 

. Mai 

. Juni 

August 

August 

August 

. October 279 

. October 315 

November 327 

. Januar 257 

. März 290 

September 324 



1800 28. October 

1801 31. Januar 



Seite 
259 

282, 
283 
291 



1801 25. März 
1801 4. April 282 

1801 17. April 271 
1801 1. Mai 282 

1801 4. September 313 
1801 26. October 279 

1801 27. November 285, 
286, 291, 292, 324 

1802 2. April 294 
1802 12. April 324 
1802 9. Juli 282, 283 
1802 22. August 213, 

242 
1802 26. August 213 
1802 25. September 279 
1802 5. October 295 
1802 12. November 250 

1802 13. November 279 

1803 17. Januar 315 
1803 20. Januar 279 
1803 16. März 277, 279 
1803 27. Juli 313 
1803 3. September 304 
1803 21. September 271 
1803 29. October 305 
1803 3. November 285, 

288 
1803 18. November 308 
1803 2. Dezember 263 
1803 7. Dezember 283 

1803 25. Dezember 219 

1804 13. Januar 311 
1804 4. Februar 250 
1804 22. Februar 242 
1804 29. Februar 328 
1804 26. März 265 
1804 27. Juli 238 

1804 28. Dezember 276 

1805 30. Januar 313 
1805 24. Februar 259 
1805 9. März 282 
1805 21. Mai 310 

1805 8. Juni 310 

1806 15. März 282,283 
1806 22. August 315 
1806 6. September 315 
1806 30. September 310 

1806 19. Dezember 311 

1807 15. Januar 278 
1807 18. Januar 315 
1807 14. März 285 
1807 25. September 311 

1807 12. Dezember 314 

1808 2. März 251 



Seite 
1808 31. März 265 
1808 1. April 313 

1808 20. Juli 317 

1808 23. September 315 
1808 23. October 313 
1808 28. October 291, 
292 293 
1808 24. November 290 
1808 10. Dezember 311 

1808 24. Dezember 243 

1809 7. Januar 317 
1809 27. Januar 313 
1809 18. Februar 268 
1809 31. October 290 

1809 31. Dezember 279 

1810 12. Januar 326 
1810 26. Februar 266 
1810 11. Mai 312 
1810 6. Juli 251 
1810 7. Juli 253 
1810 8. September 266 
1810 28. September 237 

1810 15. October 295 

1811 19. Januar 295 
1811 20. l'ebruar 265, 

266 
1811 7. Juni 292 

1811 1. Juli 253 

1811 5. Juli 257 

1811 17. Juli 253 

1811 16. August 238 

1811 24. Dezember 314 

1812 15. Februar 326 
1812 1. April 296 
1812 1. August 267 
1812 29. September 265 
1812 12. November 312 

1812 5. Dezember 316 

1813 29. Januar 316 
1813 7. Mai 265 
1813 20. Mai 293, 315 
1813 17. Juli 259 

1813 10. September 290 

1814 5. April 290 
1814 14. Juli 237 
1814 30. Juli 248 
1814 12. August 309 
1814 15. September 278 
1814 20.September232. 

233, 294, 309 
1814 30. September 315 
1814 19. October 237 
1814 28. October 238 
1814 1. November 278 
1814 17. Dezember 270 
1814 20. Dezember 232, 
233, 247 
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18U 23. Dezember 325 

1814 30. Dezember 296 

1815 1. Januar 249 
1815 19. Januar 292 
1815 24. Januar 232, 

233, 235, 294 
1815 J8. März 247 
18^5 8. April 257, 258 
1815 20. April 244,260 
1815 22. April 329 
1815 24. April 278, 309 

310 
1815 6. Juni 274 

1815 8. Juni 296 

1815 1. Juli 278 

1815 8. Juli 214 

1815 14. Juli 250 

1815 17. Juli 296 

1815 19. Juli 317 

1815 22. Juli 296 

1815 2. September 244, 

309 
1815 30. September 251 
1815 31. Oetober 226 
1815 24. November 238 
1815 27. November 249 
1815 7. Dezember 312, 

349 
1815 9. Dezember 290 

1815 30. Dezember 310 

1816 14. Februar 247 
1816 21. Februar 257, 

262 
1816 5. März 262 

1816 8. März 226 

1816 20. März 275 
1816 17. April 330 
1816 20. April 227, 309 
1816 30. Aprü 226 
1816 4. Mai 233, 294 
1816 IL Mai 311, 324 
1816 1. Juni 266, 267, 

268 
1816 4. Juni 228 

1816 7. Juni 249, 278 
1816 15. Juni 249 

1816 17. Juli 228 

1816 20. Juli 271, 293, 

310 
1816 23. Juli 278 

1816 3. August 227, 229, 

234 
1816 13.September227, 
249 293 
1816 1. Oetober ' 278 
1816 3. Oetober 278 
1816 4. Oetober 310 



1816 18. 
1816 24. 
1816 30 

1816 27. 

1817 14 

1817 15. 

1817 15. 
1817 27. 
1817 6. 
1817 20 
1817 7. 
1817 28. 
1817 4. 
1817 15. 
1817 16. 
1817 26. 
1817 12, 
1817 3. 
1817 21. 
1817 25, 
1817 2. 
1817 5. 
18i7 15. 

1817 21, 

1818 1. 
1818 17, 
1818 3. 
1818 4. 
1818 7. 
1818 17, 
1818 28. 
1818 7. 
1818 18, 
1818 25. 
1818 29. 
1818 15. 
1818 4. 

1818 22, 
1818 26. 
1818 3. 
1818 3. 
1818 23, 

1818 21, 

1818 28, 

1819 11, 
1819 5. 

1819 2. 
1819 12, 
1819 26, 
1819 11. 
1819 17. 
1819 9. 



Seite 

Oetober 247 
Oetober 271 
November 238 
Dezember 265 
März 228,229, 

294 
März 228, 229, 

270 



, April 
. April 
Mai 
. Mai 
Juni 



244 
263 
296 
310 
274 



Juni 228,229 
Juli 272 

. Juli 266, 268 
. Juli .296 

, August 276 
.September 235 
Oetober 296 
, Oetober 325 
, Oetober 
November 
November 
.November 265 
November 295 



267 
217 
325 



Januar 
. Januar 
Februar 
Februar 
Februar 
. Februar 
. Februar 
März 

► April 
. April 
. April 

> Mai 
Juli 215, 



273 
244 
249 
249 
325 
249 
244 
296 
258 
247 
250 
315 
218, 
294 
281 
245 



, Juli 
. August 
September 237 
Oetober 311 
. Oetober 235, 



. November 264 
November 313 

, Januar 291 

Februar 294, 

295, 310 

April 278 

. April 311 



. April 
. Mai 
. Mai 
Juni 



274 
236 
292 
313 



1819 13; 
1819 23. 

1819 6. 
1819 29, 
1819 29. 
1819 2. 

1819 19. 
1819 30. 

1819 4. 

1819 17. 

1820 4. 
1820 6. 
1820 8. 
1820 21. 
1820 31. 
1820 8. 
1820 18, 

1820 8. 

1820 9. 

1821 12. 
1821 23. 
1821 3. 
1821 10. 
1821 23. 
1821 16. 
1821 7. 
1821 22. 

1821 29 
1821 10 
1821 23 
1821 1. 

1821 3. 

1822 9. 
1822 22 
1822 2. 
1822 8. 
1822 18. 
1822 26. 
1822 29, 
1822 9. 
1822 13. 
1822 3. 
1822 13, 
1822 17, 
1822 3. 
1822 21. 

1822 8. 

1823 17, 

1823 3. 

1823 4. 

1824 3. 



Seite 

August 314 

August 282, 

284 

September 270 

.September 294 

, Oetober 317 

November 247, 

310 

. November 315 

.November 215, 

219, 294 

Dezember 317 

.Dezember 313 

März 312, 313 



Juli 
Juli 
. Juli 
. Juli 
August 
. August 



274 
214 
302 
293 
325 
245, 
318 

Dezember 265 

Dezember 245 

. Februar 

, Februar 

März 

. März 

. Mai 

, Juni 

Juli 230, 294 

.September 327, 
357 

.September 236 

. Oetober 312 
Oetober 234 

Dezember 316 

Dezember 271 

Februar 

. Februar 

März 



230 
314 
316 
317 
274 
316 



März 
> März 
, März 
März 



293 
318 
325 
325 
325 
313 
325 



April 320, 325 
April 325, 326 



236 
234 
236 
275 

236 



Juni 
, Juli 
. Juli 
August 
. Oetober 
November 230 
, Februar 257, 
259 
August 278 
November 278 
Februar 325 
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1824 13. 
1824 26, 
1824 21, 
1824 9. 
1824 10, 
1824 21. 

1824 9. 

1825 12; 
1825 15, 
1825 18, 
1825 27, 
1825 30, 
1825 4. 
1825 15. 
1825 10, 
1825 23, 
1825 26, 

1825 2. 

1826 4. 
1826 10, 
1826 11, 
1826 3. 
1826 14, 
1826 9. 
1826 19, 
1826 15, 
1826 21, 
1826 18, 
1826 19, 
1826 1. 
1826 23, 

1826 6. 

1827 5. 
1827 9. 
1827 17 

1827 23. 
1827 6. 
1827 13, 
1827 1. 
1827 16, 
1827 20, 

1827 10, 

1828 12, 
1828 22, 

1828 5. 

1829 27, 
1829 8. 
1829 26. 

1829 27, 

1830 9. 

1830 23, 
1830 1. 
1830 8. 

1830 16. 



Seite 

.Februar 312 
März 274 
Mai 311, 330 
Juli 329 

September 294 
, November 285 
Dezember 265 



> März 
. April 

> Mai 
. Mai 

Mai 

Juni 

Juli 



235 
235 
319 
319 
236 
270 
285 



► September 315 
, September 319 
. October 326 
Dezember 
Februar 
Februar 
. Februar 
März 



April 
Juni 

Juni 

Juli 
. Juli 

August 
, August 
September 318 
September 317 



320 
313 
245 
230 
248 
316 
316 
272 
270 
316 
316 
310 



October 
Januar 
Februar 
. Februar 

, Februar 
April 
> April 
Juni 
» Juni 
Juli 



319 
316 
312 
282, 
284 
312 
319 
317 
325 
316 
317 
September 294 



April 
> August 
Dezember 
, März 
Mai 
, Juni 
. Juni 

April 237, 285, 
290 
. April 
Mai 
October 



314 
317 
250 
314 
318 
236 
242 



325 
310 
282, 

2ao 

November 326 



1830 20, 

1831 19, 

1831 22, 

1832 7. 
1832 31. 
1832 2. 
183^ 17, 
1832 24. 
1832 15. 
1832 26. 

1832 16. 

1833 7. 
1833 11, 
1833 16. 
1833 6. 

1833 27. 

1834 16, 
1834 19. 

1834 16, 

1835 10. 
1835 25, 
1835 3. 
1835 4. 
1835 9. 
1835 10, 
1835 14, 
1835 22, 
1835 9. 
1835 11. 
1835 19, 
1835 10. 
1835 17, 
1835 3. 
1835 3. 
1835 30, 
1835 1. 

1835 12, 

1836 16 
1836 4. 
1836 15, 
1836 29, 
1836 22, 

1836 22. 

1837 16. 
1837 6. 
1837 13. 
1837 20, 
1837 30, 
1837 20, 
1837 9. 

1837 8. 
18;i7 24, 

1838 9. 
1838 7. 
1838 18. 
1838 26, 



236 
265 
260 



Seite 

, November 317 
. Februar 324 
. April 325 
März 
. März 
April 
, August 314 
. August 316 
»September 317 
, October 295 
, November 260 
Januar 21^ 
» Januar 311 
.April 328,358 
Juli 311 

, September 245 
, Mai 219 

. Juli 328 

. August 325 
April 353 



Mai 
Juni 
Juni 
Juni 
. Juni 
. Juni 
, Juni 
Juli 
Juli 
Juli 



353 
353 
349 
352 
354 
340 
343 
349 
350 
336 



. August 345 
. August 354 
October 350 
November 358 
. November 349 
Dezember 349, 
350 
. Dezember 336 
. Januar 336 
März 350 

. März 355 
. März 355 
. Juni 343 

.Dezember 344 
. Januar 356 
Februar 344 
. Februar 344 
. April 349 



358 
356 
338 
344 



. Mai 

, Juni 

Juli 

August 

, October 352 

Januar 336 

Februar 336 

, April 336 

. April 336 



1838 30, 
1838 28, 
1838 5. 
1838 6. 
1838 3. 
1838 16. 
1838 7. 
1838 12, 
1838 13, 
1838 28, 
1838 1:4, 
1838 17, 

1838 31, 

1839 4. 
1839 5. 
1839 7. 
1Ö39 11, 
1839 18. 
1839 25. 

1839 4, 
1839 22, 
1839 6. 
1839 7. 
1839 11. 
1839 2. 
1839 4. 
1839 19, 
1839 25, 
1839 7. 

1839 24, 

1840 27, 
1840 10, 
1840 16, 
1840 11. 
1840 12. 
1840 2; 
1840 3. 
1840 26, 
1840 4. 
1840 16. 
1840 30. 
1840 2. 
1840 26, 

1840 30. 

1841 30. 
1841 10. 
1841 5. 
1841 13. 
1841 23, 
1841 5. 
1841 15, 
1841 24. 
1841 1. 
1841 10. 
1841 13. 
1841 24. 



- April 
. Mai 
Juni 
Juni 
Juli 

October 
November 
, November 336 
, November 353 
November 342 
, Dezember 336 

Dezember 336 
, Dezember 336 



Seite 
345 
353 
345 
344 
355 
353 
338 



Januar 
Januar 
Januar 
. Februar 
Februar 
Februar 



336 
336 
354 
354 
344 
352, 
355 



April 


355 


. April 


355 


Mai 


355 


Mai 


343 


. Juni 


357 


Septembei 


• 353 


November 336 


. November 344 


. November 338 


Dezember 


355 


. Dezember 336 


. Januar 


346 


. April 


336 


. April 


258 


. Mai 


346 


. Mai 


358 


Juni 


340 


Juni 


338 


. Juli 


346 


August 


353 


, October 


349 


. October 


336 


November 


352 


. November 352 


. Dezember 352 


. Januar 


336 


. März 


358 


April 


346 


. April 


336 


. April 


336 


Mai 


336 


. Mai 


3,52 


. Mai 


3,53 


Juli 


343 


. Juli 


3.58 


. Jmü 


353 


. August 


340 
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1841 30. 
1841 20. 
1841 24, 
18il 3. 

1841 6. 

1842 7. 
1842 15. 
1842 31, 
1842 6. 
1842 17, 
1842 3. 
1842 8. 
1842 23, 
1842 30, 
1842 11, 
1842 a 
1842 27, 

1842 30, 

1843 24. 
1843 19, 
1843 13. 
1843 21, 
1843 22. 
1843 21. 
1843 27. 
1843 1. 
1843 29, 
1843 9. 
1843 16. 
1843 27. 
1843 11. 





Seite 


. August 


338 


.September 340 


.September 347 


November 343 


Dezember 


358 


Januar 


349 


. Februar 


354 


. März 


a53 


Apnl 
. liai 


351 
344 


Juli 340 


,341 


August 


341 


. August 


355 


.September 336 


. October 


356 


November 


343 


. Dezember 341 


. Dezember 358 


. Januar 


358 


. Februar 


339 


. Mfirz 


359 


. März 


356 


. März 


358 


.Aprü 350,351 


. April 
Mal 


341 


358 


. Mai 


358 


Juni 


336 


. Juni 


355 


. Juni 


336 


. Juli 


358 
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1843 5. October 344 
1843 16. October 346 

1843 17. October 356 

1844 19. Oc tober 356 

1843 30. Dezember 344 

1844 11. Januar 338 
1844 7. Februar 358 
1844 15. März 356, 357 
1844 25. März 356 
1844 13. April 345 
1844 24. April 336 
1844 25. Mai 349, 350 
1844 5. Juni 358 
1844 3. Juli 336 
1844 17. Juli a58 
1844 13. September 353 
1844 30. September 350 
1844 26. November 338 
1844 28. November 336 

1844 11. Dezember 358 

1845 1. Februar 347 
1845 18. Februar 358 
1845 21. Februar 350 
1845 1. April 347 
1845 14. April 353 
1845 21. Mai 349 
1845 28. Mai 356, 357 
1845 25. Juli 352 
1845 24. October 343 

1845 28. November 358 

1846 9. März 339 



Seite 

1846 26. März 339 
1846 28. September 346 
1846 10. October 336 
1846 19. October 342 
1846 30. October 354 
1846 18. Dezember 343 

1846 24. Dezember 339 

1847 8. Januar 338 
1847 14. Januar 336, 

341 
1847 10. Februar 344 
1847 17. Februar 339 
1847 3. März 355 
1847 13. März 345 
1847 18. März 345 
1847 10. Mai 343 
1847 18. September 352 
1847 25. November 339 
1847 30. November 359 

1847 23. Dezember 336 

1848 17. Februar 338 

1848 29. März 344 

1849 27. Octobr 285 

1850 28. Juni 182, 124, 

291 
1852 23. März 278 

1852 28. Juli 291 

1853 3. Mai 291, 292 

1854 16. Juni 292, 293 
1854 9. August 286, 289, 

291 
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Abhandlungs-Commission . . 86 
AbStiftung ........ 146 

Achtraännerämter in Böhmen 23, 107 
Adelsgericht 115, 217, 218, 221, 294 

Adoption 291 

Advocatialgericht in Krakau . 241 

Advokat 24, 26, 27, 87, 125, 142, 

143, 146, 177, 179-181, 191, 209, 

210, 318, 323-328, 353, 354, 

357 358 

Advokatenprüfung 92, 125, 179—180 

210, 288, 324, 325, 326, 359 

Agenten, öffentliche .... 328 

Ahlen, Milit. Appell. Rath v. 253, 312 

Aichen, Freiherr v 280 

Althann, Michael Johann Graf v. 53 

Amann 103, 203 

Amt (königliches) in Schlesien 105 

Amtstage in Tirol 223 

Analogie im Civilrecht 117, 132, 204 

bis 206 
Analogie im Strafrecht . . 79,150 
Anheimsagung der Gerichtsbar- 
keit 336 

AnkUgeverfahren ... 56, 162 
Anonyme Anzeige . . . 296, 303 
Anschmiedung . . 153, 207, 311 
Anwalt d. i. Gemeindevorsteher 

in Tirol 223 

Appellationsgerichte, baierische 

215, 217, 222 
. Appellationsgericht in Fiume . 235 

236 
Appellationsgericht (vorderöster. ) 

in Freiburg .... 104, 201 
Appellationsgericht in Innsbruck 201, 

226 
Appellationsgericht (inner- und 
oberösterreichisches) in Kla- 
genfurt 97, 98, 201, 233, 235, 322 

Domin, österr. Rochtsgcschichte. 



Seite 

Appellationsgericht zu Erakau 240 
Appellationsgericht in Lemberg 45, 
109, 239 244, 
Appellationsgericht in Mähren 40, 
105, 106, 203, 322 
Appellationsgericht in Mailand 249 
Appellationsgericht in Prag 105, 106, 

322 
Appellationsgericht zu Ragusa 246 
Appellationsgericht in Venedig 249 
Appellationsgericht in Wien 94, 95, 
105, 201, 322 
Appellationsgericht zu Zara 246, 247 
Appellationskammer (böhmische) 21, 

23, 105 
Appellationsordnung .... 51 
Appellationstribunal in Mähren 23, 

40, 105 
Appellations- Wechselgericht in 

Gratz 14 

Appellations -Wechselgericht in 

Wien 10 

Appellhof in Laibach .... 232 

Armenvertretung 87, 125, 126, 189, 

321, 326, 327, 346 

Articulus magiae . . .53, 54, 55 

Asylrecht 68 

Auscultanten 94, 175, 176, 187, 209, 
210, 316-320, 356—357 
Auscultantenprüfnng . .317, 356 
Ausgleichsverfahren s. Vergleichs- 
verfahren. 
Auslegung s. Interpretation. 

Auslieferung 311, 352 

Answandernngspatent . . 260, 261 

Ausziehordnungen . 136, 284, 344 

Autonomie der Provinzen 198, 205, 

209, 258, 329 

AviticaJgtiter 200 

Azzoni von 46, 47 

24 
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Seite 

Banaltafel in Croatien ... 29 
Bankogefalle- Administration . 17 

Bankozettel 266 

Banngericht in Gratz .... v338 

Banniza 3, 80 

Batta, Valentin 184 

Bauerngüter ... 129, 205, 343 
Begnadigungsrecht . . . 167, 303 

Benyitzkj^ Samuel 184 

Bergämter 11 

Bergamt zu Vordemberg . . 16 

Berggerichtsbarkett 16, 23, 96, 98, 

99, 101, 102, 103, 105, 106, 108, 

110, 117, 144, 145, 185, 189, 190, 

201—203, 214, 219, 226, 227, 231, 

237, 238, 239, 243, 244, 245, 247, 

275, 276, 297, 338, 339 

Bergrecht . . . 16, 84, 117, 332 

Bergwerksverträge 145 

Beschäftigung der Sträflinge 311,312, 

350 
Besitzstörungsstreitigkeiten 284, 344 
Besoldung s. Gehalt. 
Betrug .... 77, 156, 157, 302 
Beweis aus dem Zusammentreffen 

von Umständen 311 

Beweisinterlocut 120 

Beweislehre (strafprozessuale^ . 69, 

304, 311 

Beweismittel im Civilprocess 119, 120 

Beweistheorie 69 

Bezirks-Commissariate in Inner- 
Oesterreich . . . 233, 234, 237 

Bigamie 65, 156 

Bischöfliches Gericht in Prag . 23 

Blutrache 246 

Blutschande 75, 302 

Böhmens Justiz Verfassung . . 17 

Bogner, Franz 269 

Bomel, Thomas 30 

Botzner Marktfreiheiten 103,139—143, 
261, 262 
Botzner Marktgericht s. Mer- 

cantilgericht zu Botzen. 
Bourgnignon v. Baumberg Hof- 

rath 53 

Brandlegung 78, 305 

Brandmarkung 60, 153, 164, 166, 
168, 207, 301, 302 

Brechein 208 

Bruchmann, Johann .... 269 
Brttckenamt in Prag . . 23, 107 

Brnnsswik, Josef 186 

Bürgerliches Gesetzbuch 45, 46, 47, 

48, 126, 127, 128, 130—135, 191, 

192, 197,203,204,249,251-255,340 

— (für Westgalizien) , . . . 252 



Burggrafenamt in Königgrätz 20, 107 
Burggrafenamt in Prag . . 18,107 

Capitoli minerali 247 

Cavriani, Graf von 36 

Censur 78, 342 

Getto V. Kronstorf, Hofrath . 53 

Chotek, Graf von 251 

Civil-Codex-Entwurf . . . 46, 47 
Civilhauptmannschaft in Triest . 99 
Civilrecht (formelles) s. Gerichts- 
ordnung. 
Civil recht (materielles) s. bür- 
gerliches Gesetzbuch. 
Civil- u. Criminal-Verbrechen 300, 301 
Code du commerce 225, 228, 248, 249 

Codex austriacus 26 

Codex juris bavarici . . . .217 
Codification des öster. Rechts 33, 45 

Colonelli . - 246, 248 

Comitatsgerichte . . 28, 185, 187 
Commission (permanente ge- 
mischte) zur Schlichtung von 
Zwistigkeiten und Irrungen 
zwischen Civil- und Militär- 
personen 339 

Compilations-Commission 46, 47, 48 
Concursordnung (allgemeine) 137, 
138, 142 
Concursordnungen s. Falliten- 

ordnungen. 
Conduitelisten . . 174, 175, 209 
Confiscation s. Geldstrafe. 
Consess der obersten Landes- 

officiere in Böhmen ... 37 
Consessus in causis summi prin- 

cipis in Görtz .... 99, 168 
Consessus in causis summi prin- 

cipis in Gratz .... 36, 168 
Consessus in causis summi prin- 

cipis in Lemberg. . . 45, 168 
Consessus in causis summi prin* 

cipis in Prag ... 37, 107, 168 
Consessus in causis summi prin- 

cipis in Triest. ... 99, 168 
Consistorium universitatisß. üni- 

versitätsgericht. 
Contractus mohatrae .... 139 

Contrattation 140 

Contumaz Vorschriften .... 157 

Corpus delicti g^S^^ 67, 162 

Corpus juris hungarici ... 29 

Correctionsbücher 326 

Creditanstalt (galizische ständi- 
sche) 343 

Crida-Abschied 82 

Cridainterimale .82 
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Cridasachen s. Fallitenordnungen. 

Croatien 233—238 

Curia regis hungarici .... 28 

Curti von 46, 53 

Czäky, Johann, Graf .... 186 
Dann, Leopold, Graf v. ... 41 
Decisiones regiae ..... 88 

Declamatores . 107 

Decretum tripartitura .... 29 
Depositenämter 121,292, 293, 321, 338 
Deputation in Botzen .... 142 
Deputationes systematicae . . 200 
Die letzten 13 Jahre der Patri- 
monialjustiz unter Kaiser Fer- 
dinand 1 335 

Die österreichische Justiz unter 

Kaiser Franz 1 212 

Diätenclasse 315 

Diebstahl . 77, 156, 157, 302, 306 
Diploma Leopoldinum .... 29 
Disciplinar Vorschriften über Ad- 
vokaten .... 180, 181, 326 

— über Beamte 355 

Di strictual tafeln in Ungarn und in 

Siebenbürgen 28,185, 186, 187, 190 
Doktorat juridisches . . 179, 210 

Dolliner, Prof. 280 

Dolmetsch 344 

Dynastien in Tirol s. Grund- 
obrigkeit. 
Ehebruch . 75, 157, 158, 302, 306 
Ehepatent s. Eherecht. 
Eherecht 126, 127, 128, 132, 192, 
205, 217, 244, 259, 260, 284, 333, 
340-342, 359 
Eheverlöbniss ... 126, 134, 192 

Ehrenbeleidigung 78 

Ehrlosigkeit ....... 61 

Eidesabnahme 288 

Einlösungsscheine ..... 266 

Eisenbahngesetze 343 

Eisen meister ....... 223 

Einleitung 1 

Eligibilitätsdecret s. Wahlfahig- 
keitsdecret. 

Elternrecht 133 

Erbfolgepatent s. Erbrecht. 
Erbrecht 128, 129, 200, 204, 205, 
255, 256, 257 
Erbstener ... 24, 125, 295, 296 
Erinnerung Kaiser Joseph's II. 

an die Staatsbeamten • . « 177 

Erkenntnissverfahren .... 66 

Erschwerungsumstände 64, 152, 160, 

302, 303, 305 

Erzbischöfliches Ehegericht in 

Wien 12 



Eventnalitätsprincip im Civilpro- 

cesse 119, 120 

Executionsverfiihren 19, 24, 26, 44, 

51, 120, 191, 199, 330, 344 

Exterritoriale Personen ... 10 

Ezelt, Joseph 269 

Fallitenordnnngen 25, 80, 81, 82, 93, 

137, 138, 140, 191, 200, 262, 263, 
278, 281, 345 
Familienrath ..... 207, 290 
Feibietungsordnungen 282—284, 344 
Fidei-Commisse 8o, 124, 207, 281, 
290, 291 
Finanzpatent . 265, 266, 331, 332 
Fiscaladjunctenprnfung. . 324, 353 

Fiscalämter 115, 146 

Fischamt in Prag ... 23, 107 
Flossgericht in Prag . . 23, 107 
Folter 27, 44, 67, 69, 70, 71, 80, 161 

Forstämter .11 

Forum productionale .... 190 
Freigebung der Advokatie 179, 324, 

' 325 

Freizügigkeit . . , . . 351, 352 
Freizügigkeit gegenüber Ungarn 

und Siebenbürgen . . 200, 359 
Freiheit ......... 132 

Freisprechung (ab instantia) 71, 165, 
304, 307 
Friedensrichter 225, 227, 228, 232, 
242, 247 
Fristen (im Civilprocess) . 52, 180 ^ 
Froideveaux von . . 46, 49, 116 ' 

Fronius, Mathias 30 

Gärtner, Freiherr von .... 280 

Galeerenstrafe 311 

Gastgerichte 103 

Gefällssachen ... 168, 312, 350 
Gefängnisse 39, 72, 148, 149, 162, 

166,207, 292, 311, 312, 349, 359,360 
Gehalt 87, 92, 96, 124, 169, 176, 177, 

218, 221, 224, 314, 315, 320, 321 

Geistliche Gerichte 12, 17, 23, 29, 

42, 65, 69, 92, 94, 108, 125 

Geistliche, deren Gerichtsstand 203, 

294 
Geldstrafen 61, 154, 156, 158, 302,349 

Geleit freies 167 

Gemeines deutsches Recht 24, 42, 
46, 129, 217 

Gemeingerichte 103 

Gemischte Verbrechen . . . . 57 

General- Archive 225 

Generalatsgerichte 42 

Gerhabschaftsordnungen s. Pu- 

pillarangelegenheiten. 
Gerichtsärzte 311, 349 
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Gerichts - Instructionen 24 , 45 , 51, 
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bis 293, 345 

Gerichtsordnung (allgemeine) 45, 48, 

49, 50, 51, 116-120, 142, 205, 206, 

277, 278, 348 
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Gerichtsordnunff für das galizi- 

sche Tribunal .... 51, 52 
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277, 278 

Gerichtsordnungen 24, 26^ 43, 51, 

81, 113, 117 

Gerichtspraxis 318 

Gerichtssprache 182, 183, 184, 200, 
201, 236, 329, 330, 332, 333, 354, 
359, 360 
Gerichtsstand (privilegirter) 3 ff., 65 
Gerichtstafel königliche in Sie- 
benbürgen 29 

Geschäftsausweise 287 

Geschäftsordnung s. Gerichts- 

Instruction. 
Geschäftsstyl .....*♦ 121 
Geschäftsumfang bei den Ge- 
richten .... 322, 323, 346 
Gesetzgebungshofcommissionen 251 
Gesetzbuch bürgerliches s. bür- 
gerliches Gesetzbuch. 
Geständniss im Civilprocess . . 119 
Geständniss im Strafprocess 69, 160, 
163, 164 
Gewährlosbrief ...;.. 19 
Gewährwandel ...... 270 

Gewerbegesetze 265 

Gewohnheitsrecht ..... 131 

Geymüller, Heinrich v. . . . 268 

GoJdegg von, Hofrath .... 53 

Gotteslästerung .... 73, 158 
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(Gesetzentwürfe dazu) 279—281 
Verfahren in Streitsachen s. Ge- 
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Verführung 76 

Vergleichsverfahren 82, 141, 143, 

262 
Verhandlungsmaxime im Civil- 

process 119, 344 

Verhör 69, 162, 163 

Verjährung strafbarer Hand- 
lungen 64, 156, 303 

Verlassenschattspflege « 24, 44, 86, 

113, 121—123, 140, 146, 199, 281, 

285, 286, 288, 289, 290, 344 
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Vermö^ens-Einziehnng s. Geld- 
strafen. 
Vermögenssteuer . ^ . . . . 267 

Verordnete Stelle 15 

Verpflegung der Ge&ngenen 154, 
207, 301, 308, 312, 349, 350 
Verschwendung 135, 177, 205, (315) 
Vertheidigung im StrafprocesH 70, 
163, 303 
Veruntreuung . . 77, 156, 157, 306 

Vicedomamt 6, 10, 35 

Völkerrecht s. Internationales 
Recht. 

Völkerrechte-Codex 351 

Vörös, Anton 184 

Vogteiamt 103 

Vorderösterreich 13 

Vormerkämter 84 

Vormerkbücher 84 

Vorsatz böser .... 57, 151 
Wahlfähigkeitedecret . . 173, 313 

Waisencommission 86 

Waisensachen s. Pupillar-Ange- 
legenheiten. 

Waldämter 11 

Wallis, Franz Graf 107 

Wassergericht (kaiserliches) in 

Wien .11 

Wassergrafenamt . . . . 11, 35 
Wechselgerichte 97, 117, 136, 225, 
228, 232, 247 
Wechselgerichte in Böhmen . . 23 
Wechselgericht in Brunn ... 108 
Wechselgericht in Graz 14, 37, 99 
Wechselgericht zu Klagenfurt . 102 
Wechselgericht zu Laibach . . 102 
Wechselgericht in Linz ... 96 
Wechselgericht in Pnrg 106, 107, 

Wechselgericht in Triest 97, 98, 100, 

101, 137, 202, 233, 338 

Wechselgericht in Troppau . . 108 

Wechselgerichte in Ungarn 331, 359 

Wechselgericht in Wien 9, 35, 36, 

82, 96, 97, 137, 323 

Wechselgesetze 82, 83, 117, 142, 

199, 200, 205, 263, 359 

Wechselnotare ...... 181 

Wögh, Peter 186 

Weinbergamterichter in Prag . 23 

Weissbotenamt 83 

Wiederaufnahme des Verfah- 
rens .... i .... 167 

Wildner, Ignaz 359 

Winkelsohreiber . 87, 179, 318, 326 
Wirthschafteamt 113 
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Wucher 75, 138, 139, 206, 223, 263, 

264, 283 

Zasiadately ...«*.. 243 

ZehnmSDnerämter in Böhmen 23, 

107 

Zehent 258, 259, 343 

Zeiller, Hofrath v 252 

Zeitgerichte 103, 184 

Zenker von 47, 53 
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